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Friedhof in spe

Er wird und wurde wiederholt dem ehemaligen SPD-Vorsitzenden und
Bundeskanzler von 1969 bis 1974, Willy Brandt, zugesprochen, jener
indessen berühmte Satz: "Von deutschem Boden darf nie wieder Krieg
ausgehen."

Abgesehen von bereits vielen Jahren praktizierter Beteiligungen oder
Initiativen an diversen Angriffs- bzw. Überfallskriegen, welche die
Bundesrepublik Deutschland bereits auf ihrem Konto sammeln sollte, hat
die noch amtierende Regierung über ihre Verteidigungsministerin
Ursula von der Leyen auch die jüngste Chance eines Sicherheitstreffens
diverser Staaten Europas auf Nato-Ebene nicht ungenutzt gelassen, die
Frage nach einer eigenständig getragenen europäischen Verteidigung und
ihrem notwendigen Rüstungsaufbau gegen die mutmaßliche Gefahr einer
russischen Bedrohung vor dem Hintergrund vermeintlich eklatanter
Unterlegenheit an Technik, Waffen und Soldaten positiv und durch den
Vorschlag, eine in Deutschland angesiedelte Kommandozentrale "für
schnelle Truppen- und Materialtransporte" aufzubauen (dpa),
vorauseilend zu beantworten.

Eilfertig, diensteifrig und von denkbar fremdesten Interessen
geleitet, hat von der Leyen auf diesem Wege Mitteleuropa, und das
heißt insbesondere die Bundesrepublik Deutschland, zum Schlachtfeld
der Zukunft bestellt.

Sargnagel- und atomkopffrei wird doch nach langen weltbürokratischen
Mißlichkeiten endlich jener nennenswerte Federstrich getan, der sich
in allen seinen Folgen ausschließlich dazu eignet, großen, wartenden
Mehrheiten hierzulande das Licht auszublasen und eben diesen
möglicherweise eine fortgesetzte Beteiligung an der vollständigen
Zerrüttung und Zerstörung der irdischen Existenz zu ersparen.

Ihre Schattenblick-Redaktion


16. Februar 2018
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ATOM/144: Strahlende Wege - Streckenwachen bundesweit ... (BBU)


Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) - 24. Februar 2018

Aktionstag gegen Urantransporte



(Bonn / Hamburg, 15.02.2018) Am 24. Februar 2018 findet ein bundesweiter
Strecken-Aktionstag gegen Urantransporte statt.
Anti-Atomkraft-Initiativen rufen zur Teilnahme an Mahnwachen auf, mit
denen auf die Gefahren der zahlreichen Urantransporte hingewiesen werden
soll. Gleichzeitig richten sich die Protestaktionen generell gegen die
Nutzung der Atomenergie. Der Bundesverband Bürgerinitiativen
Umweltschutz (BBU) weist darauf hin, dass erste konkrete Aktionen in
Norddeutschland, Nordrhein-Westfalen und in Rheinland-Pfalz angekündigt
wurden. 

http://urantransport.de/aktionstage/streckenaktionstag-2018

In dem Aufruf zur Teilnahme an den Protestaktionen heißt es: "Wir wollen
auf den Transport von Uranerzkonzentrat (auch bekannt als "Yellow Cake")
aufmerksam machen, das regelmäßig im Hamburger Hafen verladen wird und
dann per Bahn bis Narbonne im Süden Frankreichs fährt, inklusive
radioaktiver Strahlung und entsprechender Gefährdung. Uranerzkonzentrat
ist eine Art gelbes Pulver, das aus den Uranminen kommt und in Narbonne
in Uranhexafluorid (sehr giftiges Zeug) umgewandelt wird, damit es in
Gronau z.B. für Brennelemente angereichert werden kann."

Das Uranerzkonzentrat fährt über den Schienenweg von Hamburg über
Bremen, Osnabrück, Münster, Hagen, Köln, Bonn, Koblenz und Trier, danach
über Metz und Woippy bis Narbonne. Die Anti-Atomkraft-Initiativen rufen
zum Protest entlang dieser Transportstrecke auf.

Udo Buchholz vom BBU-Vorstand betont, dass sich der Aktionstag gegen
viele Gefahren der Atomindustrie richtet. "Der Schwerpunkt der Proteste
richtet sich gegen konkrete Transporte von Uranerzkonzentrat. Die
Proteste richten sich aber auch gegen alle Uran- und Atomtransporte,
sowie gegen Atomkraftwerke und Uranfabriken. Und der Protest richtet
sich auch gegen den Uranabbau, der in vielen Ländern erfolgt und der die
Rohstoffe der Atomindustrie liefert."

Urantransporte erfolgen auch mit LKW - Hilfskräfte werden vorab nicht
informiert

Der BBU weist darauf hin, dass Urantransporte nicht nur mit der
Bahnerfolgen, sondern auch mit LKW. Oft fahren die Transporte unerkannt
durch Wohngebiete; Hilfskräfte wie Feuerwehren oder das THW werden im
Vorfeld nicht über derartige Transporte informiert und wären im
Ernstfall selber den Gefahren radioaktiver Strahlung ausgesetzt.

Wer nicht im Nahbereich der Bahnstrecke Hamburg - Narbonne wohnt, kann
am 24. Februar auch in anderen Orten, unabhängig vom Streckenverlauf
Mahnwachen, Kundgebungen oder Infostände gegen Uran- und sonstige
Atomtransporte organisieren. Wo es zeitlich besser passt, können
Mahnwachen auch am 23.2. oder am 25.2. durchgeführt werden. Zur
bundesweiten Vernetzung ist es sinnvoll, die "Bundesweite Vernetzung
gegen Urantransporte" über geplante Aktivitäten zu informieren, damit
sie gemeinsam beworben werden können. Kontakt: kontakt@urantransport.de

Weitere Informationen über die Gefahren der Urantransporte, über den
Aktionstag am 24.2.2018 sowie über konkrete Aktionen unter:

http://urantransport.de

Informationen zum Thema Uranabbau:

http://www.wise-uranium.org

http://www.menschenrechte3000.de

Der BBU ist der Dachverband zahlreicher Bürgerinitiativen,
Umweltverbände und Einzelmitglieder. Er wurde 1972 gegründet und hat
seinen Sitz in Bonn. Weitere Umweltgruppen, Aktionsbündnisse und
engagierte Privatpersonen sind aufgerufen, dem BBU beizutreten um die
themenübergreifende Vernetzung der Umweltschutzbewegung zu verstärken.
Der BBU engagiert sich u. a. für menschen- und umweltfreundliche
Verkehrskonzepte, für den sofortigen und weltweiten Atomausstieg, gegen
die gefährliche CO2-Endlagerung, gegen Fracking und für
umweltfreundliche Energiequellen.

 * 

Quelle:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Telefon: 0228/21 40 32, Fax: 0228/21 40 33

Internet: www.bbu-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 17. Februar 2018 
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KOHLEALARM/417: Klimakampf und Kohlefront - alle Rechte ohne Pflichten ... (Umweltgruppe Cottbus)


Umweltgruppe Cottbus - Pressemitteilung vom 08.02.2018

Verlängerungsantrag für Tagebau Welzow I ist nicht genehmigungsfähig



Cottbus/Potsdam, 8. Februar 2018. Der Umweltverband GRÜNE LIGA sieht
den Antrag des Kohlekonzerns LEAG auf Verlängerung des Tagebaues
Welzow-Süd als nicht genehmigungsfähig an.

"Obwohl über die Abbaggerung des Dorfes Proschim noch nicht entschieden
ist, verplant die LEAG schon den Boden unter Proschim, um damit ihre
benachbarte Kohlegrube zuzuschütten. Auf diese Weise Tatsachen für weitere
Abbaugebiete zu schaffen, kann nach dem Bundesberggesetz nicht genehmigt
werden." erläutert René Schuster von der GRÜNE LIGA.

Die LEAG hat beantragt, die bis 2023 befristete Genehmigung ihres Tagebaues
Welzow-Süd Teilfeld I bis nach 2030 zu verlängern. Sie hat dafür die
Abbauplanung so geändert, dass sie von der Inanspruchnahme des
umstrittenen Teilfeldes II unabhängig ist. Die Planung einer vom Teilfeld
IIunabhängig herstellbaren Folgelandschaft fehlt jedoch weiterhin.

Das Bundesberggesetz formuliert als Voraussetzung für die Genehmigung
eines Betriebsplanes "die erforderliche Vorsorge zur Wiedernutzbarmachung
der Oberfläche in dem nach den Umständen gebotenen Ausmaß". Die
Bergbehörde kann aber längst nicht mehr von der Abbaggerung des
Teilfeldes II ausgehen. Die Planung der Folgelandschaft hätte daher
mindestens in zwei Varianten erfolgen müssen - es wäre jedoch auch höchste
Zeit für einen endgültigen Verzicht auf Welzow-Süd II.

Mit dem Teilfeld II des Tagebaues wäre die Umsiedlung von 810 Menschen aus
Proschim, Welzow und Lindenfeld und der Ausstoß weiterer 200 Millionen
Tonnen Kohlendioxid verbunden. Der LEAG-Konzern will offiziell erst 2020
entscheiden, ob er Welzow-Süd II noch abbauen will.

Beiliegend erhalten Sie wesentliche Kernpunkte der
Stellungnahme der Umweltverbände. Sie wurde In Zusammenarbeit zwischen
Greenpeace und GRÜNE LIGA erarbeitet und wird von BUND Brandenburg,
NABU Brandenburg und Naturfreunde Brandenburg ebenfalls mitgetragen.

 * 


Kernpunkte der Stellungnahme zum Vorhaben



"Verlängerung des Rahmenbetriebsplanes zum Vorhaben Weiterführung des
Tagebaues Welzow-Süd 1994 bis Auslauf, räumlicher Teilabschnitt I"

Beantragt ist, die auf den Tagebaustand 2023 befristete
Rahmenbetriebsplanzulassung vom 28.12.1993 zu verlängern und den Kohleabbau
im Teilfeld I bis voraussichtlich 2033 zu strecken. Zudem wird der
Gewinnungsbetrieb im Teilfeld I nicht mehr von der Zulassung des Teilfeldes
II abhängig gemacht. Die Abbauführung wird dazu wesentlich geändert und die
Grenze des Teilfeldes I nicht mit der Förderbrücke überfahren, sondern im
Bagger-Band-Betrieb erreicht.

Der Antrag ist nicht genehmigungsfähig, weil er keine Gestaltung der
Bergbaufolgelandschaft für den geplanten Abbaubereich regelt. Nach
Paragraph 55 Absatz 1 Nr. 7 Bundesberggesetz muss "die erforderliche
Vorsorge zur Wiedernutzbarmachung der Oberfläche in dem nach den Umständen
gebotenen Ausmaß getroffen" sein. Das ist nicht der Fall. Eine erneute
Genehmigung für das Teilfeld I kann nicht mehr davon ausgehen, dass
Bodenmassen aus dem Teilfeld II für die Folgelandschaft im Teilfeld I zur
Verfügung stehen. Ein Szenario für die Gestaltung der Folgelandschaft ohne
Gewinnung des Teilfeldes II und damit ohne Zerstörung des Dorfes Proschim
fehlt im Antrag.

Von einer Beantragung bzw. Genehmigung des Kohleabbaus im Teilfeldes II
kann im vorliegenden Verfahren nicht ausgegangen werden: Die LEAG selbst
hat sich nicht auf das Vorhaben Teilfeld II festgelegt und hat angekündigt,
vor 2020 keinen Rahmenbetriebsplanantrag dafür zu stellen. Die Entscheidung
für das Teilfeld II im Braunkohlenplan Tagebau Welzow-Süd aus dem Jahr 2014
ist rechtswidrig, eine Klage dagegen ist anhängig.

Der im Antrag angegebene Kohlebedarf ist nicht nachgewiesen, insbesondere
für die geplanten Lieferungen in das Kraftwerk Jänschwalde. Er ist in
dieser Höhe auch nicht mit dem Klimaschutz als zwingendem öffentlichen
Interesse vereinbar.

Ein Erreichen der bisher festgelegten Abbaugrenze des Abbaugebietes 1 ist
für die Bewohner der angrenzenden Orte Welzow, Wohnbezirk V und Proschim,
insbesondere Karlsfeld nicht zumutbar. Ein Mindestabstand von 400 Metern
zur Wohnbebauung ist einzuhalten. Dieser entspräche beispielsweise dem
Abstand, den nach der energiepolitischen Leitentscheidung der
nordrheinwestfälischen Landesregierung der Tagebau Garzweiler zum Schutz
des Ortes Holzweiler einhalten muss.

Das Stammkapital der Lausitzer Energie Verwaltungs GmbH liegt bei lediglich
14 Millionen Euro, der Mutterkonzern EPH haftet nicht für Bergbaufolgen,
weil eine Patronatserklärung fehlt. Deshalb ist es erforderlich, die
Rückstellungen für die Rekultivierung des Tagebaues Welzow-Süd Teilfeld I
in der erforderlichen Höhe durch behördliche Anordnung zu sichern.

 * 

Quelle:

Umweltgruppe Cottbus e.V.

Straße der Jugend 94, 03046 Cottbus

E-Mail: umweltgruppe@kein-tagebau.de

Internet: www.kein-tagebau.de
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INTERNATIONAL/033: Afro-Brasilianische Geschichten aus dem Amazonasgebiet (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Brasilien / Französisch-Guayana
Afro-Brasilianische Geschichten aus dem Amazonasgebiet

Von Nils Brock
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Die Afro-Brasilianer*innen João Ataide und Joseane Calazans
erzählen die Geschichte des Schwarzen Amazonas neu

Foto: © Nils Brock



(Berlin, 5. Februar 2018, npl) - "Als Lehrer fiel es mir immer schwer,
über die Geschichte der Schwarzen zu sprechen," sagt João
Ataide leise. Auch heute merkt man ihm das an. Sein Blick ist nach
unten, auf ein Grasbüschel gerichtet. Dahinter steht ein
zweigeschossiger Betonbau mit Seminarräumen, ganz ähnlich der Schule
im brasilianischen Macapá, einer 300.000 Einwohner-Stadt im nördlichen
Amazonasgebiet Brasiliens, wo Ataide sonst unterrichtet. "Stell Dir
vor, ein Klassenzimmer, 35 Schüler und ich als Schwarzer rede über
Sklaverei. Es ist eine peinigende Geschichte und sie wird ohne
Unterlass heruntergebetet, damit wir mental bloß nie vom Sklavenschiff
herunterkommen."

Um diesem Dilemma zu entkommen, entwickelte Ataide einen anderen
Zugang zur brasilianischen Geschichte: er übersetzt historische Fakten
in Rapmusik. Seine gehaltvollen Reime sind bekannt in den
Klassenzimmern von Macapá. Die Stadt hat eine afroamerikanische
Gegenwart und Vergangenheit - wie so viele Orte in ihrer Umgebung.
Offiziell beginnt die Immigration von Afrikaner*innen ins
Amazonasgebiet im späten 17. Jahrhundert, als holländische und
englische Schiffe mit Sklavenarbeiter*innen auch in den Dschungel
fernab der lukrativen Zuckerplantagen im Landesinnern vordrangen. Doch
selbst aktuelle Forschungen tun oft so, als seien die Schwarzen nie
dort angekommen. "Es gab von Beginn an eine Reihe von Faktoren, die
für die Einfuhr schwarzer Arbeitskräfte ungünstig waren," schreibt
beispielsweise der brasilianische Historiker Vicente Salles. "Die
weißen Siedler hatten nicht nur wenig Ressourcen, die Schwarzen
passten sich auch nur schlecht an die rentabelste Wirtschaftsaktivität
hier an, das Sammeln von Gewürzpflanzen."


Schwarze Autonomie und marokkanische Migranten

Soll heißen: beim Zimt- und Nelkenpflücken waren Indigene einfach
geschickter. Von dieser allgemeinen Behauptung sei es nur ein kleiner
Schritt, die historische Rolle der Schwarzen im Amazonas komplett zu
verleugnen oder sie zu passiven Objekten zu degradieren, beschwert
sich Ataide. Dabei waren es seine Vorfahren, die die Festungsanlagen
und die Kirche Macapás bauten. Und nicht nur das. Denn es gab eine
Zeit, in der Macapá von den Portugies*innen und Spanier*innen komplett
vergessen wurde. "Die Stadt wurde daraufhin von den Schwarzen weiter
organisiert, die nach dem Bau der Festung geblieben waren. Es gab
keinerlei Präsenz der Kolonialherren," erzählt Ataide und fügt stolz
hinzu: "Für eine lange Zeit regierten die Schwarzen die Stadt."
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Der Lehrer und Musiker Joao Ataide

Foto: © Nils Brock



Ganz anders, aber nicht weniger spannend verlief die Geschichte des
kleinen Nachbarortes Mazagão. Der Name erinnert an die Herkunft
der Gründer, portugiesische Kolonialherren, die vor über 300 Jahren
aus dem marokkanischen Mazagão hierher kamen. "Damals kam es
dort zu religiösen Konflikten," erzählt Joseane Calazans. "Die
portugiesisch-stämmigen Christen flohen mitsamt ihrer schwarzen
Haussklaven 1669 nach Brasilien." Damit beginnt die Geschichte eines
neuen Mazagãos im Amazonas. Am 23. Januar 1770 wurden die 163
Familien und ihre Sklav*innen in einem Fort angesiedelt. Eine ihre
Nachfahren ist die Mittzwanzigerin Calazans, die sich seit einigen
Jahren dafür einsetzt, dass dieses "portugiesische Erbe mit
afrikanischen Wurzeln", wie sie es nennt, nicht in Vergessenheit
gerät.


"Für eine lange Zeit regierten die Schwarzen die Stadt"

Joseane Calazans unterrichtet wie Kollege Ataide Geschichte, aber auf
Rap und Sprechgesang verzichtet sie in ihrem Unterricht. Um die
Historie ihrer Stadt neu zu erzählen, setzt die junge Frau auf ein
anderes Medium: den Film. Seit zwei Jahren arbeitet sie mit an der
Dokumentation Porta do Mar, was übersetzt soviel heißt wie Tor zum
Meer. Der Film erzählt die Geschichte der beiden Mazagãos. "Die
Menschen in Marokko und im Amazonas kommen zu Wort," sagt Calazans und
führt aus, wie sich Doku dem jährlichen Spektakel annähert, mit dem
mitten im Amazonas an den Krieg zwischen Mauren und Christen erinnert
wird. "Klar werden wir manchmal gerügt, warum wir soviel Aufheben um
ein Kapitel der portugiesischen Kolonialzeit machen. Aber sie ist nun
mal auch unsere Geschichte und die wollen wir bewahren."


Quilombos gegen Agrarspekulanten

Die Geschichte der schwarzen Bevölkerung beschränkt sich jedoch nicht
nur auf die von Weißen gegründeten Amazonasstädte. Auch Schwarze, die
der Sklaverei entfliehen konnten, organisierten bereits vor 300 Jahren
eigene Siedlungen im Regenwald, so genannte Quilombos - lange im
Verborgenen und seit rund dreißig Jahren mit staatlicher Anerkennung.
"Es waren von Beginn an Orte der Selbstorganisation," erklärt Ataide
engagiert. "Erst die Verfassung von 1988 erkannte diese Siedlungen
offiziell an. Es gibt in ganz Brasilien mehr als 5000 Quilombos."

Im Amazonasgebiet befinden sich hunderte schwarze Gemeinden. Längst
nicht alle sind als Quilombos eingetragen. Nur wer seine Geschichte
kennt und verteidigt, hat die Chance, selbst über das angestammte Land
zu entscheiden. Emblematisch ist die Geschichte des Quilombo Frechal
im Amazonas-Bundestaat Maranhão. Ende der 1980er versuchten
dort bewaffnete Agrarspekulanten, sich ein Stück Land von der Größe
der Stadt Bremen anzueignen. Dabei hatten die schwarzen Arbeiter*innen
diese Hacienda bereits Jahrzehnte zuvor erworben. Nur der gemeinsame
Widerstand half ihnen damals, ihr Recht auf Land durchzusetzen.

"Wir besetzten gemeinsam die Umweltbehörde, später die Zentrale der
hier regierenden Arbeiterpartei," erinnert sich die Bewohnerin
Valdilene Mondego [1]. Am Ende halfen die Parteigänger*innen sogar,
Demos zu organisieren und jeden Tagen spielten Mondego und ihre
Mitstreiter*innen die Trommeln, zu Ehren ihres Schutzpatron São
Benetido. Der Protest war erfolgreich. "1992 unterzeichnete der
damalige brasilianische Präsident Fernando Collor de Mello ein Dekret,
dass unser Land zu einem von uns verwalteten Schutzgebiet machte,"
sagt Mondego. "Es war die offizielle Geburtsstunde des Quilombo
Frechal."


Diskriminierung vs. kulturelle Selbstermächtigung

Nicht überall sind die Bewohner*innen jedoch daran interessiert, ihre
Gemeinde als Quilombo anerkennen zu lassen. Quilombo, das klinge
einigen zu rückständig, weitere fürchteten den rassistischen Blick der
anderen, erklärt Ataide. Doch dieser verfolge einen in Brasilien
ohnehin überall - so auch ihn, wenn er nach Schulschluss als
Hobbymusiker auftritt. "Wenn ich mit meiner Band unterwegs bin, dann
fahr ich von Zuhause direkt zu den Konzerten und wieder zurück," sagt
Ataide betrübt. "Ich fühle mich nicht wohl, in eine Bar zu gehen, ich
ertrage die Blicke nicht." Nur ein paar Kilometer weiter, in
Französisch Guayana sei das ganz anders. Dort könne man ins Kino
gehen, in den Supermarkt, ohne sich beobachtet zu fühlen. "Klar, auch
dort gibt es soziale Kämpfe, aber die Schwarzen leiden weniger unter
Rassismus als in Brasilien."

Noch nie sei Ataide zum Beispiel bei einer Verkehrskontrolle einfach
durchgewunken worden. Er schluckt. Die Musik und die schwarze Kultur
geben ihm in solchen Momenten Kraft. Auch Joseane Calazans sieht in
den öffentlichen Festen in ihrer Gemeinde keine rückständige Folklore,
sondern eher die Chance, den schwarzen Amazonas und seine Geschichten
sichtbar zu machen. Bald schon wird es dazu wieder Gelegenheit geben.
Im religiösen Kalender der Gemeinde steht das bunte Fest der Jungfrau
des Lichts an. In das katholische Spektakel fließen auch
afrobrasilianische Kulte ein. Den Soundtrack wird unter anderem
Ataides Band Afro Ritmos liefern: mit melancholischen
Marabaixo-Rythmen, die an die Überfahrt auf den Sklavenschiffen
erinnern und mit Batuque-HipHop - dem rebellischen Sound des heutigen
schwarzen Amazonas.

Zu diesem Artikel gibt es bei Radio onda einen Audiobeitrag:

https://www.npla.de/podcast/afro-brasilianische-geschichten-aus-dem-amazonasgebiet/


Anmerkung:


[1] http://pororoca.red/pt/2016/03/25/historia-frechal/
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MELDUNG/162: Kulturinstitutionen fordern Unterstützung zur Sichtbarmachung ihrer Sammlungsbestände im digitalen Raum (Pinakotheken)


Pinakotheken - Presseinformation vom 15. Februar 2018

Münchner Note

Museen, Bibliotheken und Archive fordern dringend notwendige politische
Unterstützung zur Sichtbarmachung ihrer Sammlungsbestände im digitalen
Raum



Museen, Bibliotheken und Archive eint im Rahmen ihres Bildungsauftrags als
Gedächtnisinstitutionen der gemeinsame Wunsch, sich im Umgang mit ihren
Sammlungsbeständen den Bedürfnissen des 21. Jahrhunderts anzupassen und
auch die urheberrechtlich geschützten Bildwerke der Öffentlichkeit
vollständig im Internet zugänglich zu machen. Die Beschränkungen durch das
Urheberrecht führen für Kulturinstitutionen dazu, dass zeitgenössische und
moderne Kunst im digitalen Raum nicht dauerhaft für die Öffentlichkeit
sichtbar gemacht werden kann. Im Falle der Bayerischen
Staatsgemäldesammlungen betrifft dies aktuell ca. 15.000 Werke aus dem
Bestand. Diese Werke können daher in der seit April 2017 existierenden
Online-Sammlung (www.sammlung.pinakothek.de) nicht abgebildet werden.

Die Unterzeichnenden der "Münchner Note" streben einen fairen Ausgleich
zwischen dem Interesse der Gesellschaft am Zugang zu Abbildungen von
urheberechtlich geschützten Werken und den Rechten der Bildurheberinnen und
-urheber an. Ein solcher Ausgleich kann nur gelingen, wenn die
Institutionen Rechtssicherheit für die digitale Sichtbarmachung ihrer
Bestände erhalten, der Aufwand der Rechteklärung für alle Beteiligten so
gering wie möglich ist und die Bildurheberinnen und -urheber eine gerechte
Vergütung für die Nutzungen erhalten. Eine gesetzliche Schrankenregelung,
die den Museen und Sammlungen eine solche zustimmungsfreie Nutzung
ermöglicht, gibt es bislang nur für analoge Ausstellungs- und
Bestandskataloge.

Auf Initiative der Bayerischen Staatsgemäldesammlungen fand im Oktober
2017 die Tagung "Museen im digitalen Raum. Chancen und
Herausforderungen" (siehe #MusMuc17 und www.pinakothek.de/musmuc17) in der
Pinakothek der Moderne in München statt. Hier diskutierten Fachleute
öffentlich Themenfelder wie digitale Sammlungen und "open access". Die auf
der Tagung gestellten Fragen gaben den Anstoß zur Entwicklung der "Münchner
Note". Dabei handelt es sich auch um eine Weiterentwicklung des
gesellschaftlichen Diskurses, der bereits durch die "Hamburger Note"
(http://hamburgernote.de) angeregt wurde. Den Unterzeichnenden ist es nun
gelungen, in der "Münchner Note" das gemeinsame Interesse der Sammlungen,
der Urheberinnen und Urheber und der VG Bild-Kunst als deren Vertretung zu
gemeinsamen Forderungen zusammenzuführen. Sie bitten die
Entscheidungsträger auf europäischer sowie auf Bundes- und Landesebene,
dass diese gemeinsam ihren Einfluss im laufenden Gesetzgebungsverfahren
geltend machen und die gesetzlichen Rahmenbedingungen schaffen, damit
Museen und Archive ihre Bestände vollständig - unter Einschluss noch nicht
gemeinfreier Bestandsgruppen - online sichtbar machen können, um den
Bildungsauftrag auch im digitalen Raum erfüllen zu können. Erforderlich ist
eine verwertungsgesellschaftspflichtige gesetzliche Lizenz zugunsten von
Museen, Bibliotheken und Archiven nach dem Vorbild der bestehenden
Schrankenregelungen im Bildungsbereich. Zudem wird eine Korrektur des
Richtlinienrahmens gefordert, welcher der Rechtsprechung des EuGH zum
Framing zugrunde liegt, damit die Bildurheberinnen und -urheber nicht die
Kontrolle über weitere Nutzungen ihrer Werke im Internet verlieren. Die
Kultureinrichtungen sind zu einer technischen Sicherung gegen Framing nicht
in der Lage.

Die Münchner Note ist ein offenes Dokument. Kultur- und 
Gedächtnisinstitutionen können sich jederzeit anschließen. Bitte schicken 
Sie uns bei Interesse Ihr Logo sowie Name und Funktion der für Ihre 
Institution unterzeichnenden Person an presse@pinakothek.de.

Die Münchner Note als PDF-Datei zum Download mit dem aktuellen Stand
aller unterzeichnenden Institutionen sowie weitere Informationen finden Sie
auch auf unserer Website unter dem folgenden Link:

www.pinakothek.de/muenchner-note


Statement von Dr. Bernhard Maaz, Generaldirektor der Bayerischen
Staatsgemäldesammlungen, zur Münchner Note: "Es ist den Museen ein
elementares Anliegen, dem Bildungsanspruch auf geeignetem, modernem und
also digitalem Wege gerecht zu werden. Deshalb suchen wir gemeinsam mit
vielen Partnern nach einem Modus, wie wir das auch für jene Werke erfüllen
können, die aufgrund des Urheberrechtsgesetzes derzeit nicht im digitalen
Raum gezeigt werden können."

Statement von Dr. Urban Pappi, Geschäftsführender Vorstand VG Bild-Kunst,
Bonn, zur Münchner Note: "Wir sind stolz darauf, dass es gelungen ist, in
kürzester Zeit einen Schulterschluss zwischen Künstlern und den Museen
herbei zu führen und eine gemeinsame Position zu formulieren. Wir alle
wollen daran arbeiten, dass die kulturelle Teilhabe auch im digitalen Raum
ermöglicht wird. Die Aufgabe der VG Bild-Kunst als Vertreterin der
Urheberrechte der Künstlerinnen und Künstler ist es, konstruktiv gemeinsame
Lösungen zu entwickeln!"

 * 

Quelle:

Pressestelle der Pinakotheken

Tine Nehler M.A., Leitung Presse & Kommunikation

Bayerische Staatsgemäldesammlungen

Barer Straße 29, 80799 München

Telefon: +49 (0)89 23805-253

E-Mail: presse@pinakothek.de

Internet: http://www.pinakothek.de/presse
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AUSSTELLUNG/4392: Hannover - Monatliche Führungen durch die Leibniz-Dauerausstellung, 23.02.-29.06.2018


idw - Pressemitteilung: Leibniz Universität Hannover

Monatliche Führungen durch die Leibniz-Dauerausstellung

Interessierte können Leibniz-Exponate im Welfenschloss unter
fachkundiger Führung kennenlernen



Die Universität bietet wieder regelmäßige Führungen durch die
Leibniz-Dauerausstellung im Sockelgeschoss und Lichthof des
Hauptgebäudes an. Ein wichtiger Teil der 2015 neu gestalteten und
aktualisierten Ausstellung im Welfenschloss ist der Mathematik und
Physik sowie den technischen Erfindungen des Universalgenies, wie den
bekannten Rechenmaschinen, gewidmet. Andere Teile befassen sich mit
Leibniz' Wirken in den Geistes-, Rechts-, Wirtschafts- und
Kunstwissenschaften sowie der Politik. Zur erweiterten
Leibniz-Dauerausstellung gehören die Leibniz-Büste, zwei Vitrinen mit
Originalschriften und qualitativ hochwertigen Kopien von
Handschriften. Bereits seit 1990 wurden bisher elf große
Leibniz-Ausstellungen im In- und Ausland gezeigt; seit 2008 sind die
Exponate als Dauerausstellung im hannoverschen Welfenschloss zu sehen.
Im Jahr 2011 wurde die Ausstellung erweitert.

Während der Führung, die an jedem letzten Freitag im Monat angeboten
wird, präsentiert Prof. Dr.-Ing. Erwin Stein die Exponate und liefert
spannende Hintergrundinformationen. Professor Stein hat die
Ausstellung mit Unterstützung des Präsidiums der Leibniz Universität
initiiert und erstellt. Eine Anmeldung für die Führungen ist
telefonisch oder per E-Mail erforderlich.

Wann? Freitag, 23. Februar 2018, 16.30 bis 18 Uhr; dann an jedem
letzten Freitag im Monat (23. März, 27. April, 25. Mai, 29. Juni,
jeweils um 16.30 Uhr)

Wo? Leibniz Universität Hannover, Hauptgebäude, Welfengarten 1, 30167
Hannover, Sockelgeschoss

Anmeldung? Referat für Kommunikation und Marketing, Telefon +49 511
762 5342, kommunikation@uni-hannover.de

Internet

http://www.uni-hannover.de/de/fuehrungen-leibnizausstellung

Zu den Führungen sind alle Interessierten willkommen. Wer möchte, kann
selber Rechenoperationen an den Nachbauten der Leibniz'schen
Rechenmaschinen vornehmen und Leibniz' Konstruktionsprinzipien aus dem
17. und 18. Jahrhundert nachvollziehen. Außer Professor Stein stehen
weitere Leibnizkenner, insbesondere für Führungen durch die geistes-
und kulturwissenschaftlichen Teile der Ausstellung, zur Verfügung.
Auch spezielle Führungen für Gruppen sind auf Nachfrage möglich.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution128

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Leibniz Universität Hannover, Mechtild Freiin v. Münchhausen, 15.02.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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KURSUS/4933: Mönchengladbach - Rhetorik-Grundkurs ab 22. Februar 2018


Rhetorik-Grundkurs: Jetzt oder nie! 



Im Rethorik Grundkurs der Volkshochschule lernen die Teilnehmer, wie
sie die richtigen Worte finden und in Gesprächen die eigenen Ziele
erreichen können. Sie durchlaufen ein intensives und spannendes
Training, das hilft, die rhetorischen Fähigkeiten auszubauen und
bewusster und strukturierter zu kommunizieren. Der Kurs startet am
Donnerstag, 22. Februar, um 18:30 Uhr in der VHS, Lüpertzender Straße
85, und kostet 82 Euro. Kurs-Nr. 181B2052F. Information und Anmeldung:
www.vhs-mg.de, Tel. 02161 / 25-6400)

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 9. Februar 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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KURSUS/4932: Bielefeld - "Spanisch ohne Vorkenntnisse" - 15 Termine ab 20.2.2018


Spanisch ohne Vorkenntnisse 



Bielefeld (bi). Am Dienstag, 20. Februar, beginnt im Gemeinschaftshaus
Brake (Braker Straße 109) ein Spanisch-Kurs der Volkshochschule für
Teilnehmer ohne Vorkenntnisse. Die muttersprachliche Trainerin Angela
Violeta Carpio Cansaya vermittelt an 15 Abenden, jeweils von 20.20 bis
21.50 Uhr, einen Einstieg in die spanische Sprache und gibt Einblicke
in die spanische und südamerikanische Kultur und Lebensart. Der Kurs
eignet sich als Vorbereitung für einen Aufenthalt im
spanischsprachigen Ausland.

Infos und Anmeldung unter www.vhs-bielefeld.de oder Telefon (0521) 51
68 11.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 13. Februar 2018

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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KURSUS/4931: Herten - Das neue VHS-Semester beginnt am 22. Februar 2018


Das neue VHS-Semester beginnt

Programm bietet verschiedene Kurse und Veranstaltungen



Herten. Von politischen Themen über Fremdsprachen bis hin zu
Gesundheitsangeboten - die Volkshochschule Herten (VHS) bietet mit
rund 150 Kursen auch im ersten Semester 2018 ein breites Spektrum an
Möglichkeiten zur Weiterbildung. Zum Start des Semesters lädt die VHS
alle Interessierten am Donnerstag, 22. Februar, um 17 Uhr zur
Mitwirkungskonferenz in das VHS-Haus ein. Im Anschluss daran steht ab
19 Uhr im Glashaus die Gruppe "JinJim" auf der Bühne.

"JinJim" unternimmt mit den Zuhörerinnen und Zuhörern eine
musikalische Kulturreise. Die Gruppe verbindet folkloristische
Elemente u. a. aus Spanien, Südamerika und Indien mit Hip-Hop-Beats,
vereint barocke Einschübe mit Grooves, die an den Balkan erinnern und
verschmelzen all diese musikalischen Einflüsse zu einem ganz
eigenständigen Klang mit starken Rhythmen. Die Veranstaltung ist
entgeltfrei. Die VHS bittet um Anmeldung, es sind aber auch spontane
Gäste willkommen.

Im kommenden Semester können sich Interessierte u.a. auch auf die
Spuren des Judentums begeben, den Deutschen Bundestag in Berlin
besuchen oder an einem Speed Dating mit Politikerinnen aus Herten
teilnehmen.

Bei einem italienischen Kochabend haben Sprachbegeisterte die
Möglichkeit, ihre italienischen Sprachkenntnisse anzuwenden und zu
erweitern. Wer sich im Bereich der EDV weiterbilden möchte, findet
Schulungen, die für das Büro "fit machen" oder Einführungen in die
Arbeit mit Smartphones und Tablets. Fotografie wird als Hobby immer
beliebter, aber viele Menschen möchten ihre Kenntnisse erweitern, um
bessere Bilder zu machen. Hier helfen die Tipps der Expertinnen und
Experten in den Kursen "Einführung in die digitale Fotografie" und
"Porträtfotografie" weiter.

Beim "Intuitiven Bogenschießen" können Kursteilnehmende im Bereich
Gesundheit eine besondere Form der Entspannung kennenlernen oder in
einem der Fitnesskurse Ausdauer und Beweglichkeit verbessern.

Die Programme der VHS sind u.a. im Gebäude der VHS, im Rathaus oder im
Glashaus erhältlich. Unter www.vhs-herten.de kann das Programm
nachgelesen werden. Wer will, kann auch mit der VHS-App mobil auf
Kurssuche gehen. Anmeldungen sind bei der VHS nur schriftlich bzw.
persönlich möglich - online, per E-Mail unter vhs@herten.de oder per
Anmeldekarte. Telefonisch werden nur Auskünfte erteilt.

Auskunft:

VHS Herten

Resser Weg 1

45699 Herten

Tel.: (0 23 66) 303 510

www.vhs-herten.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 9. Februar 2018

Pressestelle der Stadt Herten

45697 Herten

Telefon: (02366)303-357

Fax: (02366)303-588

E-Mail: pressestelle@herten.de

Internet: www.herten.de
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KURSUS/4930: Magdeburg - Mehr als 400 Kurse an der Städtischen Volkshochschule


Semesterstart an der Städtischen Volkshochschule

Marionetten, Stimmbildung und Excel



Die Städtische Volkshochschule startet in das Frühjahrssemester 2018.
Zum vielfältigen Bildungsangebot gehören mehr als 400 Kurse, Vorträge,
Führungen und Seminare. Davon starten fast 160 in dieser sowie den
kommenden beiden Wochen.

Das traditionell nach den Winterferien beginnende Frühjahrssemester im
nunmehr 99. Volkshochschuljahr bietet wieder eine große Vielfalt mit
Programmangeboten wie "Sprech- und Stimmbildung" sowie einem Workshop
zur Stadterkundung und zum Marionettenbau. Zudem gibt es Unterricht in
21 Fremdsprachen, Entspannungs- und Fitnesskurse sowie Angebote zur
beruflichen Weiterbildung und zum kreativen Gestalten. Auch elf
Koch- und Backkurse laden in die Leibnizstraße 23 ein.

Viele Kurse, die demnächst beginnen, sind bereits ausgebucht, darunter
Italienisch- und Nähkurse, Seminare für Smartphonebesitzer und
Yogaangebote. Aber für Kurzentschlossene gibt es noch zahlreiche
Möglichkeiten, um zum Beispiel die arabische Sprache Farsi zu lernen
oder Grundwissen in Excel zu erwerben.

Zudem gibt es erste Angebote im Rahmen des 100. Jubiläums der
Städtischen Volkshochschule 2019, darunter ein Erzählcafé über
"Schulgeschichten in der Leibnizstraße" im Mai, wofür man sich
ebenfalls noch anmelden kann.

Mit den Vorbereitungen für das Jubiläum hat das Team um Leiter Ralf
Liebe bereits begonnen: Ideen und Geschichten aus 100 Jahren werden
gesammelt und sich in den kommenden Semesterprogrammen wiederfinden.
Die Magdeburger Volkshochschule gehört zu den ersten Volkshochschulen,
die in der damals jungen Weimarer Republik gegründet wurden.

Ausführliche Informationen zu den Kursen des Frühjahrssemesters sind
direkt in der Volkshochschule, Leibnizstraße 23, Tel. 03 91/5 35 47
70, erhältlich und im Internet unter www.vhs.magdeburg.de verfügbar.
Hier findet man schnell und aktuell auch Hinweise auf besondere
Veranstaltungen sowie auf ausgebuchte und zusätzlich eingerichtete
Kurse.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 13. Februar 2018

Landeshauptstadt Magdeburg, Büro des Oberbürgermeisters

Team Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Alter Markt 6, 39104 Magdeburg

Telefon: (03 91) 5 40 27 69, -2717

Fax: (03 91) 5 40 21 27

E-Mail: presse@magdeburg.de

Internet: www.magdeburg.de
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LESUNG/4003: Hamburg - Geschichtensalon, Premiere einer neue Reihe im Goldbekhaus am 22.2.2018


Hamburg - Donnerstag 22. Februar um 20 Uhr Goldbekhaus

GESCHICHTENSALON | LESEN UND ERZÄHLEN 



Alexandra Kampmeier und Viktor Hacker laden ein: Unser Leben besteht
aus vielen Geschichten. Sie bringen uns zum Lachen und Weinen, können
wütend machen oder nachdenklich, rauben uns den Atem oder beflügeln
unsere Fantasie. Egal ob sie von längst vergessenen Sagen, Märchen und
Mythen berichten oder unseren manchmal absurden und abenteuerlichen
Alltag unter die Lupe nehmen. Werden sie gekonnt erzählt oder
vorgelesen, schaffen sie für den Zuhörenden eine neue Welt. Er staunt,
bangt und fiebert mit, durchlebt das Erzählte vor seinem inneren Auge
wie einen Film.

Der uralten Tradition des Geschichtenerzählens widmet sich die neue
Reihe GESCHICHTENSALON im Goldbekhaus. Drei Mal im Jahr geben die
Erzählkünstlerin Alexandra Kampmeier und der Poetry-Slamer Viktor
Hacker eigene und in Alexandra Kampmeier und der Poetry-Slamer Viktor
Hacker eigene und überlieferte Geschichten zum Besten und stellen dem
Publikum zwei weitere KünstlerInnen vor. Für die Premiere am 22.
Februar 2018 haben sie die großartige Erzählkünstlerin und
Puppenspielerin Petra Albersmann und den begnadeten Schauspieler,
Komiker und Synchronsprecher Monty Arnold gewinnen können. Das gibt
eine höchst bunte Mischung aus völlig verschiedenen Geschichten,
passend zum Jahresthema 2018 des Goldbekhauses "GUT:HABEN".

Und gut haben sollen es im GESCHICHTENSALON alle, besonders die
ZuhörerInnen. Beide Gastkünstler präsentieren zwei Geschichten - eine
davon ist wahr, die andere gelogen. Aber welche ist welche? Finden Sie
es heraus! Und wer weiß, am Ende haben Sie nicht nur viel zu erzählen,
sondern vielleicht auch noch etwas gewonnen.

Nehmen Sie Platz im GESCHICHTENSALON und genießen Sie Ihr persönliches
Kopfkino!

Mit Alkexandra Kampmeier, Petra Albersmann, Monty Arnold und Viktor
Hacker.

Bühne zum Hof | AK 15,- / 12,- | VVK 12,- / 10,-


Goldbekhaus e.V.

Moorfuhrtweg 9 | 22301 Hamburg

040-27 87 02-0 | info@goldbekhaus.de

www.goldbekhaus.de

 * 

Quelle:

steffel:marketing&pr

raamfeld 47 | 22397 hamburg

040.41455746

info@ulrikesteffel.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 17. Februar 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / BILDUNG UND KULTUR / VERANSTALTUNGEN





TAGUNG/2354: Mainz - 11. Deutscher Italianistentag, Leitthema "Norm und Hybridität", 1.-3.3.2018


idw - Pressemitteilung: Johannes Gutenberg-Universität Mainz

Italianistik in Mainz: Fachverband tagt erstmals an der JGU

Vereinigung der Italianistinnen und Italianisten des deutschen
Sprachraums trifft sich vom 1. bis 3. März zum 11. Deutschen
Italianistentag - Leitthema "Norm und Hybridität"



Vom 1. bis 3. März 2018 veranstaltet der Deutsche Italianistenverband -
Fachverband Italienisch in Wissenschaft und Unterricht e.V. an der
Johannes Gutenberg-Universität Mainz (JGU) den 11. Deutschen
Italianistentag. Der Verband wurde 1999 gegründet und setzt sich dafür
ein, die italienische Sprache, Literatur und Kultur in Forschung und
Lehre zu fördern. Er zählt derzeit rund 500 Mitglieder. Der Deutsche
Italianistentag findet in zweijährigem Turnus an wechselnden
Universitätsstandorten statt und kommt 2018 zum ersten Mal nach Mainz.

Das Leitthema der Veranstaltung lautet in diesem Jahr "Ibridità e
norma -Norm und Hybridität". Die rund 100 Konferenzteilnehmer werden
sich an den drei Tagen mit den vielfältigen Wandelprozessen befassen,
die aus dem Spannungsverhältnis zwischen Norm und Hybridität aufkommen
können. Hybridität, verstanden als das Ergebnis von Vermischungs-,
Kombinations-und Unterwanderungsprozessen, kann am Ende eines solchen
Wandelprozesses selbst wieder eine neue Norm konstituieren, so die
Veranstalter. Von Seiten der JGU ist an der Organisation der Konferenz
das Romanische Seminar beteiligt. Zu der Veranstaltung werden
Wissenschaftler, Doktoranden und Studierende erwartet, aber auch
Fachpublikum und allgemein an der Italianistik interessierte
Zuhörerinnen und Zuhörer.

Die Öffentlichkeit ist zu der Veranstaltung auf dem Campus der
Johannes Gutenberg-Universität Mainz herzlich eingeladen, insbesondere
auch zur Eröffnung mit der Verleihung der Nachwuchspreise am
Donnerstag, 1. März ab 14:00 Uhr, sowie zu den Plenarvorträgen. Es
sprechen Marco Brusotti, Professor von der Università del Salento in
Lecce und Privatdozent für Philosophie an der TU Berlin, Lina Bolzoni
von der Scuola Normale Superiore Pisa und Luca Serianni, Professor an
der La Sapienza Università di Roma. Das Musikprogramm gestalten
Studierende beziehungsweise ehemalige Studierende des Romanischen
Seminars: die Sopranistin Sonja Doniat, begleitet von Seung-Jo Cha am
Klavier, Dozentin an der Hochschule für Musik der JGU, und die Band
Grevoo. Das detaillierte Programm ist unter
http://italianistenverband.de/wp-content/uploads/sites/8/Programm_global_2018-01-16.pdf 
zu finden. Die Vorträge finden teilweise auf Deutsch und teilweise auf Italienisch
statt. Um Anmeldung unter 
https://www.blogs.uni-mainz.de/fb05-romanistik-italienisch/anmeldung-zum-deutschen-italianistentag-2018-in-mainz/ wird gebeten.

Der Deutsche Italianistentag 2018 wird von der Deutschen
Forschungsgemeinschaft (DFG) und der JGU finanziell unterstützt.
Kooperationspartner sind außerdem die Italienischen Kulturinstitute
Stuttgart und Köln, das Bildungsinstitut IAL-CISL GERMANIA, die
Monatszeitschrift Corriere d'Italia und die Accademia Italiana Mainz.

http://italianistenverband.de/italianistentag/mainz-2018/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution218

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Johannes Gutenberg-Universität Mainz, Petra Giegerich, 15.02.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/269: Die Freilassung von Deniz Yücel darf nur der Anfang sein


Amnesty International - Pressemitteilung vom 16. Februar 2018

Die Freilassung von Deniz Yücel darf nur der Anfang sein: 

Mehr als 100 Journalisten sind weiterhin in türkischen Gefängnissen



Markus N. Beeko, Generalsekretär von Amnesty International in Deutschland,
zur heutigen Gerichtsentscheidung, den deutsch-türkischen Journalisten
Yücel nach einem Jahr im Gefängnis freizulassen:

BERLIN, 16.02.2018 - "Amnesty International begrüßt die angeordnete
Freilassung von Deniz Yücel aus der Untersuchungshaft: Nach einem Jahr ist
diese Gerichtsentscheidung lange überfällig gewesen. Doch bei aller Freude
und Erleichterung bleibt die Meinungs- und Pressefreiheit in der Türkei
massiv eingeschränkt. Es bleiben mehr als 100 Journalistinnen und
Journalisten in Haft und es bleibt mit dem türkischen Vorsitzenden von
Amnesty International Taner Kılıç ein hochrangiger Vertreter
einer unabhängigen internationalen Organisation seit mehr als acht Monaten
in Haft. Alle Staaten bleiben gefordert, deutlich und kontinuierlich die
türkische Regierung an die Einhaltung der Menschenrechte und
rechtstaatlicher Prinzipien zu erinnern."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 16. Februar 2018

Amnesty International, Sektion der Bundesrepublik Deutschland e.V.

Kampagnen und Kommunikation

Zinnowitzer Straße 8, 10115 Berlin

Telefon: 030/42 02 48-306, Fax: 030/42 02 48 - 330

E-Mail: presse@amnesty.de

Internet: www.amnesty.de
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AFRIKA/678: Äthiopien braucht Reformen - Oromo und Amhara nicht länger ausgrenzen!


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 16. Februar 2018

Nach dem Tod von zehn Demonstranten tritt Premierminister zurück -
Äthiopien braucht Reformen und mehr Demokratie - Oromo und Amhara
nicht länger ausgrenzen



Göttingen, den 16. Februar 2018 - Die Gesellschaft für bedrohte
Völker (GfbV) hat nach dem Rücktritt des Premierministers von
Äthiopien mehr Reformen, Rechtsstaatlichkeit und Demokratie in dem
Land am Horn von Afrika gefordert. "Auch die Ausgrenzung der Oromo
und Amhara muss endlich enden, wenn das Land nach Jahren der Proteste
endlich zur Ruhe kommen soll. 61 Prozent der Bevölkerung wurden
missachtet und diskriminiert, das schürte Konflikte", kritisierte der
GfbV-Direktor Ulrich Delius am Freitag in Göttingen.

Mit Spannung wird in Äthiopien erwartet, aus welcher Volksgruppe die
neue Führung des Landes stammen wird. Delius warnte jedoch davor, die
ethnische Abstammung des zukünftigen Premierministers überzubewerten.
"Mit der Auswahl des neuen Führungspersonals kann ein Zeichen gesetzt
werden, doch am wichtigsten ist es, dass Korruption und
Machtmissbrauch enden und die Menschenrechte der breiten Bevölkerung
endlich beachtet werden."

Der seit 2012 amtierende Premierminister Hailemariam Desalegn hatte
am Donnerstag überraschend seinen Rücktritt erklärt. Kurz zuvor waren
mindestens zehn Menschen getötet und 13 Personen verletzt worden, als
Sicherheitskräfte einen dreitägigen Generalstreik im Bundesstaat
Oromia gewaltsam beenden wollten. "Die seit 2014 immer wieder
ausbrechenden Massenproteste von Oromo und Amhara waren entscheidend
für den Rücktritt des Premierministers. Seine Politik der brutalen
Niederschlagung aller Proteste ist kläglich gescheitert. Mehr als
2.000 Oromo und Amhara haben dies mit ihrem Leben bezahlen müssen,
Tausende sind trotz der jüngsten Begnadigungen noch immer als
politische Gefangene in Haft", berichtete Delius und forderte ihre
Freilassung.

Die GfbV verlangte außerdem eine Aufarbeitung der leidvollen
Vergangenheit Äthiopiens. Es müsse untersucht werden, wer für die
schweren Menschenrechtsverletzungen, die von Sicherheitskräften in
der Zeit unter Premierminister Desalegn begangen wurden, die
Verantwortung trage. "Äthiopien hat eine Jahrzehnte lange Geschichte
der Straflosigkeit. Wenn es einen glaubwürdigen Neuanfang in dem Land
geben soll, dann dürfen willkürliche Verhaftungen, Folter, Massaker
und politisch motivierte Morde nicht ungesühnt bleiben", forderte
Delius. "Auch muss der Spielraum von Menschenrechts- und anderen
Nichtregierungsorganisationen erweitert werden, die in den
vergangenen Jahren von den Behörden systematisch mundtot gemacht
wurden. Wenn diese Reformen nicht endlich angegangen werden, wird die
Massenflucht von Oromo aus Äthiopien anhalten." Die rund 42 Millionen
Oromo stellen die größte Bevölkerungsgruppe Äthiopiens. Sie wurden
seit Jahrzehnten systematisch entrechtet und ihrer Lebensgrundlage
beraubt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 16. Februar 2018

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de
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AKTION/140: Hamburg - Demo gegen Abschiebungen nach Afghanistan am 17.02.2018


Pressemitteilung der Hamburger Organisatoren zur

Demo gegen Abschiebungen nach Afghanistan am 17.02.2018 
14 Uhr, Hachmannplatz/Hbf, Hamburg

"Together we stand! - Don't send Refugees back!"



Am 17. und 18. Februar versammeln sich an vielen Orten Europas
Migrant_innen, Geflüchtete, Flüchtlingsinitiativen und solidarische
Menschen, um ein starkes Zeichen gegen Abschiebungen zu setzen! Auch in
Hamburg wollen wir den 17. Februar als dezentralen Aktionstag begehen. Wir
laden euch ein, an diesem Tag an unserer Demonstration teilzunehmen.

Ab 14 Uhr wollen wir zur gemeinsamen Kundgebung am Hachmannplatz
zusammenkommen und dort unser Entsetzen, unsere Wut, aber auch unsere
Entschlossenheit gegen die Abschiebepolitik der Bundesregierung auf die
Straße bringen. Zur Erinnerung: Afghanistans politische Führung braucht
Geld, um Stabilität in das eigene Land zu bringen. Die nötigen
Finanzspritzen erhofft sich die Regierung auch von der Europäischen Union.
Doch ganz ohne Gegenleistung funktioniert die Subventionierung nicht -
Voraussetzung für das Öffnen der Geldtöpfe ist ein Geben und Nehmen: Die EU
gibt finanzielle Unterstützung und Afghanistan nimmt dafür nach Europa
eingereiste Flüchtlinge zurück. Auf der Geberkonferenz in Brüssel 2016 wird
ein Betrag von bis zu 14 Milliarden Euro für die kommenden vier Jahre
angepeilt- Geld welches dubios versickert, eingenommen durch das
Verschachern von Menschen.

Die afghanischen Regierungsvertreter nehmen an der internationalen
Sicherheitskonferenz in München Teil. Das Brüsseler Abkommen vom Oktober
2016 über die zwangsweisen Abschiebungen der afghanischen Flüchtlinge nach
Afghanistan muss beendet werden. Statt mit der korrupten Regierung ein Deal
zu machen, sollte die Europäische Union die Verantwortlichkeiten dieser
Regierung klar und deutlich machen, so dass sie ihre wichtigsten Aufgaben
nämlich für die Sicherheit ihrer Bürger zu sorgen und deren Leben und
Eigentum vor Terroristen zu schützen erfüllen.

Während in Deutschland aktuell die Rechte geflüchteter Menschen beschnitten
werden, Rechtsextremismus und Rassismus auf allen Ebenen Tür und Tor
geöffnet wird und unter fadenscheinigen Argumenten - wie der Verteidigung
nicht weiter definierter europäischer Werte - werden die Rechte und die
Freiheit von Geflüchteten weiter eingeschränkt. Absurde Ideen,
Ausgangssperren zu verhängen, sind Freiheitsberaubung an Geflüchteten und
Migrant_innen und stigmatisieren die betroffenen Personen als das "Andere",
als das Unbekannte und Böse.

Wir müssen aber bei dieser Strategie nicht mitspielen, wir können dem
gegenseitige Hilfe und Solidarität entgegensetzen. Wir können hier und
heute unser gesellschaftliches Zusammenleben anders organisieren und uns
gegenseitig da unterstützen, wo wir Unterstützung benötigen!

Auf ein Europa, das sich zwar Menschenrechte vor die Stirn schreibt, aber
diese bereitwillig mit Füßen tritt, können wir uns nicht verlassen. Die
Europäische Union hat selbst Abkommen und Deals mit Diktaturen wie Eritrea
oder dem Sudan geschlossen, um "Fluchtursachen" zu bekämpfen. Sie bekämpft
dabei jedoch weitgehend nicht die Ursachen, die Menschen zu Flüchtenden
machen, sondern die Flüchtenden selbst. Abkommen wie jenes aus 2016 mit
Afghanistan ermöglichen es, Menschen gegen Geld in ein Kriegsland
zurückzuschicken. In Afrika schließt die EU Abkommen mit libyschen Milizen,
die in Sklaverei, Folter und anderen Menschenrechtsverletzungen involviert
sind und führt dazu, dass ein Land nach dem anderen die Grenzen
militarisiert. Europa lässt so tausende Menschen in der Wüste und im Meer
sterben.

Als Symbol werden uns Drachen an diesem Aktionstag begleiten. Sie können
aus ganz einfachen Materialien selbst gebaut werden und schon ein leichter
Wind genügt, um sie frei in die Lüfte schweben zu lassen. Eine Politik der
Bewegungsfreiheit ist möglich - ohne tausende Tote an Grenzen und ohne
Abschiebungen!

Wir laden alle solidarischen Menschen ein, sich zu beteiligen! Gegen
Abschiebungen -für ein Bleiberecht für alle!




Mehr Infos unter:

https://de-de.facebook.com/events/178868372718823/

www.dontsendafghansback.eu

Europaweite Veranstaltungen:

https://www.facebook.com/events/1772996222712624/

 * 

Quelle:

Flüchtlingsrat Hamburg e.V.

Nernstweg 32-34, 22765 Hamburg

Telefon: (040) 43 15 87, Fax: (040) 430 44 90

E-Mail: info@fluechtlingsrat-hamburg.de

Internet: www.fluechtlingsrat-hamburg.de
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VORTRAG/162: Braunschweig - "Nepper, Schlepper, Bauernfänger!" für Senioren am 22.2.2018


Vortrag im Seniorenbüro: "Nepper, Schlepper, Bauernfänger!"



Braunschweig. Zu einem Vortrag zum Schutz vor Kriminalität mit dem
Titel "Nepper, Schlepper, Bauernfänger!" lädt das Seniorenbüro der
Stadt Braunschweig, Kleine Burg 14, am Donnerstag, 22. Februar, um 10
Uhr ein. Peter Voiß von der Polizeiinspektion Braunschweig wird in
einem anschließenden Gespräch für Fragen zur Verfügung stehen.
Anmeldung unter der Telefonnummer (0531) 470-3341 oder per E-Mail
seniorenbuero@braunschweig.de ist erforderlich, weil der Platz auf
maximal 20 Teilnehmer begrenzt ist.

Es geht in dem Vortrag darum, wie sich Bürger vor Kriminalität
schützen können. Betrüger bitten an Türen um ein Glas Wasser oder
geben sich am Telefon als Enkel oder Handwerker und sogar als Polizist
aus. Die Tricks, denen speziell ältere Menschen zum Opfer fallen, sind
gleichermaßen erprobt wie arglistig. Wer informiert ist, kann sich
gegen solche Betrügereien schützen. Der Vortrag beinhaltet nützliche
Informationen zum Schutz vor Kriminalität, Trickbetrug,
Haustürgeschäften und Einbruchdiebstahl.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 13. Februar 2018

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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TREFF/1021: Hamburg - SWR Bestenliste, E. Falcke, L. Müller, D. Strigl über 4 neue Bücher, 28.03.18


Literaturhaus Hamburg Newsletter - Programm im März 2018

Mittwoch, 28.3.2018, 19.30 Uhr

SWR BESTENLISTE

Eberhard Falcke, Lothar Müller und Daniela Strigl diskutieren über
vier Neuerscheinungen

Moderation: Gerwig Epkes

Lesungen: Doris Wolters und Frank Stöckle



In Deutschland erscheinen ungefähr 90.000 Buchtitel pro Jahr, das sind
rund 250 Titel am Tag. Eine Jury aus derzeit 26 renommierten
Literaturkritikern wählt jeden Monat zehn Bücher, denen sie möglichst
viele Leserinnen und Leser wünscht, auf die SWR Bestenliste. Während
die üblichen Bestsellerlisten auf das Bekannte und Etablierte
vertrauen, ist die SWR Bestenliste auf der Suche nach Neuentdeckungen,
nach unbekannten Autoren, für die nicht gleich der große Werbeetat
eines Verlags zur Verfügung steht, die aber Aufmerksamkeit verdienen:
Das garantiert monatlich immer wieder Neues, Überraschendes und
Unterhaltendes.

Mitte März steht fest, welche Bücher es auf die dann aktuelle Liste
schaffen. Vier Neuerscheinungen davon diskutieren, stellvertretend für
die gesamte Jury, Daniela Strigl, Lothar Müller, Eberhard Falcke unter
der Moderation von Gerwig Epkes. Im Literaturhaus erleben Sie die
Radioaufzeichnung live mit.

Die vier besprochenen Titel werden circa eine Woche vor der
Veranstaltung auf der Website des Literaturhauses bekanntgegeben.

In Kooperation mit dem Südwestrundfunk

Eintritt: EUR 12,--

 * 

Quelle:

Literaturhaus-Newsletter Hamburg

Literaturhaus Hamburg e.V.

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit: Carolin Löher

Kommunikation

Schwanenwik 38, 22087 Hamburg

Tel.: 040/22 70 20 55, Fax: 040/220 66 12

E-Mail: cloeher@literaturhaus-hamburg.de

Internet: www.literaturhaus-hamburg.de
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TREFF/1020: Hamburg - Best-of Poetry Slam VII, 14.03.2018


Literaturhaus Hamburg Newsletter - Programm im März 2018

Mittwoch, 14.3.2018, 19.30 Uhr

BEST-OF UPOETRY SLAM VII

Kim Catrin, Ina Diallo, Svea Gross und Sophia Szymula im Kampf der
Künste

Moderation: Rasmus Blohm



Die nächste Runde des Best-of UPoetry Slams steht schon in den
Startlöchern! Hier wird gedichtet, performt, geschrien, geflüstert, es
ist ein wahres Potpourri der Live-Literatur, was die jungen Wilden
hier auf die Bühne zaubern. Da würden einige der großen Dichter und
Denker, die bereits im Literaturhaus zu Gast waren, ordentlich
staunen, wenn sie wüssten, was der Nachwuchs auf die Beine stellt. Das
Publikum bestimmt, wer von den vier bühnenerprobten und schon
preisgekrönten Slammerinnen den Kampf der Künste gewinnt. In der
Vorauswahl ist die 10,0 auf der Jurytafel das höchste Lob, im Finale
entscheidet allein der Applaus.

Wie immer haben wir zwei Reisegäste vor Ort, die gegen zwei
Lokalmatadoren antreten, dieses Mal die Finalistin der
deutschsprachigen Meisterschaften Sophia Szymula aus Leipzig und die
UFinalistin Kim Catrin aus Düsseldorf. Der Hamburger Hafen wird
verteidigt von der fantastischen Lyrikerin Svea Gross und der
Finalistin der deutschsprachigen UMeisterschaften Ina Diallo.

Musikalisch untermalt den Abend Absolem-Max-Frontmann Axel Feige, der
mit ordentlich Blues und Soul die Stimmung anheizen wird. Und die
Moderation übernimmt, wie könnte es anders sein, der UPrinz und
Stammmoderator Rasmus Blohm. Charmant wie eh und je wird er durch den
Abend führen und diesem exquisiten Best-of Poetry Slam die nötige,
weitere Würze verleihen.

Medienpartner NDR Info, Kulturpartner NDR Kultur

Eintritt: EUR 12,-,-

 * 

Quelle:

Literaturhaus-Newsletter Hamburg

Literaturhaus Hamburg e.V.

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit: Carolin Löher

Kommunikation

Schwanenwik 38, 22087 Hamburg

Tel.: 040/22 70 20 55, Fax: 040/220 66 12

E-Mail: cloeher@literaturhaus-hamburg.de

Internet: www.literaturhaus-hamburg.de
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AUSSICHTEN/8189: Und morgen, den 17. Februar 2018 (SB)


+++ Vorhersage für den 17.02.2018 bis zum 18.02.2018 +++






[image: Jean-Luc 8189 Wetterfrosch - © 2018 by Schattenblick]






Sonne, Wolken, himmelfrisch

läßt Frosch Jean-Luc wieder träumen,

wie im Wasser jeder Fisch

er sich wohlfühlt unter Bäumen.
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STANDPUNKT/049: Deutsche Europa-Strategie (UZ)


UZ - Unsere Zeit, Nr. 6 vom 9. Februar 2018

Sozialistische Wochenzeitung - Zeitung der DKP

Deutsche Europa-Strategie

Neuer Élysée-Vertrag soll EU renovieren

von Klaus Wagener



Nach 10 Jahren scheint die Weltwirtschaftskrise weitgehend überwunden,
zumindest wenn man der deutschen Regierungspropaganda glauben will.
Deutsche Panzer stehen wieder an der russischen Grenze. Der türkische
Türsteher hält uns die Flüchtlinge zuverlässig vom Leib. Und selbst
die griechische Wirtschaft nimmt eine "sehr positive Entwicklung",
wenn man dem Peter Altmeier vertraut. Zeit also, die nächsten Schritte
in den Fokus zu nehmen.

Der 55. Jahrestag des Élysée-Vertrages bot eine solche Möglichkeit.
Der französische Präsident hofft, dass die künftige Zusammenarbeit
"vertieft" und "gestärkt" werden soll. Das "komplette Spektrum der
Politik" solle harmonisiert werden. In Afrika, beim Klimaschutz, in
Fragen der wirtschaftlichen, technologischen und wissenschaftlichen
Stärkung Europas gebe es eine "enge deutsch-französische
Zusammenarbeit. Auch bei der Digitalisierung und dem
Unternehmenssteuerrecht sollten "Deutschland und Frankreich
vorangehen". Eine gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik sei zu
entwerfen, ebenso eine gemeinsame Währungspolitik. "Die Eurozone müsse
künftig die Avantgarde" sein, "wenn es um Wettbewerbsfähigkeit" gehe.
Die "deutsch-französische Achse" solle massiv gestärkt werden, (so
dass gegen sie in der EU-27 praktisch nichts läuft).

An wohltönenden Erklärungen hat es also nicht gefehlt: Man werde die
bilaterale Kooperation im Hinblick auf ein "prosperierendes,
wettbewerbsfähiges, souveränes, vereintes und demokratisches Europa"
stärken, hieß es in der veröffentlichten Erklärung. Die Berlin-Pariser
Kooperation solle dabei als "Motor" für eine weitere europäische
Integration verstanden werden. Die vertiefte Zusammenarbeit solle die
"Finanz-, Sozial- und Wirtschaftspolitik", aber auch die "Außen-,
Verteidigungs-, Sicherheits- und Entwicklungspolitik" und die
"Bekämpfung des Terrorismus" umfassen.

Was von diesem hehren Anspruch Realität wird, ist eine andere Sache.
Hat die Krisenbewältigungsstrategie den Kontinent in nord-südlicher
Richtung gespalten, so hat der Zustrom von Flüchtlingen diese Spaltung
um eine ost-westliche Dimension ergänzt. Während die "Med7" - Italien,
Frankreich, Spanien, Portugal, Griechenland, Zypern und Malta - schon
fast traditionell für eine Beendigung des Austeritätskurses und eine
Reduzierung der deutschen Exportüberschüsse sowie Verbesserungen bei
den Migrationsregeln eintreten, sprach sich das Treffen der
"Visegrad-Gruppe" (Ungarn, Polen, Tschechien, Slowakei) in Budapest
sich gegen eine weitere Vertiefung der europäischen Integration aus.
"Wir brauchen nicht ein (EU-)Imperium, sondern einen Bund freier
Nationen", sagte der ungarische Ministerpräsident Viktor Orbán nach
einem Gipfeltreffen der sogenannten Visegrad-Vier. Und natürlich, da
war auch noch der Brexit. Der erste, noch keinesfalls bewältigte
Austritt eines großen Staates. Er wirft nicht nur ein Haushalts-,
sondern auch ein schwerwiegendes Perspektivproblem auf. Und dass von
einer Lösung der ausgeprägten Wirtschaftsprobleme der EU-Peripherie
keine Rede sein kann, bedarf an dieser Stelle kaum der Erwähnung.

Bislang hatte eine ausgeprägte Russland-Phobie helfen sollen, die
massiven Konflikte so gut wie möglich in den Hintergrund zu drängen.
Vor allem Polen und die baltischen Staaten hatten, nach dem -
westlichen - Putsch in der Ukraine und des umgehenden Anschlusses der
Krim ans russische Mutterland, alle Alarmglocken klingeln lassen. Von
einer "russischen Aggression" war die Rede, der nun begegnet werden
müsse. Das Problem auch hier, alle realen Maßnahmen, die über
Symbolpolitik hinaus gehen, kosten Geld. Schon die bisherigen Kosten
des Sanktionsregimes gegen Russland beliefen sich laut "Ostausschuss
der deutschen Wirtschaft" auf mehr als 100 Mrd. Euro.

Auf der anderen Seite des Atlantik hat Donald Trump die Rolle des
Buhmannes übernommen. Trump gilt als unzuverlässig, protektionistisch,
ausländerfeindlich. Mit Trump lässt sich - negativ - eine
eigenständige europäische Rolle ebenso begründen wie - positiv - mit
dem Élysée-Vertrag. Nur - auch hier kostet es Geld. Zumindest dann,
wenn die EU-Integration nicht auf der Größe der Geschützrohre, sondern
auf sozial-ökonomische Kooperation und Integration aufgebaut sein
soll. Die Bundesrepublik müsste zumindest auf relevante Teile ihres
exorbitanten Außenhandelsüberschusses verzichten und beispielsweise.
die Löhne und Gehälter substantiell nach oben schrauben. Die laufenden
Koalitionsverhandlungen und die gegenwärtige Lohnrunde in der
Metallindustrie dürften zeigen, inwieweit hierzu Bereitschaft besteht.
Ansonsten wird man über das Verfassen wohltönender Erklärungen kaum
hinauskommen.

 * 

Quelle:

Unsere Zeit (UZ) - Zeitung der DKP, 50. Jahrgang,

Nr. 6 vom 9. Februar 2018, Seite 5

Herausgeber: Parteivorstand der DKP

Anschrift von Verlag und Redaktion:

Hoffnungstraße 18, 45127 Essen
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MEMORIAL/178: Der Vietnamkongress vor 50 Jahren in Westberlin (Gerhard Feldbauer)


Der Vietnamkongress vor 50 Jahren in Westberlin

Höhepunkt einer seit 1965 formierten Solidaritätsbewegung mit dem Befreiungskampf Vietnams gegen die USA-Aggression

von Gerhard Feldbauer, 15. Februar 2018



Am 17./18. Februar 1968 erreichte die Solidaritätsbewegung der BRD mit
dem Widerstand des vietnamesischen Volkes gegen den verbrecherischen
USA-Krieg in Westberlin mit einem Internationalen Vietnamkongress
einen herausragenden Höhepunkt. An der vom Sozialistischen Deutschen
Studentenbund (SDS) organisierten Veranstaltung an der Technischen
Universität nahmen über 40 Delegationen mit etwa 5.000 Teilnehmern aus
mehr als zehn Ländern teil. Auf einer großen Flagge im Auditorium
maximum stand "Für den Sieg der vietnamesischen Revolution" und
darunter die Worte Che Guevaras "Die Pflicht jedes Revolutionärs ist
es, die Revolution zu machen."

Teilnehmer waren u. a. die US-amerikanischen Black Panther, die
nordirische IRA, die baskische ETA, die Palästinenser, der Philosoph
Herbert Marcuse, die Schriftsteller Peter Weiss und Erich Fried und
der Trotzkist Ernest Mandel. Zu den Rednern gehörte der italienische
Verleger Giangiacomo Feltrinelli, u. a. Herausgeber des Tagebuches Che
Guevaras, bei dem er sich einige Zeit in Bolivien aufhielt. Der
Kommandeur einer Partisanenbrigade während der Resistenza gegen
Hitlerdeutschland, der vielen Befreiungsbewegungen in der Dritten Welt
finananziell half, hatte auch den Kongress in Westberlin mit einer
größeren Summe unterstützt. Der Studentenführer Rudi Dutschke sah die
Aufgabe des Kongresses darin, die Basis für eine globale
Befreiungsbewegung gegen "Imperialismus" und "Kapital" zu legen.

Stürmisch feierten die Teilnehmer die zwei Wochen vorher während des
buddhistischen Neujahrsfestes von den Befreiungskämpfern in ganz
Südvietnam begonnene Tet-Offensive, in deren Verlauf die Front
National de Liberation (FNL) zahlreiche USA-Stützpunkte angriff, in
die USA-Botschaft in Saigon eindrang - zu dieser Zeit hielten die
Strassenkämpfe in der Stadt an - und die Kaiserstadt Hue besetzte. Der
Kongress bezog klare antiimperialistische Positionen, verurteilte
entschieden die Beteiligung der BRD an der USA-Aggression,
solidarisierte sich mit dem bewaffneten Befreiungskampf in Südvietnam
und dem sozialistischen Aufbau in der Demokratischen Republik Vietnam
(DRV).

Diese Protestbewegung war in der Bundesrepublik Deutschland nach der
Ausdehnung der im August 1964 begonnenen Luftangriffe der USA auf die
gesamte DRV und der Landung der ersten Bodentruppen in Südvietnam
1965 zu einer breiten Solidaritätsbewegung verschiedenster
Organisationen und Gremien angewachsen. Sie erhob ihre Stimme nicht
nur gegen den verbrecherischen USA-Krieg in Vietnam und die aktive
Unterstützung der BRD, sondern solidarisierte sich ebenso mit dem
nationalen Befreiungskampf des vietnamesischen Volkes und gewährte ihm
auch materielle Hilfe. Anhänger der Solidaritätsbewegung bezogen
radikaldemokratische, antikapitalistische, antiimperialistische und
auch sozialistische Positionen.

Die erste organisatorische Form entstand im Juli 1965 in Gestalt der
"Hilfsaktion Vietnam", die Persönlichkeiten aus Kirchen,
Gewerkschaften und der Deutschen Friedensgesellschaft, unter ihnen
Weltkirchenratspräsident Martin Niemöller, gründeten. Ihr schlossen
sich Persönlichkeiten wie Prof. Max Born, der Präses der evangelischen
Kirche Westfalens, D. Wilms, der Rabiner Dr. Robert Rahphael Geis, die
Professoren Eugen Kogon, Renate Riemeck, Schriftsteller wie Martin
Walser und Kurt Desch an.

Im Januar 1967 folgte eine vierköpfige Delegation der Hilfsaktion mit
Martin Niemöller und dem Generalsekretär der Caritas, Monsignore Dr.
Georg Hüssler, einer Einladung des Roten Kreuz der DRV. Die Berichte
der Delegationsmitglieder, die in Nordvietnam Augenzeugen der
barbarischen Verbrechen der US-Luftwaffe an der Zivilbevölkerung
wurden, trugen dazu bei, dass das Spendenaufkommen bis zum 11.
September auf 1.139.268,34 DM anwuchs. Davon gingen als Zahlungen oder
materielle Hilfe an das RK der DRV und der FNL 453.672,25 bzw.
204.498,88 DM und an oppositionelle Buddhisten Südvietnams 80.000,-
DM.

Die Spenden erreichten in den folgenden Jahren Millionenhöhe. Die
Hilfsaktion lieferte dem RK der DRV und der FNL bzw. der Republik
Südvietnam (RSV) umfangreiche Medikamentenbestände und medizinische
Instrumente. 1967 beteiligte sich der Deutsche Caritas-Verband am Bau
eines Krankenhauses in der nördlich der Demarkationslinie liegenden
Provinz Vinh Linh. Die Kosten für das unter der Erde installierte
Hospital mit 250 Betten und den erforderlichen Einrichtungen, das Ende
1969 fertig gestellt wurde, beliefen sich auf zwei Millionen DM.
Gemeinsam mit Caritas und dem Diakonischen Werk übernahm das Hilfswerk
im November 1970 in Haiphong den Wiederaufbau eines zerstörten
Kinderkrankenhauses in Höhe von etwa drei Millionen DM, welche die
drei Träger zu gleichen Teilen übernahmen. Die errichteten Grundstöcke
dieses Krankenhauses wurden bei Angriffen von B-52 im April 1972
vollständig zerstört. Nach der Unterzeichnung der Pariser Abkommen im
Januar 1973 begann der Wiederaufbau erneut. Nach den
B-52-Bombardements gegen Hanoi und Haiphong im Dezember 1972, die
Tausende Tote und Verwundete forderten, gingen in den ersten
Januartagen fünf Tonnen Blutkonserven und 300 Kilo Antimalaria-Mittel
nach Hanoi. Die Hilfsaktion beteiligte sich an einer internationalen
Wiederaufbau-Kampagne für das völlig zerstörte Bach Mai-Krankenhaus im
Süden Hanois und übernahm die Finanzierung des Baus und der
Ausstattung der Hals-Nasen-Ohren-Abteilung.

Auch die "Kampagne für Abrüstung" (KfA), die die machtvollen
"Ostermärsche der Atomwaffengegner" (1968 mit 300.000 Teilnehmern)
organisierte, wirkten auf die Vietnam-Solidarität ein. Ihre eindeutige
Aussage, dass es sich um einen völkerrechtswidrigen Krieg und eine
Aggression der USA handelte, gab ihr ein klares politisches Profil.
Auf ihre Initiative entstanden in Bundesländern und vielen Städten
Vietnamkomitees, in denen es zum Zusammenwirken eines breiten
politischen Spektrums - Liberale, Sozialdemokraten, Kommunisten,
Gewerkschafter, Vertreter der Kirchen, Jugendorganisationen, Studenten
- kam. So gehörten am 20. Januar 1973 zu den rund 30.000 Menschen, die
in Dortmund unter der Losung "Frieden und Unabhängigkeit für Vietnam -
jetzt!" demonstrierten, der DKP-Aktivist und SDAJ-Vorsitzende Rolf
Priemer und Jürgen Möllemann von den Jungdemokraten, die Arm in Arm in
der ersten Reihe gingen. Im Nürnberger Vietnamkomitee wirkten über 40
Organisationen und Persönlichkeiten, darunter SPD-Stadträte und
Vertreter der Stadtverwaltung, mit. Die SPD-Repräsentanten setzten
sich dabei über die Weisungen ihrer die USA-Aggression unterstützenden
Parteiführung hinweg.

Auftrieb erhielt die Solidaritätsbewegung durch die Aktivitäten des
internationalen Russel-Tribunals zur Untersuchung der in Vietnam von
den USA begangenen Kriegsverbrechen, das vom 2. bis 10. Mai 1967 in
erster Sitzung in Stockholm und vom 28. November bis 1. Dezember in
zweiter Sitzung in Roskilde/Dänemark tagte.

Zu einem weiteren mobilisierenden Faktor wurde die vom 6. bis 9. Juli
1967 in Stockholm tagende "Weltkonferenz über Vietnam", an der 462
Persönlichkeiten aus 63 Ländern, über 200 nationale Organisationen und
Vietnamkomitees sowie 22 internationale Gremien teilnahmen. Der
damalige schwedische Ministerpräsident Olaf Palme nahm zeitweilig an
der Konferenz teil. Unter den 14 Teilnehmern aus der Bundesrepublik
befanden sich die aktivsten Organisationen gegen den Vietnamkrieg: Die
KfA, der SDS, die DfG und die "Hilfsaktion Vietnam". Die Konferenz
verurteilte in einem Appell den USA-Krieg als Aggression und
Völkermord, forderte die sofortige Beendigung und den bedingungslosen
Abzug der USA, die Respektierung der Genfer Indochina-Abkommen von
1954.

Der Vietnamkongress in Westberlin fand ein starkes Echo in Hanoi. Die
Nachrichtenagentur Vietnam News Agency (VNA), Rundfunk und Zeitungen,
darunter das Parteiblatt Nhan Dan und die Zeitung der Volksarmee Quan
Doi Nhan Dan, berichteten in zahlreichen Beiträgen ausführlich über
die gezeigte Solidarität.

 * 

Quelle:

© 2018 by Gerhard Feldbauer

Mit freundlicher Genehmigung des Autors
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TREFF/618: Kassel - Museumsführung "Kassel zur Zeit der Kurfürsten" am 21.2.2018


Kassel zur Zeit der Kurfürsten

Themen-Führung durch das Stadtmuseum



ist der Titel einer Themen-Führung durch das Stadtmuseum mit Dr.
Barbara Richarz-Riedl am Mittwoch, 21. Februar, ab 17 Uhr. In der Zeit
des Königreichs Westphalen waren den Kasseler Bürger neue Rechte und
Freiheiten gegeben. Gleiches Recht für alle, Befreiung vom Zunftzwang
und andere Freiheiten hatte König Jerome eingeführt. 1813 musste er
aus Kassel fliehen, die Zeit der französischen Fremdherrschaft war zu
Ende. Jedoch nahm Kurfürst Wilhelm I. nach seiner Rückkehr aus dem
Exil auch die positiven Errungenschaften wieder zurück.

In ihrer Führung geht Dr. Richarz-Riedl darauf ein, wie in den
folgenden Jahrzehnten die Bürger um die Wiedererlangung dieser Rechte
kämpften. Anhand zahlreicher Ausstellungsstücke, aber auch von
Dokumenten, Bildern und einer Graphic Novel erläutert sie, wie die
Kurfürsten versuchten, dieses politische Aufbegehren zu unterdrücken,
und wie und warum sie letztlich damit scheiterten.

Der Eintritt ins Museum beträgt vier Euro, ermäßigt drei Euro. Die
eigentliche Führung ist kostenfrei. Die Teilnehmerzahl ist begrenzt
und eine verbindliche Anmeldung erforderlich unter der Telefonnummer
05 61/7 87-44 05.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 13. Februar 2018

Stadt Kassel

Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus, Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@stadt-kassel.de

Internet: www.kassel.de
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LESUNG/1700: Braunschweig - Bilderbuchkino "Heule Eule - Nein, ich lasse niemand rein!", 22.2.


Stadt Braunschweig

Bilderbuchkino in der Weststadt: "Heule Eule - Nein, ich lasse
niemand rein!"



Braunschweig. Die humorvolle Geschichte "Heule Eule - Nein, ich lasse
niemand rein!" von Paul Friester ist am Donnerstag, 22. Februar, um
16.30 Uhr, als Bilderbuchkino in der Zweigstelle Weststadt der
Stadtbibliothek, Rheinring 12, zu sehen. Eingeladen sind Kinder von
drei bis sechs Jahren und ihre Eltern. Im Anschluss kann gemalt
werden. Der Eintritt ist kostenlos, eine Anmeldung ist nicht
erforderlich. Weitere Informationen unter der Telefonnummer 470-6857.

In der Geschichte geht Mama Eule einkaufen. "Lass niemanden rein, wenn
ich nicht da bin!", sagt Mama Eule zur kleinen Eule. Das nimmt diese
ziemlich ernst! Denn als Mama zurück ist und an die Tür klopft, macht
die kleine Eule die Tür nicht auf. Erst als Mama einen Test besteht,
geht die Türe auf.

Das nächste Bilderbuchkino findet am 15. März statt. Die Zweigstelle
Weststadt ist montags und donnerstags von 10 bis 18 Uhr geöffnet.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 15. Februar 2018

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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LESUNG/1699: Braunschweig - "Ritter Rost und das Haustier" am 21.2.2018


Stadt Braunschweig

"Ritter Rost und das Haustier": musikalische Lesung mit dem
Burgfräulein Bö



Braunschweig. Bühne frei für das Burgfräulein Bö mit "Ritter Rost und
das Haustier" heißt es am Mittwoch, 21. Februar, um 16 Uhr in der
Stadtbibliothek, Schlossplatz 2. Die Stadtbibliothek lädt Familien mit
Kindern ab sechs Jahren zu dieser musikalischen Lesung ein, die
inmitten der Ausstellung "Ritter Rost - Originalillustrationen von
Jörg Hilbert" stattfindet. Die Veranstaltung findet in der
Zusammenarbeit mit der Buchhandlung Graff, gefördert von der
Braunschweigischen Sparkassenstiftung, statt. Kostenlose
Eintrittskarten sind bei beiden Veranstaltern erhältlich.

24 Jahre Ritter Rost - mit über 16 Bänden, Kinoverfilmungen und der
Fernsehserie sind die Autoren Jörg Hilbert und Felix Janosa mit ihrem
"etwas anderen Superhelden" längst in der Oberliga der
Kinderunterhaltung angekommen. Angefangen hat alles mit einem Buch -
"Ritter Rost - Musical für Kinder", dem eine Vertonung auf CD sofort
beilag.

Und seitdem tanzt, tobt, wirbelt, trällert und rockt Patricia Prawit
als Burgfräulein Bö durch alle Ritter-Rost-Geschichten - und über die
Bühne in der Kinderbibliothek. Die wandlungsfähige Künstlerin entführt
in den Fabelwesenwald. Hier ist Ritter Rost sehr skeptisch, Koks
dagegen sehr begeistert: Er hat ein eigenes Haustier! Es sieht mit
seinen grünen Zotteln und den Wurzelfüßen gar nicht wie ein normales
Haustier aus. Als das kleine Wuschelding immer größer und größer wird,
wächst Koks die Sache buchstäblich über den Kopf. Mit diesem Haustier
stimmt was nicht!

Das eigene Haustier - seit jeher ein brandaktuelles Familienthema, und
dem muss sich auch ein heldenhafter Ritter Rost stellen. Die beiden
Ritter-Rost-Schöpfer Jörg Hilbert und Felix Janosa tun das wie immer
sehr charmant, witzig, bildstark und hochmusikalisch. Und Patricia
Prawit - pardon, das Burgfräulein Bö - erweckt die lustigen und
schrulligen Charaktere in der ihr eigenen, unnachahmlichen Art zum
Leben.

Weitere Informationen unter Tel.: 4 70-68 34.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 14. Februar 2018

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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MUSEUM/776: Bielefeld - "Als Oma und Opa zur Schule gingen" am 18.2.2018


Stadt Bielefeld

Als Oma und Opa zur Schule gingen



Bielefeld (bi). Für Kinder von fünf bis acht Jahren bietet das
Historische Museum am Sonntag, 18. Februar, die Veranstaltung "Wie war
der Schulalltag früher?" an. Was spielten die Großeltern auf dem
Schulhof und wie machten sie ihre Hausaufgaben? Antworten auf diese
und andere Fragen gibt es von 14.30 bis 15.30 Uhr bei einer Zeitreise
in die Vergangenheit. Im Anschluss werden Schreibtafeln für Zuhause
gebastelt. Der Eintritt kostet sechs Euro, Anmeldung unter Telefon
(0521) 51 36 35.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 13. Februar 2018

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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THEATER/1319: Wertheim - Kindertheater "Sturmvogel" gastiert im Kulturhaus am 23.2.2018


Stadt Wertheim

Kindertheater Sturmvogel gastiert im Kulturhaus



Wertheim. "Mitdenken - mitmachen - Spaß haben!" So lautet das Motto
des mehrfach preisgekrönten Kindertheaters Sturmvogel. Mit dem Stück
"Der Wolf und die kleinen Geißlein" kommt es am Freitag, 23. Februar,
nach Wertheim in das Kulturhaus. Das Motto richtet sich an alle
Theaterfreunde ab vier Jahren, die während der Aufführung auf
phantasievolle Weise sehr gefordert werden. Denn wie in allen
interaktiven Stücken des Theaters Sturmvogel werden die jungen
Zuschauer von den beiden Schauspielern Sandra Jankowski und Frank
Klaffke immer wieder ins Geschehen einbezogen. Sie dürfen singen,
tanzen, assistieren, während ihnen gleichzeitig Folgendes vor
farbenprächtiger Kulisse erzählt wird:

Die kleinen Geißlein sind allein zu Hause und freuen sich, alles mal
so richtig auf den Kopf stellen zu können. Mitten im wilden Spiel
steht plötzlich ein seltsamer Wolf vor der Tür und möchte die Geißlein
besuchen. Was sollen sie jetzt tun? Sie dürfen doch niemand Fremdes
hereinlassen. Aber gleichzeitig sind sie so neugierig und der Wolf ist
so lustig - er kann singen, tanzen und hat alle möglichen Tricks auf
Lager.

Die Vorstellung "Der Wolf und die kleinen Geißlein" beginnt um 15 Uhr
im Kulturhaussaal und dauert etwa eine Stunde. Der Eintritt kostet
vier Euro, Familienpassinhaber erhalten eine Ermäßigung. Die Karten
gibt es im Vorverkauf in der Stadtbücherei und an der Tageskasse.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 13. Februar 2018

Stadtverwaltung Wertheim - Presse und Information

97877 Wertheim

Tel.: 09342/301-300 oder -301, Fax: 09342/301-503

E-Mail: pressestelle@wertheim.de
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AUSSTELLUNG/9384: Bremen - Niederländische Meisterzeichnungen und ihre Restaurierung, 7.3.-1.7.2018


Pressemitteilung von: Kunsthalle Bremen

Kühles Licht und weite See. Niederländische Meisterzeichnungen und
ihre Restaurierung

7. März - 1. Juli 2018

Kuratorin: Dr. Christien Melzer



Nach mehrjähriger Restaurierung kann der weitgehend unbekannte Bestand
von rund 950 niederländischen Altmeisterzeichnungen aus der Bremer
Sammlung nun erstmals in einer Auswahl von rund 180 Arbeiten
präsentiert werden: Neben weiten Flachlandschaften und brausenden
Seestücken werden zauberhafte Figurenstudien, exakte Porträts, derbe
Wirtshausszenen und detailreich erzählende Historien in thematisch
gegliederten Räumen zu sehen sein. Die Bandbreite der im Rahmen von
"Kühle Licht und weite See" (7. März bis 1. Juli 2018) gezeigten
Künstler bildet die Vielfalt der niederländischen Zeichenkunst ab.

Die Ausstellung "Kühles Licht und weite See" präsentiert ab dem 7.
März rund 180 kürzlich restaurierte holländische und flämische
Zeichnungen des 16. bis 18. Jahrhunderts. Neben hochkarätigen
Meisterwerken aus der Sammlung wie Anton van Dycks furiose Skizze mit
"Samson und Dalila" oder Jacob Jordaensßformatiger, farbiger Entwurf
der "Darstellung im Tempel" werden bewusst auch bislang wenig
beachtete und unveröffentlichte Bestände niederländischer Zeichenkunst
präsentiert. Zahlreiche, oft auch anonyme Werke, die dem breiten
Publikum bislang vollkommen unbekannt geblieben sind, werden erstmals
erschlossen. Darunter befinden sich beispielsweise die Studie eines
knorrigen alten Baumes von Abraham Bloemaert oder die Zeichnung einer
mit Seegras bewachsenen Muschel, die ein Matrose samt Beschreibung im
Jahr 1698 anfertigte. Dabei spannt sich der geographische Bogen von
den protestantischen holländischen Nordprovinzen über die
aufstrebenden Städte Amsterdam, Haarlem, Utrecht und Leiden bis hin zu
den katholischen Regionen im flandrischen Süden wie etwa Antwerpen und
Brüssel.

Der überwiegende Teil der Blätter wurde im 17. Jahrhundert, im
sogenannten Goldenen Zeitalter der Niederlande, geschaffen. Jedoch
werden auch hervorragende Werke des 16. Jahrhunderts und eine ganz
ausgezeichnete Gruppe von Landschaften des 18. Jahrhunderts zu sehen
sein, die sich mit Phänomenen von Licht und atmosphärischer Stimmung
auseinandersetzen. Holländische Landschaftszeichnungen bilden einen
ausgeprägten Schwerpunkt sowohl in der Sammlung als auch in der
Ausstellung. Neben zwei frühen Weltlandschaften aus der
Vogelperspektive werden Kreidezeichnungen des frühen 17. Jahrhunderts
gezeigt, in denen sich eine neue Landschaftsauffassung ausprägt: Die
Künstler zeichneten zunehmend in der Natur; sie widmeten sich dem
Wald, den Dünen, dem Meer und ihrer heimischen Umgebung, die sie als
bildwürdig erachteten und realistisch wiedergaben. So werden etwa
Werke von herausragenden Landschaftszeichnern wie Jan van Goyen, Jacob
van Ruisdael und Esaias van de Velde zu sehen sein.

Die Präsentation wird durch illustrierte Bücher und Druckgraphiken
ergänzt, die einen direkten Bezug zu den Zeichnungen aufweisen.

Restaurierung

Seit 2014 wurden rund 950 niederländische Altmeisterzeichnungen
systematisch konservatorisch und restauratorisch bearbeitet. Dieser
Schritt bildet die Grundvoraussetzung für die wissenschaftliche
Forschung, Publikation und Ausstellung der Werke. Damit wird die
Kunsthalle gleich mehreren ihrer vorrangigen Aufgaben als Museum
gerecht: dem Erhalten und Pflegen der vorhandenen Sammlung, aber auch
der Erschließung für Öffentlichkeit und Forschung. Die systematische
Konservierung und Restaurierung war mit Hilfe einer großzügigen
Förderung durch die HERMANN REEMTSMA STIFTUNG möglich.

In der Ausstellung werden auch die verschiedenen Aspekte der
Restaurierungspraxis, vom Entfernen alter Montierungen und Reparaturen
über die Reduzierung von Flecken bis hin zur Stabilisierung von
Zeichenmitteln thematisiert. Die Zeichnungen haben eine Geschichte von
mehreren Hundert Jahren hinter sich, die nicht spurlos an ihnen
vorüber gegangen ist. So konnten beispielsweise im Laufe der
Restaurierung durch Luftverschmutzung oxidierte und dadurch schwarz
gewordene weiße Farbpartien wieder in ihren ursprünglichen Zustand
zurückversetzt werden. Auch Risse wurden geschlossen und Fehlstellen
im Papier ergänzt. Ein eigens eingerichteter Raum beleuchtet die
Arbeit der Restaurierung sowie Fragen nach historischen Materialien,
etwa die Herstellung verschiedener Papiere oder die Verwendung
unterschiedlicher Zeichenmittel wie Kreiden und Tinten.

Ein besonderes Highlight werden Zeichnungen sein, die den Besuchern
erstmals auch ihre spannenden Rückseiten offenbaren. Papier war
kostbar und Künstler nutzten es oft beidseitig. So findet sich auf der
Rückseite einer kleinen Landschaft im Mondschein von Anthonie Waterloo
die Bestellung verschiedener Wäschestücke bei einem Schneider. Der
Delfter Maler Leonaert Bramer zeichnete auf der Vorderseite eines
großen Blattes den Blick in eine Schmiede und auf der Rückseite Bauern
bei der Ernte.

Niederländische Altmeister im Kupferstichkabinett

Das Kupferstichkabinett, die Sammlung für Arbeiten auf Papier, war der
Ursprung des Kunstvereins. Es waren Liebhaber der Graphik, die sich
1823 zu gemeinsamen Treffen und Diskussionen vor Originalen
zusammenfanden und schließlich den Kunstverein ins Leben riefen. Die
ersten großen Vermächtnisse, die Schenkung der Sammlungen von
Hieronymus Klugkist 1851 und von Johann Heinrich Albers 1856,
enthielten fast ausschließlich Zeichnungen und Druckgraphik, darunter
eine beträchtliche Anzahl niederländischer Werke. Eine umfangreiche
Schenkung mit vielen niederländischen Altmeisterblättern gelangte noch
1981 aus Delmenhorst in die Sammlung. Ein Großteil der ausgestellten
Zeichnungen wurde jedoch bereits vor 1900 erworben und zählt damit zu
den ältesten Beständen des Kunstvereins in Bremen.

In der Ausstellung werden Werk u.a. von Abraham Bloemaert, Anton van
Dyck, Jan van Goyen, Jacob Jordaens, Esaias van de Velde, Willem van
de Velde, Jacob van Ruisdael und Künstlern aus dem Umkreis Rembrandts
gezeigt.

HolländischerFrühling: Das Frühjahr in der Kunsthalle Bremen steht mit
zwei Ausstellungen ganz im Zeichen der niederländischen Kunst: Ab dem
7. März 2018 zeigt die Ausstellung "Kühles Licht und weite See.
Niederländische Meisterzeichnungen und ihre Restaurierung" rund 150
niederländische Zeichnungen des 16. bis 18. Jahrhunderts, die mit
weiteren 800 Zeichnungen drei Jahre restauriert wurden. Ab dem 7.
April 2018 präsentiert die Ausstellung "Tulpen, Tabak, Heringsfang.
Niederländische Malerei des Goldenen Zeitalters" 32 Gemälde
niederländischer Meister des 17. Jahrhunderts.
Die Werke wurden dem Museum kürzlich von Carl Schünemann geschenkt.

Katalog: Es erscheint ein Katalog mit 300 Seiten und zahlreichen
Farbabbildungen.

Veranstaltungshighlights:

Dienstag, 15. Mai, 18 Uhr: Ausstellungsgespräch: Vom Flicken, Stopfen,
Waschen und Bleichen: Zauberküche Restaurierung mit den Restauratoren
Olaf Simon (Dresden), Carsten Wintermann (Weimar) und Jutta Keddies
(Bremen)

Dienstag, 12. Juni, 19 Uhr: Ausstellungsgespräch: Vom Schöpfen,
Trocknen, Schneiden, Falten und Binden: der Zauberstoff Papier, mit
Magdalene Christ (Bergisch Gladbach)

Dienstag, 20. bis Mittwoch 23. März: Osterferienkurs Papierschöpfen
für Kinder ab 6 Jahre

Förderer: 

Die Ausstellung wird gefördert durch die ZEIT Stiftung Ebelin und Gerd
Bucerius (Ausstellungskatalog), Mittel aus dem Nachlass Ralf Hartel,
Bremen, den Freundeskreis des Kupferstichkabinetts, die Martha
Pulvermacher Stiftung und eine Gruppe privater Förderer.

Aktuelle und kommende Ausstellungen

Max Beckmann. Welttheater, bis 4. Februar 2018

Fokus Junge Kunst. Bremen 2017, bis 18. März 2018

Geschenk Papier. Von Dürer bis Grosz, bis 1. April 2018

Kühles Licht und weite See. Niederländische Meisterzeichnungen und
ihre Restaurierung, 7. März bis 1. Juli 2018

Tulpen, Tabak, Heringsfang. Niederländische Malerei des Goldenen
Zeitalters, 7. April bis 26. August 2018

50 Jahre Avantgarde. Das Kabinett für aktuelle Kunst Bremerhaven, 5.
Mai bis 19. August 2018

 * 

Quelle:

bpar - Beisel Public Art Relations

Eine Initiative der Healthcom GmbH

Agrippinawerft 22, 50678 Köln

Telefon: 0221 / 222 83 - 181, Fax: 0221 / 222 83 - 322

E-Mail: info@bpar.de

Internet: www.bpar.de
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DAS BLÄTTCHEN/1769: Deutsche Bärenjagd


Das Blättchen - Zeitschrift für Politik, Kunst und Wirtschaft

21. Jahrgang | Nummer 4 | 12. Februar 2018

Deutsche Bärenjagd

von Erhard Crome



Am 27. Januar 2018 erlebte Köln eine Demonstration von Kurden und ihren
Freunden. Sie fanden den Krieg der Türkei mit deutschen Panzern im Norden
Syriens unerträglich und forderten dessen Beendigung. Es nahmen mindestens
20.000 Menschen teil. Da es auch Fahnen mit dem Konterfei des
Kurden-Führers Abdullah Öcalan gab, der in der Türkei im Gefängnis sitzt
und in Deutschland sowie anderen westlichen Ländern auf Wunsch der Türkei
auf der Terroristenliste steht, wurde die Demonstration mit Polizeigewalt
vorzeitig abgebrochen. Das gilt als rechtsstaatlich, weil die
Öcalan-Ächtung ja als rechtens angesehen wird.

Am selben Tag demonstrierten in Moskau 3000 Menschen, die als Anhänger des
Oppositionspolitikers Alexej Nawalny gelten, gegen den russischen
Präsidenten Wladimir Putin und dagegen, dass Nawalny nicht als Kandidat zu
der Präsidentenwahl im März zugelassen ist. Das wurde durch die russische
Polizei erschwert und schließlich unterbunden. Dies gilt deutschen Medien
als nicht rechtsstaatlich, weil die Verurteilung Nawalnys ja fingiert sei.

Besonders interessant ist, wie die deutschen "Qualitätsmedien" mit beiden
Ereignissen umgingen. Die Berichte über Moskau kamen vor denen über Köln
und waren deutlich ausführlicher. Da waren 3000 Menschen in einer Stadt mit
11,5 Millionen Einwohnern auf die Straße gegangen, und das hatte mehr
Gewicht als die 20.000 in einer Stadt mit einer Million Einwohner. Offenbar
sollte nicht nur nicht über die deutsche Panzer-Komplizenschaft mit der
Türkei geredet, sondern vielmehr einem ganz anderen Phänomen Priorität
eingeräumt werden: In Deutschland wird wieder einmal zur Jagd geblasen -
von deutschen Geopolitikern, um den russischen Bären zu erlegen.

Roderich Kiesewetter, Oberst a. D. der Bundeswehr und
CDU-Bundestagsabgeordneter mit Schwerpunkt Außenpolitik, setzt in seinem
Text in Wolfgang Ischingers Prachtband "die anhaltenden Spannungen mit
Russland" einfach voraus, ohne nach den wirklichen Ursachen zu fragen. Er
behauptet einen "Bedeutungszuwachs autoritär geführter Staaten". Als Folge
finde "die Rückkehr der Geopolitik ihren stärksten Ausdruck im
militärischen Agieren Russlands in der Ukraine und in Syrien".

Hier ist zunächst zu entgegnen: Die Osterweiterung der NATO war Geopolitik
des Westens unter Führung der USA zum Zwecke der weiteren Zurückdrängung
und Einhegung Russlands, die Osterweiterung der EU war Geopolitik des
Westens unter maßgeblicher Beteiligung Deutschlands, die Anzettelung des
Umsturzes auf dem Kiewer Maidan war Geopolitik des Westens gegen Russland,
die Nahostkriege der USA und des Westens unter George W. Bush und Barack
Obama waren Geopolitik. Russland hat in Sachen Ukraine und Syrien darauf
reagiert.

Kiesewetter meint: "Russland betreibt dazu eine 'Perzeptionspolitik' auf
Grundlage geschichtlicher Erfahrungen, sowjetideologischer Versatzstücke
und abstrakter Einkreisungsängste." Allerdings sind die Stationierung von
NATO-Truppen - vor allem auch der USA sowie unter aktiver Mitwirkung der
Bundeswehr - in der Nähe der russischen Grenze und US-amerikanischer
Raketenabwehrsysteme im Osten Europas keineswegs abstrakt, sondern sehr
konkret und in der Tat auf Einkreisung gerichtet. Putins Außenpolitik
ähnelt im Übrigen eher der des Zaren als der der sowjetischen Kommunisten,
insofern sind "sowjetideologische Versatzstücke" nicht auszumachen, es sei
denn, Kiesewetter nimmt es der Sowjetunion übel, die deutsche Wehrmacht
geschlagen zu haben. Und die geschichtlichen Erfahrungen Russlands zu
"Perzeptionspolitik" zu erklären, erscheint 75 Jahre nach der Kapitulation
der 6. Armee in Stalingrad zumindest äußerst fragwürdig.

Am 6. Februar 2018 wurde aus Brüssel gemeldet, die EU mache den sechs
Staaten auf dem westlichen Balkan, die noch nicht Mitglied der EU sind, das
erneute Angebot einer Beitrittsperspektive. Serbien und Montenegro könnten
dies bis 2025 erreichen. Zwar seien sie eigentlich nicht beitrittsfähig,
und Mazedonien, Bosnien-Herzegowina, Albanien oder gar der Kosovo seien
dies noch weniger. Aber man könne sich ja "extrem ehrgeizige" Ziele setzen.
Auch habe man Erfahrung mit Rumänien und Bulgarien, die zu früh aufgenommen
wurden und im Grunde heute noch nicht EU-kompatibel seien. Doch es gehe,
wie die einschlägigen Medien zu kommentieren wussten, um Geopolitik und
zwar gegen russischen Einfluss auf dem Balkan.

Das entspricht ganz der Perspektive der Deutschen Gesellschaft für
Auswärtige Politik (DGAP). In ihrem Papier "Außenpolitische
Herausforderungen für die nächste Bundesregierung", das im Sommer 2017
veröffentlicht wurde, schreiben die Herausgeber Christian Mölling und
Daniela Schwarzer: "Von Russland gehen weiterhin maßgebliche
Destabilisierungsrisiken aus, nicht nur in der Ukraine und Syrien, sondern
auch durch Intervention in westlichen Demokratien." Der Nachweis dafür
steht bekanntlich nach wie vor aus. In den USA streiten sie weiter, ohne
dass es in der Substanz etwas gibt, das in Sachen Trump und Russland nicht
schon im Sommer 2016 bekannt gewesen wäre. In dem DGAP-Papier schreibt
Sarah Wohlfeld zum Westlichen Balkan, nur die EU-Beitrittsperspektive könne
die Region einen. Der "Einfluss anderer internationaler Akteure" müsse
zurückgedrängt werden. "Seit der Annexion der Krim versucht Russland,
seinen Einfluss im Westlichen Balkan auszuweiten." Auch die Türkei und
China werden dort als geopolitische Konkurrenten identifiziert. Die EU sei
im Westbalkan jedoch "noch [...] der einflussreichste Akteur". Diese
Gelegenheit müsse nun beim Schopfe gepackt werden. "Die deutsche Rolle ist
hierbei zentral". Das heißt, es geht um deutsche Geopolitik. Und man will
diesmal schneller sein als die anderen.

Stefan Meister, bei der DGAP für das Feindbild Russland zuständig, merkt
an, dass "die Bundesregierung beim Erlass von Sanktionen gegenüber Russland
innerhalb der EU eine Schlüsselrolle [...] eingenommen" hat. Aber nun "ist
die Politik des Wandels durch Annäherung gegenüber dem System Putin
gescheitert". Eine solche Aussage ist doppelt interessant. Die "Sanktionen"
waren ganz gewiss keine Annäherung, sondern das Gegenteil. Zugleich räumt
Meister ein, dass man den Wandel, das heißt den Regime-Change auch in
Moskau wollte, offenbar - Stichwort Nawalny - nach Kiewer Vorbild. Das war
und ist also keine Moskauer Paranoia, sondern eine offenbar zutreffende
Einschätzung westlicher Intentionen. Meister folgert: "Deshalb kann das
mittelfristige Ziel deutscher Russlandpolitik im Moment nur friedliche
Koexistenz sein."

Das wäre doch mal eine prima Idee: friedliche Koexistenz - das heißt keine
Einmischung in die inneren Angelegenheiten, keine Druck- und Drohpolitik
von Seiten der NATO und der EU, keine deutsche Geopolitik, dafür
Friedenspolitik, wie in der UNO-Charta postuliert. Solch ein Ansatz taugte
gar nicht nur "im Moment", sondern für alle Zeiten.

Von Bismarck ist das Wort überliefert: "Russland ist nie so stark oder so
schwach, wie es scheint." Deutschland dagegen wähnte sich - nach den
Abtreten Bismarcks - immer gern stärker, als es realiter war, ob nun als
Aspirant auf Weltmacht in zwei Weltkriegen, als Juniorpartner der USA oder
nun als Hegemon der EU.
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"Eines der merkwürdigsten Kennzeichen" der letzten beiden Jahre vor dem
Ersten Weltkrieg, schreibt Christoper Clark in seinem Buch "Die
Schlafwandler", war der "Umstand, dass ausgerechnet zu einer Zeit, als das
Wettrüsten zunehmend ins Rollen kam und einige militärische und zivile
Führer immer militantere Haltungen einnahmen, das internationale
europäische System insgesamt eine erstaunliche Befähigung zum
Krisenmanagement und zur Entspannung an den Tag legte."

An diese Zeilen fühlt man sich erinnert, wenn man die Münchner
Sicherheitskonferenz (MSC) betrachtet, die am heutigen Freitag in der
bayrischen Metropole beginnt.

Das alljährliche Treffen bringt hunderte von hochrangigen Vertretern aus
Politik und Militär zusammen, die an den Debatten des Hauptprogramms, mehr
als einhundert ergänzenden Veranstaltungen und unzähligen vertraulichen
Treffen teilnehmen. Zahlreiche Konfliktherde der Welt sind durch beide
Seiten vertreten.

So reisen aus Russland Außenminister Sergej Lawrow und aus der Ukraine
Präsident Petro Poroschenko nach München. Aus dem Nahen Osten haben sich
die Regierungschefs Binali Yildirim (Türkei), Benjamin Netanjahu (Israel),
Haider al-Abadi (Irak) und Tamim bin Hamad Al Thani (Katar) sowie die
Außenminister Mohammed Dschawad Sarif (Iran) und Adel al-Dschubeir
(Saudi-Arabien) angemeldet.

Die USA sind durch Verteidigungsminister General James Mattis, den
Nationalen Sicherheitsberater H.R. McMaster, CIA-Chef Mike Pompeo und den
Direktor der nationalen Nachrichtendienste Dan Coats vertreten. Die
deutsche Regierung, obwohl nur kommissarisch im Amt, ist mit vier Ministern
anwesend: Ursula von der Leyen (Verteidigung), Sigmar Gabriel
(Außenpolitik), Thomas de Maizière (Inneres) und Gerd Müller
(Entwicklungshilfe).

Auch andere europäische Länder und Institutionen sind stark repräsentiert:
Großbritannien durch Premierministerin Theresa May und Geheimdienstchef
Alex Younger, Polen durch Ministerpräsident Mateusz Morawiecki und
Verteidigungsminister Mariusz Blaszczak und die EU durch Kommissionschef
Jean-Claude Juncker und die Außenbeauftragte Federica Mogherini, um nur die
wichtigsten zu nennen.

Auch UN-Generalsekretär Antonio Guterres, Nato-Generalsekretär Jens
Stoltenberg, hochrangige Militärs und führende Vertreter internationaler
Organisationen, wie des Internationalen Währungsfonds, der OSZE, des
Internationalen Strafgerichtshofs, der Afrikanischen Union, des Roten
Kreuzes und, als Feigenblatt, von Human Rights Watch nehmen an der
Sicherheitskonferenz teil.

Sie steht im Zeichen zunehmender internationaler Konflikte und akuter
Kriegsgefahr. Der Vorsitzende der MSC, der deutsche Diplomat Wolfgang
Ischinger, schreibt in der Einleitung zum "Munich Security Report", der als
Grundlage der Konferenz dient: "Im vergangenen Jahr ist die Welt näher -
viel zu nahe! - an den Rand eines bedeutenden Konflikts gerückt."

Als Beispiele führt Ischinger die Spannungen zwischen Nordkorea und den
Vereinigten Staaten, die Beziehung zwischen Saudi-Arabien und Iran, die
Spannungen zwischen der Nato und Russland, die Auflösung wegweisender
Waffenkontrollverträge, wie des Vertrags über nukleare
Mittelstreckensysteme, und den wachsenden Nationalismus und Illiberalismus
an.

Doch wer nun erwartet hätte, die hochrangig besetzte Konferenz würde sich
um Entspannung und Deeskalation bemühen, sieht sich getäuscht. Im Kern der
Diskussion steht vielmehr die Frage, wie die versammelten Großmächte und
insbesondere Europa aufrüsten, um sich auf kommende Kriege vorzubereiten.

Der "Munich Security Report", der ein Szenario des Zusammenbruchs der
internationalen Ordnung zeichnet, trägt den apokalyptischen Titel "Am
Abgrund - und zurück?" Doch die Konferenz tritt - um im Bild zu bleiben -
nicht vom Abgrund zurück, sondern bereitet sich darauf vor, hinein zu
springen.

Neben dem 90-seitigen "Security Report" legte Ischinger einen 50-seitigen
"European Defence Report" mit dem Titel "Europäischer, verbundener,
fähiger. Der Aufbau der europäischen Streitkräfte der Zukunft" vor. Er
entwirft ein wahnwitziges Rüstungsprogramm für Europa, wie man es nicht
mehr gesehen hat, seit Hitler die Wehrmacht in einem beispiellosen Kraftakt
für den Zweiten Weltkrieg aufrüstete.

Ischinger hat die Unternehmensberatung McKinsey engagiert, um im Einzelnen
vorzurechnen, welche Waffensysteme angeschafft und welche Kriege geführt
werden können, wenn die europäischen Länder ihre Militärausgaben auf das
Nato-Ziel von zwei Prozent des BIPs erhöhen und ihre Armeen und
Rüstungsprogramme koordinieren.

Wird dieses Ziel durch die EU-28 und Norwegen bis 2024 erreicht, so das
Papier, "stünden jedes Jahr zusätzliche Mittel im Umfang von etwa 114
Milliarden US-Dollar für die Verteidigung zur Verfügung, was etwa zweimal
dem Verteidigungshaushalt des Vereinigten Königreichs von 2017 entspricht".
Die gesamten europäischen Militärausgaben würden sich dann auf jährlich 386
Milliarden Dollar belaufen, eine Erhöhung um 50 Prozent. Die Hälfte dieser
Erhöhung "müsste aus Deutschland, Italien und Spanien kommen - da diese
Länder ein hohes BIP und daran gemessen relativ niedrige
Verteidigungshaushalte haben".

Mit offensichtlicher Genugtuung rechnen Ischinger und McKinsey vor, wie
viele Panzer, Raketen und Waffensysteme sich Europa für diese Summen
leisten könnte. "Steigende Verteidigungshaushalte könnten eine einmalige
Chance bieten, die Europäischen Streitkräfte der Zukunft zu formen",
schreiben sie. "Die Vereinigten Staaten hatten als Reaktion auf die
Anschläge von 9/11 eine vergleichbare Ausgabenerhöhung eingeleitet."

An einer Stelle beanstanden sie die geringe Zahl von Kampfpanzern in
Europa: "So verfügen die Vereinigten Staaten über mehr als 2800
Kampfpanzer, während die Armeen des Vereinigten Königreichs, Frankreichs,
Deutschlands, Spaniens und Italiens nur jeweils 200 bis 350 haben."

Oder sie stellen die Frage: "Wie lange würde es dauern, um von Null aus die
gesamte Ausrüstung zu beschaffen, die für eine Operation wie Unified
Protector (die Luftoffensive gegen Libyen 2011) notwendig ist?" Die Antwort
lautet: "Europa müsste das 1,3-Fache seiner gesamten Rüstungsausgaben im
Jahr 2024 aufbringen, um die erforderlichen 670 Waffensysteme zu kaufen."

Dass es sich dabei nicht um eine hypothetische Fragen handelt,
unterstreicht der Gipfel der Nato-Verteidigungsminister, die sich am Tag
vor der Eröffnung der Münchner Sicherheitskonferenz in Brüssels trafen.
"Lastenteilung war ein zentrales Diskussionsthema", berichtet darüber die
Nato. "Die Minister machten eine Bestandesaufnahme der versprochenen
Nato-Rüstungsausgaben. Es wird erwartet, dass bis 2014 15 Bündnismitglieder
2 oder mehr Prozent ihres BIPs für Verteidigung ausgeben. 'Wir bewegen uns
in die richtige Richtung und ich erwarte in den kommenden Jahren noch
größere Fortschritte', sagte Generalsekretär Jens Stoltenberg."

Auch der Koalitionsvertrag von Union und SPD, der die Grundlage für die
nächste deutsche Regierung bildet, tritt für eine massive Aufrüstung und
eine enge militärische Zusammenarbeit in Europa ein. Ischinger, ein
pensionierter Karrierediplomat, stimmt sich eng mit dem deutschen Außen-
und Verteidigungsministerium ab.

Gegen wen sich diese irrwitzige Aufrüstung richtet, macht der "Munich
Security Report" deutlich. Als mögliche Gegner zählt er neben China und
Russland auch die USA auf. Die bedeutendsten Angriffe auf "die sogenannte
liberale internationale Ordnung, eine Reihe von Institutionen und Normen
die nach dem zweiten Weltkrieg entworfen wurden", kämen überraschenderweise
"von unerwarteter Seite", heißt es in dem Report. "Wie G. John Ikenberry
bemerkt, hat 'der mächtigste Staat der Welt begonnen, die Ordnung zu
sabotieren, die er geschaffen hat. Es ist tatsächlich eine feindliche,
revisionistische Macht auf die Bühne getreten, aber sie sitzt im Oval
Office, dem Herz der freien Welt.'"

Als zukünftige Konfliktherde werden in dem Report Zentral- und Osteuropa,
Afrika und der Nahe Osten genannt. Aber auch ein Auseinanderbrechen der
Europäischen Union, Cyberattacken und innere Unruhen werden als mögliche
Kriegsursachen aufgezählt.

Ein Kapitel ist der nuklearen Aufrüstung gewidmet. "Nuklearmächte
modernisieren ihre Arsenale, kleinere Nuklearstaaten bauen Kapazitäten auf,
und Waffenkontrollvereinbarungen fransen aus," heißt es dort. "Ein zweites
Nuklearzeitalter, mit mehr Akteuren und weniger Stabilität, bildet sich
heraus."

Die Dokumente und Aufrüstungspläne, die den Rahmen der Münchener Konferenz
bilden, lassen keinen Zweifel, dass die Kriegsvorbereitungen der
imperialistischen Mächte weit fortgeschritten sind. Das Risiko, an den
Folgen eines nuklearen Krieges zu sterben, ist für die heute lebenden
Generationen weit größer, als häufige Todesursachen wie Herzinfarkt und
Krebs. Trotzdem gibt es keine Antikriegsbewegung.

Der Grund liegt darin, dass alle Parteien, die früher gegen Aufrüstung und
Krieg protestiert haben, ihren Frieden mit der kapitalistischen Ordnung
geschlossen haben. Diese, geprägt von sozialer Ungleichheit, nationalen
Spannungen und finanzieller Instabilität, ist die Hauptursache der
Kriegsgefahr. Nur eine internationale, sozialistische Massenbewegung der
Arbeiterklasse, die den Kampf gegen Krieg mit dem Kampf gegen den
Kapitalismus verbindet, kann der Kriegsgefahr wirkungsvoll entgegentreten.
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Der nächste Krieg

von Manfred Sohn



Der in London erscheinende The Economist ist das wohl
wichtigste in englischer Sprache veröffentlichte
Selbstverständigungsorgan der kapitalistischen Eliten wenigstens in
Großbritannien, der EU und den USA. Normalerweise drehen sich seine
Schwerpunktthemen um Währungen, Weltmarkt und Wechselkurse. In der
Ausgabe vom 27. Januar aber prangten auf seinem Titelblatt ohne
weiteres schmückendes Beiwerk - außer einem in einen Buchstaben
integrierten radarabweisenden US-amerikanischen Bomber - die drei in
Großbuchstaben gesetzten Wörter "THE NEXT WAR" mit dem Untertitel:
"Die wachsende Gefahr eines Konflikts zwischen den großen Mächten"
(diese und alle weiteren Übers.: M. S.).

In einer 16-seitigen Extrabeilage werden aus der Sicht dieses Organs
die Gründe für diese wachsende Gefahr analysiert. Drei weitere Seiten
befassen sich mit den Gefahren, die aus der jüngsten Konfrontation der
USA mit Nordkorea erwachsen. Die Klammer bildet ein Leitartikel, aus
dessen Eingangsabsatz ein paar Sätze genügen, um Grundgedanken und
Gefahreinschätzung deutlich zu machen: "Die letzten 25 Jahre haben zu
viele Menschenleben gekostet. Aber obwohl Bürger- und Religionskriege
in Syrien, Zentralafrika, Afghanistan und dem Irak wüten, ist nach wie
vor ein alles zerstörender Zusammenstoß zwischen den größten Mächten
der Welt fast unvorstellbar geblieben. Das gilt nicht länger. In der
letzten Woche veröffentliche das Pentagon eine neue
Verteidigungsstrategie, die China und Russland noch vor dem
Dschihadismus als die größte Bedrohung Amerikas identifiziert... Lang
wirkende Veränderungen in der Geopolitik und der Verbreitung neuer
Technologien untergraben die herausragende militärische Macht, die
Amerika und seine Alliierten bislang genossen haben. Ein Konflikt in
einer Größenordnung und einer Intensität, wie er seit dem Zweiten
Weltkrieg nicht mehr vorgekommen ist, ist wieder möglich geworden. Die
Welt aber ist darauf nicht vorbereitet."

Das, so The Economist, müsse sich ändern - mental, aber vor
allem materiell.

Das Szenarium, das die Autoren aufschlagen, ist erschreckend
plausibel: Sowohl Russland als auch China seien zwar im Umfang ihrer
Militärausgaben den USA mit ihren Verbündeten weit unterlegen - aber
die immer größere Abhängigkeit aller Militärtechnik von elektronischen
Bauteilen versetze beide Mächte in die Lage, die bislang
unangefochtene Überlegenheit vor allem der USA im Konfliktfall zu
annullieren. So sei es beispielsweise möglich, auch bewegliche Ziele
auf See - im Klartext also die bislang so unverwundbar erscheinende
Flugzeugträgerflotte der USA - in kürzester Zeit genauso sicher
auszuschalten wie Raketenabwehrsysteme, von denen sich die USA bislang
eine Unverwundbarkeit nach einem eigenen Erstschlag erhofft hatten.

Amerika, so die Schlussfolgerung, "verliert mit großer Geschwindigkeit
seine technologische Überlegenheit, die bisher Vertrauen bei den
Alliierten und Angst bei seinen Feinden hervorgerufen hat". Die
Schlussfolgerung der Kreise, die sich über solche Zeitschriften wie
The Economist verständigen, erzeugt noch mehr Gänsehaut als die
Lageanalyse. Um dem zu begegnen, so heißt es dort, sei es nämlich
nötig, "in neue Systeme zu investieren, die sich auf Roboter,
künstliche Intelligenz, Verarbeitung großer Datenmengen und 'directed
energy weapons' [Richtenergiewaffen] stützen." In dieser Richtung
müssten die Anstrengungen der USA und ihrer Verbündeten verstärkt
werden.

Zur Abwendung der drohenden Gefahr eines "alles zerstörenden" dritten
Weltkrieges - denn das wäre das Ergebnis eines solchen Krieges, der
hier für immer wahrscheinlicher gehalten wird - wird also nach
beschleunigter Aufrüstung vor allem auf technologischem Gebiet
gerufen. Was vor 1914 das Wettrüsten zwischen den Mächten mit damals
hochmodernen Panzerschiffen und vor 1939 das Wettrüsten um die
Herrschaft in der Luft und die Perfektionierung der im Ersten
Weltkrieg erfundenen Panzerwaffe war, ist heute das vom
Economist befürwortete Wettrüsten im Bereich der elektronischen
Kriegsführung. Das Ergebnis würde dasselbe sein - kombiniert mit der
zivilisationsvernichtenden Wirkung der Atomwaffen, die sich in
Hiroshima erstmals gezeigt hat.

Die in Deutschland weitgehend unbeachtet gebliebene Warnung des
UNO-Generalsekretärs, dass die Gefahr eines großen Krieges
besorgniserregend schnell wächst,
wird angesichts solcher Entwicklungen, vor allem aber angesichts der
Schlussfolgerungen, die die Mächtigen der Welt aus ihnen ziehen, immer
gewichtiger.
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Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

US-Steuerreform

Konzerne über alles

von Ingo Schmidt



"Das Geld erklärt dem ganzen Menschengeschlecht den Krieg"

 (Pierre de Boisguillebert, 1704)  



Die Mehrheit der US-Amerikaner war dagegen. Ökonomen erwarten keine
positiven Konjunktureffekte, warnen aber vor weiter eskalierenden
Staatsschulden. Die Demokraten empören sich über die einseitige
Bevorzugung der Reichen. Die republikanischen Abgeordneten in Senat
und Repräsentantenhaus stimmen nahezu geschlossen für Donald Trumps
Steuerreform. Und die Börse jubelt.


Massive Senkung der Körperschaftsteuer

Kern der beschlossenen Reform ist die Senkung der Körperschaftsteuer
von 35 Prozent, dem zur Zeit höchsten Wert in der OECD-Welt, auf 21
Prozent - gleichauf mit Finnland, Estland und der Türkei, aber immer
noch 5 Prozentpunkte höher als in Deutschland. Lobbyisten haben diesen
nominell hohen Satz seit Jahren als Wettbewerbsnachteil des Standorts
USA gebrandmarkt. Dabei unterschlagen sie, dass der Anteil der
Körperschaftsteuern am gesamten Steueraufkommen von 25 Prozent im Jahr
1950 auf gegenwärtig knapp unter 10 Prozent gefallen ist. Sie
verschweigen auch, dass die effektive Körperschaftsteuer Schätzungen
zufolge eher um die 25 Prozent - also gut 10 Prozentpunkte unter dem
gegenwärtigen nominellen Steuersatz - liegt. Da es in den USA noch
mehr Ausnahmetatbestände als in anderen Ländern gibt, lag der
effektive Steuersatz schon vor Trumps Steuerreform im Mittelfeld der
OECD.

Aus der angekündigten Vereinfachung des Steuersystems ist, wie bei
Steuerreformen üblich, nichts geworden. Einige
Abschreibungsmöglichkeiten wurden abgeschafft, andere dafür
eingeführt. Man darf also erwarten, dass der Abstand zwischen den
nominellen und den effektiven Sätzen in etwa gleich bleibt und die
USA damit endgültig zum Niedrigsteuerland für Unternehmen werden.
Anlageberater in Deutschland haben denn auch sogleich die zusätzlichen
Gewinne kalkuliert, die deutsche Unternehmen infolge der geringeren
Steuerbelastung ihrer US-Geschäfte zu erwarten haben. Unter den
Gewinnern: Allianz, BMW, Daimler, Deutsche Telekom, Münchener Rück,
Siemens und eine Reihe außerhalb von Branchenkreisen weniger bekannten
Unternehmen. Dementsprechend jubeln nicht nur amerikanische Börsianer
über Trumps Steuerreform.


Senkung der Einkommensteuer

Verhaltener ist der Jubel bei privaten Haushalten. Zwar werden die
Steuersätze in allen Einkommenskategorien gesenkt, dafür wurden aber
die Abschreibungsmöglichkeiten bei der Einkommensteuer deutlich
eingeschränkt. Hinzu kommen Kürzungen bei Obamacare, die als
gesondertes Gesetzespaket keine Mehrheiten im Kongress gefunden
hatten, sie wurden jetzt zusammen mit der Senkung einer Reihe von
Umwelt- und Sozialstandards im Gesetzespaket für die Steuerreform
untergebracht.

Schätzungen zufolge wird eine Mehrheit der US-Haushalte dennoch
weniger Steuern zahlen - bis 2025. Die Senkung der
Einkommensteuersätze ist - im Gegensatz zur Körperschaftsteuer
- zeitlich befristet. Die bis dahin eintretenden Steuerausfälle werden
den ohnedies bestehenden Druck, Ausgaben zu kürzen, noch weiter
verstärken. Insbesondere Medicare und Medicaid, die staatliche
Krankenversorgung für Arme, die es schon lange vor Obamacare gab, ist
der Versicherungswirtschaft seit langem ein Dorn im Auge.

Arme Haushalte haben wenig von den Steuersenkungen, werden aber am
meisten unter den Ausgabenkürzungen zu leiden haben. Die Bezieher
mittlerer Einkommen profitieren, je nachdem was sie abschreiben
können, mehr oder minder von der Steuerreform. Den großen Reibach
machen die Reichen: Haushalte, die infolge der Änderungen der
Einkommensbesteuerung nur wenig sparen werden, verdienen an den
Gewinnsteigerungen, die die sinkenden Körperschaftsteuern verursachen.
Die Americans For Tax Fairness, eine linkskeynesianische NGO, schätzt,
dass in diesem Jahr 21 Prozent der Steuerersparnis in die Taschen des
reichsten 1 Prozent der US-Amerikaner fließen werden. 2027 sollen es
83 Prozent sein.


Trump und Reagan

Es sind nicht viele, die solche Zahlen jemals zu Gesicht bekommen, und
die moralische Empörung der Demokraten über die soziale Schieflage der
republikanischen Steuerpolitik ist wenig überzeugend. Zu stark haben
sie sich in den letzten Jahrzehnten selbst der steuerpolitischen
Profitpflege verschrieben. Dass die jüngste Steuerreform trotzdem auf
breite Ablehnung stößt, deutet auf ein weit über Parteien und Personen
hinausgehendes Glaubwürdigkeitsproblem hin. Über Jahrzehnte war der
Glaube, dass die Gewinne von heute die Investitionen von morgen und
die Arbeitsplätze von übermorgen seien selbst bei denen auf Zustimmung
gestoßen, die im Namen steigender Gewinne den Gürtel enger schnallen
mussten. Unter Ronald Reagan, Trumps großem politischen Vorbild, war
dieser Glaube eine Massenreligion.

Unter Reagans Präsidentschaft gab es zwei massive Steuersenkungen. Die
letzte, von 1986, hat die Körperschaftsteuer von 50 auf 35 Prozent und
den Spitzensteuersatz auf private Einkommen von 50 auf 38,5 Prozent
gesenkt. Marktfundamentalistische Ökonomen und Journalisten erklärten
damals, auf diese Weise würden nicht nur Gewinne, Investitionen und
Beschäftigung angeregt. Eine revitalisierte Privatwirtschaft werde
trotz drastisch verringerter Steuersätze auch ein höheres
Steueraufkommen abwerfen als eine vom Hochsteuerstaat strangulierte
Wirtschaft. Tatsächlich verdoppelte sich unter Reagan der Anteil der
Staatsschulden am Bruttoinlandsprodukt, und das Haushaltsdefizit stieg
auf fast 6 Prozent - ein Rekord, der erst während der Großen Rezession
2008/2009 eingestellt wurde.

Trotz anderslautender Behauptungen finanzierten sich Reagans
Steuerreformen nicht von selbst. Die Staatsschulden liefen aus dem
Ruder und riefen den Haushaltssanierer auf den Plan. George Bush Sr.
bezichtigte seinen Vorgänger Reagan, er glaube an Voodoo Economics,
führte einige kosmetische Steuererhöhungen, aber deutlichere
Ausgabenkürzungen ein und überzeugte private Anleger auf diese Weise,
dass ihr Geld in Staatspapieren gut angelegt ist. Der Abbau der
laufenden Defizite hatte allerdings nur geringe Auswirkungen auf den
Schuldenstand. Deshalb waren reichlich staatliche
Schuldverschreibungen vorhanden, die Investoren zu anderen,
riskanteren Geschäften ermutigten. Die ideologisch verteufelte
Staatsverschuldung trug so zum Aufstieg eines neuen
Finanzmarktkapitalismus bei. Reagan war sein Wegbereiter.

Ähnlich seinem selbsternannten Erben Trump trat Reagan als Verteidiger
traditioneller amerikanischer Werte auf. Der Appell an harte Arbeit
und Vaterlandsliebe sprach Arbeiterschichten an, die die USA bzw.
dessen Konzerne nach dem Zweiten Weltkrieg groß gemacht haben, sich
nach Ende der Prosperität aber von Robotern und japanischer Konkurrenz
bedroht fühlten. Diese Arbeiter stellten nicht die Masse unter Reagans
Wählern, es waren aber genug, um ihm zu zwei glänzenden Wahlsiegen zu
verhelfen. Genutzt hat es ihnen wenig. Rationalisierung und neue
Fertigungsstätten im Ausland haben den Anteil der Arbeiter in der
verarbeitenden Industrie an der Gesamtbeschäftigung von 21,7 Prozent
beim Amtsantritt Reagans auf 7,9 Prozent bei Trumps Einzug ins Weiße
Haus gesenkt. Wäre Trump der Arbeitervertreter, als der er sich im
Wahlkampf präsentiert hat, hätte er die Niedriglohnbeschäftigten im
Einzelhandel und im Gaststättengewerbe angesprochen, deren Zahl die
der Industriearbeiterschaft bei weitem übersteigt. Mit seiner
Steuerreform hat er sich wirtschaftlich als zuverlässiger Sohn seiner
Klasse erwiesen. Ob er die Zustimmung derer organisieren kann, die bei
der politisch beförderten Bereicherung seiner Milliardärsfreunde über
den Löffel balbiert werden, scheint dagegen zweifelhaft.


Amerikanische Albträume

In dieser Hinsicht war der Emporkömmling Reagan besser. Das
Versprechen sich selbst finanzierender Steuersenkungen, die
schlussendlich allen zugute kommt, mag falsch und seine Verbundenheit
mit der Industriearbeiterschaft noch so verlogen gewesen sein. Dennoch
hatte er auch denen, die nicht am großen Finanzrad drehen können,
etwas anzubieten: Der Erwerb eines Hochschulabschlusses sollte den Weg
zur Mittelklassenexistenz öffnen. Tatsächlich ist der Anteil jedes
Jahrgangs, der nach dem Schulabschluss zur Hochschule geht, von 25
Prozent bei Reagans Amtsantritt auf mittlerweile über 45 Prozent
gestiegen. Die daran geknüpften Hoffnungen haben sich allerdings nur
für wenige erfüllt.

Hochschulabsolventen beziehen im Durchschnitt deutlich höhere Löhne
als Beschäftigte ohne entsprechende Abschlüsse. Die Löhne letzterer
sind in den letzten drei Jahrzehnten allerdings gesunken. Ein
Lebensstandard, der für tarifvertraglich geschützte Arbeiter in den
70er Jahren normal war, ist heute nur noch mit Uniabschluss zu haben.
Allerdings sind die Jobs auch dann oft befristet. Dafür sind die
Kosten einer Hochschulausbildung seit Beginn der 80er Jahre um das
Zweieinhalbfache gestiegen und erweisen sich immer häufiger als
Fehlinvestition.

Im vergangenen Jahr waren 35 Prozent aller Hochschulabgänger
unterbeschäftigt, gingen also einer Arbeit nach, die gar keinen
Hochschulabschluss erfordert. Angesichts der Tatsache, dass es
Beschäftigungszuwächse seit Jahrzehnten vornehmlich im Bereich gering
qualifizierter Dienstleistungen gegeben hat, ist dies auch kein
Wunder.

Hinzu kommen steigende Immobilienpreise. In den Zentren, in denen sich
die schlecht bezahlten Jobs immer stärker konzentrieren, während es in
Kleinstädten und Dörfern immer weniger Arbeitsplätze gibt, sind
Mieten, sofern es überhaupt Mietwohnungen gibt, und Immobilienpreise
seit Beginn der 80er Jahre noch stärker gestiegen als die Kosten einer
Hochschulausbildung: in San Francisco um das Achtfache, in New York um
das Sechsfache und selbst im Landesdurchschnitt, der auch die
ökonomisch abgehängten Regionen umfasst, um das Dreieinhalbfache. Die
Große Rezession führte zwar vorübergehend zu sinkenden Preisen, aber
auch zu einer großen Zahl privater Insolvenzen und Zwangsräumungen.
Nicht nur die Arbeit, auch die Unterkunft ist in den letzten Jahren
zunehmend unsicher geworden.

Die Träume einer gesicherten Mittelklassenexistenz mit Häuschen, Auto
und Urlaub, die Reagan nach den wirtschaftlichen und politischen
Krisen der 70er Jahre zu neuem Leben erwecken konnte, sind für die
meisten US-Amerikaner zu einem Albtraum geworden. Armut oder Angst vor
der Armut stehen in krassem Gegensatz zur Raffgier und Protzsucht der
Reichen und Mächtigen. Die breite Ablehnung von Trumps Steuerreform
ist Ausdruck dieses Gegensatzes und schafft Anknüpfungspunkte für
politische Gegenbewegungen. Diese dürfen sich aber nicht in der Kritik
an dem "einen Prozent" erschöpfen, sie müssen die unterschiedlichen
Lebens- und Arbeitsbedingungen sowie hieran anknüpfende Erfahrungen in
den Arbeiter- und Mittelklassen berücksichtigen.

 * 
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GEWERKSCHAFT/188: Freude und Erleichterung über angekündigte Entlassung von Deniz Yücel (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
16. Februar 2018

ver.di: Freude und Erleichterung über angekündigte Entlassung von
Deniz Yücel



Berlin - Mit Freude und Erleichterung hat die Vereinte
Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) auf die angekündigte Entlassung
des deutsch-türkischen Journalisten Deniz Yücel aus seiner
einjährigen Untersuchungshaft in der Türkei reagiert: "Eine
unerträgliche Zeit als politische Geisel geht nun zu Ende. Die
Entlassung von Yücel war überfällig und offenbar hat der politische
Druck endlich gereicht, um seine Freilassung zu erzwingen", stellte
der stellvertretende ver.di-Vorsitzende, Frank Werneke, fest. Die nun
vorgelegte Anklageschrift mit einer Forderung nach 18 Jahren Haft
bezeichnete Werneke als Beleg dafür, wie es in der Türkei um die
Situation demokratischer Grundrechte bestellt sei.

Bei aller Freude dürften jedoch auch die anderen Journalistinnen und
Journalisten nicht in Vergessenheit geraten: "Deniz Yücel ist nur
einer von mehr 100 Kolleginnen und Kollegen, die weiterhin gegen jede
rechtstaatliche Logik in einem Land festgehalten werden, das
demokratische Grundrechte wie die Pressefreiheit mit Füßen tritt. Für
dieses Grundrecht und für die zu Unrecht Inhaftierten müssen und
werden wir uns auch weiter stark machen und erwarten dies auch von
den politisch Verantwortlichen", kündigte Werneke an.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 16.02.2018

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Günter Isemeyer - ver.di-Bundesvorstand

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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DOKUMENTATION/1443: Das Erste - Der Blaue Planet (6-teilig), 19.2.-26.3.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Der Blaue Planet

Eine magische Reise durch die Weltmeere in sechs Folgen

Unbekannte Ozeane, 19. Februar 2018, 20:15 - 21.00 Uhr

Leuchtende Tiefsee, 26. Februar 2018, 20:15 - 21.00 Uhr

Faszination Korallenriff, 5. März 2018, 20:15 - 21.00 Uhr

Auf hoher See, 12. März 2018, 20:15 - 21.00 Uhr

Unterwasserdschungel, 19. März 2018, 20:15 - 21.00 Uhr

Extremwelt Küste, 26. März 2018, 20:15 - 21.00 Uhr



Leuchtende Tiefsee, extreme Küstenregionen, faszinierende
Korallenriffe: Das Erste zeigt ab dem 19. Februar montags von 20.15
bis 21.00 Uhr die beeindruckende sechsteilige BBC/WDR-Dokuserie "Der
Blaue Planet". Das Publikum erwartet eine magische Reise in die Welt
der Meere und ihrer Bewohner, zu der die Musik von Hollywood-Legende
Hans Zimmer und die Erzählweise von Schauspieler Axel Milberg
erheblich beitragen.

Die Filmteams begaben sich während einer Drehzeit von vier Jahren auf
125 Expeditionen, bereisten 39 Länder, verbrachten mehr als 6.000
Stunden auf Tauchgängen und filmten auf jedem Kontinent und in jedem
Ozean - von den Küsten bis in die Tiefsee. Das Ergebnis sind sechs
faszinierende Folgen, die viele bisher noch nie gefilmte
Verhaltensweisen in der Tierwelt zum Vorschein bringen und einen
außergewöhnlichen Blick auf das Leben unter und über der
Meeresoberfläche bieten.

Zum ersten Mal erforschten bemannte Unterwasserfahrzeuge die Tiefen
der Antarktis. An den Küsten abgelegener Inseln trafen die Crews auf
Fische, die fast nur auf dem Land leben. Oder auf Stachelmakrelen, die
Seevögel im Flug fangen. Es gelangen Aufnahmen von Zacken-barschen,
die zusammen mit Kraken kleine Fische jagen. Der spektakulärste Fund
war ein Lippfisch, der Korallenauswüchse wie einen Amboss verwendet,
um Muscheln aufzuknacken. Schleppkameras filmten Raubfische und
Delfine aus nächster Nähe, während diese mit Höchstgeschwindigkeit
durch den Ozean schwammen. Saugkameras ermöglichen es dem Publikum,
auf dem Rücken gigantischer Wesen wie Walhaien oder Orcas mit zu
schwimmen - und Unterwasser-Endoskopkameras mit extrem hoher Auflösung
erlauben die persönliche Begegnung mit den kleinsten Lebewesen.

Darüber hinaus präsentiert "Der Blaue Planet" beachtliche Geschichten,
die sich mit den aktuellen Problemen der Ozeane beschäftigen, von
ganzen Meeresabschnitten voller Plastik über die verheerende
Korallenbleiche vergangener Jahre bis hin zu den weitreichenden
Konsequenzen der sich erwärmenden Ozeane. Die Serie macht klar, warum
der Gesundheitszustand der Meere uns alle betrifft. Außergewöhnlich
gedreht und erzählt, bietet "Der Blaue Planet" echtes
Erlebnisfernsehen.

"Der Blaue Planet" ist eine Koproduktion von BBC und WDR. Weitere
beteiligte ARD-Partner sind BR, NDR und SWR. Redaktion (WDR): Gabriele
Conze


Unbekannte Ozeane 

Unbekannte Ozeane, 19. Februar 2018, 20:15 - 21.00 Uhr

Manche sagen, man wisse weniger über das Leben in den Meeren als über
den Mars. Doch dank aktueller Tauch- und Unterwassertechnologien
lassen sich die Ozeane so professionell erforschen wie nie zuvor. In
den vergangenen zehn Jahren haben neue Erkenntnisse und Entdeckungen
das Wissen über die Weltmeere fast auf den Kopf gestellt. Der
Sechsteiler "Der Blaue Planet" ist daher ein Projekt der Superlative,
eine beeindruckende Reise durch die Weltmeere.

Von der unerträglichen Hitze der Tropen bis zu den eiskalten Polen:
Die Folge "Unbekannte Ozeane" nimmt das Publikum mit auf eine Reise
durch die Weltmeere. Fast überall gibt es Leben, doch sind die
Herausforderungen jedes Mal ganz unterschiedlich.

In den Tropen lernt ein junger Delfin, sich an einer bestimmten
Koralle zu reiben, die möglicherweise heilende Eigenschaften hat. Ein
Großzahn-Lippfisch nutzt einen Korallen-Amboss, um Muscheln zu
knacken. Und eine Dickkopf-Stachelmakrele katapultiert sich hoch
hinaus aus dem Wasser, um einen Vogel im Flug zu fangen.

In den Meeren der gemäßigten Zonen bieten Teufelsrochen bei Nacht
einen magischen Anblick, wenn sie winzige Organismen, von ihren
Bewegungen aufgeschreckt, zum Leuchten bringen. Kleine Schwertwale
verfolgen Große Tümmler - doch nicht, um sie wie gewöhnlich zu
erbeuten. Die beiden Arten bilden eine riesige Gemeinschaft - aus
Jägern und Gejagten werden Jagdkumpane. Eine wundersame Wandlung ganz
anderer Art vollzieht sich vor Japans Küsten: Ein weiblicher
Schafskopf-Lippfisch wechselt sein Geschlecht, um einem älteren
Männchen dessen Harem streitig zu machen.

Die Folge zeigt aber auch, wie sich unsere Ozeane verändern. Im
nördlichen Polarmeer ist die sommerliche Meereseisfläche in den
vergangenen 30 Jahren um 40 Prozent zurückgegangen. Das hat
verheerende Auswirkungen auf die hier lebenden Wildtiere. Eine
Walrossmutter muss zum Beispiel verzweifelt nach einer Eisscholle zum
Rasten für ihr Baby suchen. Derzeit sorgen die Strömungen der Ozeane
noch dafür, dass größtenteils ein lebensbegünstigendes Klima herrscht.
Auch hier lautet die große Frage: Wie lange noch?

Manche sagen, man wisse weniger über das Leben in den Meeren als über
den Mars. Doch dank aktueller Tauch- und Unterwassertechnologien
lassen sich die Ozeane so professionell erforschen wie nie zuvor. In
den vergangenen zehn Jahren haben neue Erkenntnisse und Entdeckungen
das Wissen über die Weltmeere fast auf den Kopf gestellt. Der
Sechsteiler "Der Blaue Planet" ist daher ein Projekt der Superlative,
das das Publikum auf eine beeindruckende Reise durch die Weltmeere
mitnimmt.

Während einer Drehzeit von mehr als drei Jahren begaben sich die Teams
auf 125 Expeditionen, besuchten 39 Länder und filmten auf jedem
Kontinent und in jedem Ozean. Die Film-Crews verbrachten mehr als
6.000 Stunden auf Tauchgängen und filmten so ziemlich jeden Winkel der
von den uns bekannten Küsten bis in die Tiefsee. Diesen Anstrengungen,
der Leidenschaft und dem Engagement haben die Zuschauerinnen und
Zuschauer eine Filmserie zu verdanken, die sie einigen der
außergewöhnlichsten Meeresbewohner näher als je zuvor bringt und
Einblick in magische Welten liefert.

Wie erzählt man emotionale Geschichten über kalte Fische, Krabben oder
Borstenwürmer? Die Musik von Hollywood-Legende Hans Zimmer und die
Erzählweise von Axel Milberg in der deutschen Fassung tragen erheblich
dazu bei. Und ganz nebenbei präsentiert "Der Blaue Planet"
beeindruckende Geschichten, die sich mit den aktuellen Problemen
unserer Ozeane beschäftigen, von ganzen Meeresabschnitten voller
Plastik über die verheerende Korallenbleiche vergangener Jahre bis hin
zu den weitreichenden Konsequenzen der sich erwärmenden Ozeane. Die
Reihe macht klar, warum der Gesundheitszustand unserer Meere uns alle
betrifft. Außergewöhnlich gedreht und erzählt, bietet die sechsteilige
Reihe "Der Blaue Planet" echtes Erlebnisfernsehen.

 * 
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DOKUMENTATION/1442: ZDF - Terra X "Superhelden", am 18.02., 25.02. und 04.03.2018 (ZDF)


Terra X: Superhelden

Dreiteilige Dokumentationsreihe

Sonntag, 18., 25. Februar und 4. März 2018, jeweils 19.30 Uhr

Inhalt:

– Folge 1: Odysseus

– Interview mit Martin Zimmermann

– Folge 2: Beowulf

– Interview mit Andy Orchard

– Folge 3: Parzival

– Interview mit Ricarda Bauschke-Hartung



Folge 1: Odysseus

Sonntag, 18. Februar 2018, 19.30 Uhr, ZDF

Buch & Regie: Robert Schotter
Kamera: Holger Neuhäuser, Daniel Kullack, Nils Kullack, Felix Comploi, Marc Riemer
Schnitt: Robert Schotter
Animationen: Holger Neuhäuser, Felix Comploi
Musik: Paul Rabiger
Ausstattung: Dennis Duis
Kostüm: Jan Hoffmann, Ildiko Okolicsanyi
Sprecher: Philipp Schepmann
Fachberatung: Dr. phil. Heinz Warnecke
Produktionsleitung: Florian Miller (NFP), Miriam Brühl (NFP), Cora Szielasko (ZDF), Freda Wiethoff (ZDF)
Producer: Iris Schaeffer-Flechtner
Produzenten: Clemens Schaeffer, Alexander Thies
Redaktion: Claudia Moroni ZDF, Peter Allenbacher ZDF/ARTE
Länge: 43'30

Odysseus muss auf einer langen Irrfahrt mächtigen Göttern, gewaltigen Naturereignissen und Ungeheuern trotzen. Die Abenteuer, die der Held erlebt, sind aber mehr als nur Erfindung. Sie spiegeln die spannende Epoche der griechischen Entdeckungsfahrten im Mittelmeer.

Die Odyssee stammt aus der Feder des griechischen Dichters Homer. In 24 Gesängen schildert er die fantastische Irrfahrt von Odysseus, dem König von Ithaka, der nach dem Sieg über Troja die Heimkehr antritt. Zehn Jahre dauert die Reise. Da er es sich mit den Göttern verscherzt hat, unterziehen sie ihn lebensbedrohlichen Prüfungen. Sie schicken ihn zu einem menschenfressenden Ungeheuer und ins Totenreich, treiben ihn mit den Klängen der Sirenen fast in den Wahnsinn, lassen heftige Stürme aufkommen, die ihn ständig vom Kurs abbringen, machen ihn jahrelang zum Zwangsgeliebten einer Göttin und vieles mehr. Mit rund 500 Mann sticht der Held in See, als einziger Überlebender kommt er zu Hause an.

Der Film zeigt, wie präzise Homer am Bild seines Helden Odysseus gearbeitet hat. Der Dichter entwirft einen völlig neuen Typus des mannhaften Helden, der bis heute Gültigkeit hat: Selbst in den schwierigsten Situationen handelt Odysseus besonnen, geduldig und klug. Jeden Schicksalsschlag wendet er zum Guten, lässt sich niemals unterkriegen, lernt aus seinen Fehlern und setzt auf List und Strategie statt auf Gewalt.

Odysseus ist ein Held, der den Herausforderungen einer neuen Ära genügen muss, die Homer im Blick hat. Im 8. Jahrhundert vor Christus, zu der Zeit als der Dichter die Odyssee verfasst hat, erleben die Griechen einen wirtschaftlichen Aufschwung. Das zerklüftete Hinterland mit seinen engen und schroffen Tälern bietet aber nicht genügend landwirtschaftliche Nutzflächen. Daher weichen die meisten Bauern und Viehzüchter in die schmalen, aber fruchtbaren Küstengebiete rund um die Ägäis aus. Überbevölkerung ist die Folge. Es kommt zu Unruhen und Krisen sowie zu dem Entschluss, neue Siedlungsräume zu erkunden.

In der Regel sind es junge Männer, die unter der Führung eines reichen Aristokraten in die Welt hinausziehen. Als große griechische Kolonisation gehen die Erkundungsfahrten in die Geschichte ein. Die Auswanderer entdecken den für sie bis dahin unbekannten Westen des Mittelmeers: Italien, Sizilien, Frankreich und Spanien. Sie leiden Entbehrungen, müssen mit Naturkatastrophen fertig werden, das unberechenbare Meer beherrschen und vor feindlich gesinnten Völkern fliehen.

Wo sie freundlich aufgenommen werden, gründen die Griechen Kolonien wie Marseille oder Syrakus, die schon bald reicher und schöner sind als die Heimatstädte im Mutterland. Homer hat die literarische Blaupause für den großen Aufbruch geschrieben, sagen Wissenschaftler. Somit ist die Odyssee nicht nur Fiktion, sondern auch ein Dokument über die Vorstellungswelt der Griechen sowie über ihr geografisches und nautisches Wissen zu Homers Zeit.

Die ewige Frage, ob sich hinter den mythischen Helden historische Vorbilder verbergen, stellt sich auch bei Odysseus. Die meisten Wissenschaftler sind davon überzeugt, dass der König von Ithaka keine Persönlichkeit der Geschichte ist, sondern ein idealisierter Anführer oder König. Trotzdem versuchen einige Forscher zu beweisen, dass es ihn tatsächlich gegeben hat. Eine Spur führt auf die ionische Insel Kefalonia. Vor einigen Jahren haben Archäologen dort ein Grabmal und einen Siegelstein entdeckt, auf dem ein Hund mit Rehkalb abgebildet ist. Der Fund gilt als Sensation, denn Homer beschreibt das Motiv im 19. Gesang als königliches Familienwappen des Odysseus.

 * 

"Das griechische Lebensmodell hat andere Völker überzeugt"
Interview mit Althistoriker Prof. Dr. Martin Zimmermann

Prof. Dr. Martin Zimmermann ist Althistoriker, lehrt an der Ludwig-Maximilans-Universität München und ist ein ausgewiesener Kenner der griechischen Siedlungs- und Migrationsgeschichte im Altertum und in der Antike. Er forscht und publiziert dazu ebenso wie zur Gewaltkultur jener Zeit, in der Homer seinen Helden Odysseus erfindet und ihn auf eine Irrfahrt in den unbekannten, wilden Westen des Mittelmeers schickt.

Im späten 8. Jahrhundert vor Christus wandern viele griechische Männer in eine unbekannte Welt aus und erkunden das westliche Mittelmeer. Wie waren die Lebensbedingungen der Griechen in der Heimat damals, und was bestimmte ihr Leben?

Die Griechen lebten in kleinen, möglichst autarken Familienverbänden, dem "Oikos". Dieser umfasste Mann, Frau, Kinder, das Gesinde und möglicherweise Sklaven. Die Familie im Oikos funktionierte ganz anders als heute. Der Altersunterschied zwischen dem Mann und der Frau war sehr groß. In der Regel heiratete ein knapp 30-jähriger Mann eine Frau, die 15 Jahre alt war. Ein so großer Altersunterschied in Kombination mit einer geringeren Lebenserwartung bedeutete, dass die Frauen in der Regel mit Mitte 20 alle schon verwitwet waren und ihre Kinder Waisen. Familien waren viel prekärer und also viel zerbrechlicher als in unseren Zeiten.

Die Frauen mussten dann sehen, wie sie zurechtkamen?

Die Rolle der Frau im 8. Jahrhundert vor Christus war eine ganz nachgeordnete. Der Mann vertrat den Oikos und seine Frau nach außen, während sie selbst nicht geschäftsfähig war. Deshalb ist die Frau eben in einer ganz schwachen Rolle und in aller Regel an das Haus gebunden. Wenn der Mann verstarb und die Frau Witwe wurde, geriet sie in aller Regel unter die Gewalt des nächsten männlichen Verwandten, also des Bruders des Mannes oder ihres eigenen Vaters, wenn der noch lebte.

Eine zutiefst patriarchalische Gesellschaft, wie geschaffen für einen königlichen Anführer wie Odysseus in Homers Odyssee?

Anführer wie Odysseus sind keine unumschränkten Herrscher. Er ist zwar als "Basileus", als Erster unter den Aristokraten einer der wichtigsten Männer der Gemeinschaft. Er ist sehr reich, hat große Verantwortung, sowohl im eigenen Oikos als auch in der Gemeinschaft und in der Kriegsführung. Der Basileus muss sich immer als der Beste erweisen, er muss reich sein, er muss fit und gut trainiert sein, und er muss in der Lage sein, eine kleinere oder größere Truppe in den Krieg zu führen. Aber es gibt eben mehrere Basileis in diesen Gemeinschaften, die als Gruppe auftreten und die Rolle des Basileus kann auch wieder weggenommen werden. Wenn ein Basileus stirbt, geht diese Ehre oder dieser Titel nicht automatisch an seinen Sohn über. Den Titel muss sich jeder verdienen.

Die griechische Kultur und Lebensweise ist in späteren Jahrhunderten zur dominierenden Kultur im Mittelmeerraum geworden. Worauf ist dieser Erfolg zurückzuführen?

Die geografische Situation in Griechenland war ganz wesentlich geprägt durch kleinteilige Landschaften, Fruchtebenen, Berge. In diesen kleinteiligen Naturräumen entstanden die "Poleis", kleine Stadtstaaten mit ihren Siedlungen, ein Dorfverband mit einem zugehörigen Territorium. Im Zentrum stehen mehrere Häuser, Bauernhöfe und ein gemeinsamer Marktplatz, um sich zu versammeln. Darüber hinaus hat man bereits zentrale Heiligtümer, die man gemeinsam besucht und pflegt.

Den Einzelnen brachte die Polis den Vorteil, dass sie sich als Gemeinschaft von ihren Nachbarn absetzen konnten. Man konnte mit anderen verkehren, mit ihnen Verträge schließen oder sich mit ihnen gegen Dritte verbünden. In dieser Gemeinschaft konnte man Nachbarschaft pflegen und sich gegenseitig helfen. Das Kollektiv der Bürger einer Polis war sehr wichtig.

Mit diesem Modell, das so erfolgreich war, dass es kopiert wurde, hing der Erfolg der Griechen zusammen. Ihr Lebensmodell hat andere Völker einfach überzeugt.

Manche Ihrer Fachkollegen sehen in der Existenz der "Agora", des öffentlichen Raums in der Polis, wo Diskussionen, Kontroversen, Debatten stattfinden, den Ausgangspunkt für die Entwicklung der griechischen Philosophie und damit der Wissenschaft überhaupt …

Die Einrichtung eines öffentlichen Raumes wie der Agora war sicherlich maßgeblich dafür verantwortlich, dass eine spezifische Form intellektuellen Austausches entstand. Die Philosophen und Wissenschaftler sahen sich aber weniger als Teil dieser Debattenkultur und der Bürgergemeinde. Sie entwickelten Gedanken und Konzepte, die zunächst weniger auf Alltagstauglichkeit ausgerichtet waren, sondern Grundsatzfragen stellten. Hierzu gehörte recht früh die Einsicht, dass die Götter von den Menschen erfunden worden sind. Damit stellten sie zentrale Grundlagen der Gemeinschaft infrage und verdeutlichten, dass grundsätzlich alles hinterfragt werden kann.

Neben Abenteuerlust und Krisen im Heimatland – was waren weitere Triebfedern für junge, griechische Männer auszuwandern?

In den griechischen Siedlungen der homerischen Zeit gab es das sogenannte Realerbrecht. Das heißt, wenn ein Bauer drei Söhne hat, wird das Landgut auf diese drei Söhne verteilt. Das führt in dieser Zeit offenbar häufig dazu, dass die verbleibenden Landstücke nicht mehr ausreichten, um autark in einem Oikos zu leben, so dass sich ein oder zwei der Söhne dazu entschließen mussten, sich einem Kolonistenzug anzuschließen.

Welche Einstellung hatten die Griechen fremden Völkern gegenüber?

Unmittelbar ist uns das nicht bekannt. Aber wenn wir die Epen von Homer anschauen, können wir sehen, dass es noch keine Ressentiments gegenüber "Barbaren" gab. Barbar taucht nur einmal als Begriff bei Homer auf und heißt da "unverständlich sprechen". Die "Zyklopen", die als Gegenbild der Zivilisation in der Odyssee auftauchen, sind Hirten und Milch- und Käseproduzenten, aber – und das unterscheidet sie von der Zivilisation – sie haben keine Gesetze, üben keine Versammlungen aus und – was ganz entscheidend ist: Sie haben keine Schiffe. Sie können also keinen Schiffsverkehr betreiben, um andere Völker zu besuchen, zu kommunizieren und an deren Zivilisation Anteil zu haben. Die fremden Völker wurden von den Griechen dann als ebenbürtig betrachtet, wenn sie Gesetze hatten, man mit ihnen völkerrechtlich verkehren und mit ihnen kommunizieren und Handel treiben konnte.

Die Fragen stellte Robert Schotter.

 * 

Folge 2: Beowulf

Sonntag, 25. Februar 2018, 19.30 Uhr, ZDF

Buch & Regie: Nina Koshofer
Kamera: Martin Christ, Marc Riemer, Holger Neuhäuser
Schnitt: Volker Gehrke
Animationen: Holger Neuhäuser, Felix Comploi
Musik: Paul Rabiger
Ausstattung: Dennis Duis
Kostüm: Jan Hoffmann, Ildiko Okolicsanyi
Sprecher: Philipp Schepmann
Fachberatung: Prof. Dr. Rudolf Simek
Produktionsleitung: Florian Miller (NFP), Miriam Brühl (NFP), Cora Szielasko (ZDF), Freda Wiethoff (ZDF)
Producer: Iris Schaeffer-Flechtner
Produzenten: Clemens Schaeffer, Alexander Thies
Redaktion: Claudia Moroni ZDF, Peter Allenbacher ZDF/ARTE
Länge: 43'30

Das Beowulf-Epos gehört zu den berühmtesten Dichtungen aus dem alten England. Hinter der Sage über Heldenmut und Monster verbirgt sich die Geschichte der Angelsachsen, die nach Britannien auswandern und dort die ersten Königreiche gründen.

Es ist ein unbekannter christlicher Dichter, der die Heldentaten des Beowulf irgendwo im angelsächsischen England zwischen dem 7. und 9. Jahrhundert verfasst hat. Das Werk gilt heute als eines der bedeutendsten und einflussreichsten Werke der englischen Literatur. Die Geschichte vereint alle Elemente eines modernen Action-Stoffs. Auch der Schriftsteller und Literaturprofessor J.R.R. Tolkien war von dem Heldengedicht fasziniert und nutzte es als Inspiration für seine berühmten Mittelerde-Romane. Nur durch ein einziges Manuskript ist das Beowulf-Epos überliefert – in der Nationalbibliothek in London wird es gehütet wie ein Schatz.

Die Geschichte von Beowulf und seinen sagenhaften Taten beginnt im Dänemark des 6. Jahrhunderts, im Reich des legendären König Hrothgar, einem Nachfahren des germanischen Gottes Odin. Er hat eine prunkvolle Festhalle errichten lassen, "Heorot" genannt. Sie ist Regierungssitz, Gerichtssaal und Festhalle für die Gemeinschaft. Die fröhlichen Feiern der Dänen erwecken den Unmut eines blutrünstigen Trolls, der in den naheliegenden Sumpfgebieten haust. Zwölf Jahre hält das Monster das Land fest in seinen Griff. Es tötet alle Krieger, die es wagen, die Halle zu betreten. Keiner traut sich, sich ihm entgegenzustellen. Bis Beowulf eintrifft, der junge, selbstbewusste Krieger vom Volk der Geatas, der Gauten. Er will König Hrothgar helfen und sein Reich von dem schrecklichen Scheusal befreien.

Das Beowulf-Epos wird zu einer Zeit des Umbruchs niedergeschrieben. Ab dem 5. Jahrhundert wandern Angeln, Sachsen und Jüten im Zuge der Völkerwanderung in Britannien ein. Sie kommen aus Skandinavien und dem Norden Deutschlands. Nachdem die Römer das Land verlassen haben, herrscht dort für lange Zeit eine Art Machtvakuum. Die Neuankömmlinge – später Angelsachsen genannt – gründen bald ihre eigenen Königreiche. Auch wenn sie sich irgendwann dem christlichen Glauben öffnen, bleiben sie ihrer heidnischen Kultur und ihren Mythen lange verbunden. Das Beowulf-Epos erzählt davon.

Über seine literarische Bedeutung hinweg vermittelt das Werk Einblicke in das altgermanische und frühe englische Leben. In Dänemark und Großbritannien begibt sich die Dokumentation auf die Spuren der angelsächsischen Geschichte, zeigt spektakuläre archäologische Funde und berichtet über aktuelle Erkenntnisse. Im dänischen Leijre haben Archäologen Überreste einer alten Königshalle gefunden, die in vielem den Beschreibungen der legendären Heorot-Halle in Beowulf entspricht. In England hat man spektakuläre Grabbeigaben und vergrabene Schätze entdeckt, die an Schilderungen über Bestattungsrituale im Epos erinnern.

Dänische, englische und deutsche Wissenschaftler helfen bei der Einordnung des historischen Kontexts und zeichnen ein lebendiges Bild des Lebens und der Glaubenswelt im angelsächsischen England. Sie zeigen: Das Beowulf-Epos ist eine Heldengeschichte, die auch nach über 1000 Jahren nichts von ihrer Kraft verloren hat.

 * 

"Beowulf spricht verschiedene Generationen auf unterschiedliche Weise an"
Interview mit Prof. Andy Orchard

Andy Orchard ist Professor für angelsächsische Literatur an der Universität von Oxford und lehrt an dem Lehrstuhl als Nachfolger von J.R.R. Tolkien. Orchards Spezialgebiete sind altenglische, nordische und keltische Literatur. Er ist Autor verschiedener Fachbücher zum Thema Beowulf, ein neues Werk wird 2018 erscheinen.

Was fasziniert Sie an dem Gedicht "Beowulf", was macht es so einzigartig?

"Beowulf" ist der Inbegriff des angelsächsischen Gedichts. Wenn wir auf die kulturellen Anfänge des angelsächsischen Englands im 5. Jahrhundert zurückblicken, beginnt es in einer heidnischen Gesellschaft, die auf mündlicher Überlieferung beruht und eine säkulare, heroische Kriegerkultur ist. Gegen Ende der Ära der Angelsachsen hat sich dann fast alles verändert. Sie sind zu einer christlichen Kultur geworden, fast einer Schriftkultur, die sich sehr für Latein, Kontinentaleuropa und das dortige Geschehen interessiert. In "Beowulf" bildet sich diese ganze Entwicklung ab.

Ich habe "Beowulf" das erste Mal im Original gelesen, als ich 17 Jahre alt war, was nun schon ein paar Jahre her ist. Ich lese und lehre das Gedicht jedes Jahr und entdecke immer etwas Neues in diesem sehr vielschichtigen und anspruchsvollen Gedicht. Ich mag die Dichtkunst aus dieser Zeit. Man folgt ihr auf ihren verschlungenen Wegen und manchmal führt sie einen an unerwartete Orte und eröffnet einem unerwartete Perspektiven.

Warum ist "Beowulf" immer noch aktuell?

1936 hielt der junge J.R.R. Tolkien – der damals den Lehrstuhl besetzte, den ich heute innehabe – einen bedeutenden Vortrag an der British Academy. Er sagte, "Beowulf" sei nicht nur Geschichte, sondern ein literarisches Werk, das von Menschlichkeit und Menschen erzählt, nicht nur von Ereignissen und Handlungen. Seitdem wird "Beowulf" immer wieder unter diesem Gesichtspunkt untersucht: Was erzählt uns das Gedicht über die Angelsachsen? Und was sagt es uns über uns selbst? "Beowulf" wird immer wieder interpretiert und re-interpretiert. Es existieren moderne Lesarten, feministische und öko-kritische Lesarten. Genau das ist es, was es zu einem großen Kunstwerk macht: Es spricht verschiedene Generationen auf ganz unterschiedliche Weise an.

Worin liegt die tiefere Bedeutung des Gedichts?

Das "Beowulf"-Epos ist nicht einfach nur die Geschichte von einem äußeren Monster. Es handelt auch davon, gegen die eigenen Dämonen anzukämpfen. Am Ende des Gedichtes, wenn wir wissen, dass Beowulfs Leute dem Untergang geweiht sind, liefert der Dichter eine wundervolle Neubewertung: Einige Monster – Grendel, Grendels Mutter und der Drache zum Beispiel – erscheinen menschlich, und wir empfinden Mitleid mit ihnen. Nietzsche hat einmal gesagt: "Wenn du in einen Abgrund starrst, starrt der Abgrund auch in dich hinein." Wenn du Monster bekämpfst, pass' also auf, dass du nicht selbst zum Monster wirst. Mit diesem Gedanken spielt der Dichter wiederholt.

Warum ist es so schwierig, die Entstehungszeit von "Beowulf" zu bestimmen?

Im ganzen Gedicht gibt es nur ein Ereignis, das eine eindeutige historische Datierung zulässt. Es ist ein Raubzug, der unter Beowulfs König Hygelac stattfand. Soweit wir es datieren können, muss der Raubzug ungefähr um das Jahr 520 n. Chr. passiert sein. Das ist also die früheste Datierungsmöglichkeit. Das einzig erhaltene Manuskript ist ungefähr auf das Jahr 1000 n. Chr. zu datieren. Also haben wir mindestens fünf Jahrhunderte, die in Frage kommen. Wissenschaftler haben versucht, das Gedicht in jedem einzelnen dieser fünf Jahrhunderte zu verorten, jeweils mit ganz unterschiedlichen Begründungen. Deswegen gibt es über die Datierung des Gedichts große Meinungsverschiedenheiten.

Welche Bedeutung hat die Halle "Heorot" im Gedicht?

Innerhalb der angelsächsischen Kultur ist die Halle der Ort der Wärme und Sicherheit, des Essens, Trinkens und Schlafens, des Glücks und des menschlichen Diskurses. Die Außenwelt ist dagegen unheimlich und sehr dunkel. Als Grendel dann plötzlich von draußen in die Halle platzt, ist dies ein dramatischer Höhepunkt und traumatischer Moment, denn plötzlich dringt diese Außenwelt in den geschützten Raum ein.

Wie wird Grendel beschrieben? Was für eine Art Monster ist er?

Er kommt aus der Dunkelheit, ist ein Schattengänger. Er wird mit vielen menschlichen Attributen beschrieben. Zudem ist er ein Verbannter. In der angelsächsischen Dichtung gibt es viel Mitgefühl für die Verbannten, denn wenn man einmal von einer Kriegergruppe oder vom Hofe vertrieben wird, wird man sofort zu einer sehr verdächtigen Figur. Es stellen sich die Fragen: Warum hat er keinen Herrn? Warum hat er keinen Beschützer? Hat er seinem Herrn gegenüber versagt? Deshalb empfinden wir auch Mitgefühl für Grendel.

Warum ist Tolkien so wichtig für "Beowulf"?

Tolkien war einer der größten "Beowulf"-Gelehrten, die es je gab. Er hat unsere Meinung über Beowulf revolutioniert. Durch ihn haben wir über das Gedicht unter literarischen Gesichtspunkten nachgedacht. In erster Linie war Tolkien ein Experte des Angelsächsischen, aber er wurde auch sehr beeinflusst von altnordischen und isländischen Sagen und Gedichten, sowie von keltischen Stoffen, vor allem walisischen und teilweise auch irischen, die er alle vermischte. So gibt es in seinen eigenen Werken die zentrale Vorstellung einer verlorenen Welt, eines Königs, der im eigenen Reich nicht die Ehre bekommt, die er verdient hätte.

Die Fragen stellte Nina Koshofer.

 * 

Folge 3: Parzival

Sonntag, 4. März 2018, 19.30 Uhr, ZDF

Buch & Regie: Judith Voelker
Kamera: Martin Christ, Marc Riemer, Holger Neuhäuser
Schnitt: Claudia Spoden
Animationen: Holger Neuhäuser, Felix Comploi
Musik: Paul Rabiger
Ausstattung: Dennis Duis, Beata Brentnerová
Kostüm: Jan Hoffmann, Ildiko Okolicsanyi, Věra Mírová
Sprecher: Philipp Schepmann
Fachberatung: Prof. Dr. Stephan Jolie
Produktionsleitung: Florian Miller (NFP), Miriam Brühl (NFP), Cora Szielasko (ZDF), Freda Wiethoff (ZDF)
Producer: Iris Schaeffer-Flechtner
Produzenten: Clemens Schaeffer, Alexander Thies
Redaktion: Claudia Moroni ZDF, Peter Allenbacher ZDF/ARTE
Länge: 43'30

Der Roman über den unbedarften Helden Parzival, der erst lernen muss, einer zu sein, spielt in der gewaltsamen Welt der Ritter. Das Werk ist die ebenso humorvolle wie tiefsinnige Antwort auf die verheerenden Verhältnisse im Römisch-Deutschen Reich zur Zeit der Kreuzzüge.

Wolfram von Eschenbach hat den Ritterroman über den "tumben Thor" Parzival um 1200 verfasst. Er ist zwar nicht der Erfinder der Figur – das war der Franzose Chrétien de Troyes – doch hat er die Geschichte des schönen, aber unbesonnenen Helden weitergesponnen und zu einem Bestseller gemacht. Mit fast 25.000 Versen ist "Parzival" das längste deutsche Erzählwerk seiner Zeit, mit über 100 Abschriften auch eines der beliebtesten im Mittelalter. Das liegt vor allem an den Themen, die der Dichter anspricht: Wolfram von Eschenbach geht es um ritterliche Wertevorstellungen, vorbildliche Herrscher und um die für ihn wichtigste christliche Tugend – Mitgefühl.

Parzivals Abenteuer beginnen mit seinem Entschluss, Ritter von König Artus und seiner Tafelrunde zu werden. König Artus und seine Getreuen verkörpern im Mittelalter das ideale höfische Rittertum. Sie kämpfen für Kirche und Vaterland, beschützen die Schwachen und sorgen für die öffentliche Sicherheit. In "Parzival" aber hat der Vorzeigehof seinen guten Ruf verspielt. Es herrscht Chaos und Streit, selbst der gerechte Artus handelt aus Willkür und Selbstsucht.

Das Gegenmodell zum höfischen Rittertum der Artusrunde ist die geheimnisvolle Gralsgesellschaft. Ihre Regeln gibt der Gral vor. Sie sind so streng und starr, dass kein Mensch sie einhalten kann. Im Roman ist es der Gralskönig, der versagt und damit den Fortbestand der Gesellschaft in Gefahr bringt. Wolfram von Eschenbach entwirft die religiöse Gemeinschaft nach dem Vorbild der christlichen Ritterorden, die zur Zeit der Kreuzzüge entstehen. Im Namen Gottes ziehen sie als Soldaten Christi ins Heilige Land gegen die Muslime. Aber nicht nur die heilige Sache treibt die Ritter in den Kampf, sondern auch die Aussicht auf reiche Beute und Herrschaftsgebiete im Orient. Wer sich hinter der Gralsgesellschaft und ihrem Anführer Anfortas verbergen könnte, versucht der Film aufzuzeigen. Die Spur führt nach Spanien und zu den Tempelrittern, die nicht nur im Zusammenhang mit der Legende um den Heiligen Gral, sondern auch bei der Rückeroberung der von Muslimen besetzten Gebiete Spaniens eine wesentliche Rolle gespielt haben.

Im Roman lernt Parzival beide Ritterwelten kennen. Er, der nichts von höfischen Sitten, ritterlichen Idealen und den Lehren der Kirche weiß und sie erst mühsam kennenlernen muss, wird nach harten Prüfungen schließlich zum Hoffnungsträger der christlichen Gesellschaft. Mit einer einzigen Heldentat, die darin besteht, menschliches Mitgefühl zu zeigen, kann er die Gemeinschaft vom Leid erlösen.

Die Geschichte spiegelt die Ordnung in Europa um 1200 wider, mit all ihren Werten, Tugenden und Vorstellungen, aber auch Konflikten, Kriegen und Fehden. In einer Zeit des Umbruchs ist der Roman nicht nur eine kritische Auseinandersetzung mit den historischen Ereignissen jener Epoche, sondern auch die Suche nach einem neuen Selbstverständnis des Ritterstands. Als Wolfram von Eschenbach seinen Roman vollendet, sind die Kreuzzüge im Heiligen Land gescheitert und der deutsche Thronstreit im Römisch-Deutschen Reich gerade zu Ende. Die Menschen wünschen sich Frieden und Sicherheit. Parzival erfüllt die Sehnsucht nach einem Friedensstifter – das macht ihn zum Publikumsliebling im Mittelalter und darüber hinaus.

 * 

"Die emotionale Verbindung zwischen Mann und Frau in der Ehe ist Wolfram von Eschenbachs Utopie"
Interview mit Prof. Ricarda Bauschke-Hartung

Prof. Ricarda Bauschke-Hartung ist Professorin an der Heinrich-Heine-Universität Düsseldorf für Germanistik mit dem Schwerpunkt Mediävistik und zugleich Geschäftsführerin der Wolfram-von-Eschenbach-Gesellschaft. Sie widmet sich der Erforschung des Werks von Wolfram von Eschenbach sowie der Literatur und Kultur des Hochmittelalters, um sie auch für die Gegenwart verständlich zu machen. Ricarda Bauschke-Hartung war Fachberaterin der dritten "Terra X"-Folge "Superhelden" über Parzival.

Worum geht es in "Parzival"?

Es geht um Sinnsuche, darum, wie der Einzelne seinen Platz in der Welt findet, auch den Sinn seines individuellen Lebens findet – und wie er dabei etwas für die Gemeinschaft tun kann. In mittelalterlicher Vorstellung ist das immer ein gottgefälliges Leben, also ein christliches Leben, und Parzival findet diesen Weg für sich und damit auch stellvertretend für alle Menschen.

Welche menschliche Eigenschaft wird in "Parzival" besonders hervorgehoben?

In "Parzival" geht es auch um Verantwortung, in zweierlei Hinsicht. Zum einen muss jeder Einzelne seine Taten darauf hin prüfen, ob sie sozial verträglich sind und welche Konsequenzen sie für die Mitmenschen oder für die Welt haben. Zum anderen geht es wieder um den religiösen Aspekt: Jeder Mensch ist in christlicher Vorstellung mit einer Erbschuld behaftet und hat nun die Verantwortung, durch ein gottgefälliges Leben diese Schuld zu tilgen.

Welche Kritik übt Wolfram von Eschenbach an den herrschenden Zuständen seiner Zeit?

Er zeigt in der Art und Weise, wie er seinen Helden vorstellt, auch kritische Aspekte gegenüber dem Rittertum: Gewalt, Tötung, Mord. Wenn man bedenkt, dass das Rittertum eine Gesellschaft ist, die sich über Kampf definiert, dann ist das eine fundamentale Problematisierung dieser Gesellschaftsform.

Welche Botschaft will der Autor seinem Publikum durch die Geschichte des kranken Gralskönigs Anfortas mitteilen?

Anfortas hat als Gralskönig versagt, weil er sich einer Frau zugewandt hat, die ihm nicht vorbestimmt war. Die Gralsgemeinschaft als religiöse Gemeinschaft ist eine keusche Gemeinschaft. Er aber hat sich aus "niederen" erotischen Beweggründen für diese Frau interessiert. In der Folge wird er unheilbar verletzt, sodass er keinen legitimen Nachfolger mehr zeugen kann. Durch seine Geschichte wird gezeigt, wie schwierig es ist, wenn der Herrscher fehlbar ist. Und es wird gezeigt, dass eine Verbindung zwischen Mann und Frau, die nur auf Begehren zielt und nicht auf keusche Minne und "Triuwe", zum Unglück führen kann, ja sogar führen muss.

Was ist Parzivals wichtigste Aufgabe vor dem Hintergrund einer religiös geprägten Zeit?

Man kann Parzival als Heilsbringer für die Gralsgesellschaft und für die Welt insgesamt deuten, wenn man seinen Weg in Analogie zum Weg Christi versteht. Am Karfreitag erhält er von seinem Onkel Trevrizent Unterweisungen über die Erbschuld, über die Notwendigkeit, dass jeder Einzelne Mitleid zeigen soll. Dieses Heil, das Christus in die Welt gebracht hat, das bringt Parzival in die Gralsgesellschaft hinein.

Was macht einen guten Herrscher im Mittelalter aus?

Seit der Antike gibt es Herrscherkataloge, in denen aufgelistet wird, was einen guten Herrscher ausmacht. Wolfram von Eschenbach ergänzt das noch durch ganz individuelle, menschliche Qualitäten. Ein Herrscher muss ein guter Mensch sein, muss gut sein in seinen menschlichen Beziehungen. Einmal in Bezug auf Mitleidsfähigkeit mit andern, aber auch als guter Ehemann. Die funktionierende Ehe ist die Keimzelle für den funktionierenden Staat, darum ist es gerade so wichtig, dass die Beziehung zwischen Parzival und Condwiramurs so von Liebe und Loyalität getragen ist.

Welche Rolle spielt die Minne und die Ehe in "Parzival"?

Zentral ist, dass Wolfram von Eschenbach die Liebesbeziehung in der Ehe ansiedelt, weil Ehe und Liebe im Mittelalter eigentlich gar nicht konform gehen. Liebe ist kein Heiratsgrund, es existieren vielmehr politisch motivierte Ehen, dynastische Verbindungen. Wenn Wolfram von Eschenbach zeigt, wie die emotionale Verbindung zwischen Mann und Frau in der Ehe eine positive Kraft entfalten kann, dann ist das eine Utopie, die das mittelalterliche Publikum sicherlich in besonderer Weise angesprochen hat, weil hier ein Defizit in der realen Welt existierte.

Die Fragen stellte Judith Völker.
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UNTERHALTUNG/607: WDR - Geheimniskrämer. Premiere für neue WDR-Show am Sonntagabend, 18.2.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Geheimniskrämer: Premiere für neue WDR-Show am Sonntagabend

Moderation: Martin Klempnow

18.02.2018, 22.15 - 23.15 Uhr | WDR Fernsehen



Am Sonntag, den 18. Februar, geht "Geheimniskrämer" um 22.15 Uhr zum
ersten Mal auf Sendung. Die Gäste zum Start: Frank Plasberg, Marijke
Amado, Ruth Moschner und Harold Faltermeyer.

Ruth Moschner hatte bereits mit acht Jahren eine Rolle in
"Aktenzeichen XY", Frank Plasbergs Herz hängt an seiner
Modelleisenbahn und Marijke Amado ist schon mal für Paul McCartney in
eine Gracht gesprungen. Aber wer musste einst mehrere Stunden in einer
Gefängniszelle ausharren? Der Komponist Harold Faltermeyer etwa?

Vier Prominente, jede Menge Geheimnisse und die Frage: In wessen
Leben hat es sich wirklich zugetragen? Das ist die Ausgangsituation
von "Geheimniskrämer", der neuen Sonntagabendsendung, die ab 18.
Februar 2018 im WDR Fernsehen läuft.

"Geheimniskrämer" ist mehr als ein Talk. In mehreren Spielrunden gibt
Gastgeber Martin Klempnow Prominenten die Gelegenheit, charmante
Geheimnisse und ungeahnte Besonderheiten zu zeigen - kleine
Geschichten, die man dem einen oder anderen Promi so kaum zugetraut
hätte. "Bei 'Geheimniskrämer' bringen wir Storys zum Vorschein, die
man eigentlich erst auspackt, wenn nur noch der harte Kern einer guten
Party am Tisch sitzt", sagt Martin Klempnow.

Die prominenten Mitspieler müssen mit Intuition, psychologischem
Geschick und guten (Fang-)Fragen herausfinden, wer der Geheimniskrämer
oder die Geheimniskrämerin in ihrer Mitte ist. Wer richtig tippt,
bekommt einen Punkt. Der Geheimniskrämer selbst rät mit und versucht
so, von sich abzulenken. Gelingt es ihm, dass keiner auf ihn tippt,
bekommt er selbst einen Punkt.

Die Gäste der ersten Sendung am 18. Februar sind:
"Hart-aber-fair"-Moderator Frank Plasberg, Schauspielerin Ruth
Moschner, Musikproduzent Harold Faltermeyer und die niederländische
Moderatorin Marijke Amado.

Mit "Geheimniskrämer" setzt der WDR auf eine Eigenproduktion am
Sonntagabend. Geplant sind sieben Sendungen in Folge. Start ist der
18. Februar 2018, 22.15 Uhr.

Über Martin Klempnow: 

 "Geheimniskrämer"-Gastgeber ist Martin Klempnow. Der 44-jährige
Schauspieler und Comedian ist bekannt aus TV-Produktionen wie
"Schillerstraße", "switch reloaded", "heute-show" und "Die
Bergretter". Mit "Geheimniskrämer" bekommt Martin Klempnow nun seine
erste Fernsehshow im WDR. Bei 1 LIVE, der jungen WDR-Welle, hat er als
"Dennis aus Hürth" bereits seine eigene Radiosendung und Comedy-Reihe -
 mit der er deutschlandweit in "Der Dennis Show" auf den Bühnen zu
sehen ist und für die er 2017 mit der 1LIVE Krone ausgezeichnet wurde.
Für "Geheimniskrämer" streift der Schauspieler nun sonntagabends seine
Rollen ab und ist als Martin Klempnow Gastgeber von "Geheimniskrämer".

 Redaktion: Christian Wagner und Annabell Meyer-Neuhof
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UNTERHALTUNG/606: WDR - Mitternachtsspitzen mit Erwin Pelzig, Özcan Cosar und Jess Jochimsen, 17.2.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Mitternachtsspitzen

Aus dem Wartesaal am Dom unter dem Kölner Hauptbahnhof

Samstag, 17.02.2018, 21.40 - 22.40 Uhr, WDR Fernsehen

Wiederholung: 24.02. 23.14 Uhr



Zu Gast bei Jürgen Becker: Erwin Pelzig alias Frank-Markus Barwasser,
Özcan Cosar und Jess Jochimsen.

Der karnevalistische Ausnahmezustand fand gerade ein Ende, seit
Aschermittwoch ist für die Närrinnen und Narren die Fastenzeit
angesagt. Doch im Kölner Wartesaal am Dom gehen am Samstag wieder alle
Lichter an. Denn Jürgen Becker und sein "Mitternachtsspitzen"-Team
starten in ihre neue Kabarett-Saison. Zu Gast im WDR-Satireklassiker
sind Erwin Pelzig alias Frank-Markus Barwasser, Özcan Cosar und Jess
Jochimsen.

Mit Jankerl, zerknittertem Cordhut und Herrenhandtäschchen kommt Erwin
Pelzig alias Frank-Markus Barwasser wie ein fränkischer Biedermann
daher. Doch aufgemerkt! Hinter dieser Fassade verbirgt sich ein wahrer
Weltphilosoph, der scheinbar naive Fragen stellt und dabei zu
tiefgründigen Antworten kommt, die ihn mitunter selbst überraschen.

Geboren am Bosporus, aufgewachsen am Neckar: Özcan Cosar stellt die
deutsche und türkische Kultur auf der Bühne immer wieder liebevoll
gegenüber. In seinem Programm "OLD SCHOOL - Die Zukunft kann warten"
reist er in die Vergangenheit, um seine Kindheitsträume wieder zu
finden und stößt dabei auf Gedanken und Ideen, die er längst vergessen
hat.

Leise, dafür umso bissigere Töne stimmt Jess Jochimsen an. Der
Freiburger versteht es immer wieder, mit seinen klugen Beobachtungen
der Trostlosigkeit unseres Miteinanders wortgewandt zu trotzen und
damit ungefiltert das Politische aus dem Normalen zu entwickeln. Das
ist mal grotesk, mal bizarr, aber immer scharfsinnig und komisch.

Natürlich steht wieder ein "Überschätztes Paar der Weltgeschichte" im
Scheinwerferlicht, Ruhrpott-Original Herbert Knebel (Uwe Lyko) gewährt
tiefe Einblicke in seine Rentnerleben, Susanne Pätzold schlüpft in die
Rolle einer taffen Politikerin, und Wilfried Schmickler gibt auch im
neuen Jahr nicht nur den Deppendorfer Slam-Poeten, sondern setzt wie
gewohnt den wortgewaltigen Schlussakkord bei den
"Mitternachtsspitzen".

 * 
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FEATURE/971: WDR 5 - Der wirtschaftliche Siegeszug des Kopierers, 18.2.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Stapelweise Erfolg: Der wirtschaftliche Siegeszug des Kopierers

von Katrin Boers

Dok 5 - Das Feature

18.02.2018, 11.05 - 12.00 Uhr | WDR 5



Der Fotokopierer hat unsere Welt ähnlich fundamental verändert wie der
Buchdruck. Und die Geschichte geht weiter: Trotz Dateien, digitalen
Archiven und Apps sind Kopien nicht aus unserem Leben wegzudenken.

Früher archivierten wir auf Papier. Heute ist die Papierkopie da,
damit man was in der Hand hat. Im Copy-Shop werden jetzt auch Fotos
und Leinwände bedruckt. Doch er "rettet" noch immer Schicksale und
Karrieren, wenn es z.B. um die Abgabefrist einer Studien-Arbeit geht.
Durch die Copy-Art hat die Fotokopie ihre Nische in der Kunst
gefunden, doch auch das Geldfälschen wurde plötzlich kinderleicht. Und
durch die heutigen Multimedia-Geräte gibt es ganz neue Datenlecks und
Informationsklau. Kein Zweifel: Chester Carlsons Erfindung begründete
vor 80 Jahren einen eigenen Wirtschaftszweig.

 * 
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MUSIK/2482: Deutschlandfunk - Die Kultur der tiefen Töne, 18.2.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Bass ist Boss

Die Kultur der tiefen Töne

Von Olaf Karnik und Volker Zander

Dlf 2018

Freistil

Sonntag, 18. Februar 2018, 20.05 - 21.00 Uhr, Deutschlandfunk



Booom! Basstöne sind wie Detonationen. Sie fahren in die Magengrube
und lassen Kirchen, Kinos und Clubs erzittern. Als ästhetisches
Ausdrucksmittel haben die tiefen Frequenzen ihre Spuren am
deutlichsten in der Musik hinterlassen. Der Bass, der in den
Kindertagen der Popmusik Harmonie und Rhythmus rein funktional
unterstrich, hat sich im Zuge der elektronischen Revolution
emanzipiert. Aus den endlos treibenden Phrasen der
Jazz-Kontrabassisten wurden die elektrifizierenden Basslinien in
Reggae, Funk, Disco und Post-Punk, die in vier kurzen Takten alles
über Sex, Macht und Wahnsinn zu erzählen wussten. Heute
revolutionieren die massiven Bässe synthetischer Tanzmusik den Klang
moderner Popmusik. Eine kurze Geschichte der Bassmusik vom Basso
continuo im Barock zum wummernden Wobble von heute.

 * 

Quelle:
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MUSIK/2481: Deutschlandfunk Kultur - "Capricho catalan", 18.12.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

"Capricho catalan"

Das Paris des Fin de Siècle und die katalanische Musik

Von Richard Schroetter

Musikfeuilleton

Sonntag, 18. Februar 2018, 22.00 - 22.30 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



In seiner legendären Studie über die "Gegenwart der Ferne" hat der
französische Musikologe und Philosoph Vladimir Jankélévitch drei
Komponisten exemplarisch vorgestellt: Isaac Albeniz, Deodat de Séverac
und Federico Mompou. Alle drei verbindet ein enges Verhältnis zu Paris
als Zentrum der frühen Moderne und Katalonien als entlegene Provinz
der "Stille". Und das gilt auch für Filipe Pedrell, Enrique Granados,
für Ricardo Viñes und Pablo Casals, allesamt Katalanen, die es nach
Paris gezogen hat.

 * 
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THEMENREIHE/319: WDR 4 - "Get back". Der große Beatles-Tag, 18.2.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

"Get back" - Der große Beatles-Tag bei WDR 4

Sonntag, 18. Februar 2018, 6.00 Uhr - 19.00 Uhr, WDR 4



2018 gibt es viele Jubiläen aus der Geschichte der wohl berühmtesten
Band der Welt zu feiern: 50 Jahre "Yellow Submarine" (Der Film), 50
Jahre "Apple" (die eigene Plattenfirma der Beatles), 50 Jahre "Weißes
Album" oder 50 Jahre "Hey Jude". WDR 4 widmet den Beatles deshalb am
Sonntag, 18. Februar einen ganzen Tag im Programm. Von 6.00 Uhr -
19.00 Uhr sind neben den großen Single-Hits und bekanntesten Songs aus
Studioalben der Beatles auch Highlights aus dem späteren Solowerk der
vier Mitglieder John Lennon, Paul McCartney, George Harrison und Ringo
Starr zu hören. Dazu kommen bekannte und ungewöhnliche Coverversionen
anderer Künstler, Songs von Musikern, die die Beatles inspiriert haben
sowie Songs über die Beatles.

In zahlreichen Beiträgen setzen sich Autorinnen und Autoren außerdem
mit dem Leben und der Musik der Beatles auseinander, sprechen über
Wegbegleiter und wichtige Orte ihrer Karriere und blicken auch auf
spannende Geschichten rund um die Beatles in NRW - so zum Beispiel auf
das kleinste Beatles-Museum der Welt in Siegen oder Paul McCartneys
erste Kunstausstellung als Maler, die ebenfalls in Siegen stattfand.

 * 
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KURSUS/1684: Unna - "Vernetzt über Facebook", Basisseminar am 28.2. und 7.3.2018


VHS-Aktuell: Einführungskurs zur Nutzung von Facebook



Kreisstadt Unna. Millionen von Menschen vernetzen sich und
kommunizieren über Facebook. Freunde, Familienangehörige und Bekannte
tauschen schnell Nachrichten, Medien, Veranstaltungen und
Informationen aus.

Das Seminar "Vernetzt über Facebook - Basisseminar" vermittelt das
Grundlagenwissen, um dieses soziale Netzwerk gezielt und sicher
anwenden zu können. So lernen die Teilnehmerinnen una Teilnehmer,
eigene Profile anzulegen und diese nach eigenen Vorlieben anzupassen.
Es wird gezeigt, wie man Freunde im Netzwerk findet und Informationen
untereinander austauscht. Selbstverständlich wird auch die Funktion
"Gefällt mir" vorgestellt und auf die Gefahren der Facebook-Nutzung
hingewiesen.

Das Seminar "Vernetzt über Facebook - Basiskurs" mit der Kursnummer
181-4155 findet am 28. Februar und 07. März 2018 von 17.30 Uhr bis
20.30 Uhr im Raum 006 im zib statt. Die Gebühr für die Veranstaltung
beträgt 36 Euro.

Eine detaillierte Seminarbeschreibung zum Angebot ist im aktuellen
VHS-Programmheft auf der Seite 49 zu finden. Der Kurs ist auch im
Online-Katalog unter www.vhs-zib.de in der Rubrik "Beruf, EDV, IT" im
Unterbereich "EDV und IT > Internet / Netzwerk" zu finden. Und
natürlich berät auch der Studienbereichsleiter für EDV Andreas Barre
gerne Interessierte zum Kursangebot. Kontakt: Andreas Barre,
02303/103-735, andreas.barre@stadt-unna.de. Anmeldungen zu allen
Kursen nimmt die VHS unter 02303/103-713 oder -714 entgegen. Auf der
Internetseite www.vhs-zib.de kann die Anmeldung auch online
vorgenommen werden.
Pressekontakt: Kreisstadt Unna, VHS, Andreas Barre, Tel.: 02303/103-
735.

 * 
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ARBEITSMEDIZIN/452: Umsetzung des Präventionsgesetzes - Versorgung mit Schutzimpfungen durch Betriebsärzte (idw)


Deutsche Gesellschaft für Arbeitsmedizin und Umweltmedizin e.V. - 14.02.2018

Umsetzung des Präventionsgesetzes: Versorgung mit Schutzimpfungen durch
Betriebsärzte



München, 14. Februar 2018 - Wichtiger Bestandteil des 2015 in Kraft
getretenen Präventionsgesetzes ist die Versorgung mit Schutzimpfungen auch
durch Betriebsärzte. Für ihre Vorschläge, wie man das Präventionsgesetz
und das Thema Impfen in der Praxis gestalten kann, haben die
Kooperationspartner DGAUM und BARMER vom Bundesministerium für Gesundheit
nun grünes Licht zur Ausarbeitung einer bundesweit geltenden Regelung
erhalten. Die Themen Prävention und Betriebliche Gesundheitsförderung
stehen daher auch auf der Agenda der 58. Wissenschaftlichen Jahrestagung
der DGAUM vom 07.-09. März 2018 in München (www.dgaum.de/dgaum-jahrestagung/).

Im Sozialgesetzbuch V (SBG V) werden alle Bestimmungen zur gesetzlichen
Krankenversicherung zusammenfasst. Aufgrund bestehender Gesetzeslücken zur
Regelung von Schutzimpfungen durch Betriebsärzte hatte die DGAUM eine
Gesetzesänderung beim Bundesministerium für Gesundheit angeregt. Das
Impfen ist zwar im SGB V als Präventionsaufgabe festgeschrieben,
allerdings ohne Angaben, wie dies zwischen den Betriebsärzten,
Krankenkassen oder Unternehmen geregelt werden soll. 2016 hat die DGAUM
daher einen Kooperationsvertrag mit dem Krankenversicherungsunternehmen
BARMER geschlossen, um den Impfschutz in der Bevölkerung nachhaltig zu
verbessern und gerade das Setting Arbeitsplatz dafür zu nutzen. Derzeit
arbeiten die Kooperationspartner intensiv an einem bundesweit geltenden
Vertragswerk zur Regelung von Schutzimpfungen durch Betriebsärzte. Nun ist
ein Durchbruch gelungen, DGAUM und BARMER haben grünes Licht für die
Ausformulierung und Gestaltung eines Vertragswerkes erhalten, das sowohl
von allen gesetzlichen Krankenkassen genutzt werden kann als auch allen
Ärzten offen stehen wird, die eine Befähigung zum Impfen vorweisen können:
Fachärzte für Arbeitsmedizin sowie Fachärzte mit der Zusatzbezeichnung
"Betriebsmedizin" genauso wie Vertragsärzte.


Das detaillierte Tagungsprogramm und weiterführende Informationen finden
Sie online unter 

https://www.dgaum.de/dgaum-jahrestagung/

Über DGAUM:

ie DGAUM wurde 1962 gegründet und ist eine gemeinnützige,
wissenschaftlich-medizinische Fachgesellschaft der Arbeitsmedizin und der
klinisch orientierten Umweltmedizin. Ihr gehören heute über 1000 Mitglieder an,
die auf dem Gebiet der Arbeitsmedizin und Umweltmedizin arbeiten, vor allem
Ärztinnen und Ärzte, aber auch Angehörige anderer Berufsgruppen wie etwa
Natur- und Sozialwissenschaftlerinnen und -wissenschaftler. Die Mitglieder der
Fachgesellschaft engagieren sich nicht nur in Wissenschaft und Forschung, um so
bereits bestehende Konzepte für die Prävention, die Diagnostik und Therapie
kontinuierlich zu verbessern, sondern sie übernehmen die ärztliche und
medizinische Beratung von Arbeitgebern und Arbeitnehmern an der Schnittstelle
von Individuum und Unternehmen. Darüber hinaus beraten die Mitglieder der DGAUM
alle Akteure, die ihren Beitrag zu der medizinischen Versorgung leisten und auf
Fachwissen aus der betrieblichen Gesundheitsförderung und Prävention, der
arbeits- und umweltbezogenen Diagnostik und Therapie, der
Beschäftigungsfähigkeit fördernden Rehabilitation sowie aus dem
versicherungsmedizinischen Kontext angewiesen sind. Weitere Informationen unter

www.dgaum.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1772

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Gesellschaft für Arbeitsmedizin und Umweltmedizin e.V., Dr.

Thomas Nesseler, 14.02.2018
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ONKOLOGIE/1895: Forschung - MicroRNAs steuern Krankheitsverlauf bei Leukämie (idw)


Medizinische Hochschule Hannover - 13.02.2018

MicroRNAs steuern Krankheitsverlauf bei Leukämie

Konsortium unter MHH-Beteiligung findet Ribonukleinsäure, die den
Therapieerfolg bei Blutkrebs anzeigt und möglicherweise auch als
Therapeutikum funktioniert



Winzige Ribonukleinsäure-Moleküle beeinflussen den Krankheitsverlauf bei
Leukämie (Blutkrebs) und könnten als Therapeutikum für die personalisierte
Krebstherapie genutzt werden. Das haben Wissenschaftler des Deutschen
Konsortiums für Translationale Krebsforschung (DKTK) am
Universitätsklinikum Frankfurt, der Medizinischen Hochschule Hannover
(MHH) und des Universitätsklinikums Ulm herausgefunden. Die
Ribonukleinsäure-Schnipsel vom Typ miRNA-193b geben den Befehl zur
Selbstzerstörung der Leukämiezellen und machen sie wieder empfindlicher
für Medikamente. Die Forscher veröffentlichten ihre Erkenntnisse im
Journal of Clinical Oncology.

Die MHH-Arbeitsgruppe hat Professor Dr. Jan-Hennig Klusmann in der Klinik
für Pädiatrische Hämatologie und Onkologie geleitet, der seit Januar 2018
Direktor der Klinik und Poliklinik für Pädiatrie I des
Universitätsklinikum Halle (Saale) ist. Erstautor der Studie ist sein
ehemaliger wissenschaftlicher Mitarbeiter Raj Bhayadia, PhD, der nun
Professor Klusmann an das Universitätsklinikum Halle folgt.
Die Krebsmedizin hat sich in den vergangenen Jahren einer ganz neuen
Wirkstoffklasse zugewendet: Mini-Ribonukleinsäuren, auch microRNAs
(miRNAs) genannt, sind kleine regulatorische Moleküle in unseren Zellen,
die an der Abschaltung von Genen auf verschiedenen Ebenen beteiligt sind.
"Bestimmte miRNAs können mehrere an der Krebsentstehung beteiligte Gene
gleichzeitig inaktivieren und zeigten in frühen klinischen Studien nur
wenige Nebenwirkungen. Deshalb sind sie für die Krebstherapie so
interessant", erklärt Professor Dr. Michael Rieger vom DKTK in der
Abteilung für Hämatologie und Onkologie des Universitätsklinikums
Frankfurt.

Durch die gemeinsame Anstrengung von Forschern der MHH unter Leitung von
Professor Klusmann, des Universitätsklinikums Ulm unter der Leitung von
Privatdozent Dr. Dr. Florian Kuchenbauer und des DKTK unter Leitung von
Professor Rieger gelang es, die Rolle der miRNA-193b bei Akuter
Myeloischer Leukämie (AML) von Kindern und Erwachsenen zu entschlüsseln.
In gesunden Zellen unterdrückt die miRNA-193b die Entstehung von
Leukämien. Das miRNA-193b kodierende Gen gehört zu den sogenannten
Tumorsuppressorgenen, die in gesunden Stammzellen für eine kontrollierte
Zellteilung sorgen und in entarteten Stammzellen, den Tumorzellen, das
Signal zur Selbstzerstörung geben. Die Tumorzellen schalten die
Schutzfunktion der miRNA jedoch teilweise oder ganz ab, um sich ungehemmt
teilen zu können.

Hinweise, dass der Gehalt der miRNA-193b den Krankheitsverlauf
entscheidend beeinflusst, fanden die Wissenschaftler in den Blutproben von
348 AML-Patienten. Bei hohem miRNA-193b-Gehalt zeigten die Patienten einen
deutlich günstigeren Krankheitsverlauf und hatten bessere Heilungschancen
nach einer Chemotherapie und Stammzelltransplantationen. "Die miRNA-193
ist somit ein vielversprechender Biomarker für die personalisierte
Krebstherapie bei AML", sagt von Privatdozent Dr. Dr. Kuchenbauer. "Anhand
eines Bluttests können wir schon im Vorfeld einschätzen, welche Patienten
von einervergleichsweise risikoreichen Stammzelltransplantation
profitieren können."

Auch für die Behandlung von AML könnte miRNA-193b künftig eine Rolle
spielen, wie die Studie zeigte: In Mäusen konnten die Wissenschaftler die
Teilung der Krebszellen durch die Aktivierung der miRNA-193b deutlich
verlangsamen. Umgekehrt entwickelten Mäuse, die keine miRNA-193b
produzierten, besonders aggressive Formen von AML.

Das Besondere dabei sei, dass die miRNA gleich vier Gene inaktiviere, die
auch an der Bildung von Therapieresistenzen beteiligt seien, erläutert
Professor Klusmann: "Die miRNA greift die Leukämiezellen an mehreren
Punkten gleichzeitig an, und die Zellen sterben ab, ohne dass sich
Resistenzmechanismen ausbilden können. Wir sind daher optimistisch, diese
miRNA als neues Therapeutikum gegen kindliche und erwachsene AML für die
klinische Anwendung weiterentwickeln zu können", sagt er.


Die Originalpublikation finden Sie im Internet unter folgendem Link:

http://ascopubs.org/doi/full/10.1200/JCO.2017.75.2204

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution121

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Medizinische Hochschule Hannover, Stefan Zorn, 13.02.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 17. Februar 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / FAKTEN





BILDUNG/1097: Zusatzqualifikation in Onkologie für Studierende der Humanmedizin (Uni Kiel)


Christian-Albrechts-Universität zu Kiel - 13. Februar 2018

Medizin-Studierende schon früh im Umgang mit Krebs schulen

CAU bietet als einzige Universität im Norden eine Zusatzqualifikation in Onkologie für Studierende der Humanmedizin an



Krebs ist die zweithäufigste Todesursache in Deutschland. Auf Grund
des demographischen Wandels erkranken immer mehr Menschen an Krebs.
Die Medizinische Fakultät der Christian-Albrechts-Universität zu Kiel
(CAU) trägt dieser Tendenz mit einem neuen Studienangebot Rechnung:
Seit dem Wintersemester 2017/2018 bietet sie gemeinsam mit dem "Kiel
Oncology Network" (KON) ein Zertifikatsstudium Onkologie für
Studierende der Humanmedizin an. Es vermittelt eine studienbegleitende
Zusatzqualifikation. Mit diesem in Norddeutschland einzigartigen
Angebot können angehende Ärztinnen und Ärzte profundes und
fächerübergreifendes Wissen in der Onkologie erwerben. Damit bereiten
sich die Studentinnen und Studenten schon während des Studiums auf die
Behandlung von Krebserkrankungen und den Umgang mit Betroffenen vor.

Das im laufenden Semester erstmals an der CAU angebotene
Zertifikatsstudium Onkologie berücksichtigt ein breites Spektrum an
Aspekten im Umgang mit Krebserkrankungen. Angehenden Ärztinnen und
Ärzten wird schon im Studium ein detailliertes Fachwissen in
Diagnostik und Behandlung von Krebserkrankungen vermittelt. Neben den
klinischen Aspekten beinhaltet das Zusatzstudium auch wichtige
wissenschaftliche Grundlagen. Die Studierenden erlernen das
eigenständige wissenschaftliche Arbeiten im Rahmen einer begleitenden
Doktorarbeit.

"Normalerweise erwerben Ärztinnen und Ärzte erst nach dem Studium
während ihrer Facharzt-Ausbildung die erforderlichen Qualifikationen
für eine Spezialisierung. Mit dem neuen Angebot in Kiel möchten wir
Studierende der Medizin bereits früh für eine Laufbahn in der
Krebsmedizin gewinnen und die Grundlagen für eine fundierte Ausbildung
legen, um so dem weiter steigenden Bedarf an Spezialistinnen und
Spezialisten auf diesem Gebiet gerecht zu werden", betont Professorin
Susanne Sebens vom Institut für Experimentelle Tumorforschung und
Mit-Organisatorin des Zertifikatsstudiums an der Medizinischen
Fakultät.

Die Studierenden werden darüber hinaus auf die besonderen
psychologischen und ethischen Erfordernisse vorbereitet, die die
Behandlung und Betreuung schwerkranker Patientinnen und Patienten
erfordert: Die Diagnose "Krebs" konfrontiert die Betroffenen mit
unmittelbaren existenziellen Ängsten. Daher legt die Medizinische
Fakultät besonderen Wert darauf, ihre Studierenden psycho-onkologisch
zu schulen. Die künftigen Ärztinnen und Ärzte erwerben dadurch
spezielle Kommunikationskompetenzen für die Betreuung von
Krebspatientinnen und -patienten.

Das Zertifikatsstudium Onkologie wird parallel zu den regulären
Veranstaltungen des Medizinstudiums angeboten. Es erstreckt sich im
Anschluss an den vorklinischen Teil des Studiums über vier bis fünf
Semester und mündet in eine Promotionsarbeit mit onkologischem Bezug.
Zum kommenden Wintersemester können sich erneut maximal 20
Medizin-Studierende der CAU, die das Physikum erfolgreich absolviert
haben, für den zweiten Durchgang des neuen Studienangebots an der
Medizinischen Fakultät bewerben.

Die Initiative zur Schaffung des Zertifikatsstudiums ist aus dem "Kiel
Oncology Network" (KON) hervorgegangen. Das 2013 an der CAU gegründete
Forschungsnetzwerk hat zum Ziel, die interdisziplinäre Zusammenarbeit
von Forscherinnen und Forschern auf dem Gebiet der Onkologie zu
fördern und das Angebot für Studierende und junge Wissenschaftlerinnen
und Wissenschaftler im Bereich der Onkologie kontinuierlich zu
erweitern und zu verbessern.

Weitere Informationen:

Zertifiziertes Schwerpunktcurriculum Onkologie, Medizinische Fakultät,
CAU Kiel:

www.medizin.uni-kiel.de/de/studium/medizin/zweiter-studienabschnitt/schwerpunktcurriculum-onkologie

"Kiel Oncology Network", Medizinische Fakultät, CAU Kiel:

www.medizin.uni-kiel.de/de/forschung/forschungsinitiativen/kiel-oncology-network

Link zur Pressemeldung:

www.uni-kiel.de/pressemeldungen/index.php?pmid=2018-033-zertifikat-onkologie

 * 

Quelle:

Christian-Albrechts-Universität zu Kiel

Presseinformation Nr. 33/2018 vom 13.02.2018

Presse, Kommunikation und Marketing

Postanschrift: D-24098 Kiel

Telefon: (0431) 880-2104, Telefax: (0431) 880-1355

E-Mail: presse@uv.uni-kiel.de

Internet: www.uni-kiel.de
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FORSCHUNG/3794: Bildung und Reparatur der Myelinschicht um Nervenfasern erstmals "live" untersucht (idw)


Technische Universität München - 14.02.2018

Bildung und Reparatur der Myelinschicht um Nervenfasern erstmals "live"
untersucht



Die Fortsätze von Nervenzellen sind von einer Myelinschicht umgeben. Ein
Team der Technischen Universität München (TUM) hat erstmals "live"
beobachtet, wie sie gebildet wird, und wie Schäden repariert werden. Dabei
zeigte sich, dass charakteristische Muster der Myelinschicht früh
festgelegt werden. Bei Bedarf können sie sich jedoch anpassen, vermutlich
gesteuert von den Nervenzellen selbst.

Die Myelinhülle um Fortsätze von Nervenzellen (Axone) lässt sich mit der
Isolation um elektrische Kabel vergleichen. Myelin schirmt das Axon ab und
macht eine schnelle Übertragung von elektrischen Signalen erst möglich.
Wird die Isolierung beschädigt, beispielsweise bei Erkrankungen wie
Multipler Sklerose, kann es zu schweren Ausfallerscheinungen kommen.

Myelinsegmente bestimmen Übertragungsgeschwindigkeit

Das Myelin bildet allerdings keinen durchgängigen Schlauch um das Axon,
sondern ist in Segmente unterteilt. Diese können unterschiedlich lang sein
und sind jeweils durch sogenannte Ranviersche Schnürringe voneinander
getrennt. Im komplexen Netzwerk des Zentralnervensystems geht es nicht
darum, alle Verbindungen so schnell wie möglich zu machen. Entscheidend
ist vielmehr das Feintuning: Impulse müssen zum exakt richtigen Zeitpunkt
am richtigen Ort sein. Wie schnell Informationen durch ein Axon übertragen
werden, wird auch durch die Zahl und Länge der Segmente beeinflusst.

Muster bleiben stabil

Der Körper von Menschen und Tieren ist zumindest teilweise in der Lage,
beschädigte Myelinhüllen zu reparieren. Dr. Tim Czopka,
Neurowissenschaftler an der TUM, hat diesen Prozess erstmals "live"
beobachtet. Durch eigens entwickelte Markierungssubstanzen konnten er und
sein Team sichtbar machen, wie Myelinsegmente um Axone im Rückenmark von
Zebrafischen gebildet werden. Dabei stellten sie fest: Charakteristische
Muster mit unterschiedlich langen Myelinsegmenten entlang eines Axons
werden innerhalb weniger Tage nach dem Beginn der Myelinbildung
festgelegt. Danach wachsen die Segmente zwar weiterhin - schließlich
wächst auch der Körper des Fisches - das Muster bleibt aber erhalten.

In einem nächsten Schritt zerstörten Tim Czopka und sein Team gezielt
einzelne Segmente. "Dabei erlebten wir eine Überraschung", sagt Czopka.
"Nach der Zerstörung begann die Myelinschicht, sich dynamisch zu
verändern. Am Ende war der Schaden repariert und das ursprüngliche Muster
in den meisten Fällen wieder hergestellt." Der Wiederaufbau folgte einem
festen Schema: Zunächst dehnten sich die benachbarte Segmente aus, wie um
die Lücke zu schließen. Dann wuchs zwischen ihnen ein neues Segment und
sie schrumpften wieder auf ihre ursprüngliche Größe zurück.

Axone beeinflussen Segmentbildung

Daraus ergibt sich eine wichtige Frage: Wer steuert Entstehung und
Wiederherstellung des Segmentmusters? "Unsere Beobachtungen legen nahe,
dass nicht die myelinbildenden Zellen, die Oligodendrozyten, sondern die
Axone bestimmen, wo Myelin gebildet wird", sagt Tim Czopka. "Man könnte
sagen, dass sie am besten wissen, welches Muster für die ideale
Übertragungsgeschwindigkeit benötigt wird."

Derzeit erforschen er und sein Team, wie sich die Segmentmuster durch
gezielt ausgelöste Nervenzellaktivität und dabei ausgeschüttete
Botenstoffe verändern. "Wenn wir die Rolle der Axone bei der
Myelinregeneration verstehen, könnten sich neue Ansätze ergeben, um sie zu
steuern", erläutert Czopka. "Das wäre beispielsweise für die Behandlung
von Erkrankungen wie Multipler Sklerose relevant."


Publikation:

F. Auer, S. Vagionitis, T. Czopka, "Evidence for Myelin Sheath Remodeling
in the CNS Revealed by In Vivo Imaging", Current Biology (2018). DOI:
10.1016/j.cub.2018.01.017.

Volltext (Open Access):

http://www.cell.com/current-biology/fulltext/S0960-9822(18)30019-8

Mehr Informationen:

Dr. Tim Czopka leitet eine Emmy-Noether-Nachwuchsforschungsgruppe am
Institut für Zellbiologie des Nervensystems der TUM. Das aktuelle
Forschungsprojekt wurde von der Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG)
finanziert. Seit 2016 fördert der Europäische Forschungsrat (ERC) Czopkas
Forschung mit einem ERC Starting Grant. Tim Czopka ist Mitglied des
Exzellenzclusters für Systemneurologie, SyNergy.

Profil Dr. Tim Czopka: 

https://www.professoren.tum.de/tum-junior-fellows/c/czopka-tim

Forschungsgruppe:

https://www.czopka-lab.de/

Institut für Zellbiologie des Nervensystems:

http://www.neuroscience.med.tum.de

Exzellenzclusters SyNergy:

http://www.synergy-munich.de/index.html

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.youtube.com/watch?v=Irj4B-i1H8E

Zeitrafferaufnahme der Myelinbildung um ein Axon

http://www.cell.com/action/showImagesData?pii=S0960-9822%2818%2930019-8 

Weitere Kurzvideos zur Studie

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution73

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Technische Universität München, Dr. Ulrich Marsch, 14.02.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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GESUNDHEIT/1322: Yoga, Pilates, Tai Chi und Qigong - Anleitung zum Wohlfühlen (Securvital)


Securvital 1/2018 - Januar-März

Das Magazin für Alternativen im Versicherungs- und Gesundheitswesen

Gesundheitskurse

Anleitung zum Wohlfühlen 

von Norbert Schnorbach



Yoga, Pilates, Tai Chi und Qigong haben manches gemeinsam: sanfte
Übungen verbessern die Haltung, stärken die Muskeln und fördern das
Wohlbefinden.


Stimmt es, dass man so alt ist wie man sich fühlt? Joseph
Pilates, der Erfinder der Pilates-Übungen, gab folgende Antwort: "Wenn
deine Wirbelsäule mit 30 Jahren unbeweglich und steif ist, bist du
alt. Wenn sie mit 60 vollkommen flexibel ist, bist du jung." Unter
diesem Gesichtspunkt hat der in Deutschland geborene und 1967 in den
USA gestorbene Joseph Pilates viele Tänzer, Schauspieler und Sportler
trainiert und seine berühmt gewordenen Pilates-Übungen entwickelt, mit
denen heute Millionen Menschen in aller Welt ihre Fitness und
Beweglichkeit fördern.

Unter den Kursen zur Gesundheitsförderung rangiert Pilates neben Yoga
und Qigong weit oben in der Beliebtheit. Pilates gilt als sanftes und
zugleich effektives Training mit geschmeidigen Bewegungen. Es
kräftigt, dehnt und entspannt die Muskeln. Die bewusste Konzentration
auf die einzelnen Übungen kann helfen, die Haltung zu verbessern,
Bewegungsfehler zu korrigieren und das Körperbewusstsein zu stärken.
"Pilates ist für jeden geeignet, besonders für Frauen und Männer, die
den ganzen Tag über viel sitzen, sich im Beruf oder auch im
Hobby-Sport einseitig belasten", sagt die Pilates-Therapeutin Verena
Geweniger, die ein Lehrbuch darüber verfasst hat.

Wegen Bewegungsmangel, Stress und einseitigen Belastungen klagen immer
mehr Menschen aller Altersstufen über Rückenschmerzen und andere
Gesundheitsprobleme. Wirksame Hilfe bieten Übungen und
Gesundheitskurse, die für Körper und Geist einen guten Ausgleich
bieten. Pilates zählt sicher dazu, ebenso wie Yoga, Tai Chi und andere
Bewegungskurse, die von qualifizierten Kursleitern angeboten werden.
Die SECURVITA Krankenkasse engagiert sich stark dafür und unterstützt
gesundheitsfördernde Präventionskurse mit Zuschüssen und Bonuspunkten.

Jeder Euro für die Gesundheitsvorsorge ist gut angelegt, wenn damit
die Entstehung teurer Krankheiten vermieden werden kann.
"Gesundheitskurse, die Bewegung und Fitness fördern, sind zweifellos
nachhaltiger als die medizinische Behandlung von Gesundheitsproblemen,
die durch Bewegungsmangel entstehen", betont SECURVITA-Vorstand Götz
Hachtmann. Dasselbe gilt auch für den Umgang mit Stress und für
Ernährungsgewohnheiten. Auch autogenes Training, Entspannungs- und
Ernährungskurse werden deshalb von einigen Krankenkassen unterstützt.
SECURVITA-Mitglieder und Familienmitversicherte können zwei Mal pro
Jahr die Kursgebühr bis zu 80 Prozent (max. 75 Euro) erstattet
bekommen. Voraussetzung ist, dass die Teilnahme regelmäßig erfolgt
(mindestens zu 80 Prozent) und die Kurse und Kursleiter zertifizierte
Qualitätsanforderungen erfüllen.

Ruhige Atmung

Welche Kurse und Übungsvarianten man bevorzugt, ist eine Sache der
persönlichen Erfahrung und Neigung. Yoga zum Beispiel ist besonders
vielseitig. Drei Millionen Deutsche, so wird geschätzt, praktizieren
regelmäßig eine der unterschiedlichen Yoga-Richtungen als tägliches
Ritual. Mediziner empfehlen Yoga zur Entspannung, für die körperliche
Beweglichkeit, gegen Schmerzen oder auch einfach nur als Ausgleich zum
stressigen Alltag.

Tai Chi und Qigong sind im Wesentlichen Körper-, Konzentrations- und
Atemübungen mit fließenden, langsamen Bewegungen. Viele Übungen
erfordern weniger Kraft als vielmehr Körpergefühl und Konzentration.
Sie dienen dazu, Blockaden zu lösen, die etwa durch zu flache Atmung
oder Haltungs- und Bewegungsfehler entstanden sind.

Autogenes Training ist wie ein kurzes, intensives Abschalten, das
Körper und Geist erfrischt. Es kann gut in Gruppen erlernt werden und
ist auch schon für Kinder geeignet. Durch das reine Sich-Vorsagen und
-Vorstellen von Empfindungen wie Schwere oder Wärme beruhigt sich die
Atmung, der Pulsschlag wird langsamer, die Muskeln fühlen sich warm
und schwer an. So können körperliche Entspannung und eine tiefe innere
Ruhe erreicht werden.

 * 

Erstattung von Kursgebühren

Mit Zuschüssen zu gesundheitsfördernden Kursen wie zum Beispiel
Pilates, Yoga, Rückenstärkung, autogenes Training, Qigong und Tai Chi
unterstützt die SECURVITA Krankenkasse die aktive Gesundheitsvorsorge.
Versicherte der SECURVITA können die Kursgebühren zwei Mal jährlich
bis zu 80 Prozent (max. 75 Euro) erstattet bekommen. Voraussetzung
ist, dass die Kurse und Kursleiter zertifizierte
Qualitätsanforderungen nach dem Leitfaden Prävention erfüllen. Außer
dem Kostenzuschuss gibt es zusätzliche Bonuspunkte im Prämienprogramm
Healthmiles.

 * 

Quelle:

Securvital 1/2018 - Januar-März, Seite 12 - 13

Das Magazin für Alternativen im Versicherungs- und Gesundheitswesen

Herausgeber: SECURVITA GmbH - Gesellschaft zur Entwicklung
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Redaktion: Norbert Schnorbach (V.i.S.d.P.)
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DEMENZ/349: DAK-Pflegereport 2017 - Pflege zu Hause bringt Angehörige an ihre Grenzen (Alzheimer Info)


Alzheimer Info, Ausgabe 4/17

Nachrichten der Deutschen Alzheimer Gesellschaft Selbsthilfe Demenz

DAK-Pflegereport 2017: Pflege zu Hause bringt Angehörige an ihre
Grenzen

von Astrid Lärm, DAlzG



Der Pflegereport 2017 der Krankenkasse DAK hat die Situation von
Menschen mit Demenz in Deutschland untersucht. Der Bericht mit dem
Titel "Gutes Leben mit Demenz: Daten, Erfahrungen und Praxis" wurde am
26. Oktober in Berlin vorgestellt. Immer mehr Menschen sind direkt
oder indirekt von einer Demenzerkrankung betroffen. Angehörige fühlen
sich durch die Pflege oft an ihre Grenzen gebracht und wünschen sich
mehr Entlastung. Bei dieser Forderung werden sie von einer
überwiegenden Mehrheit der Bevölkerung unterstützt. Der Report zeigt
einen großen Bedarf an finanzieller Unterstützung, Information und
gesamtgesellschaftlicher Aufklärung zum Thema.


Hauptgrundlage des Reports ist eine Umfrage unter 1.437
Personen. Von ihnen haben 322 aktuelle oder frühere Erfahrungen in der
Pflege und Betreuung eines demenzkranken Angehörigen. Die Stichprobe
der Befragten ist repräsentativ für die Gesamtbevölkerung.

Viele Menschen mit Demenz leben auf Wunsch zu Hause

Zwei Drittel aller Menschen mit Demenz werden zu Hause betreut. Das
geschieht laut DAK-Pflegereport meist auf Wunsch der Betroffenen
selbst. Nur etwa ein Drittel der Angehörigen sieht den Haushalt der
demenzkranken Person als den besten Ort für eine Betreuung. In der
Gesamtbevölkerung ist dieser Anteil mit 28 Prozent noch geringer.
Trotzdem wird der Haushalt anderen Wohnformen vorgezogen.

Auf Platz zwei steht mit 22 Prozent die ambulant betreute
Pflegewohngruppe oder Wohngemeinschaft (WG), gefolgt von einem guten
Pflegeheim mit 17 Prozent. Der Bericht weist darauf hin, dass es noch
zu wenig WGs gibt, um dieser Nachfrage gerecht zu werden. Mit nur rund
3.500 ambulant betreuten Wohngemeinschaften in ganz Deutschland ist
dieses Modell unterrepräsentiert.

Alleinige Verantwortung ist sehr belastend

Viele Angehörige, die Menschen mit Demenz zu Hause pflegen und
betreuen und gleichzeitig die Hauptbetreuungsperson sind, fühlen sich
durch diese Aufgabe sehr stark belastet. Sie seien oft an der Grenze
ihrer Kräfte, gaben 59 Prozent von ihnen an. Der DAK-Pflegereport
enthält neben der Umfrage eine qualitative Studie. Hier wird die
Situation einzelner Angehöriger geschildert und es zeigt sich die
besondere Belastung, die eine Demenz mit sich bringt. Die alleinige
Verantwortung für einen demenzkranken Menschen zu tragen führt zu
körperlicher und psychischer Erschöpfung. Entlastung erleben
Angehörige, wenn sie ihre Aufgabe mit anderen teilen können.

Respekt für Betroffene und Pflegende

Laut Aussagen der Angehörigen werden Menschen mit Demenz sowohl zu
Hause als auch in Pflegeeinrichtungen mehrheitlich mit Respekt und
Würde behandelt. Rund 72 Prozent der befragten Angehörigen machten
diese Aussage. Demgegenüber sieht die Gesamtzahl der Befragten große
Defizite im gesellschaftlichen Umgang mit Demenzkranken und
Pflegenden: Nur 17 Prozent sagten, es gäbe ausreichenden Respekt für
Menschen mit Demenz, nur 16 Prozent nehmen genügend Anerkennung für
pflegende Angehörige wahr. Eine große Mehrheit aller Befragten (78
Prozent) fordert daher mehr Unterstützung für Betroffene und
Pflegende. Konkret fordern sie mehr finanzielle Unterstützung durch
die Pflegeversicherung (75 Prozent) und mehr Unterstützung durch
professionelle Dienste (64 Prozent). insgesamt 53 Prozent wünschen
sich mehr Selbsthilfeangebote, 36 Prozent mehr Informationsangebote.

Ist ein gutes Leben mit Demenz möglich?

Nur 39 Prozent der Gesamtbevölkerung gehen davon aus, dass ein gutes
Leben mit Demenz möglich ist. Wer schon einmal an der Pflege und
Betreuung eines Menschen mit Demenz beteiligt war, ist eher dieser
Meinung (46 Prozent). Im Bericht heißt es dazu: "Ein 'gutes Leben' der
Menschen mit Demenz wurde vor allem dann wahrgenommen, wenn es bei der
Betreuung und Pflege Erfahrungen emotionaler Verbundenheit gab. Gerade
auch die lustigen Momente, das gemeinsame Lachen, wirkten hier
offensichtlich sowohl entlastend wie auch verbindend. Von daher
wünschen sich fast zwei Drittel der Angehörigen, die ein gutes Leben
mit Demenz für möglich halten, einen humorvollen Umgang mit der
Demenz" (DAK-Pflegereport 2017, Seite 21).

Besonders gut gelingt die Betreuung und Pflege von Menschen mit Demenz
laut Bericht dort, wo auf die emotionalen Bedürfnisse der Betroffenen
geachtet wird und wo es gelingt, die belastenden Aspekte der Krankheit
in den Hintergrund rücken zu lassen. Ein humorvoller Umgang mit der
Erkrankung scheint hier besonders hilfreich zu sein.

Informationen sind Schlüssel zu einer positiven Haltung

Wissen über die Erkrankung hilft Angehörigen offenbar dabei, eine
positive Haltung einzunehmen. Vor allem jene, die sich ausreichend
informiert fühlen, halten ein gutes Leben mit Demenz für möglich.

Das gilt nicht nur für pflegende Angehörige, sondern für die gesamte
Bevölkerung. Hier zeigt der Bericht noch großen Nachholbedarf: Nur 20
Prozent der Bevölkerung hat den Eindruck; gut über Demenz informiert
zu sein. Rund 35 Prozent der Befragten bezeichneten Demenz als
Tabuthema.


Info

Monika Kaus: "Pflege ist eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe"


Die 1. Vorsitzende der Deutschen Alzheimer Gesellschaft, Monika Kaus,
war bei der Vorstellung des DAK-Pflegereports in Berlin dabei. Sie
sagte dazu: "Der DAK-Report zeigt, dass zu viele Angehörige die Pflege
und Betreuung als Gefängnis empfinden, aus dem sie nicht ausbrechen
können. Daran muss sich etwas ändern. Pflege ist eine
gesamtgesellschaftliche Aufgabe und kann nicht an Einzelne delegiert
werden. Erst wenn die Verantwortung auf mehreren Schultern ruht, ist
ein gutes Leben mit Demenz möglich. Dafür wird sich die Deutsche
Alzheimer Gesellschaft auch weiterhin einsetzen. Außerdem ist es nach
wie vor wichtig, über die Erkrankung zu informieren. Der Report zeigt,
dass ein fundiertes Wissen für Angehörige sehr hilfreich ist und dass
die gesamte Bevölkerung noch immer zu wenig über Demenz informiert
ist."

 * 

Quelle:

Alzheimer Info, Ausgabe 4/17, S. 16 - 17

Nachrichten der Deutschen Alzheimer Gesellschaft Selbsthilfe Demenz

Friedrichstraße 236, 10969 Berlin

Telefon: 030/259 37 95-0, Fax: 030/259 37 95-29

Alzheimer-Telefon: 030/259 37 95-14

E-Mail: info@deutsche-alzheimer.de

Internet: www.deutsche-alzheimer.de

 

Das Alzheimer Info erscheint vierteljährlich.

Jahresabonnement: 12,00 Euro, Einzelheft: 3,00 Euro
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INFOPOOL / MEDIZIN / KRANKHEIT





DEMENZ/348: Alzheimer-Telefon - "Hilfe, meine Mutter schläft keine Nacht mehr durch!" (Alzheimer Info)


Alzheimer Info, Ausgabe 4/17

Nachrichten der Deutschen Alzheimer Gesellschaft Selbsthilfe Demenz

"Hilfe, meine Mutter schläft keine Nacht mehr durch!"

Von Laura Mey



Alzheimer-Telefon 030 - 259 37 95 14

Frau Schmidt pflegt ihre demenzkranke Mutter und erzählt Folgendes:

"In letzter Zeit ist meine Mutter nachts sehr unruhig. Immer wieder
steht sie auf will sich umziehen, kramt rum. Ich schlafe nebenan und
werde jedes Mal wach. Wenn ich zu ihr gehe und ihr erkläre, dass es
doch noch mitten in der Nacht ist und sie sich wieder hinlegen soll,
ist sie gar nicht recht ansprechbar. Und wenn ich es dann geschafft
habe, dass sie wieder im Bett liegt, dauert es meist nicht lange bis
sie wieder aufsteht. Ich bin langsam mit den Nerven am Ende. Was kann
ich tun?"

"Wenn zu der täglichen Begleitung und Betreuung auch noch nächtliche
Unruhe kommt, ist die Belastungsgrenze schnell erreicht. Bei Menschen
mit Demenz können die Tiefschlafphasen verändert sein. Durch die
geringere Schlaftiefe wacht Ihre Mutter häufiger auf. Dann fehlt ihr
die Fähigkeit, zwischen Tag und Nacht zu unterscheiden und sie steht
auf.

Diese nächtliche Unruhe gehört in gewissem Maße zum Krankheitsbild
Demenz dazu. Diese schwierige Phase kann einige Zeit dauern und auch
wieder völlig verschwinden.

Man kann aber trotzdem etwas tun, um die Situation zu verbessern.
Zunächst sollten Sie überlegen, seit wann genau ihre Mutter so
schlecht schläft. Gab es eine Veränderung bei den Medikamenten oder im
Wohn- oder Betreuungsumfeld? Gibt es Nächte, in denen ihre Mutter
besser schläft? Was ist dann anders?

Damit ihre Mutter abends müde wird, sollte sie tagsüber nicht viel
schlafen. Sorgen Sie also für ausreichend Bewegung und Aktivität.
Beziehen Sie Ihre Mutter, so gut es geht, in den natürlichen
Tagesablauf ein. Förderlich sind mäßige körperliche Anstrengungen, zum
Beispiel Spaziergänge am Nachmittag oder einfache gymnastische Übungen
(im Sitzen, mit leichten Bällen, Tanz).

Versuchen Sie, sich an die Schlafgewohnheiten Ihrer Mutter zu
erinnern: Gibt es da vielleicht individuelle Schlafförderer die Sie
aktivieren könnten? Rituale, die sie mit dem Schlafengehen verbindet?
Auch bewährte Hausmittel können helfen, zum Beispiel eine warme Milch
vor dem Einschlafen, Wollsocken bei kalten Füßen etc. Probieren Sie
beruhigende und schlaffördernde Mittel auf pflanzlicher Basis aus, wie
zum Beispiel Lavendel, Baldrian, Hopfen oder Melisse.

Wenn keine behebbaren Ursachen für die Schlafstörungen gefunden werden
können und die Situation für Sie zu belastend ist, sprechen Sie mit
dem Arzt oder der Ärztin Ihrer Mutter über Medikamente. Allerdings
sind Schlaf- und Beruhigungsmittel bei Demenzkranken nur bedingt
wirksam und haben oft unerwünschte Nebenwirkungen oder eine 'paradoxe'
Wirkung. Dann würde Ihre Mutter noch unruhiger werden.

Vielleicht kann auch der Besuch einer Tagespflegeeinrichtung an
mehreren Tagen in der Woche helfen. Dadurch wird ein fester Rhythmus
vorgegeben. Die gewonnene Zeit könnten Sie für ihre eigene Erholung
nutzen."

Laura Mey, Beraterin am Alzheimer-Telefon, DAlzG

 * 

Quelle:

Alzheimer Info, Ausgabe 4/17, S. 11

Nachrichten der Deutschen Alzheimer Gesellschaft Selbsthilfe Demenz

Friedrichstraße 236, 10969 Berlin

Telefon: 030/259 37 95-0, Fax: 030/259 37 95-29

Alzheimer-Telefon: 030/259 37 95-14

E-Mail: info@deutsche-alzheimer.de

Internet: www.deutsche-alzheimer.de
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Jahresabonnement: 12,00 Euro, Einzelheft: 3,00 Euro



veröffentlicht im Schattenblick zum 17. Februar 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / PHARMA





FORSCHUNG/1224: Phytopharmaka - Sind Baldrian, Lavendel und Co in der Schwangerschaft sicher? (idw)


Universitätsklinikum Freiburg - 14.02.2018

Sind Baldrian, Lavendel und Co in der Schwangerschaft sicher?

Ob pflanzliche Wirkstoffe gegen psychische Beschwerden während der
Schwangerschaft anstelle von synthetischen Arzneistoffen unbedenklich
sind, untersuchen Forscher des Universitätsklinikums Freiburg gemeinsam
mit Züricher und Basler Kollegen / Schweizer Nationalfonds (SNF) fördert
das Projekt mit rund 1,3 Millionen Euro für vier Jahre



Viele schwangere Frauen leiden zeitweise unter Depressionen,
Angstzuständen oder starkem Stress und brauchen dagegen Arzneimittel mit
antidepressiven, angstlösenden oder beruhigenden Eigenschaften. Da die
klassischen psychisch-aktiven Arzneistoffe negative Auswirkungen haben
können, verwenden viele Schwangere anstelle dieser gerne pflanzliche
Präparate. Ob die sogenannte Phytopharmaka für Mutter und Kind tatsächlich
ungefährlich sind, untersucht nun ein Forschungskonsortium des
Universitätsklinikums Freiburg, des Universitätsspitals Zürich und der
Universität Basel. In Studien an Immun- und Plazentazellen soll unter
anderem erforscht werden, ob die am meistens gebrauchte pflanzliche
Arzneimittel sowie deren Stoffwechselprodukte zell- oder erbgutschädigend
sind. Das am 1. März 2018 beginnende Projekt wird vom Schweizerischen
Nationalfonds (SNF) für vier Jahre mit insgesamt rund 1,3 Millionen Euro
gefördert.

"Wenn wir in der Studie die Sicherheit von pflanzlichen Arzneistoffen
beschrieben haben, können Schwangere besser den für sie passenden
Wirkstoff nehmen", sagt PD Dr. Carsten Gründemann, Forschungsgruppenleiter
am Institut für Infektionsprävention und Krankenhaushygiene des
Universitätsklinikums Freiburg. Die Ergebnisse vergleichen die
Forscherinnen und Forscher mit klassischen psychisch aktiven
Arzneistoffen.

Das Projekt hat mehrere Ziele: Zunächst werden Frauen zu ihrer Nutzung von
Phytopharmaka befragt. Weiter untersuchen die Forscher, wie die komplexen
Wirkstoffe häufig benutzter Pflanzen im Magen-Darm-Trakt aufgenommen und
durch Darmflora und Leber verstoffwechselt werden. Dann werden mögliche
zell- und erbgutschädigende Wirkungen, Störungen des Hormonhaushalts und
Wechselwirkungen mit anderen Arzneimitteln geprüft. Schlussendlich
untersuchen die Forscher unter anderem die Wirkung auf Immun- und
Plazentazellen sowie ob die Stoffe die Plazentaschranke überwinden können.

"Die Berücksichtigung des Darm- und Leberstoffwechsels ist ein völlig
neuer Ansatz in der Risikobewertung von Phytopharmaka. Der Ansatz und die
im Projekt entwickelte Methodik könnte für zukünftige Pharmakologie- und
Sicherheitsstudien im Bereich der Phytomedizin von Bedeutung sein", sagt
Dr. Gründemann.

Alle Untersuchungen werden in Zellkulturen mit Hilfe modernster
experimenteller Modelle durchgeführt. Unter anderem kommt eine am
Universitätsspital Zürich entwickelte Plazenta-perfusion zum Einsatz. Auf
den Einsatz von tierexperimentellen Untersuchungen wurde bewusst
verzichtet. Die Vielzahl experimenteller Modelle wird durch die
Kooperation zwischen dem Universitätsspital Zürich (Klinik für
Geburtshilfe, Forschungsgruppe Perinatale Pharmakologie und Biochemie),
der Universität Basel (Abteilung für Pharmazeutische Biologie) und dem
Universitätsklinikum Freiburg (Institut für Infektionsprävention und
Krankenhausepidemiologie, Abteilung für Integrative Medizinische
Forschung) möglich.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.uniklinik-freiburg.de/iuk/bereich-anthroposophisch-medizinische-forschung-bamf.html 

Anthroposophisch-Medizinische Forschung/AG Naturheilkunde

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1401

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universitätsklinikum Freiburg, Benjamin Waschow, 14.02.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / MEDIZIN / SOZIALES





MEDIEN/995: Konzept für ein nationales Gesundheitsportal - Stellungnahmen erbeten (IQWiG)


Institut für Qualität und Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen (IQWiG) -
13.02.2018

Nationales Gesundheitsportal: Konzeptentwurf liegt vor

Befragung von Informations-Anbietern zeigt breite Zustimmung zur
Portal-Idee / Stellungnahmen erbeten



Das Institut für Qualität und Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen
(IQWiG) hat seinen Entwurf für das Konzept eines nationalen
Gesundheitsportals veröffentlicht. Den Auftrag hatte es vom
Bundesministerium für Gesundheit (BMG) erhalten. Das Portal soll das
Potenzial haben, für die Bürgerinnen und Bürger zum zentralen deutschen
Internetangebot für Informationen rund um Fragen zur Gesundheit zu werden.
An Evidenz orientierte Anbieter von Informationen zu Gesundheitsfragen
sollen sich - freiwillig und unter Beibehaltung ihrer Eigenständigkeit -
auf gemeinsame Qualitätsstandards einigen und als "Content-Partner" ihre
Inhalte auf einer kooperativen Plattform bereitstellen. Bis zum 13. März
2018 können interessierte Personen und Institutionen zu diesem
Konzeptentwurf schriftlich Stellung nehmen.

Zielgruppe sind auch Menschen mit geringeren Gesundheitskompetenzen

Das Portal soll verlässliche Informationen zu Gesundheits- und
Präventionsfragen bündeln. Es gibt im Internet zwar heute bereits gute
Informationen. Gleichzeitig zeigen Befragungen aber, dass Nutzerinnen und
Nutzer große Schwierigkeiten haben, verlässliche Angebote herauszufiltern.
Vordere Ränge auf Trefferlisten kommerzieller Suchmaschinen wie Google
bieten keine Gewähr für gute Qualität.

Ein wichtiges Ziel des Portals ist es auch, Menschen mit geringerer
Gesundheitskompetenz zu unterstützen, etwa indem es den Zugang zu
telefonischen und persönlichen Beratungsangeboten in Deutschland
vereinfacht. Zwar gibt es eine Vielzahl solcher Angebote in Wohnortnähe,
allerdings sind sie aber nicht leicht zu finden: "Diese Navigationshilfe
zu Beratungsangeboten ist ebenso wichtig wie die Sammlung guter
Gesundheitsinformationen", sagt Klaus Koch, Leiter des Ressorts
Gesundheitsinformation im IQWiG. Das Portal soll auch die Arbeit der
Beraterinnen und Berater unterstützen.

Welche Inhalte das Portal bieten soll

Das Portal soll eine breite Palette von Informationen bereitstellen. Wie
das IQWiG einschätzt, wären folgende Module umsetzbar, da bereits
Kerninhalte und potenzielle Kooperationspartner vorhanden sind:


	evidenzbasierte Gesundheitsinformationen

	evidenzbasierte Präventionsangebote

	Navigator zu persönlichen / telefonischen Beratungsangeboten

	Navigator zu Kliniken, Ärzten, Pflegeeinrichtungen und anderen Angeboten der Gesundheitsversorgung

	Erläuterungen der Strukturen des deutschen Gesundheitswesens

	Navigator zu laufenden klinischen Studien

	eventuell Bewertung aktueller Medienberichte



Bei einer Fragebogen-unterstützten Erhebung des IQWiG haben 97
Institutionen aus dem Gesundheitswesen ihre Einschätzungen abgegeben: Die
Idee haben alle Antwortenden grundsätzlich unterstützt.

Anforderungen an Träger und Content-Partner

Um die Unabhängigkeit des Portals zu sichern, darf der Träger keine
kommerziellen Interessen haben, er muss gemeinnützig und
wissenschaftlichen Grundsätzen verpflichtet sein. Zudem muss er einerseits
politisch und inhaltlich unabhängig, andererseits aber in transparente
Beratungs- und Beteiligungsstrukturen eingebunden sein.

Content-Partner müssen Anforderungen an Transparenz und - modulspezifisch
- an Qualitätssicherung erfüllen und ein Akkreditierungsverfahren
durchlaufen. Für den Start des Portals ist es sinnvoll, mit Augenmaß
notwendige Mindeststandards festzulegen, um dann im Dialog mit den
Beteiligten das Niveau im Laufe einer definierten Frist anzuheben und zu
vereinheitlichen.

Stufenweiser Auf- und Ausbau

Laut Konzept soll das Portal stufenweise auf- und ausgebaut werden. So
wären einerseits erste Inhalte frühzeitig nutzbar, andererseits ließe sich
das Angebot sukzessive erweitern.

Als erste Stufe bietet sich eine Suchmaschine an, die ausschließlich die
Inhalte akkreditierter Content-Partner erfasst und den Nutzerinnen und
Nutzern dem Stand der Technik entsprechende Trefferlisten liefert. Die
Treffer verweisen anfangs auf die externen Angebote der Partner. Die
Suchmaschine wird danach schrittweise ergänzt durch inhaltliche Module.
Das Portal stellt dann selbst Informationen zur Verfügung und verknüpft
die Inhalte der Module miteinander.

Das Projekt soll schon mit den ersten Schritten begleitend

wissenschaftlich evaluiert werden.

Nutzerbedürfnisse müssen Priorität haben

Der Erfolg des Portals wird unter anderem davon abhängen, ob es gelingt,
den Träger so einzurichten, dass er den Qualitätsanforderungen entsprechen
kann und seine Finanzierung nachhaltig gesichert ist. Und er muss genügend
relevante Partner mit qualitativ hochwertigen und damit verlässlichen
Informations-Angeboten gewinnen.

Ausschlaggebend wird sein, ob sich der Träger an den Bedürfnissen von
Nutzerinnen und Nutzern orientiert. "Nur dann wird das Portal bei den
Zielgruppen gut angenommen werden", ist sich Klaus Koch sicher.
"Verbraucher und Patienten müssen deshalb von Anfang an in die Entwicklung
mit einbezogen werden."

Zum Ablauf der Konzepterstellung

Das IQWiG hatte im Juni 2017 per Fragebogen um Einschätzungen zur Idee
eines nationalen Gesundheitsportals gebeten. Die Antworten wurden für den
vorliegenden Konzeptentwurf ausgewertet.

Stellungnahmen zu dem jetzt veröffentlichten Konzeptentwurf werden nach
Ablauf der Frist gesichtet und fließen in die Fertigstellung des Konzepts
ein. Das Feinkonzept zu erstellen, wird dann Aufgabe des Trägers sein.


Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.iqwig.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution906

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Institut für Qualität und Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen (IQWiG)

Dr. Anna-Sabine Ernst, 13.02.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / MEDIZIN / TECHNIK





FORSCHUNG/234: Mikroroboter aus Sperma (idw)


Technische Universität Dresden - 13.02.2018

Mikroroboter aus Sperma

Dr. Veronika Magdanz erforscht an der TU Dresden den Einsatz von
Spermien-betriebenen Mikroschwimmern als Diagnosewerkzeuge



Mit den Erbinformationen tragen Spermien das Wunder des Lebens in sich.
Für Dr. Veronika Magdanz, Postdoktorandin an der Professur für Angewandte
Zoologie der TU Dresden, bergen sie aber auch diagnostisches und
therapeutisches Potenzial: "Biohybride Sperma-beförderte Mikroschwimmer
als Diagnosewerkzeuge" ist das Thema ihrer Open Topic Postdoc Position: In
dieser erhalten Promovierte an der TU Dresden die Möglichkeit, unabhängig
von der fachlichen Ausrichtung ein eigenständiges Forschungsprojekt zu
bearbeiten. Dr. Magdanz ist eine von 17 internationalen
Nachwuchswissenschaftlern, die ihre Arbeit in dieser Initiative des
Zukunftskonzeptes der TU Dresden vorantreiben.

"In den Laborarbeiten an Mikromotoren hat mich fasziniert, dass Spermien
leistungsfähige Transportmittel sind. Sie können sich sehr schnell
fortbewegen und dabei auch Mikropartikel oder Mikroröhrchen
transportieren", erinnert sich die Postdoktorandin an die ersten
Begegnungen mit der Mikroschwimmerforschung zu Beginn ihrer Doktorarbeit
am IFW Dresden. Für ihre Transportaufgaben sollen die Spermien Hüllen aus
intelligentem Material erhalten - Material, das auf Reize wie
Temperaturunterschiede oder Umgebungsbedingungen reagiert durch
Formveränderungen oder mit der Freisetzung von Stoffen. "Wir programmieren
die Materialien auf bestimmte Bedingungen, die in der untersuchten Region
- beispielsweise dem Uterus - normal wären. Reagieren sie ungewöhnlich,
könnten wir so Auffälligkeiten diagnostizieren und Hinweise auf die Quelle
von Unfruchtbarkeit im Unterleib einer Frau lokalisieren." Langfristig
könnten die Mikroschwimmer oder Mikromotoren, wie die Nanobiotechnologie
sie nennt, als "Helfer" zur Befruchtung oder Zellmanipulation dienen.

Und sogar zur Krebstherapie: An Krebs-Zellmodellen untersuchte Dr. Magdanz
in einem Team am IFW Dresden bereits, wie in den Spermien Gegenmittel zu
Tumoren transportiert werden könnten. "Bisher finden alle Untersuchungen
nur in der Petrischale statt", räumt die Biotechnologin ein, "und in
kleinem Maßstab: Wir haben das Krebsmedikament mit einem spermagetriebenen
Roboter erfolgreich zum Tumor gebracht; aber natürlich bräuchte es in der
Praxis viele Roboter für eine Krebstherapie - wir stehen vor großen
Herausforderungen."

Neben der Erforschung in realen Organismen - besonders für den Einsatz in
der Medizin sind langwierige Testverfahren nötig - ist eine weitere
Herausforderung die Visualisierung: "Mal angenommen, ich kann
ferngesteuerte Spermien in den Körper einbringen: Dann habe ich immer noch
keine Technologie, um sie sichtbar zu machen und zu verfolgen, wir sind
also abhängig von anderen technologischen Fortschritten." Für eine weitere
Problematik, das Überleben der Spermien außerhalb ihrer üblichen
Umgebungen, sind abermals die intelligenten Hüllmaterialien dienlich: Die
Mikroröhrchen, in welche die Spermien gehüllt sind, können auch mit
weiterer Funktionalität bestückt werden: und so beispielsweise den Angriff
des Immunsystems auf die Spermien vermeiden.

- Nach Forschungen im Mikromaßstab an der UBC in Vancouver sowie an der TU
Braunschweig, wo Dr. Magdanz unter anderem Mikrobioreaktoren entwickelte,
genießt sie nun in Dresden die breit aufgestellte Forschungslandschaft:
"Dresden ist als Forschungsstandort für mein Thema sehr gut geeignet, vor
allem zu intelligenten Materialien, aber auch Biomedizin gibt es hier
viele kompetente Institute und Ansprechpartner." In ihrer Forschung
fusionieren unter anderem zwei Schwerpunkte der Forschungsprofillinien der
TU Dresden: Biomedizin sowie intelligente Werkstoffe und Strukturen. "Ich
würde mich freuen, mich hier weitergehend vernetzen zu können."


•  
 Die Open Topic Postdoc Position ist eine Initiative des Zukunftskonzeptes
der TU Dresden, das aus Mitteln der Exzellenzinitiative des Bundes und der
Länder finanziert wird.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution143

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Technische Universität Dresden, Kim-Astrid Magister, 13.02.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / MEDIZIN / VERANSTALTUNGEN





AKTION/901: Dortmund - Handlungshilfen zur Identifikation und zum Umgang mit Gefahrstoffen am Arbeitsplatz, 25.04.2018


Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin - 14.02.2018

Veranstaltung: Beschäftigte vor Risiken durch Gefahrstoffe schützen



"Gesunde Arbeitsplätze - Gefährliche Substanzen erkennen und handhaben"
lautet der Titel der Kampagne 2018/19 der Europäischen Agentur für
Sicherheit und Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz (EU-OSHA), die in den
kommenden zwei Jahren in gut 30 europäischen Ländern durchgeführt wird.
Der deutsche Startschuss zur Kampagne fällt am Mittwoch, 25. April 2018,
im Rahmen einer Auftaktveranstaltung in der DASA der Bundesanstalt für
Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin (BAuA).

In Deutschland eröffnet die Direktorin der EU-OSHA, Dr. Christa
Sedlatschek, die Kampagne auf der Veranstaltung in Dortmund. Auf dem
Programm, das gemeinsam mit den Mitgliedern des Focal Point Netzwerks
unter Beteiligung der Arbeitsschutzakteure und Sozialpartner entwickelt
wurde, stehen nationale und europäische Experten, die einen Einblick in
die Thematik geben und Handlungshilfen zur Identifikation und zum Umgang
mit Gefahrstoffen am Arbeitsplatz vorstellen. Ziel ist eine umfangreiche
Darstellung und Diskussion des Themas sowie der existierenden Vorschriften
und Herausforderungen. Zusätzlich haben die Teilnehmer die Möglichkeit an
einer Führung durch die aktuelle Ausstellung "Experiment" der Deutschen
Arbeitswelt Ausstellung (DASA) teilzunehmen.

Die seit 2002 etablierten Kampagnen der Agentur der Europäischen Union
beraten und sensibilisieren insbesondere kleine und mittlere Betriebe zu
ausgewählten Themen des Arbeitsschutzes. Auch in Deutschland besteht nach
wie vor großer Informations- und Unterstützungsbedarf im Umgang mit
gefährlichen Stoffen, die nicht immer als solche identifiziert werden.

Die Teilnahme an der Veranstaltung ist kostenlos. Da die Teilnehmerzahl
beschränkt ist, ist eine Anmeldung bis zum 16. April 2018 erforderlich.
Das gesamte Programm sowie weitere Informationen gibt es im Internet unter
www.baua.de/Termine. Hier ist auch eine Anmeldung möglich.

Weitere Informationen zur europäischen Kampagne befinden sich im Internetangebot
der EU-OSHA unter

https://osha.europa.eu/de/healthy-workplaces-campaigns/dangerous-substances-18-19 

https://healthy-workplaces.eu/

Forschung für Arbeit und Gesundheit

Sichere und gesunde Arbeitsbedingungen stehen für sozialen Fortschritt und eine
wettbewerbsfähige Wirtschaft. Die Bundesanstalt für Arbeitsschutz und
Arbeitsmedizin (BAuA) forscht und entwickelt im Themenfeld Sicherheit und
Gesundheit bei der Arbeit, fördert den Wissenstransfer in die Praxis, berät die
Politik und erfüllt hoheitliche Aufgaben - im Gefahrstoffrecht, bei der
Produktsicherheit und mit dem Gesundheitsdatenarchiv. Die BAuA ist eine
Ressortforschungseinrichtung im Geschäftsbereich des Bundesministeriums für
Arbeit und Soziales. Über 700 Beschäftigte arbeiten an den Standorten in
Dortmund, Berlin und Dresden sowie in der Außenstelle Chemnitz.

www.baua.de

Die BAuA ist Partner im Wissenschaftsjahr 2018 - Arbeitswelten der Zukunft.

Weitere Informationen finden Sie unter

www.baua.de/dok/8733520 

Direkter Link zum Programm und zur Anmeldung der Veranstaltung "Gesunde
Arbeitsplätze - Gefährliche Substanzen erkennen und handhaben"

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1087

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin, Jörg Feldmann, 14.02.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / MEDIZIN / VERANSTALTUNGEN





TAGUNG/1058: Bonn - "Fette in der Ernährung - Mythen und Fakten", 20.02.2018


Universität Hohenheim - 13.02.2018

Symposium: "Fette in der Ernährung - Mythen und Fakten"

20. Februar 2018, 14:30-17:00 Uhr: Symposium der Society of Nutrition and
Food Science im Universitätsclub Bonn e.V., Schumpeter Sitzungsraum (1.
OG), Konviktstr. 9, 53113 Bonn



Speisefette haben keinen guten Ruf: Sie gelten als ungesunde Dickmacher,
sollen womöglich Herz-Kreislauf-Erkrankungen verursachen. Andererseits
sind sie lebenswichtig, der Körper benötigt sie etwa um fettlösliche
Vitamine aufzunehmen und als Bausteine für Zellmembranen. Diese
ambivalente Rolle der Fette in der Ernährung diskutieren Wissenschaftler
am 20. Februar 2018 im Rahmen der Veranstaltungsreihe "SNFS Dialog" der
Society of Nutrition and Food Science (SNFS) mit Sitz an der Universität
Hohenheim in Stuttgart. Veranstaltungsort ist der Universitätsclub Bonn.
Interessierte Medienvertreter und die Öffentlichkeit sind herzlich zu den
Vorträgen mit anschließender Fragestunde und Diskussion eingeladen.

Seit Jahrzehnten sind Fette in der Ernährung immer wieder im Fokus der
Berichterstattung und der öffentlichen Diskussion: Sind gesättigte Fette
gesund oder ungesund? Wie sind neueste Erkenntnisse zur optimalen
Fettzufuhr zu bewerten? Machen Fette dick oder doch nicht? Und warum
enthalten immer mehr Lebensmittel Palmfett?

Diesen und weiteren Fragen rund um Nahrungsfette geht die Society of
Nutrition and Food Science (SNFS) in ihrem Symposium "Fette in der
Ernährung - Mythen und Fakten" auf den Grund, zu dem sie am Dienstag, den
20. Februar 2018 nach Bonn einlädt. Es findet im Rahmen der
Veranstaltungsreihe "SNFS Dialog" im Universitätsclub Bonn statt.


• Programm

PD Dr. Sarah Egert, Deutsche Gesellschaft für Ernährung (DGE) und
Universität Bonn, erläutert die ernährungsphysiologische Bedeutung von
Fetten und den Einfluss verschiedener Fettsäureklassen auf die Gesundheit
des Menschen.

Prof. Dr. Stefan Lorkowski, Universität Jena und Wissenschaftliches
Präsidium der DGE, referiert über die aktuellen Empfehlungen der DGE zur
Fettzufuhr und wie diese vor dem Hintergrund neuester Erkenntnisse zu
bewerten sind.

Prof. Dr. Eckhard Flöter, Technische Universität Berlin, spricht über die
lebensmitteltechnologische Rolle von Fetten und erläutert, warum bestimmte
Fette von der Lebensmittelindustrie häufiger eingesetzt werden als andere.

Moderation: Prof. Dr. Jan Frank, Universität Hohenheim, Vorsitzender SNFS


Die Teilnahme am Symposium ist kostenfrei, um formlose Anmeldung
(info@snfs.org) bis zum 16. Februar wird gebeten. Weitere Informationen
sind im Internet unter http://www.snfs.org zu finden und dem
Veranstaltungsflyer unter http://www.snfs.org/downloads/snfs-dialog-fette.pdf zu
entnehmen.

Hintergrund: 

Society of Nutrition and Food Science e.V. (SNFS)

Die Society of Nutrition and Food Science e.V. (SNFS) ist ein
gemeinnütziger Verein mit Sitz an der Universität Hohenheim, der allen
Personen, die ein Interesse an den Ernährungs- und
Lebensmittelwissenschaften haben, eine gemeinsame Plattform bietet und die
Forschung und Ausbildung in diesem Bereich voranbringen möchte. Die SNFS
veröffentlicht wertfreie Stellungnahmen zu aktuellen, kontroversen
Forschungsergebnissen aus den Ernährungs- und Lebensmittelwissenschaften.
Außerdem veranstaltet sie internationale Kongresse, Dialogveranstaltungen,
Workshops, Seminare und Symposien, und sie ist Herausgeberin einer
wissenschaftlichen Fachzeitschrift, NFS Journal
(https://www.journals.elsevier.com/nfs-journal).

Weitere Informationen

Homepage: http://www.snfs.org

Zu den Pressemitteilungen der Universität Hohenheim

https://www.uni-hohenheim.de/presse

Text: Elsner

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution234

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universität Hohenheim, Florian Klebs, 13.02.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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LABEL/4827: Sony Music Artist Communication Newsletter - KW07/2018 (Sony Music)


SONY MUSIC ARTIST COMMUNICATION NEWSLETTER - KW07/2018

München, 16. Februar 2018



Der letzte seiner Art - Am 27. April veröffentlicht Willie Nelson
sein neues Album "Last Man Standing"

Rechtzeitig vor seinem 85. Geburtstag Ende April beglückt
Country-Legende Willie Nelson seine Fans mit einem neunen Album:
"Last Man Standing" ist der elfte Longplayer für das Sony-Music-Label
Legacy Recordings und erscheint am 27. April als CD, Vinyl und in
allen digitalen Formaten. Vorab veröffentlichte Nelson bereits den
Titeltrack "Last Man Standing" mitsamt eines Musikvideos, das ihn bei
den Aufnahmen zur Platte zeigt.

"Last Man Standing" besteht ausschließlich aus neuen
Willie-Nelson-Kompositionen, die in Zusammenarbeit mit seinem
langjährigen musikalischen Partner und Produzenten Buddy Cannon
entstanden. Das Album ist ein würdiger Nachfolger zum letztjährigen
Werk "God's Problem Child", das sieben Nelson-/Cannon-Stücke enthielt
und die US-Country-Charts auf Platz eins enterte. Die beiden arbeiten
bereits seit 2008 zusammen, in dieser Zeit produzierte Cannon mehr
als ein Dutzend Nelson-Alben.


Einmal hü, einmal hott - Der Soundtrack zu "Wendy 2 -
Freundschaft für immer" erscheint am 23. Februar

Eine Kindheit auf dem Reiterhof: Weite Felder, blühende Wiesen, wilde
Balgereien auf dem Heuboden und natürlich stundenlange Ausritte durch
die unberührte Natur. Die 13-jährige Wendy führt das unbeschwerte
Leben, von dem die meisten anderen Mädchen in ihrem Alter nur träumen
können. Mit "Wendy 2 - Freundschaft für immer" läuft am 22. Februar
die Fortsetzung des 2017-er Erfolgs "Wendy - Der Film" in den
deutschen Kinos an, in dem die junge Nachwuchsreiterin wieder jede
Menge aufregender Abenteuer zu bestehen hat. Der Original-Soundtrack
wird erneut von Hauptdarstellerin Jule Hermann gesungen und erscheint
parallel zum Filmstart am 23. Februar.


Kommende Alben-Veröffentlichungen

16.02. Johannes Falk - Von Mücken und Elefanten

23.02. Anna Depenbusch - Das Alphabet der Anna Depenbusch in Schwarz-Weiß

23.02. Antje Schomaker - Von Helden und Halunken

23.02. Lo Moon - Lo Moon

02.03. Andrew W.K. - You're Not Alone

09.03. Judas Priest - Firepower

09.03. Fantasy - Das Beste von Fantasy

09.03. Three Days Grace - Outsiders

16.03. JB Dunckel - H+

23.03. Matthias Reim - Meteor

23.03. George Ezra - Staying At Tamara's

30.03. The Voidz - Virtue

30.03. The Vaccines - Combat Sports

06.04. Manic Street Preachers - Resistance Is Futile

13.04. Revolverheld - Zimmer mit Blick

27.04. Die Fantastischen Vier - Captain Fantastic

27.04. Willie Nelson - Last Man Standing


On Tour

Peter Maffay

16.02. Hannover - TUI-Arena

17.02. Hamburg - Barclaycard Arena

19.02. Magdeburg - GETEC Arena

20.02. Frankfurt/Main - Festhalle

22.02. Schwerin - Sport- u. Kongreßhalle

24.02. Berlin - Mercedes-Benz-Arena

25.02. Halle/Westfalen - G.-Weber-Stadion

26.02. Düsseldorf - ISS-Dome

28.02. Dortmund - Westfalenhalle

02.03. Oberhausen - König-Pilsener-Arena

03.03. Nürnberg - Arena Nürnberger Versicherung

04.03. Chemnitz - Messe

06.03. Leipzig - Arena Leipzig

08.03. Erfurt - Messehalle

09.03. München - Olympiahalle

10.03. Mannheim - SAP-Arena

12.03. Neu-Ulm - Ratiopharm-Arena

13.03. Stuttgart - Hanns-Martin-Schleyer-Halle

14.03. Regensburg - Donau-Arena

16.03. Braunschweig - Volkswagen-Halle

17.03. Köln - Lanxess-Arena

22.03. Zürich - Volkshaus

Russ

18.02. Düsseldorf - Mitsubishi Electric Hall

25.02. München - Tonhalle

Johannes Falk

19.02. Heidelberg - Karlstorbahnhof

20.02. München - Milla

21.02. Berlin - Musik & Frieden

22.02. Hamburg - Nochtwache

23.02. Köln - Studio 672

Alan Walker

22.02. Hamburg - Docks

23.02. Frankfurt am Main - Batschkapp

24.02. Berlin - Huxley's

02.03. München - Tonhalle

Michael Patrick Kelly

23.02. Berlin - Admiralspalast

04.05. Kempten - bigBox Allgäu

26.05. Lübeck - Musik- und Kongresshalle

02.06. Siegen - Siegerlandhalle

16.06. Trier - Porta Nigra Vorplatz

23.06. Essen - Grugahalle

Rag'n'Bone Man

24.02. Offenbach am Main - Stadthalle

05.03. München - Zenith

06.03. Köln - Palladium

Till Brönner & Dieter Ilg

25.02. Köln - Philharmonie

26.02. Kreuztal - Stadthalle

27.02. Datteln - Stadthalle

01.03. Bremen - Glocke

02.03. Halle (Saale) - Steintorvarieté

03.03. Dessau - Anhaltisches Theater

07.03. Berlin - Konzerthaus

21.03. Karlsruhe - Tollhaus

22.03. Hamburg - Laeiszhalle

28.04. Schwerin - Staatstheater

17.11. Waldshut - Sedus Werk Dogern

18.11. Lindau - Inselhalle

Antje Schomaker

27.02. Hannover - Musikzentrum

28.02. Köln - Blue Shell

01.03. Dortmund - FZW

02.03. Stuttgart - clubCANN

03.03. Heidelberg - Halle02 Club

04.03. Wiesbaden - Schlachthaus Wiesbaden (Kasselhaus)

06.03. München - Strom

08.03. Leipzig - Neumanns (Felsenkeller)

09.03. Berlin - Musik & Frieden

10.03. Hamburg - Uebel & Gefährlich

The Script

28.02. Frankfurt - Jahrhunderthalle

01.03. Köln - Palladium

07.03. Hamburg - Stadthalle

19.03. München - Zenith

Marteria

01.03. Jena - Kassablanca

02.03. Chemnitz - AJZ Talschock

05.03. Saarbrücken - Garage

06.03. Wiesbaden - Schlachthof

10.03. Flensburg - Flens-Arena

11.03. Dortmund - Phoenixhalle

13.03. Mannheim - Maimarkthalle

15.03. Koblenz - Conlog-Arena

16.03. Neu-Ulm - Ratiopharm-Arena

18.03. Würzburg - S.Oliver-Arena

19.03. Erfurt - Thüringen-Halle

20.03. Hannover - Swiss-Life-Hall

21.03. Freiburg I.BR. - Sick-Arena

23.03. Leipzig - Haus Auensee

24.03. Magdeburg - Getec-Arena

Amanda

07.03. Bremen - Tower

08.03. Essen - Zeche Carl

09.03. Heidelberg - halle 02 Club

13.03. Nürnberg - Club Stereo

15.03. Dresden - Beatpol

16.03. Leipzig - Neues Schauspiel

17.03. Braunschweig - Eule

30.03. Berlin - Franz Club

First Aid Kit

08.03. Berlin - Columbiahalle

10.03. Hamburg - Grosse Freiheit

Casper

09.03. Würzburg - S.-Oliver-Arena

10.03. Erfurt - Messehalle

D'Angelo

14.03. Hamburg - Docks

15.03. Berlin - Columbiahalle

Enrique Iglesias

15.03. München - Olympiahalle

Anna Depenbusch

19.03. Stuttgart - Renitenz-Theater

20.03. Düsseldorf - Savoy

23.03. Bonn - Pantheon Theater

05.04. Hannover - Pavillon

06.04. Bielefeld - Rudolf Oetker Halle

07.04. Oldenburg - Kulturetage

27.04. Lübeck - Kolosseum

10.05. Fulda - Orangerie

11.05. Mannheim - Capitol

12.05. Karlsruhe - Tollhaus

28.05. Meinersen - Kulturzentrum

Evanescence

22.03. Stuttgart - Porsche Arena

23.03. Leipzig - Arena

26.03. Düsseldorf - Mitsubishi Electric Halle

Harry Styles

24.03. Oberhausen - König-Pilsener-Arena

25.03. Hamburg - Barclaycard Arena

27.03. München - Olympiahalle

05.04. Mannheim - SAP Arena

Amy Shark

24.03. Berlin - Gretchen

26.03. Hamburg - Häkken

28.03. München - Kranhalle

Hämatom

30.03. Bremen - Aladin

Jennifer Rostock

05.04. Saarbrücken - Saarlandhalle

06.04. Wiesbaden - Schlachthof

07.04. München - Zenith

12.04. Rostock - Moya Kulturbühne

13.04. Hannover - Swiss Life Hall

14.04. Mannheim - Maimarkt Club

19.04. Lingen - Emsland Arena

20.04. Düsseldorf - Mitsubishi Electric Halle

21.04. Hamburg - Sporthalle

27.04. Fürth - Stadthalle

30.04. Erfurt - Thüringenhalle

04.05. Dresden - Alter Schlachthof

05.05. Leipzig - Haus Auensee

12.05. Berlin - Columbiahalle

Selig

05.04.2018 Bochum - Matrix

06.04.2018 Lingen - Alter Schlachthof

07.04.2018 Dresden - Reithalle

09.04.2018 Augsburg - Spectrum Club

10.04.2018 Aschaffenburg - Colos-Saal

12.04.2018 Ulm - Roxy

13.04.2018 Wiesbaden - Kulturzentrum Schlachthof

15.04.2018 Krefeld - Kulturfabrik Krefeld

17.04.2018 Saarbrücken - Garage

18.04.2018 Graz - ppc

19.04.2018 Dornbirn - Dornbrin Conrad Sohm

21.04.2018 Potsdam - Lindenpark

22.04.2018 Hamburg- Docks Hamburg

Moses Pelham & Band

07.04. Berlin - Heimathafen Neukölln

09.04. Stuttgart - Im Wizemann

10.04. Frankfurt am Main - Batschkapp

12.04. München - Technikum

13.04. Nürnberg - Hirsch

14.04. Dresden - Reithalle Strasse E

16.04. Frankfurt am Main - Batschkapp

18.04. Bremen - Modernes

19.04. Hamburg - Mojo Club

20.04. Hannover - Capitol

George Ezra

09.04. Berlin - Huxley's

14.04. Köln - Live Music Hall

Bob Dylan & Band

12.04. Neu-Ulm - Ratiopharm-Arena

18.04. Leipzig - Arena

19.04. Krefeld - Königpalast

21.04. Bielefeld - Seidensticker Halle

22.04. Nürnberg - Frankenhalle

23.04. Baden-Baden - Festspielhaus

Vanessa Mai

18.04. Dresden - Kulturpalast

19.04. Dresden - Kulturpalast

20.04. Hamburg - Mehr! Theater am Großmarkt

21.04. Rostock - Stadthalle

04.05. Düren - Arena Kreis Düren

05.05. Oldenburg - Weser-Ems-Hallen

06.05. Oldenburg - Weser-Ems-Hallen

07.05. Bielefeld - Stadthalle

08.05. Leipzig - Arena Leipzig

10.05. Berlin - Tempodrom

11.05. Oberhausen - König-Pilsener-Arena

12.05. Frankfurt - Jahrhunderthalle

13.05. Erfurt - Messehalle

14.05. München - Circus Krone

17.05. Mannheim - Rosengarten

18.05. Chemnitz - Stadthalle

09.06. Stuttgart - Porsche Arena

Shout Out Louds

20.04. Karlsruhe - Substage

27.04. Frankfurt - Batschkapp

28.04. Dresden - Beatpol

29.04. Bremen - Modernes

Tom Walker

23.04. München - Freiheiz

24.04. Köln - Blue Shell

27.04. Berlin - Privatclub

28.04. Hamburg - Molotow

G-Eazy

09.05. Berlin - Columbiahalle

13.05. München - Tonhalle

20.05. Offenbach - Stadthalle

23.05. Köln - Palladium

Roger Waters

14.05. Hamburg - Barclaycard Arena

02.06. Berlin - Mercedes Benz Arena

04.06. Mannheim - SAP Arena

11.06. Köln - Lanxess Arena

13.06. München - Olympiahalle

Jimmy Eat World

30.05. Hannover - Capitol

03.06. Leipzig - Conne Island

Rock am Ring / Rock im Park - 01. - 03. Juni

• Casper

• Foo Fighters

• Jimmy Eat World

Shakira

03.06. Hamburg - Barclaycard-Arena

05.06. Köln - Lanxess-Arena

17.06. München - Olympiahalle

Runrig

07.06. Berlin - Zitadelle

08.06. Stuttgart - Schleyerhalle

09.06. Köln - Lanxess Arena

Die Fantastischen Vier

08.06. Ladenburg/Neckar - Festwiese

23.06. Sankt Wendel - Open-Air-Gelände

13.07. Rosenheim - Mangfallpark Süd

19.07. Füssen - Barockgarten am Festspielhaus

20.07. Bonn - Kunstrasen

21.07. Kassel - Auestadion

19.12. Würzburg - S.-Oliver-Stadion

21.12. Neu-Ulm - Ratiopharm Arena

22.12. Stuttgart - Hanns-Martin-Schleyer-Halle

23.12. Stuttgart - Hanns-Martin-Schleyer-Halle

05.01.2019 Freiburg - Sick-Arena

07.01.2019 Nürnberg - Arena Nürnberger Versicherungen

11.01.2019 Leipzig - Arena

13.01.2019 Berlin - Max-Schmeling-Halle

14.01.2019 Hamburg - Barclaycard Arena

15.01.2019 Köln - Lanxess-Arena

17.01.2019 Frankfurt - Festhalle

20.01.2019 München - Olympiahalle

22.01.2019 Hannover - TUI-Arena

23.01.2019 Bremen - ÖVB-Arena

24.01.2019 Oberhausen - König-Pilsener-Arena

Judas Priest

15.06. Feropolis - With Full Force Festival

19.06. Freiburg - Messehalle

20.06. Mannheim - Zeltfestival

31.07. München - Zenith

02.08. Wacken - Wacken Open Air

08.08. Dortmund - Westfalenhalle

Scorpions

25.07. Salem - Schloss Salem

27.07. Ludwigsburg - Schloss Ludwigsburg

Tash Sultana

06.09. Köln - Palladium

07.09. Köln - Palladium

10.09. Berlin - Columbiahalle

Jeff Lynne's ELO

18.09. Hamburg - BarclayCard Arena

19.09. Berlin - MercedesBenz Arena

21.09. München - Olympiahalle

25.09. Mannheim - SAP Arena

 * 

Quelle:

Sony Music Entertainment Germany GmbH

Ben Hiltrop

Manager Print & Online

Balanstraße 73, Haus 31 - 81541 München

Tel: 089 - 540222-9073, Fax: 089 - 540222-69073

E-Mail: ben.hiltrop@sonymusicexternal.com

Internet: www.sonymusic.de
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FOLKLORE/1331: Hamburg - André Krikula, Trio & guest im Goldbekhaus am 24.2.2018


Hamburg - Samstag 24. Februar um 20:30 Uhr im Goldbekhaus

ANDRE KRIKULA | TRIO & GUEST | Blue and Bossa | Konzert



Brazilian Guitar & Voice: Die sanfte Melancholie der Bossa Nova trifft
auf die Virtuosität eines exzellenten Gitarristen, der es in
rhythmisch mitreißenden Kompositionen genauso wie in gefühlvollen
Gitarrenballaden versteht, der Poesie seines Instruments den
gebührenden Raum zu lassen und dem Zuhörer das Gefühl der lockeren
Entspanntheit eines warmen Sommerabends musikalisch zu vermitteln.
Dabei findet sich André Krikula problemlos ein in die typisch
seidenweiche, swingende Klangsprache brasilianischer Sänger. Neben
seiner Vorliebe für Bossa Nova, speziell für Baden Powell und dem
zärtlich coolen Gesang eines João Gilberto, sind Einflüsse aus
dem Jazz und Blues in seinem virtuosen Spiel spürbar.

Krikula wird begleitet von zwei großartigen Musikern, Axel Burkhardt
am Bass und dem brasilianischen Percussionisten Cesar Ferreira.
Erwartet werden dürfen 3 virtuose Instrumentalisten - ein
eingespieltes Trio mit enormer musikalischer Intensität. Als Gäste
begrüßen wir den aus Kuba stammenden Flötisten und Saxophonisten
Leandro Sainthill und aus Venezuela Cesar Falcon.

Mit: André Krikula (Brazilian guitar & Voice), Cesar Ferreira:
(Percussion & Voice), Axel Burkhardt (Bass), Cesar Falcon (Latin
Percussion), Leandro Sainthill (Flute, Sax), www.andrekrikula.de

Bühne zum Hof | AK 18,- / 14,- | VVK 14,- / 10,- (zzgl. evtl.
anfallender Vorverkaufsgebühren), Unter 14 Jahren 10 Euro an der
Abendkasse oder andre@matama.de


Goldbekhaus e.V.

Moorfuhrtweg 9 | 22301 Hamburg

040-27 87 02-0 | info@goldbekhaus.de

www.goldbekhaus.de

 * 

Quelle:

steffel:marketing&pr

raamfeld 47 | 22397 hamburg

040.41455746

info@ulrikesteffel.de
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LIEDER/1778: Hamburg - "Milords" - Eine Hommage an Edith Piaf, Museum für Kunst und Gewerbe 22.02.2018


"Milords" - Eine Hommage an Edith Piaf

Donnerstag, 22. Februar 2018, 19:30 Uhr

Museum für Kunst und Gewerbe Hamburg

Steintorplatz | 20099 Hamburg

Erlesene Begegnungen: Clemens von Ramin Spiegelsaal des Museums für
Kunst und Gewerbe

Der schönste Dreiklang Hamburgs aus Text, Musik und Schauplatz.



"Es hat nie vorher eine Edith Piaf gegeben, und es wird nie wieder
eine geben." Dieses Urteil von Jean Cocteau hat auch viele Jahre nach
ihrem Tode seine Gültigkeit!

Gesang: Jean-Claude Séférian

Klavier: Christiane Séférian

Lesung: Clemens v. Ramin

Clemens von Ramin: Die Welt der Worte bliebe leer, wenn Menschen sie
nicht mit Sprache füllen würden. Die einen sprechen, andere hören zu.
Clemens von Ramin liest - mit Leidenschaft - Lyrik, Prosa, Hörbücher
und Dokumentationen. Die Menschen hören ihm gebannt zu - in Theatern,
bei Festivals oder Veranstaltungen, vor dem Bildschirm. Sein voller,
warmer Bariton bringt Texte zum Klingen und nimmt die Phantasie seiner
Zuhörer an die Hand. Mit Clemens von Ramin kann man reisen - in nahe
und ferne Länder, in die Stille oder die Heiterkeit: Der Klang seiner
Stimme führt an andere Ufer. Er genießt diese Arbeit und das Glück,
das er anderen schenken kann: "Wenn es gelingt, Menschen in den Bann
der Sprache zu ziehen, entsteht eine neue Welt. Ideen füllen sich mit
Leben, Literatur wird - und sei es auch nur für den Zauber eines
Augenblickes - Wirklichkeit." Seit vierzehn Jahren arbeitet er
unermüdlich für dieses Ziel, reist durch Deutschland, die Schweiz und
Österreich. Mit Künstlern, Musikern und Dramaturgen entwickelt er
Programme, geht in Theater, Schulen, Unternehmen, Konzertsäle - und
schlägt stets neue Kapitel auf. "Seine" Klassiker, Heine, Mann,
Fontane, Hesse u.a. - klingen nicht erhaben, sondern klar. Leichtes,
Komödiantisches liegt ihm ebenso wie Satiren oder Kurzgeschichten. Und
er kann schweigen, Pausen setzen - auch die Stille gehört in seine
Partitur. "Wer vor einem Publikum spricht, liest oder rezitiert, der
hat Verantwortung," so bekennt der siebenundvierzigjährige. "Wenn ich
Menschen mit einem Text erreichen möchte, muss ich mit ihnen fühlen.
Und ebenso verpflichtet bin ich dem Verfasser und seiner Botschaft."
Und so schlägt er die Brücke zwischen Wort und Leben - jedes Mal, wenn
Menschen seiner Stimme lauschen.

Konzertkasse Gerdes, Rothenbaumchausse 77, 20148 Hamburg

Tel.: 040 - 45 33 26 - Mail: info@konzertkasse Gerdes

Und alle bekannten Vorverkaufskassen in Hamburg und im Hamburger
Umland.

Eintritt: 24,- Euro bei freier Platzwahl. Abendkasse ebenso.

Zu einem Getränk in der Pause sind Sie herzlich eingeladen.

Eine literarisch-musikalische Reihe, unterstützt von E. Michaelis &
Co., Papiergroßhandel

 * 

Quelle:

steffel:marketing&pr

raamfeld 47 | 22397 hamburg

040.41455746

info@ulrikesteffel.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 17. Februar 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MUSIK / VERANSTALTUNGEN





POP-ROCK/5241: Scott Helman - Pop-Songs aus Toronto am 22. und 25.04.2018


Scott Helman - Der junge Kanadier kommt im April 2018 erneut auf
Deutschland Tour!

SCOTT HELMAN - ERFRISCHEND UNKOMPLIZIERT



SCOTT HELMAN bekam seinen Plattendeal mit 15 Jahren. So blickt der
heute 22jährige Kanadier bereits auf einen langen Weg in der
Musikindustrie zurück. Fleiß, Talent, ein Händchen für Songs und eine
ordentliche Portion Glück braucht es hier. Das große Glück des jungen
Songwriters besteht darin, dass er all diese Fähigkeiten und
Eigenschaften eint - und folglich das Beste daraus zu machen weiß!
Legen wir mal seine Single "Kinda Complicated" zugrunde. Da greift der
authentisch beseelte Sänger und Gitarrist zunächst ein kleines Lick
auf seiner alten Akustikklampfe, das gleich die erste Hookline
vorgibt. 20 lyrikstarke Sekunden später ist der Hörer schon
mittendrin, in einem fröhlich-fetzigen Song, der neben Pop-Profession
vor allem eines atmet: Gute Laune. Und während der aufgeräumte Refrain
in einem überraschenden Break aufgeht, groovt man schon zu der zweiten
Hookline im Song. Es wird klar: SCOTT HELMAN weiß, wie es geht.

Auch live. Der Sänger, Songwriter und Stimmungsmacher entfesselt auf
der Bühne alle positive Energie, die ein Stage-Performer braucht, um
Leute abzuholen. Der Pop scheint ihm nur so zuzufliegen und er
verteilt ihn großzügig im Publikum. So stehen die Zeiger in Kanada für
SCOTT HELMAN längst auf Durchbruch und es braucht nur noch ein
bisschen Zeit, bis er auch bei uns ankommt - Ankunftstermine unten.
Zur Überbrückung empfehlen wir SCOTT HELMANs aktuelle Single "PDA" -
das Kürzel steht in Kanada für Knutschen in der Öffentlichkeit. Klingt
gut? Na klar!

Der VVK startet heute am 16.02.2018, 10:00 Uhr

auf www.neuland-concerts.com.

SCOTT HELMAN - LIVE

22.04. KÖLN - BLUE SHELL

25.04. BERLIN - MUSIK & FRIEDEN (BLAUES ZIMMER)

www.scotthelmanmusic.com

 * 

Quelle:

Neuland Concerts GmbH

Schulterblatt 58, 20357 Hamburg

Telefon: +49 40 189 87 67 0, Fax: + 49 40 189 87 67 99

E-Mail: info@neuland-concerts.com

Internet: www.neuland-concerts.com
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/8618: Aus aller Welt - 16.02.2018 (SB)




MELDUNGEN



Sicherheitslage in Rio de Janeiro außer Kontrolle

Brasiliens Präsident Michel Temer hat eine Intervention der
Streitkräfte in Rio de Janeiro angeordnet. Die Gewalt und Kriminalität
hat in den Straßen der Zuckerhut-Metropole einen neuen Höhepunkt
erreicht. Vor allem in der nun zu Ende gehenden Karnevalssaison
häuften sich in der zweitgrößten Stadt des Landes die Raubüberfälle.
Einen solchen Einsatz hat es seit der Verabschiedung der Verfassung
im Jahr 1988, die das Ende der Diktatur in Brasilien besiegelte,
nicht mehr gegeben. Die Anordnung muß noch vom Kongreß gebilligt
werden.

16. Februar 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/8618: Kriminalität und Rechtsprechung - 16.02.2018 (SB)




MELDUNGEN



Weitere Knochenfunde in Regensburg

Auf einer ehemaligen Brachfläche im Regensburger Ortsteil Kager hat eine
Spaziergängerin menschliche Überreste gefunden. Im vergangenen
November waren in der Nähe des Fundorts schon einmal Knochen
entdeckt worden. Das rechtsmedizinische Institut in Erlangen soll nun
prüfen, ob die Knochenfunde einem einzelnen Menschen zugeordnet
werden können. Die Polizei vermutet, daß es sich bei der verstorbenen
Person um einen vermißten Mann aus Bulgarien handeln könnte.

16. Februar 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/8614: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 16.02.2018 (SB)




MELDUNGEN



Von der Leyen fordert mehr Entschlossenheit zu Militäreinsätzen

Die geschäftsführende Verteidigungsministerin Ursula von der Leyen
(CDU) fordert die europäischen Staaten auf, militärisch mehr Gewicht
in die Waagschale zu werfen. Mehr Eigenständigkeit und
Eigenverantwortung seien die europäische Zukunftsaufgabe, sagte die
Ministerin zum Auftakt der 54. Münchner Sicherheitskonferenz. Hinter
dem Aufbau von Fähigkeiten und Strukturen müsse der gemeinsame Wille
stehen, das militärische Gewicht auch tatsächlich einzusetzen, wenn
es die Umstände erfordern.

16. Februar 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/8616: Aus Parlament und Gesellschaft - 16.02.2018 (SB)




MELDUNGEN



Nahles will stärkere Beteiligung der SPD-Basis prüfen

In der Diskussion um eine Urwahl stellte SPD-Fraktionschefin Andrea
Nahles der Parteibasis mehr Mitbestimmung in Aussicht. Wir werden
diskutieren und prüfen, wie wir unsere Mitglieder noch stärker
beteiligen, sagte die designierte Parteichefin in einem Gespräch mit
der Augsburger Allgemeinen. Die Fraktionschefin reagiert damit auf
Forderungen der Parteilinken nach einer Urwahl künftiger
Parteivorsitzender. Nahles selbst soll auf einem Sonderparteitag am
22. April als Nachfolgerin für den gestürzten SPD-Chef Martin Schulz
gewählt werden. Der nur im kleinsten Führungszirkel beschlossene
Wechsel an der SPD-Spitze hat eine parteiinterne Debatte ausgelöst.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8615: Tragisches und Kurioses - 16.02.2018 (SB)




MELDUNGEN



Gewaltiger Erdrutsch in Rom

In einem Wohngebiet in der "Ewigen Stadt" ist eine Straße
weggerutscht. Mehrere parkend Autos stürzten zehn Meter mit in die
Tiefe. Im dicht bewohnten Stadtteil Balduina klafft nun ein großer
Krater. Aus Sicherheitsgründen ließen die Behörden umliegende Gebäude
evakuieren. Die Ursachen des Erdrutsches werden ermittelt. Einem
Bericht des italienischen Fernsehsenders RAI zufolge erreignete sich
der Vorfall in der Nähe einer Baustelle.

16. Februar 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/7700: Aus Forschung und Technik - 16.02.2018 (SB)




MELDUNGEN



Neues Instrument verbessert Suche nach Exoplaneten

Das von der Europäischen Südsternwarte (ESO) auf dem Berg Paranal in
Chile betriebene Very Large Telescope (VLT) bündelte mit Hilfe eines
neuen Geräts erstmals das Licht aller vier 8,2-Meter-Hauptteleskope.
Wenn der Echelle Spectrograph for Rocky Exoplanet and Stable
Spectroscopic Observations (ESPRESSO) die Lichtsammelleistung aller
vier Hauptteleskope kombiniert, wird das VLT zum größten optischen
Teleskop der Welt, teilte die Universität Genf mit. Dort ist der neue
Spektrograf entwickelt worden. ESPRESSO soll die Entdeckung
erdähnlicher Planeten erleichtern und sensible Messungen von
grundlegenden physikalischen Konstanten im Universum vornehmen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/7713: Aus aller Welt - 16.02.2018 (SB)




VOM TAGE



Westen fast sicher, Moskau steckte hinter NotPetya

Die britische Regierung ist sich nach eigenen Angaben fast sicher,
daß der Computervirus NotPetya, der im Juni vergangenen Jahres große
Schäden in der Ukraine sowie im Westen und in Asien verursacht haben
soll, von Rußland aus verbreitet wurde. Wenige Stunden nach
Verlautbarung der entsprechenden britischen Stellungnahme erklärte
die US-Regierung am Donnerstagabend, es habe sich um den Versuch
einer Destabilisierung der Ukraine gehandelt. Die rücksichtslose
Cyber-Attacke werde international Konsequenzen haben. Dem schloß sich
wiederum die australische Regierung am Freitag an. Auch sie
verurteilte Rußland dafür, Weltwirtschaft, Regierungsbehörden und
Einzelpersonen hohen Risiken ausgesetzt zu haben. Ein Kreml-Sprecher
bekräftigte frühere Zurückweisungen derartiger Vorwürfe mit dem
Hinweis, es handele sich einzig und allein um die Fortsetzung einer
unbegründeten und ohne Beweise geführten, russophoben Kampagne. Die
russischen Botschaft in London klassifizierte die Vorwürfe als Teil
einer Kampagne zur Dämonisierung Rußlands. Der Trojaner NotPetya
hatte sich über Rechner in der Ukraine auf Computern von
Geschäftspartnern ukrainischer Unternehmen ausgebreitet. Die
Folgekosten sollen Milliardenhöhe erreicht haben.

16. Februar 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/7674: Medizin und Gesundheitswesen - 16.02.2018 (SB)




VOM TAGE



Höheres Schlaganfallrisiko bei Migräne

Migräne ist bekannt für ihre quälenden Schmerzen. Zusätzlich erhöht
die Erkrankung auch das Risiko, einen Schlaganfall zu erleiden. Zu
diesem Ergebnis gelangten zumindest Matthias Eikermann von der
Harvard Medical School in Boston und Mitarbeiter. Auch werden
Migräne-Patienten häufiger als andere Patienten im ersten Monat nach
einer Operation erneut stationär aufgenommen. Besonders gefährdet
sind Patienten, deren Migräne-Attacken eine Aura vorausgeht.

16. Februar 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/7701: Kriminalität und Rechtsprechung - 16.02.2018 (SB)




VOM TAGE



Lagerbewachung keine Polizeiaufgabe

Union und SPD wollen bei einer Neuauflage der Großen Koalition
Aufnahme-, Entscheidungs- und Rückführungseinrichtungen für neue
Asylbewerber aufbauen. Wer diese Lager bewachen soll, wird im
Koalitionsvertrag nicht gesagt. Die CSU hat jedoch mehrfach dafür
plädiert, dazu die Bundespolizei heranzuziehen. Das aber lehnt die
Gewerkschaft der Polizei (GdP) kategorisch ab. Der stellvertretende
GdP-Vorsitzende Jörg Radek sagte der Passauer Neuen Presse (Ausgabe
vom Freitag) unter anderem, das gehöre nicht zu ihren Aufgaben, sie
seien keine Lagerwächter. Man habe jetzt schon nicht genügend
Personal, um seine eigentliche Hauptaufgabe, den Grenzschutz, zu
bewerkstelligen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7627: Sprache, Kunst und Medium - 16.02.2018 (SB)




VOM TAGE



Kritik an Trump jetzt auch auf Deutsch zu haben

Unter dem Titel "Feuer und Zorn" ist heute die deutsche Übersetzung
des Buches "Fire and Fury" über Donald Trumps erstes Jahr als
Präsident mit einer Auflage von 300.000 Exemplaren an den Start
gegangen. Offenbar erwartet der Rowohlt-Verlag in Hamburg einen
Verkaufserfolg.

Der US-Journalist Michael Wolff schildert in dem sogenannten
Enthüllungsbuch die chaotische Regierungsführung des Milliardärs und
Politneulings nach dem Wahlsieg gegen Hillary Clinton.

Für eine persönliche Lesereise kommt der Autor Ende des Monats nach
Deutschland. Am 26. will Wolff in Berlin aus seinem Buch lesen, am
folgenden Tag in Hamburg und am 28.2. in Köln.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/7691: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 16.02.2018 (SB)




VOM TAGE



Rund 40 Prozent Afghanistans nicht unter staatlicher Kontrolle

Teile Afghanistans gelten den bundesdeutschen Behörden als sicher
genug zur Abschiebung von abgelehnten Asylbewerbern. Zumindest
afghanische Straftäter werden per Sammelabschiebung in ihr
Herkunftsland ausgeflogen. Dabei wurden allein im vergangenen Jahr in
Afghanistan mehr als 3400 Zivilisten bei Kampfhandlungen und
Anschlägen getötet und über 7000 weitere verwundet. Die Zahlen gehen
aus einem am Donnerstag veröffentlichten Uno-Bericht hervor. Dem
Tagesspiegel (Ausgabe vom Freitag) berichtete der Präsident des
Bundesnachrichtendienstes, Bruno Kahl, unter anderem, es sei davon
auszugehen, daß bis zu 40 Prozent der Fläche Afghanistans nicht mehr
von den staatlichen Sicherheitskräften kontrolliert würden, sondern
den Taliban und weiteren Widerstandsgruppen anheimgefallen seien.
Taliban und Islamischer Staat könnten trotz reichlich vorhandener
Sicherheitskräfte in Kabul verheerende Anschläge verüben. Alle
Anzeichen deuteten darauf hin, daß sich die Sicherheitslage vorerst
nicht signifikant verbessern werde.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/7705: Aus Parlament und Gesellschaft - 16.02.2018 (SB)




VOM TAGE



Kostenloser ÖPNV reicht bei weitem nicht aus

Die geschäftsführenden Kabinettsmitglieder Hendricks, Schmidt und
Altmaier haben der EU-Kommission mehrere Maßnahmen zur Verbesserung
der Luftqualität in deutschen Städten vorgeschlagen. Unter anderem
könnte in Bonn, Essen, Herrenberg, Reutlingen und Mannheim
kostenloser Öffentlicher Personennahverkehr (ÖPNV) getestet werden.
Am Donnerstagabend sprach der Deutschlandfunk mit Münsters
Oberbürgermeister Markus Lewe über das Thema. Der CDU-Politiker ist
Präsident des Deutschen Städtetages und offenbar passionierter
Radfahrer. Dem DLF sagte er zunächst, er genieße das Radfahren, weil
er ohnehin mit dem Fahrrad in Münster immer schneller sei als mit
allen anderen Verkehrsmitteln. Beim kostenlosen ÖPNV müsse man
aufpassen, daß eine solche Regelung nicht dazu führe, daß sie
irgendwann implodiere. Wenn man kostenfreien Nahverkehr anbiete und
alle umstiegen, aber dadurch nicht schneller ans Ziel käme oder wenn
die Qualität des Nahverkehrs dadurch nachlasse, dann werde das
irgendwann dazu führen, daß ganz schnell die Leute wieder absprängen.
Unter anderem führte Lewe aus, er glaube, man müsse ein Bündel von
Maßnahmen treffen. Wenn man die Lebensqualität in den Städten
wirklich verbessern wolle, indem man den Autoverkehr deutlich
reduziere, dann müsse man viel weiter denken und sich nicht nur auf
diese eine Maßnahme konzentrieren. Erforderlich seien auch
Investitionen in bessere Fahrradverkehrsinfrastruktur und bessere
Nahverkehrsinfrastruktur. Das Verbilligen von einem Verkehrssegment
reiche bei weitem nicht aus.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/7677: Tragisches und Kurioses - 16.02.2018 (SB)




VOM TAGE



In Rom hat sich die Erde aufgetan

Unmittelbar neben einer tiefen Baugrube, die für einen Neubau mit
Tiefgarage ausgehoben worden war, ist im römischen Stadtteil Balduina
ein riesiger Krater entstanden. Bei dem Erdrutsch verschwanden
mindestens ein halbes Dutzend geparkte Autos sowie eine Baumaschine in
der Tiefe. Verletzte gab glücklicherweise nicht, aber 22 Familien
mußten vorsichtshalber ihre Wohnungen verlassen.

Offenbar kann es nicht ganz unerwartet zum Absacken der Straße. Wie
Spiegel Online berichtete, hatten Anwohner lokalen Behörden zuvor
Risse und Spalten im Straßenbelag gemeldet. Vermutlich wurde das von
den Beamten aber ohne weitere Folgen zur Kenntnis genommen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/7702: Arbeit, Soziales und Familie - 16.02.2018 (SB)




VOM TAGE



Freiburger Protest gegen türkischen Einmarsch in Afrin

Für Dienstag und Mittwoch waren in Freiburg (Breisgau)
Protestkundgebungen gegen den Einmarsch der türkischen Streitkräfte
in das von Kurden kontrollierte, nordsyrische Gebiet Afrin angesagt
worden. Am Donnerstagnachmittag beteiligten sich nach Polizeiangaben
rund 120 Personen an einer weiteren Demonstration unter dem Motto
"Nicht tatenlos zusehen - Das Vorgehen gegen die Kurden in der
Provinz Afrin ist ein klarer Völkerrechtsbruch, ein Angriffskrieg auf
die Bevölkerung eines anderen Staates". Dazu hatte die Initiative
gegen Krieg Freiburg aufgerufen. Insbesondere richtet sich deren
Protest dagegen, daß die türkische Armee bei ihren Angriffen auf die
syrisch-kurdischen Volksverteidigungseinheiten YPG Kampfpanzer aus
Deutschland einsetzt. Den Anmeldern der Kundgebungen vom Dienstag und
Mittwoch zufolge hat die zuständige Freiburger Versammlungsbehörde
trotz Nachfrage keine Stellungnahme zur Rechtmäßigkeit des Zeigens von
Fahnen unter anderem der YPG abgegeben. Laut Bundesinnenministerium
sind Fahnen der YPG nur dann untersagt, wenn sie als Ersatz für
Symbole der verbotenen Arbeiterpartei Kurdistans (PKK) dienen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/7685: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 16.02.2018 (SB)




VOM TAGE



Weniger Nahrungsmittel durch Extremwetter

Die Zunahme von Dürren und Hitzewellen konnte ein jeder in den
letzten Jahren beobachten. Kanadische Umweltforscher um Navin
Ramankutty von der University of British Columbia in Vancouver haben
die Höhe der daraus resultierenden Schäden errechnet. Es zeigte sich,
daß ein Land mit neun Prozent Einbußen in der landwirtschaftlichen
Produktion zu rechnen hat, wenn es von einem extremen Wetterereignis
im Jahr betroffen ist. Global betrachtet soll sich der Ernteverlust
im Getreideanbau infolge von Hitze und Dürre auf rund sechs Prozent
pro Jahr belaufen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/7690: Märkte und Finanzen - 16.02.2018 (SB)




VOM TAGE



Charta zur Cyber-Sicherheit unterzeichnet

Am Rande der Sicherheitskonferenz in München unterzeichneten am
Freitagabend mehrere Unternehmensvertreter eine Charta zur Sicherung
der industriellen Produktion und Waren vor Cyber-Angriffen. Der
Initiative des Elektrokonzerns Siemens haben sich der Flugzeugbauer
und Rüstungskonzern Airbus, der Versicherer Allianz, der
Autohersteller Daimler, das Computerunternehmen IBM, der
Halbleiterhersteller NXP, der Prüfkonzern SGS und die Deutsche
Telekom sowie die Sicherheitskonferenz selbst, Kanadas
Außenministerin Freeland und die EU-Kommissarin Bienkowska
angeschlossen. Zahlreiche weitere Partner wollen der Initiative
beitreten. Die Unterzeichner wenden sich mit der Charta an Politik
und Wirtschaft, indem sie zehn Handlungsfelder skizzieren. Unter
anderem geht es um die Zertifizierung kritischer Infrastrukturen beim
Ausbau des Internets der Dinge. Kritisch bei Cyberangriffen sind z.
B. autonom fahrende Autos sowie Industrieroboter, die Hand in Hand
mit Menschen agieren. Sicherheits- und Datenschutzfunktionen sollen
von Werk aus bei Technologien und Produkten implementiert werden.
Cybersicherheit soll Teil von Freihandelsabkommen sein und auf
höchster Regierungsebene und bei der Unternehmensführung verankert
sein.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/7708: Aus Forschung und Technik - 16.02.2018 (SB)




VOM TAGE



Google setzt aufs Cloud-Segment

Fraglos gehört dem Cloud-Segment die Zukunft. Angesichts explosiv
wachsender Datenmengen und endlicher Speicherkapazitäten liegt der
private wie geschäftliche Bedarf an zusätzlichen Speichern auf der
Hand. Bislang ist Google hinter Amazon und Microsoft drittgrößter
Anbieter im rasant wachsenden Cloud-Business. Das soll anders werden.
Das Unternehmen gab bekannt, eigene Instanzen des Microsoft SQL
Server Enterprise sowie des Windows Server Core anzubieten. Das soll
mit Features für Hochverfügbarkeit, Datenwiederherstellung und
Fernwartung verbunden sein, die gerade für große Business-Kunden von
großer Bedeutung sind. Dabei sollen KI-Technologien zur Analyse
großer Datenmengen wie auch für Sicherheit und Datenschutz sowie zur
Entwicklung vernetzter Anwendungen zum Einsatz kommen.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / PHYSIK





FORSCHUNG/1448: Fingerabdrücke der Quantenverschränkung (idw)


Universität Wien - 15.02.2018

Fingerabdrücke der Quantenverschränkung



Quantenverschränkung ist ein wesentliches Merkmal eines Quantencomputers.
Wie kann man jedoch sicherstellen, dass ein Quantencomputer tatsächlich
Verschränkung in großem Umfang aufweist? Mit herkömmlichen Methoden ist
dies schwer, da sie oftmalig wiederholte Messungen erfordern. Aleksandra
Dimić von der Universität Belgrad und Borivoje Dakić von der
Österreichischen Akademie der Wissenschaften und der Universität Wien
haben eine neuartige Methode entwickelt, mit der in vielen Fällen nur ein
einziger Messdurchgang ausreicht, um Verschränkung nachzuweisen.




[image: Bild: © Juan Palomino]

Verschränkte Qubits werden zu einem Messgerät geschickt, welches eine
Folge von Nullen und Einsern ausgibt.

Bild: © Juan Palomino



Das ultimative Ziel der Quanteninformationsforschung ist es, einen
Quantencomputer zu entwickeln - ein vollständig kontrollierbares Gerät,
das Quantenzustände subatomarer Teilchen nutzt um Information zu
speichern. So wie bei allen Quantentechnologien basiert die elektronische
Datenverarbeitung mit einem Quantencomputer auf einer sonderbaren
Eigenschaft der Quantenmechanik, der Quantenverschränkung. Die
kleinstmöglichen Speichereinheiten der Quanteninformation, die Qubits,
müssen in dieser bestimmten Art und Weise miteinander korrelieren, damit
der Quantencomputer sein volles Potenzial ausschöpfen kann.

Eine der größten Herausforderungen ist es, sicherzustellen, dass ein voll
funktionsfähiger Quantencomputer wie gewünscht arbeitet. Insbesondere
müssen WissenschafterInnen zeigen, dass die große Anzahl von Qubits
verlässlich verschränkt ist. Herkömmliche Methoden erfordern eine Vielzahl
von wiederholten Messungen für einen zuverlässigen Nachweis der Qubits. Je
öfter ein Messdurchgang wiederholt wird, desto sicherer ist, dass
tatsächlich Verschränkung vorliegt. Bei großen Quantensystemen benötigen
die WissenschafterInnen daher viel Zeit und viele Ressourcen, was in der
Praxis kompliziert oder sogar unmöglich ist.

Nun haben ForscherInnen der Universität Belgrad, der Universität Wien und
der Österreichischen Akademie der Wissenschaften eine neuartige
Nachweismethode entwickelt, welche deutlich weniger Ressourcen, und in
vielen Fällen nur einen einzigen Messdurchgang erfordert, um Verschränkung
in großen Systemen mit großer Sicherheit zu bestätigen. Aleksandra Dimić,
Autorin der Studie, erklärt das Phänomen mit einer Analogie: "Betrachten
wir eine Maschine, die gleichzeitig zehn Münzen wirft. Wir haben die
Maschine so konstruiert, dass sie korrelierte Münzen produziert. Nun
wollen wir sicherstellen, dass die Maschine das erwartete Ergebnis
liefert. Stellen wir uns einen einzigen Versuch vor, bei dem alle Münzen
auf 'Zahl' landen. Dies ist ein klares Anzeichen für Korrelationen, da
zehn nicht-korrelierte Münzen in nur 0,01 Prozent der Fälle gleichzeitig
auf derselben Seite landen. Von einem solchen Vorfall können wir das
Vorhandensein von Korrelationen mit mehr als 99,9 prozentiger Sicherheit
bestätigen. Diese Situation ist sehr ähnlich zu durch Verschränkung
bedingten Quantenkorrelationen". Ko-Autor Borivoje Dakić erläutert es
so: "Im Gegensatz zu klassischen Münzen können Qubits auf viele Arten
gemessen werden. Das Messergebnis ist immer noch eine Reihe von Einsern und
Nullen, aber ihre Struktur hängt stark davon ab, wie wir die Messung
individueller Qubits wählen. Wenn wir den Versuch geschickt aussuchen,
hinterlässt die Verschränkung einzigartige Fingerabdrücke im gemessenen
Muster".

Die von den ForscherInnen entwickelte Methode verspricht eine drastische
Reduktion in Zeit- und Ressourcenaufwand für einen verlässlichen Maßstab
bei künftigen Quantengeräten.

Publikation in npj Quantum Information:

A.Dimić and B.Dakić,

"Single-copy enntaglement detection",

npj Quantum Information, 2018.

DOI: 10.1038/s41534-017-0055-x

Diese Publikation wurde als Open Access veröffentlicht. Sie ist unter
folgendem Link abrufbar:

http://www.nature.com/articles/s41534-017-0055-x


Universität Wien

Offen für Neues. Seit 1365.

Die Universität Wien ist eine der ältesten und größten Universitäten
Europas: An 19 Fakultäten und Zentren arbeiten rund 9.600
MitarbeiterInnen, davon 6.800 WissenschafterInnen. Die Universität Wien
ist damit die größte Forschungsinstitution Österreichs sowie die größte
Bildungsstätte: An der Universität Wien sind derzeit rund 94.000 nationale
und internationale Studierende inskribiert. Mit über 175 Studien verfügt
sie über das vielfältigste Studienangebot des Landes. Die Universität Wien
ist auch eine bedeutende Einrichtung für Weiterbildung in Österreich.

www.univie.ac.at

Österreichische Akademie der Wissenschaften

Forschen für morgen.

Die Österreichische Akademie der Wissenschaften hat die gesetzliche
Aufgabe, "die Wissenschaft in jeder Hinsicht zu fördern". 1847 als
Gelehrtengesellschaft gegründet, steht sie mit ihren heute über 770
Mitgliedern, 28 Forschungsinstituten sowie rund 1.600 Mitarbeiter/innen
für innovative Grundlagenforschung, interdisziplinären Wissensaustausch
und die Vermittlung neuer Erkenntnisse - mit dem Ziel zum
wissenschaftlichen und gesamtgesellschaftlichen Fortschritt beizutragen.

www.oeaw.ac.at

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution84

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Wien, Stephan Brodicky, 15.02.2018
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / PHYSIK





FORSCHUNG/1447: Lasing am Limit (idw)


Technische Universität Berlin - 15.02.2018

Lasing am Limit



Wie klein, wie energieeffizient kann ein Laser sein? Die Suche nach dem
ultimativen Nanolaser für die Informationstechnologie der Zukunft
beschäftigt Forschergruppen weltweit.

Im Rahmen einer internationalen Kooperation ist es Prof. Dr. Stephan
Reitzenstein vom Institut für Festkörperphysik an der TU Berlin und seinen
Projektpartnern nicht nur gelungen, einen extrem kleinen und
hocheffizienten Nanolaser zu bauen, sondern erstmalig auch dessen
Lasereigenschaften über die quantenoptische Messung der Emissionsstatistik
eindeutig nachzuweisen.

"Energieeffizienz beschäftigt nicht nur die Hersteller von Elektroautos,
sondern ist auch ein Thema in der sogenannten 'On-Chip-Photonik', also
Mikrochips auf denen die Datenübertragung und -verarbeitung mehr und mehr
auf der Basis von Licht geschieht", weiß Prof. Stephan Reitzenstein. "Das
Besondere an zukünftigen Nanolasern ist, dass diese am Übergang zur
Quantenoptik, also in dem Bereich einzelner Lichtquanten, sogenannten
Photonen, operieren." In der Praxis bedeutet dies: Es ist nicht nur
besonders schwierig, solche Nanolaser herzustellen. Die spezielle
Herausforderung liegt vor allem auch darin, die Laseremission überhaupt
eindeutig nachzuweisen.

Laserlicht entsteht generell in einem sogenannten optischen Resonator,
wenn einem sich darin befindenden Lasermedium ausreichend Energie
zugeführt wird. Das Problem: Die zugeführte Energie, die sogenannte
Pumpleistung, muss ein gewisses Limit - die Laserschwelle - überschreiten,
damit das Lasermedium nicht nur Licht, sondern Laserlicht emittiert.

"Das liegt daran, dass zunächst ein Großteil der zugeführten Energie in
Photonen umgewandelt wird, ohne dass diese in den beabsichtigten
Laserstrahl einkoppeln. Bei gewöhnlichen Halbleiterlasern, wie man sie zum
Beispiel in jedem CD- oder DVD-Player antrifft, wird tatsächlich nur jedes
hunderttausendste Photon in den Laserstrahl eingekoppelt. Alle anderen
Photonen gehen verloren. Erst wenn die Pumpstärke diese Verluste
ausgleicht, kann Laserlicht entstehen", so Prof. Reitzenstein, der das
Phänomen gerne mit einem löchrigen Eimer vergleicht: "Der löchrige Eimer
symbolisiert den Resonator. Der Wasserschlauch, mit dem wir den Eimer
befüllen, ist vergleichbar mit der Pumpquelle, welche den Resonator mit
Photonen füllt. Ziel ist es, in dem Eimer einen gewissen Pegelstand zu
erreichen, Sinnbild für die Laserschwelle. Durch viele kleine Löcher im
Eimer fließt aber immer wieder Wasser ab - genauso wie immer wieder
Photonen den Resonator verlassen, ohne in die Lasermode einzukoppeln.
Daher muss die Wasserzufuhr ein gewisses Limit (Wassermenge/Zeit)
überschreiten, damit der Wasserpegel überhaupt den benötigten Pegelstand
(Laserschwelle) erreicht. Soll nun ein energieeffizienter Nanolaser mit
niedriger Laserschwelle gebaut werden, muss der Resonator möglichst klein
und dicht sein. Im Grenzfall eines ultimativen schwellenlosen Nanolasers
gelingt es quasi, alle 'Löcher zu stopfen', so dass jedes eingebrachte
Photon in die Lasermode einkoppelt."

Gelungen ist das jetzt durch eine extreme Verkleinerung des Resonators.
Die Breite des hier untersuchten Nanolasers beträgt lediglich ca. 200 nm.
Zum Vergleich: Der Durchmesser eines menschlichen Haares liegt bei etwa
60.000 nm (ein Nanometer [1 nm] = 1 Millionstel Millimeter). "Die
hochpräzise Struktur des Resonators führt dazu, dass im Mittel mehr als 7
von 10 zugeführten Photonen (und nicht nur jedes Hunderttausendste wie bei
einem normalen Laser) effektiv für den Laserbetrieb nutzbar sind. "Damit
sind wir dem ultimativen schwellenlosen Laser bereits sehr nahe gekommen",
erläutert Stephan Reitzenstein.

Für die Charakterisierung der Nanolaser kamen hochempfindliche Detektoren
und aufwändige Analysemethoden zum Einsatz: So wird mit einem
quantenoptischen Experiment die Photonenstatistik des emittierten Lichts
ermittelt, welche charakteristisch für die Laseremission ist. Nur durch
diesen komplexen Aufbau gelang erstmals der eindeutige Beweis, dass es
sich bei dem Licht aus dem Nanoresonator auch tatsächlich um Laserlicht
handelt und dieser nicht lediglich als Leuchtdiode fungiert.

"Insbesondere demonstrieren wir, dass etablierte 'Lasing-Kriterien' für
Nanolaser an Bedeutung verlieren und Laserlicht letztendlich nur
quantenoptisch nachgewiesen werden kann", erklärt Stefan T. Jagsch, der
als Doktorand von Prof. Reitzenstein die experimentellen Arbeiten
federführend durchgeführt hat.

Die Arbeiten entstanden im Rahmen eines von der DFG und dem
Schweizerischen Nationalfonds (SNF) geförderten Drittmittelprojektes, in
enger Kooperation mit führenden Gruppen im Feld von
Halbleiterprozessierung (Prof. Nicolas Grandjean, École Polytechnique
Fédérale de Lausanne), Nanolaser-Theorie (Dr. Christopher Gies und Prof.
Frank Jahnke, Universität Bremen) und Charakterisierung von
Nitrid-Halbleitern (Prof. Axel Hoffmann, TU Berlin). Sie wurden in der
aktuellen Ausgabe der renommierten Open Access Fachzeitschrift Nature
Communications publiziert.


(*) Publikation: S. T. Jagsch, N. Vico Triviño, F. Lohof, G. Callsen, S.
Kalinowski, I. M. Rousseau, R. Barzel, J.-F. Carlin, F. Jahnke, R. Butté,
C. Gies, A. Hoffmann, N. Grandjean, S. Reitzenstein, A quantum optical
study of thresholdless lasing features in high-β nitride nanobeam
cavities, Nat. Commun. 9, 564 (2018).

DOI:10.1038/s41467-018-02999-2


Weitere Informationen unter:

http://www.tu-berlin.de/?id=193081

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution52
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Technische Universität Berlin, Stefanie Terp, 15.02.2018
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INFOPOOL / PANNWITZBLICK / VERANSTALTUNGEN





AKTION/650: Bielefeld - "Private Vorsorge regeln" am 21. Februar 2018


Private Vorsorge regeln



Bielefeld (bi). Vorsorgevollmacht, Patientenverfügung und
Betreuungsverfügung sind am Mittwoch, 21. Februar, Themen einer
Veranstaltung des Aktionskreises Betreuung in Kooperation mit der
Volkshochschule. Von 18.15 bis 19.45 Uhr geht es in der Ravensberger
Spinnerei (Raum 240) um rechtzeitige Vorsorge.

Jeder kann in eine Situation geraten, in der er durch Unfall, Alter
oder Krankheit nicht mehr in der Lage ist, wichtige Dinge selbst zu
entscheiden. Was es bei der Vorsorge zu beachten gibt und welche
Fragen auftreten können, wird in der Veranstaltung erklärt. Referentin
ist Annegret Diekmann vom Betreuungsverein "Das Tageshaus".

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 14. Februar 2018

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





AUSSEN/2005: Erleichterung und Freude mit Deniz Yücel


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 16. Februar 2018 

Erleichterung und Freude mit Deniz Yücel



Zur angekündigten Freilassung von Deniz Yücel erklären die Fraktionsvorsitzenden Katrin Göring-Eckardt und Anton Hofreiter:

Wir freuen uns mit Deniz Yücel über die Nachricht seiner anstehenden Freilassung. Offenbar liegt nun eine Anklageschrift vor, in der die Istanbuler Staatsanwaltschaft 18 Jahre Haft fordert. Die nächsten Stunden und Tage werden Klarheit darüber bringen, wie es weitergeht. Wir hoffen, dass Deniz Yücel schon in Kürze nach Deutschland wird zurückkehren können.

Ein Jahr lang hat er aus dem Gefängnis heraus immer wieder seine Stimme erhoben für Meinungsfreiheit und Menschenrechte. Damit hat er selbst in für ihn persönlich widrigsten und schwierigsten Zeiten immer wieder Mut gemacht. Seine klare Haltung, nicht Teil eines schmutzigen Deals zwischen der türkischen Regierung und der Bundesregierung werden zu wollen, verdient großen Respekt.

Trotz dieser erleichternden Nachricht dürfen wir nicht vergessen, dass weiterhin viele Journalisten, Staatsbedienstete, Politiker willkürlich in türkischer Haft sitzen - einzig weil sie und ihre Arbeit Präsident Erdogan ein Dorn im Auge sind. Wir erwarten von der Bundesregierung, dass sie sich für sämtliche unschuldig Inhaftierte in der Türkei einsetzt.

Copyright Bundestagsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN
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Quelle:

Pressemitteilung vom 16. Februar 2018 

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





EUROPA/1688: 10 Jahre Unabhängigkeit des Kosovo - Ehrliche EU-Perspektive ist unabdingbar


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 16. Februar 2018 

10 Jahre Unabhängigkeit Kosovo: Ehrliche EU-Perspektive ist unabdingbar



Anlässlich des 10. Jahrestages der Unabhängigkeitserklärung des Kosovos, erklärt Manuel Sarrazin, Sprecher für Osteuropapolitik:

Auch zehn Jahre nach der Unabhängigkeit bleibt die Lage in Kosovo fragil. Gerade deswegen bleibt es eine offene Wunde, dass immer noch nicht alle EU-Mitgliedsstaaten die Unabhängigkeit anerkannt haben. Es wurde viel erreicht, trotzdem steht das junge Land weiterhin vor enormen Herausforderungen. Weder die Menschen im Kosovo noch die internationale Gemeinschaft können mit dem Stand von Demokratie und Rechtsstaatlichkeit und mit der Lage der Wirtschaft, vor allem für junge Menschen, zufrieden sein. Auch deshalb braucht das Land eine ehrliche Beitrittsperspektive zur EU.

Gleichzeitig muss die EU ehrlich sein. Dazu gehört, dass ein erfolgreicher Normalisierungsprozess eine der Voraussetzungen für einen Beitritt Serbiens zur EU ist. Außerdem hat das Land noch einen weiten Weg vor sich, um die Kriterien für einen letztendlichen EU-Beitritt zu erfüllen.

Wir müssen verhindern, dass sich die Menschen in Kosovo von den europäischen Integrationsbemühungen abgehängt fühlen. Deswegen wollen wir die Aufhebung der Visumspflicht seitens der EU endlich voranbringen. Wir erwarten aber auch von der kosovarischen Politik, dass sie die notwendigen Reformen angeht und die auch dort begangenen Kriegsverbrechen juristisch und gesellschaftlich weiter aufgearbeitet werden.

Copyright Bundestagsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN
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INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





UMWELT/1723: Klimaschutz ist Mieterschutz


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 16. Februar 2018 

Klimaschutz ist Mieterschutz



Zum heute erschienen Gutachten des Instituts für technische Gebäudeausrüstung (iTG Dresden) erklärt Chris Kühn, Sprecher für Bau- und Wohnungspolitik:

Union und SPD erteilen in ihrem Koalitionsvertrag der Weiterentwicklung der Energieeinsparverordnung für Gebäude eine klare Absage auf Kosten von Klima, Eigentümern, Mietern. Die Studie belegt, dass die Kosten für die energetischen Standards auch bei anspruchsvollen Effizienz-Standards weitaus geringer sind, als es die Immobilienlobby glauben machen will. Grundstückskosten und Stellplätze, aber auch bodentiefe Fenster oder Echtholzparkett sind die eigentlichen Preistreiber beim Bauen. Zudem werden die Ausgaben für Energietechnik im Neubau durch die Einsparungen bei den Nebenkosten mehr als kompensiert. Nur sparsame Gebäude bieten ihren Bewohnern dauerhaften und sicheren Schutz vor steigenden Energiepreisen.

Was wir jetzt brauchen ist ein Programm für Faire Wärme, das Eigentümer, Wohnungswirtschaft und Mieter darin unterstützt, die Energiewende in Deutschland klimafreundlich und bezahlbar zu gestalten. Statt in die Zukunft zu blicken und die wahren Kostentreiber zu identifizieren, stellt sich die Bundesregierung hinter die Lobbyinteressen der Immobilienwirtschaft, auf Kosten von Mietern und Klima.

Copyright Bundestagsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN
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AUSSEN/1703: Einsatz für Religionsfreiheit wird verstärkt


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 16. Februar 2018

Einsatz für Religionsfreiheit wird verstärkt

CDU/CSU setzen Beauftragten und regelmäßigen Bericht der
Bundesregierung durch



CDU und CSU haben im Koalitionsvertrag mit der SPD konkrete Maßnahmen
durchgesetzt, um den weltweiten Schutz der Religionsfreiheit zu
verstärken. Hierzu erklärt der menschenrechtspolitische Sprecher der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Michael Brand:

"Kernanliegen unserer Menschenrechtspolitik ist die weltweite
Anerkennung des elementaren Menschenrechts auf Religionsfreiheit. Im
Koalitionsvertrag konnten CDU und CSU dazu wesentliche und neue
Akzente setzen. Die künftige Bundesregierung wird beauftragt, den
Schutz der Religionsfreiheit zu einem politischen Schwerpunktthema zu
machen.

Um diesem zentralen Thema den erforderlichen Stellenwert innerhalb
der deutschen Außenpolitik zu geben, wird das Amt eines Beauftragten
der Bundesregierung für weltweite Religionsfreiheit geschaffen. Zudem
wird der 2016 zum ersten Mal erstellte Bericht der Bundesregierung
zur weltweiten Lage der Religionsfreiheit künftig im zweijährigen
Rhythmus veröffentlicht und im Deutschen Bundestag beraten werden.
Dabei wird es einen systematischen Länderansatz geben.

Religionsfreiheit ist ein zentrales Menschenrecht. Dort, wo sie nicht
geachtet oder sogar bekämpft wird, werden meist auch andere
Menschenrechte missachtet. Seinen Glauben privat oder öffentlich zu
leben, Gottesdienst zu feiern, auch die Entscheidung, die Religion zu
wechseln oder keine zu haben, alles das umfasst das Menschenrecht der
Religionsfreiheit. Menschenrechte gelten universell, ihre Verletzung
sind eine Gefahr für den weltweiten Frieden und die internationale
Sicherheit. Häufig sind Menschenrechtsverletzungen Ursache für
Flucht.

Wörtlich heißt es im Koalitionsvertrag: "Religionsfreiheit ist ein
zentrales Menschenrecht, das weltweit zunehmend eingeschränkt oder
komplett infrage gestellt wird. Das gilt für zahlreiche religiöse
Minderheiten weltweit. Unsere Solidarität gilt allen benachteiligten
religiösen Minderheiten. Dazu zählt der beharrliche Einsatz für viele
Millionen verfolgter Christinnen und Christen."
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AUSSEN/1702: Geplante Freilassung von Deniz Yücel ist wichtiges Zeichen


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 16. Februar 2018

Geplante Freilassung von Deniz Yücel ist wichtiges Zeichen

Ausnahmezustand in der Türkei aufheben



Der deutsch-türkische Journalist Deniz Yücel ist nach über einem Jahr
Haft in der Türkei endlich frei. Hierzu erklären der außenpolitische
Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Jürgen Hardt, und der
menschenrechtspolitische Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion,
Michael Brand:

"Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion begrüßt die geplante Freilassung von
Deniz Yücel. Das ist ein zwingender Schritt auf dem Weg zur
Normalisierung der deutsch-türkischen Beziehungen.

Dem müssen nun dringend weitere Schritte folgen. Dazu gehört die
Aufhebung des nun schon über eineinhalb Jahre andauernden
Ausnahmezustandes, der solche langjährigen Haftstrafen ohne Anklage
erst möglich macht.

Bei aller Erleichterung können wir nicht darüber hinwegsehen, dass
noch immer Tausende inhaftiert sind. Unter ihnen sind Richter,
Menschenrechtsverteidiger und Journalisten. Auch deutsche
Staatsangehörige sind weiterhin darunter.

Für die CDU/CSU-Bundestagsfraktion bleibt die Türkei ein wichtiger
Partner. Wir haben auch zukünftig ein besonderes Interesse an einem
guten Verhältnis zur Türkei."
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AUSSEN/1663: Deniz Yücel ist frei, doch die Gefängnisse sind noch voll


DIE LINKE - Presseerklärung vom 16. Februar 2018

Deniz Yücel ist frei, doch die Gefängnisse sind noch voll



Zur Freilassung von Deniz Yücel erklären die Vorsitzenden der Partei DIE LINKE, Katja Kipping und Bernd Riexinger:

Die Freude über die Freilassung von Deniz Yücel ist groß. Ebenso groß muss die Entschlossenheit sein, gegen das Erdogan-Regime zu protestieren. Denn auch nach der erfreulichen Freilassung von Deniz sind die türkischen Gefängnisse voll von Menschen, deren einziges "Verbrechen" darin besteht, eine andere Meinung als Erdogan zu haben.

Die Bundesregierung darf sich auf der Freilassung von Deniz Yücel nach einem Jahr im Gefängnis nicht ausruhen, sondern muss sich auch für die Freilassung der anderen politischen Gefangenen einsetzen. Zu den notwendigen Konsequenzen gegenüber der türkischen Regierung gehört eine sofortige Beendigung der militärischen Zusammenarbeit.

F.d.R

Martin Bialluch
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AUSSEN/1662: Deniz Yücel ist endlich wieder frei


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 16. Februar 2018

Deniz Yücel ist endlich wieder frei



Zur Freilassung des deutschen Journalisten Deniz Yücel aus türkischer Haft erklärt Dietmar Bartsch, Vorsitzender der Fraktion DIE LINKE:

"Deniz Yücel ist endlich wieder frei. Stolz hat er die Demütigung der Haft ertragen. Meine Hochachtung! Ich wünsche ihm viel Kraft, sein kritischer Geist wird gebraucht - in der Türkei sicher, aber auch bei uns. Die Freude um seine Freilassung darf nicht vergessen machen, dass in der Türkei weiterhin mehr Journalistinnen und Journalisten inhaftiert sind als in jedem anderen Land. Ich fordere die Bundesregierung auf, ihren Einfluss für die Durchsetzung grundlegender Menschenrechte in der Türkei zu nutzen und keine schmutzigen Deals mit dem Regime in Ankara einzugehen."
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INNEN/4898: SPD muss Ministerriege offenlegen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 16. Februar 2018

SPD muss Ministerriege offenlegen



"Die SPD-Führung muss endlich sagen, wen sie in die Regierung schicken will. Ansonsten kann die eigene Basis keine qualifizierte Entscheidung über die Frage der Fortsetzung der Großen Koalition treffen", fordert Klaus Ernst, stellvertretender Vorsitzender der Fraktion DIE LINKE, mit Blick auf den bevorstehenden Mitgliederentscheid der SPD zum Koalitionsvertrag. Ernst weiter:

"Es ist ein Skandal, dass die SPD-Mitglieder über den Koalitionsvertrag abstimmen sollen, ohne zu wissen, wer sie regieren soll und ob der versprochene Wechsel an der Spitze der Partei eingeleitet wird oder nicht. Das ist der Versuch des SPD-Establishments, alles so zu belassen, wie es ist, und die Mitglieder - wieder einmal - vor vollendete Tatsachen zu stellen."
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SICHERHEIT/1864: Sicherheitskonferenz soll westliche Machtansprüche zementieren


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 16. Februar 2018

Sicherheitskonferenz soll westliche Machtansprüche zementieren



"Die westlichen Staaten sehen ihre globale Hegemonie durch das Erstarken von Russland und China, vor allem im (militär-) technischen Bereich, immer mehr infrage gestellt. Dieses imperialistische Konkurrenzdenken und die Angst, den ideologischen und ökonomischen Wettlauf zu verlieren, sind die eigentlichen Gründe für die zunehmende militärische Aufrüstung sowohl der NATO als auch der Europäischen Union. Der Westen will seinen Machtanspruch damit zementieren", erklärt Alexander S. Neu, Obmann der Fraktion DIE LINKE im Verteidigungsausschuss, zur heute beginnenden 54. Münchener Sicherheitskonferenz. Neu weiter:

"Nichts anderes meint auch Außenminister Sigmar Gabriel, wenn er davon spricht, dass die Welt immer unbequemer werde und die zukünftigen Herausforderungen in der Außen- und Sicherheitspolitik lägen. Der begonnene Übergang von der unipolaren Weltordnung zur multipolaren Weltordnung wird nicht akzeptiert und soll rückgängig gemacht werden. Dafür braucht es möglichst viel und abschreckendes Militär. Die Münchener Sicherheitskonferenz ist dabei der Ort, an dem sich die westlichen Staats- und Regierungschefs auf Kosten der Steuerzahlerinnen und Steuerzahler gegenseitig versichern, dass der Westen stark ist und mit allen Mitteln auch stark und vorherrschend bleiben muss.

DIE LINKE lehnt diese überhebliche und waffenmachtbasierte Weltsicht ab und fordert stattdessen eine völkerrechtsorientierte Außen- und Sicherheitspolitik. Die Sicherheitskonferenz hingegen dient allein der NATO-Selbstdarstellung und löst nicht ein einziges sicherheitspolitischen Problem. Wir stehen daher in München an der Seite der Friedensbewegung, die in diesen unsicheren Zeiten umso mehr gebraucht wird."
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VERKEHR/479: Autoindustrie muss für Diesel-Nachrüstung und Nulltarif im ÖPNV zahlen


DIE LINKE - Presseerklärung vom 16. Februar 2018

Autoindustrie muss für Diesel-Nachrüstung und Nulltarif im ÖPNV zahlen



Laut Medienberichten empfiehlt eine von der Bundesregierung eingesetzte Expertengruppe die Finanzierung der Nachrüstung von Dieselfahrzeugen mit Steuergeldern.

Dazu erklärt Bernd Riexinger, Vorsitzender der Partei DIE LINKE:

Diese Kumpanei mit der Autoindustrie macht mich fassungslos. Das ist Lobbyismus pur, der an Dreistigkeit kaum noch zu überbieten ist. Eine Diesel-Nachrüstung auf Staatskosten und damit auf Kosten der Steuerzahler kommt nicht in Frage. Den Betrügern in den Chefetagen der Autokonzerne noch Steuergelder hinterher zu werfen, statt sie rechtlich zur Verantwortung zu ziehen - das geht gar nicht. Wer über Jahre Millionen Bürger betrügt, der hat in diesem Land offensichtlich nichts zu befürchten, sondern kann mit Nachsicht und zusätzlichen Finanzspritzen rechnen. Wer sich hingegen zu oft ohne Fahrschein in Bus oder Bahn setzt, landet in der Regel im Knast: Rund 5000 Schwarzfahrer sitzen hinter Gittern.

Das Verursacher-Prinzip muss auch für die Autokonzerne gelten: Sie und niemand anders müssen für die Kosten aufkommen, um ihre Fahrzeuge rechtskonform nachzurüsten. DIE LINKE fordert schon lange einen kostenfreien Nahverkehr und begrüßt die aktuelle Diskussion darüber. Wer die damit verbunden Kosten tragen muss, das dürfte auf der Hand liegen: die Verursacher der Gesundheitsgefährdung und nicht die Opfer. Keinen Euro Steuergeld für die Betrüger-Konzerne.

Der Nulltarif bei Bus und Bahn hätte noch weitere Vorteile: Die Gefängnisse werden von Schwarzfahrern entlastet und hätten mehr Platz für Täter aus der organisierten Kriminalität, die massenhaften, systematischen und bandenmäßig organisierten Betrug mit dramatischen gesundheitlichen und finanziellen Schäden für Millionen Menschen begangen haben.

F.d.R.

Martin Bialluch
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VERKEHR/478: Autoindustrie nicht aus der Verantwortung entlassen - kein Steuergeld für Dieselnachrüstung


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 16. Februar 2018

Autoindustrie nicht aus der Verantwortung entlassen - kein Steuergeld für Dieselnachrüstung



"Der Vorschlag der Expertenkommission des Bundesverkehrsministeriums, die Steuerzahler für die Nachrüstung der manipulierten Dieselfahrzeuge aufkommen zu lassen, entbehrt jeglicher Logik. Die Autokonzerne, die bewusst manipuliert und betrogen haben, müssen endlich zur Verantwortung gezogen werden, statt die Bürgerinnen und Bürger die Zeche zahlen zu lassen", erklärt Ingrid Remmers, verkehrspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, zu Medienberichten, denen zufolge die Nachrüstung zumindest zum Teil mit Steuergeldern gefördert werden soll. Remmers weiter:

"Es verfestigt sich der Eindruck, dass die deutsche Autoindustrie über dem Gesetz steht. Die Bundesregierung muss endlich eine Politik für die Bürgerinnen und Bürger machen und dafür ihre unheilvolle Kumpanei mit der Autoindustrie beenden. Für DIE LINKE ist klar: Die Autokonzerne müssen endlich zur Verantwortung gezogen werden."
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BUNDESTAG/6926: Heute im Bundestag Nr. 074 - 16.02.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 074

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 16. Februar 2018, Redaktionsschluss: 11.00 Uhr

1. Sicherheit beim Internet der Dinge

2. Für effektive Verschlüsselung im Internet

3. Polizeiliche Staatsschutzdateien

4. Zahl verdeckter Ermittler

5. Linke fragt nach rechtsextremen Vorfällen



1. Sicherheit beim Internet der Dinge

Inneres/Antwort

Berlin: (hib/PK) Mit dem Internet verbundene Gebrauchsgeräte
("Internet der Dinge") müssen nach Ansicht der Bundesregierung
Mindestsicherheitsanforderungen erfüllen. Ansonsten ginge von einer
massenweisen Verbreitung solcher Geräte ein Risiko für die gesamte
IT-Infrastruktur aus, heißt es in der Antwort (19/662) der
Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/514).

Es sei daher "gut und richtig, dafür Sorge zu tragen, dass diese
vernetzbaren Geräte erstmals flächendeckende
Mindestsicherheitsstandards aufweisen und diese dem Käufer auch
transparent sind". Mit der Cybersicherheitsstrategie 2016 habe sich
die Bundesregierung zum Ziel gesetzt, Vorschläge zu unterbreiten,
damit Verbraucher auf Basis eines einheitlichen Gütesiegels beim Kauf
neuer IT-Produkte schnell feststellen könnten, welches Angebot sicher
sei.

Das zu berücksichtigende europäische Rechtssetzungsverfahren solle
jedoch erst Ende 2018 abgeschlossen werden. Ob in Bezug auf
Cybersicherheitsaspekte "ein zeitigeres rechtliches Handeln auf
nationaler Ebene erforderlich und zulässig" sei, werde derzeit
geprüft.

 * 

2. Für effektive Verschlüsselung im Internet

Inneres/Antwort

Berlin: (hib/PK) Die Bundesregierung setzt sich für einen
flächendeckenden Einsatz des verschlüsselten Übertragungsprotokolls
HTTPS im Internet ein. Es werde regelmäßig auf die Bedeutung der
Nutzung von HTTPS hingewiesen. Viele Webseiten des Bundes böten den
Einsatz von HTTPS oder erzwängen ihn automatisch, heißt es in der
Antwort (19/681) der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/517)
der Fraktion Die Linke.

Insgesamt unterstützten von 2.997 verwendeten Domains der
Bundesbehörden 84,6 Prozent HTTPS. Das sei ein guter Stand, der noch
verbessert werden könne. Das Ziel sei, den Anteil der Behörden-Domains
mit Verschlüsselung weiter zu erhöhen.

 * 

3. Polizeiliche Staatsschutzdateien

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/FB) Die Fraktion die Linke hat erneut eine Kleine Anfrage
(19/691) zur Speicherung von Personendaten in polizeilichen
Staatsschutzdateien gestellt. Hintergrund ist der Umgang mit Daten von
Demonstrationsteilnehmern im Rahmen des G-20-Gipfels in Hamburg im
Sommer 2017. Die Abgeordneten wollen von der Bundesregierung unter
anderem wissen, wie viele Personen unrechtmäßig als Straftäter
gespeichert wurden und wie solche Fehler in Zukunft verhindert werden
sollen.

 * 

4. Zahl verdeckter Ermittler

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/FB) In einer Kleinen Anfrage (19/693) will die Fraktion
Die Linke von der Bundesregierung wissen, wie viele Beamte der Polizei
und des Zolls in den Jahren seit 2000 verdeckt ermittelt haben.
Außerdem fragt die Fraktion unter anderem, auf welcher Rechtsgrundlage
die Einsätze erfolgten. Darüber hinaus interessiert sich Die Linke für
die Zahl der Ermittlungsverfahren gegen verdeckt ermittelnde Beamte.

 * 

5. Linke fragt nach rechtsextremen Vorfällen

Verteidigung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AW) Die Linke verlangt Auskunft über rechtsextreme
Vorfälle in der Bundeswehr. In einer Kleinen Anfrage (19/732) will sie
unter anderem wissen, wie viele Meldungen zu extremistischen,
fremdenfeindlichen und antisemitischen Vorfällen bei den Dienststellen
der Bundeswehr im Jahr 2017 eingegangen sind und wie viele von ihnen
sich im Verlauf der Untersuchungen bestätigt haben. Zudem möchte die
Fraktion erfahren, wie viele rechtsextreme Verdachtsfälle der
Militärische Abschirmdienst in den vergangenen zehn Jahren jährlich
neu aufgenommen hat.

 * 
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BUNDESTAG/6925: Heute im Bundestag Nr. 073 - 16.02.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 073

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 16. Februar 2018, Redaktionsschluss: 10.00 Uhr

1. Abgeordneten debattieren über EU-Budget

2. Arbeitsbedingungen bei Postdiensten

3. Kosten des Rentenpaketes

4. Überwachung von Gewässern mit Drohnen

5. Rechtsextreme Aufmärsche

6. Polizei- und Zolleinsätze im Ausland



1. Abgeordneten debattieren über EU-Budget

Europa/Unterrichtung

Berlin: (hib/JOH) Über die Zukunft des EU-Haushaltes haben die
Teilnehmer der 9. Tagung der Interparlamentarischen Konferenz über
Stabilität, wirtschaftspolitische Koordinierung und Steuerung in der
EU am 30. und 31. Oktober 2017 in Tallin (Estland) diskutiert. Das
geht aus einer Unterrichtung (19/705) vor, die dem Parlament von der
sechsköpfigen Bundestagsdelegation unter Leitung von Ralph Brinkhaus
(CDU) vorgelegt wurde.

Auf dem Treffen warb der für Haushalt zuständige EU-Kommissar Günther
Oettinger (CDU) dafür, als Richtschnur für den künftigen Finanzrahmen
künftig den Nachweis eines europäischen Mehrwerts zu verwenden. Er
verwies darauf, dass durch den Austritt des Vereinigten Königreichs
einerseits und das Ausgabenwachstum in den Bereichen Migration,
Grenzkontrollen, Sicherheit und Verteidigung andererseits im EU-Budget
Lücken in Millionenhöhe entstehen würden.

Die Berichterstatterin des Europäischen Parlaments für den nächsten
Mehrjährigen Finanzrahmen, Isabelle Thomas (Sozialdemokraten), warb
für einen ausreichend finanzierten EU-Haushalt. Wenn die EU immer neue
Aufgaben übernehmen solle, müsse sie auch die notwendigen Mittel dafür
erhalten.

 * 

2. Arbeitsbedingungen bei Postdiensten

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/FB) Mit Beschäftigungsverhältnissen bei Postdiensten
beschäftigt sich die Fraktion Die Linke in einer Kleinen Anfrage
(19/656). Die Fraktion will von der Bundesregierung unter anderem
wissen, wie viele Mitarbeiter geringfügig beschäftigt sind und wie
hoch die Zahl der befristeten Arbeitsverträge ist. Ferner fragt sie,
wie sich die Arbeitsbedingungen von Zustellern in den letzten Jahren,
im Hinblick auf Wochenendarbeit, Nachtarbeit und Überstunden,
entwickelt haben.

 * 

3. Kosten des Rentenpaketes

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/FB) In einer Kleinen Anfrage (19/669) interessiert sich
die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen dafür, wie viele Personen seit 2014
die abschlagsfreie Rente mit 63 Jahren in Anspruch genommen haben. Die
Fraktion will unter anderem wissen, wie hoch die Ausgaben für die
Rente besonders lang Versicherter in den vergangenen Jahren waren.
Außerdem interessiert die Abgeordneten, wie viele Personen bisher von
der "Mütterrente" profitiert haben und wie hoch die Kosten dafür
waren.

 * 

4. Überwachung von Gewässern mit Drohnen

Inneres/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Forschungsprojekte zur Nutzung von Satelliten,
Drohnen und Flugzeugen für die Überwachung von Gewässern sind Thema
einer Kleinen Anfrage (19/665) der Fraktion Die Linke. Die EU habe ein
solches Projekt beendet. Der Abschlussbericht beschreibe die
Ergebnisse von Erprobungen über dem Mittelmeer, dem Atlantik und dem
Schwarzen Meer.

Die Abgeordneten erkundigen sich nun bei der Bundesregierung nach den
Details und Schlussfolgerungen aus diesem Projekt.

 * 

5. Rechtsextreme Aufmärsche

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/FB) Die Zahl der rechtsextremem Demonstrationen und
Kundgebungen im vierten Quartal des Jahres 2017 interessiert die
Fraktion Die Linke. In einer Kleinen Anfrage (19/673) wollen die
Abgeordneten von der Bundesregierung unter anderem wissen, in welchen
Bundesländern solche Veranstaltungen stattgefunden haben und von wem
sie angemeldet wurden. Außerdem fragen die Abgeordneten nach der Zahl
der Demonstrationsteilnehmer und Straftaten während der Aufmärsche.

 * 

6. Polizei- und Zolleinsätze im Ausland

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/FB) Wie viele deutsche Polizei- und Zollbeamte im vierten
Quartal des vergangenen Jahres im Ausland im Einsatz waren, erfragt
die Fraktion Die Linke in einer Kleinen Anfrage (19/675). Die
Abgeordneten wollen unter anderem wissen, an welchen Orten und in
welchen Funktionen die Beamten beschäftigt waren und wie gut für ihre
Sicherheit gesorgt wurde. Außerdem interessieren sich die Abgeordneten
dafür, an welchen Ausbildungsmaßnahmen für ausländische Einsatzkräfte
deutsche Polizisten teilgenommen haben.

 * 
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BUNDESTAG/6924: Heute im Bundestag Nr. 072 - 16.02.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 072

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 16. Februar 2018, Redaktionsschluss: 09.15 Uhr

1. Rechte Musikveranstaltungen

2. Übergriffe auf Flüchtlingsunterkünfte

3. Linke fragt nach Dublin-Verfahren

4. Pilotprojekt Asylverfahrensberatung

5. Asylstatistik 2017

6. Rolle von Ärzten bei Abschiebungen



1. Rechte Musikveranstaltungen

Inneres/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Musikveranstaltungen der rechten Szene im vierten
Quartal 2017 sind Thema einer Kleinen Anfrage (19/671) der Fraktion
Die Linke. Die Bedeutung von Musik für die Szene der extremen Rechten
sei in Studien nachdrücklich belegt. Der Rechtsrock biete insbesondere
die Möglichkeit, Jugendliche anzusprechen. Die Abgeordneten erkundigen
sich nun nach der Zahl der einschlägigen Musikveranstaltungen, den
Organisatoren und Teilnehmern.

 * 

2. Übergriffe auf Flüchtlingsunterkünfte

Inneres/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die Fraktion Die Linke erkundigt sich in einer
Kleinen Anfrage (19/672) nach Übergriffen auf Flüchtlingsunterkünfte
im vierten Quartal 2017. Rassistische Hetze gegen Flüchtlinge sei seit
Jahren ein zentrales Thema der extremen Rechten. Die Abgeordneten
wollen von der Bundesregierung nun erfahren, wo es solche Übergriffe
gegeben hat und welche Rolle die rechtsextreme NPD dabei spielte.

 * 

3. Linke fragt nach Dublin-Verfahren

Inneres/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Das sogenannte Dublin-Verfahren bei Asylsuchenden
steht im Mittelpunkt einer Kleinen Anfrage (19/694) der Fraktion Die
Linke. Bei 7,7 Prozent aller Asylsuchenden habe das Bundesamt für
Migration und Flüchtlinge (BAMF) 2016 ein Rückübernahmeersuchen nach
der Dublin-Verordnung der EU gestellt. Innerhalb der Behörde werde für
Dublin-Verfahren Personal gebunden, das ansonsten in der regulären
Asylprüfung eingesetzt werden könnte.

Die Abgeordneten erkundigen sich nun bei der Bundesregierung unter
anderem nach der Zahl der Dublin-Verfahren 2017 und den am stärksten
betroffenen Herkunftsländern.

 * 

4. Pilotprojekt Asylverfahrensberatung

Inneres/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Mit der Asylverfahrensberatung befasst sich die
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in einer Kleinen Anfrage (19/652). Eine
solche unabhängige Beratung vor der Anhörung beim Bundesamt für
Migration und Flüchtlinge (BAMF) zeige positive Ergebnisse, wie der
Erfahrungsbericht zu einem Pilotprojekt gezeigt habe. Die Abgeordneten
sind nun an der Einschätzung der Bundesregierung zu dem Thema
interessiert sowie an möglichen Schlussfolgerungen.

 * 

5. Asylstatistik 2017

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Um ergänzende Informationen zur Asylstatistik 2017
zu erhalten, hat die Fraktion Die Linke eine Kleine Anfrage (19/635)
an die Bundesregierung gestellt. Darin fragen die Abgeordneten unter
anderem nach der Gesamtschutzquote gemäß Artikel 16a des
Grundgesetzes, des Aufenthaltsgesetzes und der Genfer
Flüchtlingskonvention. Außerdem fragen sie nach den "bereinigten
Gesamtschutzquoten" für einzelne Herkunftsländer, nach Gründen der
Ablehnung von Asylanträgen und der Zahl minderjähriger und
unbegleiteter Flüchtlinge.

 * 

6. Rolle von Ärzten bei Abschiebungen

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/FB) In einer Kleinen Anfrage (19/692) erkundigt sich die
Fraktion Die Linke nach dem Einsatz von Ärzten im Rahmen von
Abschiebungsverfahren. Die Abgeordneten fragen die Bundesregierung
unter anderem nach dem Auswahlverfahren für die Ärzte und nach deren
Bezahlung. Da es in der Vergangenheit wiederholt zur Ablehnung des
Aufnahmelandes aufgrund der gesundheitlichen Verfassung eines
Abzuschiebenden kam, fragt die Fraktion nach der Anzahl dieser Fälle.

 * 
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PRESSEKONFERENZ/1610: Kanzlerin Merkel und der italienische Ministerpräsident Paolo Gentiloni, 16.02.2018 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz im Bundeskanzleramt - Freitag, 16. Februar
2018

Pressekonferenz von Bundeskanzlerin Merkel und dem italienischen
Ministerpräsidenten Paolo Gentiloni

(Die Protokollierung des fremdsprachlichen Teils erfolgte anhand der
Simultandolmetschung)



BK'in Merkel: Meine Damen und Herren, guten Morgen! Ich freue mich, heute
den italienischen Ministerpräsidenten Paolo Gentiloni hier in Berlin zu
begrüßen. Ich hätte das gerne schon letzte Woche getan, aber unsere
Koalitionsgespräche hatten sich sehr lange hingezogen. Nichtsdestotrotz
haben wir uns sehr gefreut, dass Paolo Gentiloni eine große Europa-Rede an
der Humboldt-Universität gehalten hat, und unser Engagement für Europa war
natürlich auch Grundlage unserer heutigen Diskussion.

Wir haben, was die bilateralen Themen anbelangt, keine großen Probleme,
sodass wir die Diskussion auch schnell auf gemeinsame europäische
Anstrengungen lenken konnten. Hierbei geht es vor allen Dingen darum, dass
wir in den letzten Jahren - das darf ich, glaube ich, sagen - sehr eng
miteinander zusammengearbeitet haben, gerade bei der großen Herausforderung
der Migration. Hier ist es so, dass die Aktivitäten Italiens mit Blick auf
die Mittelmeerroute, also die Flüchtlinge, die aus Libyen kommen, sehr
herausragend sind. Hierfür möchte ich auch der italienischen Regierung und
Paolo Gentiloni besonders danken.

Wir haben, glaube ich, zwei Dinge geschafft: auf der einen Seite, die
Steuerung und die Ordnung besser hinzubekommen - durch die europäische
Mission, die Ausbildung der libyschen Küstenwache und auch eine
Unterstützung der Einheitsregierung, so schwierig das auch immer sein mag -
, aber eben auch eine enge Kooperation mit afrikanischen Staaten. Hier hat
sich zwischen Deutschland, Italien und Frankreich eine, wie ich sagen
möchte, exzeptionelle Zusammenarbeit auch mit der EU-Kommission
herausgebildet, in deren Rahmen wir auch sehr präzise Schritte unternehmen,
die, wenn ich an die Ankunftszahlen zum Beispiel in Niger denke, Wirkung
zeigen, und in deren Rahmen wir immer wieder verstehen: Wir müssen
Fluchtursachen bekämpfen, Menschen vor Ort eine Chance geben und
gleichzeitig illegalen Schmugglern und Schleppern das Handwerk legen. Hier
gibt es eine völlige Gemeinsamkeit in den Anstrengungen.

Wir haben uns dann natürlich auch darüber unterhalten, wie es mit dem
Austritt Großbritanniens aus der Europäischen Union weitergeht. Hier liegen
Deutschland und Italien vollkommen auf einer Linie.

Wir haben uns auch kurz mit der aufkommenden Diskussion über die nächste
mittelfristige finanzielle Vorausschau auseinandergesetzt. Deutschland und
Italien sind Nettozahler, und für uns ist wichtig, dass sich die
europäischen Ausgaben auch auf das konzentrieren, was die wirklich großen
europäischen Herausforderungen sind. Das ist die Migration, das sind aber
auch die gemeinsamen Verteidigungsanstrengungen. Das ist Forschung und
Innovation. Hier will ich dann bilateral nur noch einmal hervorheben, dass
wir auch eine sehr enge Zusammenarbeit hinsichtlich der Frage von Industrie
4.0 und Digitalisierung haben, die wir auch gerne fortsetzen möchten.

Alles in allem gibt es sehr gute bilaterale Beziehungen, und insofern freue
ich mich über diesen Besuch. Wir werden unsere Diskussionen nächste Woche
beim informellen Europäischen Rat fortsetzen.

MP Gentiloni: Ich danke der Frau Bundeskanzlerin ganz herzlich. Dieses
heutige Treffen hat noch einmal erneut ganz klar das herzliche, optimale,
vorzügliche Verhältnis zwischen beiden Staaten bekräftigt. Das ist wirklich
eine Realität, die uns jeden Tag in Staunen versetzt; denn diese
Beziehungen werden ja immer besser.

Im Jahr 2017 haben wir einen Rekordhandelsaustausch gehabt. Ich glaube, es
ist sehr wichtig - das hat auch Angela gesagt -, dass sich diese
Zusammenarbeit seitens Deutschlands, seitens Italiens und auch seitens
Frankreichs immer mehr auf die Herausforderungen durch die Digitalisierung
konzentriert, gerade in der Industrie, aber auch auf die Frage der
Industrie 4.0. Das ist ja für Europa von größter Bedeutsamkeit, damit es
stärker wird und immer ehrgeiziger werden kann.

Was den vorzüglichen Stand unserer bilateralen Beziehungen angeht, so
können wir in den nächsten Monaten zusammen mit anderen Ländern wirklich
Impulse für die europäische Entwicklung geben. Europa muss auf irgendeine
Art und Weise auch mehr hinsichtlich der Diskussion über seinen Haushalt
tun. Aber dieses Mehr muss vor allen Dingen besser getan werden. Wenn man
hier von Mitteln für die Europäische Union beziehungsweise für den 
EU-Haushalt spricht, dann wird Italien seinen Anteil daran tragen. Aber wir
müssen natürlich auch wissen, dass wir eine große Anstrengung unternehmen
müssen, um die europäischen Ressourcen möglichst auf unsere öffentlichen
gemeinsamen Güter zu konzentrieren, zum Beispiel die Sicherheit und die
Verteidigung, die Migrationsfragen sowie Investitionen. Ich denke aber auch
an die Arbeitspolitik, die Politik für den Arbeitsmarkt. Hierfür brauchen
wir wirklich gemeinsame Impulse.

Übrigens ist Europa nun aus der großen Krise, die 2016 bestand,
herausgekommen. Es hat unter Beweis gestellt, dass Populismus und
Nationalismus bei uns keine Rolle spielen. Jetzt muss Europa beweisen, dass
es in der Lage ist, allmählich schrittweise voranzuschreiten, um wirklich
etwas zu erreichen, das eigentlich das Wichtigste ist, nämlich den
Wiederaufschwung Europas zu erreichen und Europa neues Leben einzuhauchen,
gerade im Hinblick auf den jetzigen Augenblick und auch auf die
internationale Wirklichkeit und Lage. Ich werde mich nie mit dem Gedanken
abfinden, dass man die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit von Demokratien
von unserem gemeinsamen demokratischen europäischen Gesellschaftsmodell
trennen kann. Das haben wir in den letzten 60 Jahren unter Beweis gestellt.
Das europäische Sozialmodell, die europäische soziale Marktwirtschaft, die
europäische offene Gesellschaft - das heißt das alles.

Unsere Positionen zum freien Außenhandel und zum Klimawandel sind aktueller
denn je zuvor.

Dann haben wir natürlich auch eine Aufgabe zu erfüllen, eine Mission, und
zwar im geopolitischen Maßstab. Wir werden nächste Woche in Brüssel darüber
diskutieren, zusammen mit den fünf Sahel-Ländern, die wir eingeladen haben.
Ich muss wirklich sagen, dass Italien und Deutschland in ihren Beziehungen
zu den Mittelmeerstaaten und zu den afrikanischen Staaten nicht nur
gemeinsame Interessen, sondern auch gemeinsame Standpunkte vertreten. Das
ist ganz klar zum Vorschein gekommen, als wir damals zusammen die
Herausforderung durch die Migrationsbewegung angegangen sind. Wir sind in
der Lage gewesen, eine vernünftige Aufnahmepolitik durchzuführen, auf der
anderen Seite aber gleichzeitig ganz massiv gegen die Schleuser, gegen die
Menschenhändler vorzugehen. Wir sind sehr stolz darauf, dass dank unseres
Engagements, des italienischen Engagements, die Netze der Schleuser
mittlerweile viel weniger effizient sind. Es hat einen starken Rückgang
gegeben, was die Anstrandungen angeht. Es gibt auch viel weniger Tote im
Mittelmeer. Es gibt
viel mehr Rückkehrer in Richtung Libyen und dann weiter in afrikanische
Länder, die natürlich von uns unterstützt werden. Ich glaube, dass unsere
Mitbürgerinnen und Mitbürger gerade dies von der Europäischen Union
erwarten, auch wenn wir über einen mehrjährigen Haushalt sprechen. Unsere
Mitbürger wollen natürlich auch, dass unser Geld, ihr Geld, auf diesem
Gebiet verwendet wird. Es geht um das technologische Voranschreiten, um
gemeinsame Sicherheit und um viele andere Fragen mehr. So wird Europa immer
besser dabei sein, gegen die populistischen und antieuropäischen Tendenzen
anzugehen.

Noch einmal herzlichen Dank, liebe Angela, für diese wirklich sehr
fruchtbaren Gespräche. Wir können wirklich feststellen, dass zwischen uns
ein hohes Maß an Einigung herrscht. Noch einmal vielen Dank!

Frage: Guten Tag! Sie haben ja beide von einem Wiederaufschwung Europas
gesprochen. Gerade in zahlreichen europäischen Ländern gibt es aber doch
viel Instabilität. Ich wollte Frau Bundeskanzlerin Merkel fragen: Welche
Erwartungshaltung haben Sie gegenüber dem Parteitag Ihrer eigenen Partei,
aber auch, was das Referendum der SPD-Mitglieder angeht?

Jetzt habe ich noch eine Frage an Herrn Gentiloni. Heute wurden ja die
jüngsten Meinungsumfragen für die Wahlen im März in Italien veröffentlicht.
Es ist nach wie vor ganz klar so, dass wohl keine Partei eine Mehrheit
erhalten wird. Wir haben ja von Herrn Gentiloni gehört, dass er die große
Koalition über alle Maßen gelobt hat. Könnten Sie denken, dass das auch die
Lösung für Italien sein könnte und dass das dann auch für Italien
europäische Stabilität bedeuten könnte?

BK'in Merkel: Ich will dazu von meiner Seite aus sagen, dass ich glaube,
dass es nach einer sehr detaillierten und sehr gründlichen Ausarbeitung
eines Koalitionsvertrags eine aus meiner Sicht doch recht gute Chance dafür
gibt, dass sich sowohl die Mitglieder der SPD als auch der Parteitag der
CDU - die Gremien der CSU haben das schon getan - positiv zu diesem
Koalitionsvertrag äußern werden. Aber wir müssen die Ergebnisse abwarten.
Aber ich bin, was meine Partei anbelangt, optimistisch.

MP Gentiloni: Ich denke, dass sich die Regierungshypothesen für unsere
Regierung nicht aus den Meinungsumfragen ergeben sollen, sondern es sind
die Wähler, die am 4. März bestimmen werden. Wir müssen das, was dann aus
der Wahlurne kommen wird, respektieren.

Meine persönliche Meinung ist - die kennen Sie ja bereits -, dass der
einzig mögliche Pfeiler einer stabilen und proeuropäischen Koalition in
Italien eben wirklich nur eine Mitte-links-Koalition sein könnte, geführt
von der Demokratischen Partei. Dennoch hat der Wähler das letzte Wort. Nach
den Wahlen wird es ja unser Staatspräsident sein, der das Heft in der Hand
haben wird, und er wird dann die Situation bewerten und sie einer Lösung
zuzuführen haben.

Eines ist sicher: Italien wird eine Regierung haben. Ich denke, dass
Italien eine stabile Regierung haben wird, und ich glaube nicht, dass es
irgendeine Gefahr geben könnte, dass es eine Regierung sein könnte, die
populistisch dominiert und womöglich antieuropäisch wäre; das glaube ich
wirklich nicht.

Frage: Herr Premierminister, Sie haben relativ deutlich zu erkennen gegeben
beziehungsweise an die SPD appelliert, sich an der Koalition in Deutschland
zu beteiligen, dem zuzustimmen. Haben Sie mit der Bundeskanzlerin heute
auch darüber gesprochen, was passiert, wenn das scheitert? Wie hat sie da
ihre Einschätzung widergegeben?

Frau Bundeskanzlerin, könnten Sie uns an Ihrer Überlegung teilhaben lassen,
die letztlich dazu geführt hat, dass Sie trotz der international recht
interessanten Konstellation im Moment heute und morgen nicht nach München
zur Sicherheitskonferenz fahren?

MP Gentiloni: Ich habe hier keine Appelle in die eine oder die andere
Richtung bekundet, ich habe nur eine politische Bewertung abgegeben. Auch
in Italien haben wir zurzeit ja noch eine Koalitionsregierung. Dass in
Deutschland nun von den Mitgliedern der SPD und auf dem Parteitag der CDU
über ein Koalitionsabkommen abgestimmt wird, ist ja etwas Gutes und etwas
Richtiges; denn dieses deutsche Koalitionsausschuss hilft dem europäischen
Projekt, hilft der europäischen Idee, und ich denke, dass der Beschluss der
SPD-Parteispitze nicht nur für Deutschland, sondern auch für Italien und
für alle anderen genau in die richtige Richtung geht. Trotzdem: Wahlen und
Abstimmungen sind immer frei, und deswegen werde ich mich ganz sicher nicht
mit Appellen einmischen.

Darüber und auch über andere mögliche Szenarien haben wir mit der Frau
Bundeskanzlerin im Übrigen nicht gesprochen. Wir haben uns wirklich auf
unsere beiderseitigen Beziehungen konzentriert, die in Zukunft auf jeden
Fall weiterhin Beziehungen sein werden, die eine gemeinsame Vision
verfolgen - nicht nur in Europa, sondern insgesamt in der Welt.

BK'in Merkel: Was die Teilnahme an der Münchner Sicherheitskonferenz
anbelangt, ist es ja so, dass die geschäftsführende Bundesregierung dort
recht breit vertreten ist, nämlich durch den Außenminister, die
Verteidigungsministerin und den Innenminister. Bei mir ist es guter Brauch,
dass ich im Durchschnitt etwa jedes zweite Mal an der Sicherheitskonferenz
teilnehme. Ich war im letzten Jahr dort; insofern ist das sozusagen im
statistischen Mittel, glaube ich.

Frage: Frau Bundeskanzlerin, man spricht ja von Olaf Scholz als künftigem
Finanzminister. Scholz hat gesagt, Deutschland habe in der Vergangenheit
Fehler gemacht und dürfe den anderen Ländern nicht mehr die Richtung
vorgeben, aufzwingen und diktieren. Was sagen Sie dazu?

Herr Gentiloni, sind Sie der Auffassung, dass es einen gemeinsamen Willen
in Europa gibt, was die Reform des europäischen Asylsystems angeht?

BK'in Merkel: Was die Frage der Euro-Rettungspolitik anbelangt, will ich
erst einmal sagen, dass wir über diese Phase jetzt glücklicherweise hinaus
sind, dass auch Griechenland Fortschritte gemacht hat und dass wir nach
meiner Auffassung eine völlig neue Phase erreicht haben. Alle Länder
wachsen, alle Länder haben die Arbeitslosigkeit abgebaut. Ministerpräsident
Paolo Gentiloni hat heute in den deutschen Zeitungen ja auch noch einmal
dargestellt, wie sich die italienische Situation verbessert hat. Insofern
glaube ich und hoffe ich, dass wir zu dieser Phase gar nicht wieder
zurückkehren.

Zweitens ist es so, dass es eine Troika gab, die die Bedingungen immer
wieder definiert hat. Es gibt und gab da auch in der Vergangenheit in den
Nuancen zwischen den Koalitionspartnern immer wieder unterschiedliche
Meinungen, aber wir haben immer zu einem gemeinsamen Weg gefunden, der
sowohl die Interessen Deutschlands vertreten hat, aber auch die Solidarität
in Europa möglich gemacht hat, und so wird das auch in der Zukunft sein.
Wir haben dafür klare Prinzipien auf der Grundlage des Stabilitäts- und
Wachstumspakts, und so werden wir uns verhalten. Jetzt geht es aber
eigentlich darum, das Wachstum zu sichern und Innovationen nach vorne zu
bringen, und daran arbeiten wir ja auch gemeinsam.

MP Gentiloni: Auch ich bin voll und ganz der Meinung von Angela Merkel. Wir
sind jetzt wirklich in einer konvergierenden, positiven Phase, was unsere
Volkswirtschaften angeht, und wir sollten diese Gelegenheit nicht
verpassen. Was nun die Regeln und gerade das Dublin-System angeht, so
wissen Sie doch, dass zurzeit ein Verhandlungsprozess innerhalb der EU über
das gemeinsame europäische Asylsystem stattfindet. Wir müssen natürlich zu
einer Einigung kommen. Ich sage ganz klar, dass das eine Einigung sein
muss, bei der verschiedene Dinge in Richtung eines Kompromisses kombiniert
werden, nämlich der Grundsatz der Verantwortung und der Grundsatz der
Solidarität seitens der verschiedenen Mitgliedstaaten der Europäischen
Union. Wir können natürlich nicht den Gedanken akzeptieren, dass das eine
oder andere Land einfach sagt: Nein, nein, mit dieser gemeinsamen
Verantwortung habe ich bei diesem Punkt nichts zu tun. Was die Migration
angeht, so können wir die Ursachen und Gründe hierfür sehr wohl verstehen,
denn es gibt ja auch ein entsprechendes Verhältnis zur eigenen nationalen
Öffentlichkeit. Aber das ist eine Verpflichtung, die alle 
EU-Mitgliedstaaten eingehen müssen. Niemand kann hier eigenbrötlerisch
handeln, vielmehr muss man hier das Gesamte sehen. Hier muss sich
Solidarität manifestieren. Ich glaube, darum geht es, das ist der
wesentliche Punkt bei den Arbeiten, die zurzeit vorangehen. Ich glaube,
dass wir am Ende gute Ergebnisse zeitigen werden und dass es am Ende einen
guten Kompromiss geben wird, auch was ein neues Dublin-System angeht.

Frage: Frau Bundeskanzlerin, Sie kündigen im Koalitionsvertrag ja einen
neuen Aufbruch für Europa an. Wie und nach welchen Prioritäten wollen Sie
das jetzt ganz konkret angehen, was ist zeitlich besonders dringlich? Geht
es vor allen Dingen um die Eurozone oder auch um den Zusammenhalt der EU-27
insgesamt?

Herr Ministerpräsident, Sie sagten schon, dass Sie nicht die Gefahr einer
antieuropäischen Regierung nach der Wahl sehen. Wird Italien aber auch
weiter ein aktiver proeuropäischer Player sein, der sich vielleicht auch
sehr stark an das deutsch-französische Tandem anhängen wird?

BK'in Merkel: Ich will zu der Frage des gemeinsamen Asylsystems auf
europäischer Ebene nur noch hinzufügen, dass Deutschland und Italien hier
komplett auf einer Linie arbeiten und dass wir diesbezüglich völlig gleiche
Vorstellungen haben.

Sie haben sicherlich das Kapitel im Koalitionsvertrag über den neuen
Aufbruch gelesen, kennen die Dinge also auch. Wir haben eine klare
sogenannte "Leaders' Agenda", also eine Tagesordnung für den Europäischen
Rat, die wir auch in Rom anlässlich des 50. Jahrestags der Römischen
Verträge noch einmal erarbeitet haben. Wir wissen jetzt also bei jedem
Europäischen Rat, was die Schwerpunkte sind. Im März wird es zum Beispiel
um Fragen der Wirtschafts- und Währungsunion und auch um Fragen des
digitalen Binnenmarkts gehen. Wir werden dann im Sommer hoffentlich beim
gemeinsamen europäischen Asylsystem soweit sein. Auf dem vorigen
Europäischen Rat haben wir die Verteidigungsunion auf die Beine gestellt.
Das heißt, wir haben eine sehr ambitionierte Agenda für den Europäischen
Rat, die aus meiner Sicht zum Schluss ein Bild ergeben wird, das zeigt,
dass wir uns sehr viel klarer auf die wirklichen Zukunftsprioritäten
konzentrieren.

Mir sehr wichtig - darüber werden wir auch auf einem der nächsten Räte
sprechen, aber nicht in der nächsten Woche und nicht im März - ist auch
eine gemeinsame Außenpolitik; denn um die Herausforderungen in Richtung
China und auch die Herausforderung in Richtung Russland bewältigen zu
können, brauchen wir noch mehr Gemeinsamkeit in unseren außenpolitischen
Aktivitäten. Bei der EU-Afrika-Politik funktioniert das schon recht gut und
auch mit einer sehr guten Arbeitsteilung, würde ich sagen. Das brauchen wir
jetzt aber auch mit Blick auf andere Regionen der Welt.

MP Gentiloni: Ich bestätige Folgendes noch einmal voll und ganz: Wahlen
sind Zeiten der Entscheidung, das ist ganz klar. Meine politische Meinung
und meine Vorhersage ist, dass Italien eine stabile Regierung haben wird,
und ich sehe nicht das Risiko einer populistischen oder womöglich
antieuropäischen Regierung in unserem Land. Das heißt, ich bin überzeugt
davon, dass die Mitte-Links-Koalition in Zukunft wirklich die Rolle eines
Grundpfeilers in unserer Regierung spielen kann.

Abgesehen von dieser meiner persönlichen Überzeugung muss ich sagen, dass
die Beziehungen zwischen den wichtigen europäischen Ländern - Italien,
Deutschland, Frankreich, Spanien und auch anderen Ländern - heute wirklich
grundlegende Bedeutung haben, und zwar ganz abgesehen davon, ob es in dem
einen oder anderen Land kleinere oder größere wirtschaftliche
Schwierigkeiten gibt. Auf jeden Fall wissen alle diese Länder, die ich
genannt habe, sehr wohl um die Chance, die Europa jetzt hat. Im Juni 2016
gab es das Risiko, dass Europa hätte auseinanderbrechen können. 2017 sind
darauf und auch gegenüber den antieuropäischen und populistischen
Bewegungen aber Antworten gegeben worden. Jetzt, im Jahre 2018, haben wir
wirklich die verdammte Pflicht, so viel wie möglich und so gut wie möglich
auf die Nachfrage nach Europa in unserer Bevölkerung, was den Welthandel
betrifft, zu antworten. Das gilt gerade auch, was die großen globalen
Fragen angeht: Es gibt kein einziges großes Thema in der internationalen
Arena, bei dem Europa nicht eine große Rolle spielen kann, ja sogar muss.

Das gilt auch mit Blick auf Regionen, die uns ganz nahe sind - ich denke
hier zum Beispiel an die Westbalkanstaaten. Wir müssen gegenüber diesen
Ländern wirklich eine Politik der Öffnung betreiben - schrittweise,
allmählich und Fall für Fall, das ist ganz klar. Da geht es wirklich um
eine geopolitische Strategie und Grundentscheidung. Deutschland und Italien
sind ja die wichtigsten Partner der gesamten Westbalkanstaaten. Es reicht
aber nicht aus, wenn wir nur Handelspartner sind; es bedarf auch einer
politischen Präsenz der Europäischen Union dort vor Ort, die ihre Stimme
erhebt - und zwar unabhängig von den verschiedenen Entwicklungen, den
verschiedenen Nuancen und der verschiedenen Wirtschafts- und
Konjunkturlagen in den einzelnen Ländern. Wir haben insgesamt - das gilt
eigentlich für alle Länder - ein positives Konjunkturbild; das war schon
lange nicht mehr der Fall. Diese Gelegenheit gilt es als Regierungen in den
nächsten Monaten und in den nächsten Jahren zu ergreifen.

BK'in Merkel: Danke schön!

Freitag, 16. Februar 2018
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Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz im Bundeskanzleramt - Donnerstag, 15.
Februar 2018

Pressekonferenz von Bundeskanzlerin Merkel und dem türkischen
Ministerpräsidenten Binali Yildirim

(Die Protokollierung des fremdsprachlichen Teils erfolgte anhand der
Simultandolmetschung)



BK'in Merkel: Meine Damen und Herren, ich möchte den türkischen
Ministerpräsidenten, Herrn Yildirim, in Berlin begrüßen. Er ist auf der
Reise nach München zur Münchner Sicherheitskonferenz, und das war eine gute
Gelegenheit, uns hier zu treffen - nachdem wir uns im vergangenen Jahr in
München und dann auch in Ankara getroffen hatten -, um den Gesprächsfaden
wieder aufzunehmen.

Wir wissen, dass unsere bilateralen Beziehungen in schwerem Fahrwasser
waren und zum Teil auch noch sind, aber wir bemühen uns, Schritt für
Schritt die Fälle zu lösen, die dazu geführt haben. In diesem Zusammenhang
haben wir heute auch sehr intensiv darüber gesprochen, was auf der
Tagesordnung steht und was gelöst werden muss.

Dazu gehört nach der Freilassung von Herrn Steudtner und dem Aufenthalt von
Frau Tolu außerhalb des Gefängnisses nunmehr auch in ganz besonderer Weise
der Fall von Deniz Yücel. Er ist jetzt seit über einem Jahr ohne
Anklageschrift im Gefängnis. Deshalb habe ich heute zum wiederholten Male
darauf hingewiesen, dass dieser Fall eine besondere Dringlichkeit für uns
hat - aber natürlich auch alle anderen Fälle.

In diesem Zusammenhang haben wir über die Fragen des Rechtsstaats
gesprochen. Wir haben von deutscher Seite immer gesagt, dass wir den
Versuch eines Staatsstreiches in der Türkei verurteilt haben, aber auch,
dass bei der Aufklärung die Verhältnismäßigkeit gewahrt bleiben muss, wir
uns rechtsstaatliche Mechanismen wünschen und uns für diese auch einsetzen
und wir hier eine Vielzahl von Sorgen haben.

Wir haben über die große Bedeutung der deutsch-türkischen Beziehungen
gesprochen. Auf der einen Seite gibt es durchaus Differenzen in der Frage,
wie wir die Werte und ihre Umsetzung sehen; auf der anderen Seite haben wir
aber auch deutlich gemacht, dass es auch in komplizierten Zeiten gemeinsame
Interessen gibt. Diese beruhen darauf, dass drei Millionen Menschen
türkischer Herkunft bei uns in Deutschland leben, die eine Brücke für ein
vernünftiges Miteinander sein sollen; sie beruhen darauf, dass wir Mitglied
in der Nato sind; sie beruhen darauf, dass wir gemeinsam gegen den
Terrorismus kämpfen; und sie beruhen natürlich auch auf langjährigen
Wirtschaftsbeziehungen, die wir vernünftig entwickeln wollen.

Das setzt natürlich vertrauensvolles Miteinander voraus. Deshalb haben der
Ministerpräsident und ich vereinbart, dass wir sowohl auf unserer Ebene als
auch in Gesprächen mit dem Staatspräsidenten, Herrn Erdogan, unsere
Kontakte intensivieren wollen, wenn wir dann auch in Deutschland
hoffentlich bald eine stabile Regierung haben. Der Ministerpräsident hat
mir noch einmal gesagt, dass man auch in der Türkei darauf wartet, dass wir
wieder eine stabile Regierung haben. Dann müssen wir alle diese Probleme
intensiv besprechen. Ich schätze sehr - und will das ausdrücklich sagen -,
dass der Ministerpräsident deutlich gemacht hat: Er ist zu allen Problemen -
 und seien sie noch so schwierig - zu einer offenen Aussprache bereit. Ich
glaube, nur über das Gespräch kann man auch schauen, ob sich gemeinsame
Wege finden. Manches wird sicherlich nicht sehr einfach sein, aber den
Versuch ist es allemal wert.

Wir haben dann natürlich auch über die Situation in der Nachbarschaft der
Türkei gesprochen. Ich habe darauf hingewiesen, dass die Türkei wie jedes
Land das Recht hat, sich um die eigenen Sicherheitsinteressen zu bemühen,
dass wir uns aber auch sorgen, gerade was die Situation innerhalb der Nato
anbelangt, und hoffen, dass gerade auch die Konflikte mit den Vereinigten
Staaten von Amerika, die sich daraus ergeben haben, gelöst werden können.

Wir haben auch über die große Leistung gesprochen, die die Türkei mit Blick
auf Flüchtlinge aus Syrien leistet, und haben diesbezüglich auch über die
EU-Gelder gesprochen. Hier ist es nach wie vor so, dass sich die Türkei
wünscht, dass die Gelder effizienter und schneller ausgegeben werden
können. Ich habe meinerseits Bereitschaft gezeigt, hierüber weiter mit den
Institutionen der Europäischen Union zu sprechen, und habe noch einmal
deutlich gemacht, dass wir nicht nur zu der Umsetzung des ersten 
Drei-Milliarden-Euro-Paketes stehen, sondern auch zu den zweiten drei Milliarden
Euro. Wir wissen aus unseren Erfahrungen in Deutschland, wie aufwändig es
ist, für Flüchtlinge Schulbildung, Gesundheitsvorsorge und Integration in
den Arbeitsmarkt zu leisten. Deshalb schätzen wir die Anstrengungen der
Türkei auf diesem Weg ganz besonders.

Ich möchte mich für ein nicht nur einfaches, aber ich glaube doch
nützliches und wichtiges Gespräch bedanken!

MP Yildirim: Vielen Dank, Frau Bundeskanzlerin Merkel! Sehr verehrte
Vertreter der Presse! Wir treffen uns mit der Frau Bundeskanzlerin jetzt
nach fast einem Jahr wieder, und ich freue mich, dass ich hier bin. Am 2.
Februar 2017 hatten wir auch die Ehre, sie in Ankara zu empfangen. Am 18.
Februar gab es dann die Sicherheitskonferenz in München, und auch dort gab
es die Möglichkeit, uns zu treffen und miteinander zu sprechen.

In diesem vergangenen Jahr gab es in Deutschland, aber auch in der Türkei
vieles, was sich geändert hat, vieles, was wir erlebt haben: In der Türkei
gab es ein Referendum, in Deutschland gab es Wahlen. Ich glaube, wir als
Regierung konnten vielleicht nicht genug Zeit in Anspruch nehmen, um
zusammenzukommen und die Gespräche fortzuführen. Jetzt sind wir in einer
neuen Phase, in der in Deutschland nun im Rahmen der Koalitionsgespräche
eine Entscheidung über eine neue Regierung getroffen worden ist. Ich möchte
der Frau Bundeskanzlerin und den Koalitionspartnern zu dieser neuen
Regierung gratulieren, und ich hoffe, dass wir mit dieser neuen Regierung,
wenn sie dann mit voller Kapazität arbeitet, auch im Rahmen unserer
Beziehungen wieder dort weitermachen werden, wo wir stehengeblieben sind.

Genauso wie Frau Bundeskanzlerin Merkel es schon gesagt hat, gibt es im
Rahmen unserer bilateralen Beziehungen wichtige Punkte, und diese haben wir
in dieser kurzen Zeit besprochen. Es gibt über drei Millionen
türkischstämmige Menschen, die in Deutschland leben, und wir haben
unterstrichen, dass diese Menschen natürlich eine sehr wichtige Brücke in
den deutsch-türkischen/türkisch-deutschen Beziehungen sind. Wir haben auch
noch einmal festgestellt, dass deren Existenz sozusagen auch die
Sicherheit, die Garantie unserer Beziehungen ist.

Auf der anderen Seite gab es am 15. Juli 2016 in der Türkei einen
hinterhältigen Putschversuch, und zu den Putschisten und deren
Verurteilung, aber auch solchen, die ihres Amts enthoben worden sind, die
suspendiert worden sind, haben wir uns ausgesprochen, und auch die Frau
Bundeskanzlerin hat ihre Meinung dazu noch einmal gesagt. Deutschland ist
ein Rechtsstaat, die Türkei ist ein Rechtsstaat, und im Rahmen der
Prinzipien der Rechtsstaatlichkeit gehen auch die entsprechenden
gerichtlichen Verhandlungen weiter. Die Verhandlungen derjenigen, die
ersten Grades am Putsch beteiligt waren, gehen momentan zu Ende, sodass
wir, glaube ich, zu einem Urteil kommen werden. Falls sich bei den
Untersuchungen herausstellt, dass Personen tatsächlich nicht in direktem
Kontakt mit dem Putsch gestanden haben, dann haben sie die Möglichkeit,
wieder zu ihrem Posten, an dem sie gearbeitet haben, zurückzukehren. 33
dieser Personen wurden sozusagen wieder aufgenommen, haben ihre Arbeit
zurückbekommen. Es gibt natürlich auch die Möglichkeit, dass man Einspruch
erheben kann. Dies wird dann untersucht und die Rechtswege sind gegeben,
sodass man dann sein Recht in Anspruch nehmen kann.

Während wir den Terrorismus in der Türkei bekämpfen, versuchen wir
natürlich, neben der Sicherheit und dem Wohl unserer Menschen auch die 
Nato-Grenzen zu sichern, natürlich ausgehend von dem Bürgerkrieg in Syrien, dem
Flüchtlingsstrom, den Terrororganisationen wie Da'esh und den anderen
Terrororganisationen. All diese erschwerenden Punkte haben zu
Flüchtlingsströmen geführt. Die Türkei ist ein Land, das diese Ströme auch
verhindert hat. Über drei Millionen Flüchtlinge haben wir momentan in
unserem Land aufgenommen, und sie sind bei uns zu Gast. Wir haben sozusagen
verhindert, dass sie nach Europa weitergeflohen sind.

Auch die Aktionen der Terrororganisationen versuchen wir zu verhindern. Wir
versuchen auch zu verhindern, dass sie sich weiter nach Europa ausdehnen.
Mit der Europäischen Union haben wir dabei gemeinsame Aktivitäten und
Vorgehensweisen. Frau Bundeskanzlerin hat dabei auch einen Beitrag
geleistet. Insbesondere wenn es um die Siedlungsstätten, die Beschulung
oder bestimmte Möglichkeiten für Flüchtlinge geht, wurden Entscheidungen
getroffen. Trotz vielleicht gewisser Stockungen geht dieser Prozess mit dem
Flüchtlingsabkommen weiter. Das zeigt die Entschlossenheit der Frau
Bundeskanzlerin auch im Rahmen des Beitrages. Ich freue mich, dass sie das
hier noch einmal angesprochen hat. Die Beziehungen zwischen der Türkei und
Deutschland sind für uns natürlich sehr wichtig.

Die PKK ist eine Terrororganisation. YPG ist eine Terrororganisation. YPG
und PYD sind die Ableger der PKK in Syrien. Das sagt Großbritannien, und
das sagt natürlich auch Amerika. Egal welchen Namen sie tragen, haben sie
vor, die Sicherheit in dieser Region zu beenden und dort ein bestimmtes
Areal für sich zu gründen.

Wir möchten bei diesem Kampf gegen den Terrorismus unsere Freunde natürlich
auf unserer Seite wissen. Auch bei dem Kampf gegen den Terrorismus sollten
wir zusammenarbeiten. Man sollte gemeinsam gegen den Terrorismus vorgehen.
Auch die Militäroperation Olivenzweig hat das gleiche Ziel, die
unschuldigen Menschen, die dort von den Terrororganisationen unterdrückt
werden, zu schützen und gegen diese Terrororganisationen vorzugehen. Wir
haben die Möglichkeit gehabt, auch dieses Thema zu besprechen.

Ich möchte auch einiges zum Thema Deniz Yücel sagen. Deniz Yücel und die
anderen verdächtigen Personen sind Gegenstand bestimmter Verdächtigungen
und momentan in Haft. Im Rahmen der Kompetenzen der Gerichte werden diese
Fälle untersucht. In der Vergangenheit wurden die Verhandlungen
entsprechend abgeschlossen, man ist dann zu einem Ergebnis gekommen. Ich
denke, dass natürlich auch in diesem Fall die Prinzipien der
Rechtsstaatlichkeit greifen und eine Entscheidung gefällt wird. Unsere
Aufgabe ist es, den Gerichten diese Verfahren mit unserer Darstellung und
Herangehensweise zu erleichtern.

Wie es auch Frau Bundeskanzlerin gesagt hat, möchten wir sie, wenn diese
Regierung tatsächlich voll und ganz arbeitet und tätig ist, gern in der
Türkei begrüßen. Ich möchte hier auch die Grüße des Staatspräsidenten und
seine Einladung übermitteln. Die deutsch-türkischen Beziehungen sind alt
und tief verwurzelt. Sie sind für die Zukunft Europas sehr wichtig, für den
Balkanraum, für den mittleren Osten. Auch wenn es in der letzten Zeit ein
Auf und Ab in den Beziehungen gab, so glaube ich, dass wir diese
Beziehungen mittel- und langfristig auf einer guten Basis weiterhin
fortsetzen werden können.

Ich möchte mich noch einmal dafür bedanken, dass Sie uns hier so
kurzfristig empfangen haben. Vielen Dank.

Frage: Frau Bundeskanzlerin, ich habe eine Frage an Sie. In der letzten
Zeit üben PKK- und YPG-Anhänger, also die Terroristen, viele Anschläge
gegen türkische Moscheen und Einrichtungen aus. Die türkische
Wohnbevölkerung in Deutschland fühlt sich nicht so sicher. Was wird getan,
damit sich die Türken in Deutschland sicher fühlen? Gibt es konkrete
Maßnahmen beziehungsweise Ergebnisse der ersten Ermittlungen?

BK'in Merkel: Gewalt ist in Deutschland verboten, sofern sie nicht aus
staatlichem Anlass anzuwendende Gewalt ist. Das gilt für alle
Einrichtungen, egal ob das Moscheen, Kirchen oder Synagogen sind. Unsere
Polizei, vor allem auch die Polizei der Länder, geht sehr entschieden vor
und tut alles, um die Sicherheit aller Menschen, die in Deutschland leben,
zu gewährleisten, ohne Ansehen der Nationalität und des Glaubens. Das ist
für uns sehr wichtig. Deshalb unternehmen wir überall dort, wo wir neue
Entwicklungen sehen, die entsprechenden Anstrengungen, um dafür Sorge zu
tragen, dass die Sicherheit möglichst gut gewährleistet ist. Es gibt hier
auch sehr harte, klare und rechtsstaatliche Gerichtsverfahren, wenn Gewalt
gegen Einrichtungen oder sogar gegen Menschen angewendet wurde.

Allerdings ist uns auch sehr wichtig, dass die verschiedenen Gruppen, die
in Deutschland leben - seien es türkischstämmig Aleviten oder
türkischstämmige Kurden oder türkischstämmige Türken -, auch miteinander
friedlich zusammenleben, so wie wir das hier bei uns insgesamt wollen.

Frage: Frau Bundeskanzlerin, eine Frage an Sie: Wie konkret sind Ihre
Hoffnungen auf eine Freilassung von Deniz Yücel?

Eine Frage an Sie, Herr Ministerpräsident: Sie haben gerade gesagt, Ihre
Aufgabe sei es, Verfahren zu erleichtern. Wann genau rechnen Sie mit einer
Anklage und einem Verfahren gegen Deniz Yücel? Wie bewerten Sie die Arbeit
der türkischen Justiz vor dem Hintergrund, dass Deniz seit einem Jahr in
Haft sitzt?

BK'in Merkel: Ich habe in dem Gespräch natürlich darauf hingewiesen, dass
wir uns ein schnelles und rechtsstaatliches Verfahren gegen Deniz Yücel
wünschen und dafür auch mit Nachdruck und durch Gespräche auf allen Ebenen
eintreten. In der Tat ist nach einem Jahr die Erwartung groß, dass es zu
einer Anklageschrift kommt. Das habe ich gegenüber dem Ministerpräsidenten
auch deutlich gemacht.

MP Yildirim: Sowohl in dem Verfahren Deniz Yücels als auch bei den anderen
Verfahren - das hat die Frau Bundeskanzlerin auch gesagt - sind die
rechtsstaatlichen Prinzipien wichtig, die momentan ja auch angewandt
werden. Das Verfahren geht momentan weiter.

Die Türkei war mit einem Militärputsch konfrontiert. Es wurden Tausende von
Verfahren eingeleitet. Die Gerichte haben viel zu tun, und es gibt eine
große Arbeitslast. Deshalb kann es sein, dass es zu gewissen Verzögerungen
gekommen ist. Aber ich denke, dass die türkische Justiz im Rahmen der
Gesetze das tut, was im Rahmen der Rechtsstaatlichkeit zu tun ist. Das
möchte ich Ihnen unbedingt sagen. Ich hoffe, dass man in kürzerer Zeit auch
bei dem Verfahren, bei den Verhandlungen, von denen wir sprechen, zu einem
Ergebnis kommt.

Was für ein Ergebnis kann das sein? - Jede Verhandlung ist natürlich eine
Hoffnung. Bevor ich hierhergekommen bin, wurde im Rahmen eines Interviews
eine entsprechende Frage an mich gerichtet. Ich habe darauf gesagt: Wenn es
zu einer Verhandlung kommt, dann kann sich eine Hoffnung ergeben. - Ich
wiederhole das. Ich bin davon überzeugt, dass von den Gerichten alles offen
dargelegt wird.

Diese und ähnliche Verfahren sollten unsere Beziehungen, die 
türkisch-deutschen Beziehungen, natürlich nicht beeinflussen. Das würden wir nicht
wünschen und nicht wollen. In ähnlicher Weise sollte man, wenn wir von der
Terrororganisation PKK und den Ablegern sprechen, aber auch von der 
FETÖ-Terrororganisation, natürlich unsere Sensibilität, die wir haben,
vielleicht auch entsprechend besser aufnehmen.

Frage: Frau Bundeskanzlerin, betrachten Sie den heutigen Besuch als den
Beginn einer Normalisierung der deutsch-türkischen Beziehungen?

Wird es bei der Visafreiheit und bei der Erweiterung der Zollunion Bewegung
geben?

BK'in Merkel: Erst einmal ist es natürlich schon so, dass die verschiedenen
konsularischen Fälle über Deniz Yücel hinaus, wenn ich das einmal insgesamt
betrachte, eine Trübung in unseren Beziehungen mit sich gebracht haben und
immer noch eine Bürde sind. Wir werden nicht ruhen, auch immer wieder
darauf hinzuweisen. Aber der Ministerpräsident hat ja eben auch seine Sicht
dargelegt.

Zweitens ist es so, was die Visafreiheit anbelangt, dass das an
entsprechende Bedingungen im Zusammenhang mit dem 
EU-Türkei-Flüchtlingsabkommen geknüpft ist. Darüber haben wir heute nicht im Detail
gesprochen. Da gibt es noch einige Arbeit, die zu leisten ist.

Aus unserer Sicht kann eine Erweiterung der Zollunion auch nur ins Auge
gefasst werden, wenn wir von dem Fortschritt bei den rechtsstaatlichen
Mechanismen noch besser überzeugt sind. Wir beobachten die Dinge sehr
intensiv, aber wir brauchen noch sehr viel Zeit und bestimmt auch noch
einige Aktionen, um hier überhaupt in die Zukunft blicken zu können. Da
gibt es also im Augenblick keine Bewegung.

Was bedeutet der Besuch? Der Besuch bedeutet ein Zeichen dafür, dass die
Gesprächsbereitschaft von türkischer Seite vorhanden ist und dass wir
intensiv reden müssen. Wir wussten vorher, dass eine Stunde nicht reichen
würde. Aber ich glaube, das ist ein Signal dafür, dass es von beiden Seiten
ein Interesse daran gibt, die deutsch-türkischen Beziehungen auch wieder zu
verbessern - in unserem gemeinsamen Interesse und womöglich auch auf einer
gemeinsamen Wertegrundlage; aber das ist im Augenblick nicht ganz einfach.

Frage: Herr Ministerpräsident, Sie haben gesagt, dass Sie in dem 
deutsch-türkischen Verhältnis eine neue Seite aufschlagen und die Vergangenheit
vergessen sein lassen wollen. Wozu ist die Türkei bereit, damit Deutschland
und die EU wieder mehr Vertrauen fassen - trotz massenhafter Verhaftungen
in der Türkei, trotz der mehr als ein Jahr dauernden Inhaftierung eines
Journalisten ohne Anklage und trotz mangelnder Demokratiebewegung?

Frau Bundeskanzlerin, der Journalist Yücel hat gesagt, er möchte nicht Teil
eines schmutzigen Deals sein. Sind in naher Zukunft Rüstungsgespräche mit
der Türkei geplant?

Was halten Sie von "osmanischen Ohrfeigen"? Müssen Sie befürchten, dass
auch Deutschland so etwas droht?

BK'in Merkel: Ich kann von meiner Seite aus beginnen, bevor der
Ministerpräsident dann antworten wird. Ich glaube, dass es unsere Pflicht
ist, wenn es sich um einen deutschen Staatsbürger handelt - im Fall von
Deniz Yücel um einen Staatsbürger mit doppelter Staatsangehörigkeit -, uns
für die Anliegen dieses Staatsbürgers einzusetzen. Ich glaube, dass es
richtig ist, in schwierigen Zeiten immer wieder miteinander zu sprechen.
Aber Sie können davon ausgehen, dass wir in diesem Fall keinerlei
Verknüpfung herstellen oder überhaupt keine Verknüpfungen herstellen, um
das ganz klar zu sagen, sondern wir sprechen über diese Fälle, und
natürlich sprechen wir dann auch über andere Bereiche der Politik; das ist
ja klar. Wir sind beide Nato-Partner. Was die Rüstungsexporte anbelangt,
haben wir sowieso eine sehr restriktive Praxis.

Ich kann hier nur noch einmal das betonen, was wir schon gesagt haben:
Jetzt, im Rahmen der geschäftsführenden Bundesregierung, werden wir
überhaupt keine Entscheidungen treffen. Aber es gibt auch keinerlei
Verbindung zwischen solchen Entscheidungen, die wir für sich und allein
stehend fällen, und der Rede über Fälle von deutschen Staatsbürgern wie dem
von Deniz Yücel.

Zusatzfrage: Die "osmanischen Ohrfeigen"?

BK'in Merkel: Ich habe Berichte gelesen. Schauen Sie, ich habe kein
Interesse daran, mich jetzt an bestimmten Worten zu beteiligen. Das hilft
uns jetzt nicht weiter. Ich pflege eine sachliche, klare Sprache, und auf
dieser Grundlage haben wir heute miteinander geredet. An allem anderen
beteilige ich mich nicht.

(Ein Journalist hält mehrere Fotos hoch.)

MP Yildirim: Ich glaube, der Kollege ist beschäftigt. - Das sind natürlich
Fälle, die woanders geschehen sind. Sie sollten keine Propaganda machen.
Wollen Sie wissen, was in Afrin passiert? Dann kommen Sie dorthin. Diese
Bilder stammen aus anderen Regionen, nicht aus Afrin. Sie sollten hier also
nicht versuchen, die Menschen zu manipulieren.

Sowohl in Deutschland als auch in der Türkei müssen die Menschen in einem
Rechtsstaat natürlich auch nach ihrem Recht suchen und auch ihr Recht
bekommen. Das ist selbstverständlich. Aber man muss natürlich auch das
Recht respektieren, die Justiz respektieren. Die Urteile und Entscheidungen
der Gerichte stehen über allem. Das, was wir machen müssen, ist, diese
Prozesse zu beschleunigen oder zu versuchen, dieses Prozedere zu
erleichtern. Ich hoffe natürlich, dass diese Einzelfälle und ähnliche Fälle
sowohl in der Türkei als auch in Deutschland unsere doch tief verwurzelte
Beziehung nicht beschädigen. Denn es leben mehr als 3,5 Millionen
türkischstämmige Menschen hier in Deutschland, und auch diese werden
dadurch natürlich beeinträchtigt. Sie sind durch diese Entscheidung
sicherlich entweder glücklich oder unzufrieden. Es ist unsere Aufgabe, dass
wir natürlich etwas dafür tun.

Wir sind als Länder beide in der Nato. Wir haben, wenn es um die
Verteidigung und insbesondere um die Südflanke geht, auch eine
Verantwortung, die wir dafür tragen, dass wir diese Südflanke natürlich
schützen müssen. Das ist nicht nur die Verantwortung der Türkei. Das ist
auch die Verantwortung der USA. Aber als Nato-Mitglied ist das auch
Deutschlands Verantwortung.

Das Flüchtlingsproblem ist nicht nur unser Problem. Das ist auch kein
Problem, dass wir irgendwie in die Welt gesetzt hätten. Wir haben auch
nicht mit diesem Problem begonnen. Nur müssen wir jetzt eben versuchen, dem
Ergebnis dieses Problems auch entsprechend mit Maßnahmen entgegenzuwirken
und etwas für diese Menschen zu tun. Wir haben mehr als 3 Millionen
Menschen bei uns aufgenommen. Wir haben unser Brot mit ihnen geteilt. Ich
glaube, der Herr, der eben diese Bilder gezeigt hat, sollte auch das sehen,
was wir bisher geleistet haben. Das weiß die ganze Welt. Wir wissen, was
wir getan haben. Wir haben nichts zu verbergen. Es gibt einen Grundsatz,
den wir haben: Man muss für die Menschen sorgen, damit der Staat auch
existieren kann.

Vielen Dank, dass Sie uns empfangen haben, Frau Bundeskanzlerin!

Donnerstag, 15. Februar 2018

 * 

Quelle:

Pressekonferenz von Bundeskanzlerin Merkel und dem

türkischen Ministerpräsidenten Binali Yildirim am 15.02.2018

https://www.bundesregierung.de/Content/DE/Mitschrift/Pressekonferenzen/2018/02/2018-02-15-pk-merkel-yildirim.html

Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Dorotheenstr. 84, 10117 Berlin

Telefon: 030 18 272-0, Fax: 030 18 10 272-25 55

E-Mail: internetpost@bpa.bund.de

Internet: www.bundesregierung.de
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AUSSEN/1823: Der Kampf für Deniz Yücels Freiheit war wichtig


FDP-Pressemitteilung vom 16. Februar 2018

BEER: Der Kampf für Deniz Yücels Freiheit war wichtig



Zur Freilassung des Journalisten Deniz Yücel nach einem Jahr aus
türkischer Haft erklärt FDP-Generalsekretärin Nicola Beer:

"Der Journalist Deniz Yücel ist nach mehr als einem Jahr Haft ohne
Anklage frei. Das ist eine lang erwartete gute Nachricht.

Es zeigt sich, dass der unermüdliche Kampf für Deniz Yücels Freiheit,
an dem sich viele Menschen mit Herzblut beteiligt haben, sehr wichtig
war. Jeder Journalist, der wegen der Ausübung seines Berufes in Haft
ist oder verfolgt wird, ist einer zu viel.

Unser Engagement gilt weiter denjenigen, die entgegen dem
Menschenrecht auf Meinungs-und Pressefreiheit verfolgt und verhaftet
werden. Wir Freie Demokraten stärken denen den Rücken, die sich
weltweit für die Pressefreiheit einsetzen. Sie brauchen unsere
Unterstützung ihrer Freiheitsliebe."

 * 

Quelle:

Presseservice der Liberalen

FDP-Bundesgeschäftsstelle

Reinhardtstraße 14, 10117 Berlin

Telefon: 030 - 28 49 58 41, Fax: 030 - 28 49 58 42

E-Mail: presse@fdp.de

Internet: www.fdp.de
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BAYERN/4877: Sorge um undichte Abwasserkanäle in Bayern (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion vom 16. Februar 2018

Sorge um undichte Abwasserkanäle in Bayern

SPD-Umweltpolitiker Harry Scheuenstuhl fordert schnellere Sanierung



Der SPD-Umweltpolitiker Harry Scheuenstuhl warnt vor einem schleichenden Verfall des öffentlichen Abwassernetzes. Wie eine parlamentarische Anfrage (PDF, 88 kB) des Landtagsabgeordneten ergeben hat, sind 14,5 Prozent der Kanäle sanierungsbedürftig. "Die Kommunen können diese Milliardenkosten nicht alleine stemmen", betont Scheuenstuhl, "doch das Härtefallprogramm des Freistaats erweist sich mit 70 Millionen Euro als viel zu klein. Das Ergebnis: Immer mehr Kanäle verfallen, das Abwasser versickert im Boden - mit schlimmen Auswirkungen für das Grundwasser."

Wie eine Studie der Technischen Universität München (PDF, 2,77 MB) im Auftrag des Bayerischen Landesamts für Umweltschutz ergeben hat, beläuft sich der Investitionsbedarf für die Sanierung in Bayern im Mittel auf rund 5,8 Milliarden Euro. "Das sind 1,7 Milliarden Euro mehr als noch vor zehn Jahren. Schiebt man die dringend notwendigen Sanierungsmaßnahmen nun noch länger vor sich her, werden immer größere Anteile unserer Kanalisation marode und die dafür aufzubringenden Kosten steigen weiter", mahnt der Abgeordnete.

Derzeit werden jährlich in Bayern nur rund 1600 km saniert. "Zu wenig.", meint Scheuenstuhl. Denn nur um die Substanz der Kanäle, den Ist-Zustand, zu erhalten, wären mindestens 2100 km pro Jahr nötig. Selbst das Umweltministerium gibt in der Antwort auf Scheuenstuhls Anfrage zu, dass "die Sanierungsanstrengungen weiter gesteigert werden [müssen], um den bekannten Sanierungsbedarf abzubauen und dem rasch anwachsenden Anteil alter Kanäle gerecht zu werden".

 * 

Quelle:

Pressestelle der BayernSPD-Landtagsfraktion

Bayerischer Landtag

Maximilianeum, 81627 München

Telefon: 089/4126 2347, Fax: 089/41 26-11 68

E-Mail: pressestelle@bayernspd-landtag.de

Internet: www.spd-landtag.de, www.bayern.landtag.de
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HAMBURG/4283: Der Schulsenator feiert sich wieder für Selbstverständlichkeiten ab


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 16. Februar 2018

Der Schulsenator feiert sich wieder für Selbstverständlichkeiten ab



Schulsenator Ties Rabe hat heute die neuen Anmeldezahlen für die Hamburger Schulen vorgestellt und verkündet, in Eimsbüttel zwei neue Grundschulen bauen zu wollen. "Wie schön, dass der Senat seiner Verpflichtung nachkommt, allen Kindern, die zur Schule kommen, auch einen Platz zur Verfügung zu stellen", erklärt dazu Sabine Boeddinghaus, schulpolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft. "Wenn dafür neue Grundschulstandorte geschaffen werden müssen, weil die bestehenden keine Kapazitäten mehr haben, ist das zu begrüßen, aber nicht besonders spektakulär. Ich erwarte allerdings, dass dann auch in den weiterführenden Schulen ausreichend Plätze vorgehalten werden und zwar bei Gymnasien und Stadtteilschulen gleichermaßen."

Boeddinghaus hofft für die Errichtung der angekündigten Grundschulen einen aktiven und partizipativen Prozess der regionalen Schulentwicklung unter Beteiligung aller Akteure vor Ort: "Einsame Entscheidungen am grünen Tisch in der BSB sind nicht zeitgemäß und unangemessen", so die Bildungspolitikerin. "Dass der Senator allerdings binnen einer Woche schon die zweite Pressekonferenz zu Schüler_innenzahlen abhält, ohne die Anmeldezahlen zu den 5. Klassen offen zu legen, ist schon bemerkenswert. Was ist da los?"

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 16. Februar 2018

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg

Telefon: 040/42831-2445, Telefax: 040/42831-2255

E-Mail: pressestelle@linksfraktion.hamburg.de

Internet: www.linksfraktion-hamburg.de
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RHEINLAND-PFALZ/4716: Bürgerbeauftragter stellt Jahresbericht vor (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
15.02.2018

Bürgerbeauftragter stellt Jahresbericht vor: Verwaltungshandeln
bürgernah, nachvollziehbar und transparent machen 



Zum heute vorgestellten Jahresbericht 2017 des rheinland-pfälzischen
Bürgerbeauftragten Dieter Burgard erklären der petitionspolitische
Sprecher der SPD-Landtagsfraktion, Jörg Denninghoff, und der
Vorsitzende des Petitionsausschusses, Fredi Winter:

"In Dieter Burgard finden Bürgerinnen und Bürger einen kundigen,
bürgernahen und geschickten Sachwalter ihrer Interessen. Als
Schnittstelle zwischen Bürgern, Politik und Verwaltung kommt ihm eine
besondere Rolle zu. Als Ombudsmann hat er ein offenes Ohr für die
kleinen und großen Anliegen der Menschen im Land und fühlt
Verwaltungen und Behörden auf den Zahn. Für das Vertrauen der
Bürgerinnen und Bürger in Politik und Verwaltung ist die Arbeit des
Bürgerbeauftragten und seiner Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
unerlässlich. Durch das Wirken des Bürgerbeauftragten wird
Verwaltungshandeln bürgernah, nachvollziehbar und transparent", so
Winter.

Denninghoff weiter: "Im Berichtsjahr 2017 suchten 2.304 Menschen
Hilfe, Unterstützung oder Rat beim Bürgerbeauftragten. Dass sich die
Institution des Bürgerbeauftragten bewährt hat, zeigt der nach wie vor
hohe Anteil an persönlichen Eingaben: Rund ein Viertel der Eingaben
wurde persönlich oder telefonisch an den Bürgerbeauftragten gerichtet.
Hervorzuheben ist zudem die hohe Präsenz des Bürgerbeauftragten im
Land. So wurde die Zahl an vor-Ort-Sprechtagen im Vergleich zum
Vorjahr noch einmal erhöht. Bürgerinnen und Bürger konnten sich in
2017 an insgesamt 37 Sprechtagen im Land mit ihren Anliegen an den
Bürgerbeauftragten wenden. Inhaltliche Schwerpunkte bildeten dabei der
Strafvollzug, Gesundheit und Soziales sowie Ordnungsverwaltung und
Verkehr. Zu begrüßen ist, dass seit 2017 auch die Ombudschaft für die
Kinder- und Jugendhilfe beim Bürgerbeauftragten angesiedelt ist.
Kinder und Jugendliche in der Jugendhilfe finden seitdem im
Bürgerbeauftragten einen unabhängigen Lotsen bei Fragen rund um das
Kinder- und Jugendhilfegesetz."

"Seit nunmehr acht Jahren hat Dieter Burgard als rheinland-pfälzischer
Bürgerbeauftragter die Belange der Bürgerinnen und Bürger im Blick.
Wir freuen uns, dass die Zusammenarbeit im Mai nicht endet, sondern
Dieter Burgard dem Land Rheinland-Pfalz als Antisemitismusbeauftragter
erhalten bleibt", so Winter abschließend.


Zum Hintergrund: 

Das Amt des Bürgerbeauftragten gibt es in Rheinland-Pfalz seit 1974.
Seitdem haben sich über 134.000 Menschen an den Bürgerbeauftragten
gewandt. Seit April 2010 ist Dieter Burgard rheinland-pfälzischer
Bürgerbeauftragter. Im Mai 2018 folgt ihm Barbara Schleicher-Rothmund
als neue Bürgerbeauftragte für Rheinland-Pfalz nach.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 15. Februar 2018

SPD Landtagsfraktion Rheinland-Pfalz

Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz

Telefon: 06131 / 208 3218, Fax: 06131 / 208 4217

Internet: www.spdfraktion-rlp.de
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RHEINLAND-PFALZ/4715: Strafvollzug bleibt zentrales Thema im Landtag (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
15.02.2018

Strafvollzug bleibt zentrales Thema im Landtag - Schnellschüsse der
CDU sind untauglich 



Der Rechtsausschuss des Landtags hat heute die Anhörung zur Situation
im rheinland-pfälzischen Strafvollzug ausgewertet. Dazu erklärt Heiko
Sippel, rechtspolitischer Sprecher der SPD-Landtagsfraktion:

"Der Rechtsausschuss hat sich in seiner vergangenen Sitzung in einer
umfangreichen Expertenanhörung mit den Ergebnissen der Großen Anfrage
der Opposition zum Strafvollzug beschäftigt. Aus Sicht der SPD-
Fraktion ergeben die Anhörung und die Beantwortung der Großen Anfrage
durch die Landesregierung ein klares Bild: Der rheinland-pfälzische
Strafvollzug funktioniert. Die Sicherheit der Einrichtungen ist
gewährleistet."

Sippel betont: "Zugleich ist festzustellen, dass die Belastung der
engagiert arbeitenden Bediensteten ein sehr hohes Niveau erreicht hat.
Frühere Prognosen, die einen weiteren Rückgang der Gefangenenzahlen
vorausgesagt haben, haben sich nicht oder nicht im prognostizierten
Umfang bestätigt. Dass sich dies derzeit auf die Beamten und
Angestellten in den Vollzugsanstalten auswirkt, ist nicht zu leugnen
und muss und wird den Landtag weiter beschäftigen. Der geplante
Gesetzesvorschlag des Justizministeriums zur Reform der
rheinland-pfälzischen Vollzugsgesetzgebung ist in diesem Zusammenhang
zu begrüßen. Insbesondere sollen die vorgesehenen Änderungen zu einer
Entlastung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern beitragen."

Sippel weiter: "Die Anhörung hat auch gezeigt, dass der
rheinland-pfälzische Vollzug keine Insel ist. Viele aktuelle
Herausforderungen im Strafvollzug sind in anderen Bundesländern
derzeit in ähnlicher Weise zu bewältigen. Es gibt in Deutschland kein
Bundesland, das alle Problematiken vollständig gelöst hat. Vorstellbar
ist, in Einzelfragen die Umsetzung in anderen Ländern anzuschauen und
eine Übertragung funktionierender Ideen zu prüfen. Die
Herausforderungen im modernen Strafvollzug bleiben jedoch komplex.
Aufgrund der unterschiedlichen Ausgestaltung und Schwerpunktsetzung
des Strafvollzugs in den Ländern sind Ansätze und Kennzahlen der
Länder für den Strafvollzug nur bedingt vergleich- und übertragbar."

"Untauglich ist der Versuch der CDU-Opposition, unausgegorene und
nicht gegenfinanzierten Schnellschüsse zu produzieren und den
Justizbediensteten Sand in die Augen zu streuen. Die Realität im
Strafvollzug wird durch dieses unseriöse Vorgehen um keinen Deut
verbessert. Seriös ist hingegen das Vorgehen der Ampel-Koalition. Der
Justizminister hat im Rechtsausschuss zugesagt, die Ergebnisse der
Anhörung zu prüfen und dem Ausschuss im März über die ergriffenen
Maßnahmen zu berichten. Schließlich gilt es, mit Augenmaß und
Seriosität im nächsten Doppelhaushalt konkrete Verbesserungen für den
Strafvollzug zu verankern. Die Haushaltsberatungen sind hierfür der
richtige Ort", so Sippel abschließend.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 15. Februar 2018

SPD Landtagsfraktion Rheinland-Pfalz

Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz

Telefon: 06131 / 208 3218, Fax: 06131 / 208 4217

Internet: www.spdfraktion-rlp.de
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LATEINAMERIKA/1754: Mexiko - Verteidigungsminister Cienfuegos wird vorerst kein Ehrendoktor (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Mexiko

Verteidigungsminister Cienfuegos wird vorerst kein Ehrendoktor

Von Gerd Goertz



(Mexiko-Stadt, 10. Februar 2018, npl) - Nach zahlreichen Protesten ist
die Verleihung des Doktortitels honoris causa an den mexikanischen
Verteidigungsminister Salvador Cienfuegos Zepeda durch die Universität
für Wissenschaft und Kunst von Chiapas (Unicach) vom Uni-Rektor
suspendiert worden. Der Universitätsrat hatte die Vergabe des
Ehrentitels in völliger Verkennung der Stimmungslage am 2. Februar mit
einer Zweidrittelmehrheit beschlossen. Umgehend brach ein Sturm der
Entrüstung los. Die Feministin und Akademikerin Mercedes Olivera
verzichtete bereits einen Tag später auf die ihr von der Unicach 2012
verliehene Ehrendoktorwürde. Sie nahm kein Blatt vor den Mund. Der
General habe "nichts mit Wissenschaft oder Akademie zu tun, sondern
mit der Unsicherheit, den Fällen des Verschwindenlassens, den
Todesfällen, den Feminiziden im Land".

Ihr folgte mit seinem Verzicht auf den Doktortitel honoris causa der
Unicach-Mitbegründer und erste Rektor Andrés Fábregas Puig. Er
schrieb, er erkenne seine Universität nicht mehr wieder, und verwies
auf die wissenschaftliche Forschung und die Verbreitung von Wissen als
ursprüngliche Grundlage für die Verleihung der Ehrendoktorwürde. Mehr
als 35 Organisationen, 50 Forscher*innen und Akademiker*innen nannten
die vorgesehene Auszeichnung für den General in einer gemeinsamen
Stellungnahme einen "Affront gegenüber Student*innen und
Akademiker*innen". Die Verleihung verstieße "gegen die Würde der
Universitätsmitglieder", sie würde "Lehre und Wissenschaft
prostituieren".


"Belohnung für Verbrechen gegen die Menschlichkeit"

Weitere Stimmen erklärten, der Ehrendoktortitel könne als Auszeichnung
für das Militär insgesamt interpretiert werden, eine "Belohnung für
Verbrechen gegen die Menschlichkeit". Sie erinnerten an die aktive
Rolle des Generals bei der kürzlichen Verabschiedung des umstrittenen
Gesetzes zur inneren Sicherheit, gegen das zahlreiche
Verfassungsklagen eingereicht wurden. Ebenso erwähnten sie die
hartnäckige Weigerung des Verteidigungsministers [1], die Soldaten des
möglicherweise in das Verschwindenlassen der 43 Studenten von
Ayotzinapa verwickelten 27. Infanteriebataillons von der
Interdisziplinären Unabhängigen Expert*innengruppe (GIEI) [2] befragen
zu lassen.

Angesichts der Wucht der Reaktionen machte der amtierende
Unicach-Rektor Ricardo Paniagua am 7. Februar einen Rückzieher. Die
Suspendierung der Verleihung bedeutet formal allerdings nicht die
vollständige Annullierung der Entscheidung des Universitätsrates.
Dennoch war der Versuch, den General zum Doktor zu machen, ein wahrer
Rohrkrepierer.


Anmerkungen:

[1] https://www.npla.de/poonal/verteidigungsminister-cienfuegos-keine-soldatenbefragung-zu-ayotzinapa-durch-die-cidh/

[2] https://www.npla.de/poonal/ayotzinapa-cidh-widerspricht-weiterhin-der-historischen-wahrheit-der-mexikanischen-regierung/


URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/verteidigungsminister-cienfuegos-wird-vorerst-kein-ehrendoktor/
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WEITERBILDUNG/140: "Weiterbildung - für die Arbeitswelt von morgen unerlässlich!" (idw)


Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB) - 15.02.2018

"Weiterbildung - für die Arbeitswelt von morgen unerlässlich!"

Digitalisierung, Roboter und künstliche Intelligenz verändern Arbeit



Die Arbeitswelt der Zukunft bedingt einen höheren Stellenwert der
beruflichen Weiterbildung, so der Präsident des Bundesinstituts für
Berufsbildung (BIBB), Friedrich Hubert Esser. "In einer Arbeitswelt von
morgen mit steigenden Datenmengen, kürzer werdenden Halbwertszeiten von
Wissen sowie einer erhöhten Flexibilität am Arbeitsplatz ist berufliche
Weiterbildung schon lange nicht mehr Kür, sondern Pflicht", betont Esser
in der aktuellen Ausgabe der BIBB-Fachzeitschrift "Berufsbildung in
Wissenschaft und Praxis - BWP" mit dem Schwerpunktthema "Weiterbildung".

Der digitale Transformationsprozess, der Einsatz von Robotern sowie der
wachsende Einfluss künstlicher Intelligenz sorge für bislang nicht
gekannte strukturelle Verschiebungen in Arbeits- und Produktionsprozessen.
Arbeiten und Lernen werden sich von Grund auf ändern. "Der Umgang mit
leistungsstarken IT-Infrastrukturen sowie das Arbeiten und Lernen in
Virtual- und Augmented-Reality-Umgebungen oder mithilfe von Erklärvideos
und Tutorials sind längst keine Zukunftsmusik mehr", so der BIBB-Präsident
weiter.

Für Esser kann nach heutigem Kenntnisstand nur ein intelligent-kreativer
Mix aus Präsenz- und netzgestützten Weiterbildungsangeboten ein qualitativ
angemessener Weg sein, um Fachkräfte zukunftsfähig im Prozess der Arbeit
weiterzubilden. "Smarte Weiterbildungsangebote setzen jedoch smartes
Weiterbildungspersonal voraus, das in der Lage ist, bewährtes didaktisches
Know-how mit neuer Technologie kreativ zu verbinden. Diese
Lernarchitektinnen und -architekten von morgen gilt es bereits heute zu
fördern und zu qualifizieren."

Weitere Informationen in der aktuellen Ausgabe der BIBB-Fachzeitschrift
"Berufsbildung in Wissenschaft und Praxis - BWP", Heft 1/2018, zum Thema
"Weiterbildung" unter www.bibb.de/bwp-8561 (Editorial) sowie unter
www.bibb.de/bwp-1-2018 (Gesamtausgabe).


Das Wissenschaftsjahr 2018 widmet sich dem Thema Arbeitswelten der
Zukunft. Die Wissenschaftsjahre sind eine Initiative des
Bundesministeriums für Bildung und Forschung (BMBF) gemeinsam mit
Wissenschaft im Dialog (WiD).

Weitere Informationen unter:

www.wissenschaftsjahr.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution630

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB), Andreas Pieper, 15.02.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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LANDWIRTSCHAFT/1748: Wieder Vielfalt üben (UBS)


Unabhängige Bauernstimme, Nr. 417 - Januar 2018

Die Zeitung von Bäuerinnen und Bauern

Wieder Vielfalt üben

Guter Ackerbau für Umwelt und Bauern ist möglich

von Claudia Schievelbein



Die Bauernfeindlichkeit der Mechanisierung der Zuckerrübe postuliert
Jan Wittenberg, Bioackerbauer in dem von ihm moderierten Arbeitskreis
auf der AbL-Bundesmitgliederversammlung. Stück für Stück ist den
Bauern und Bäuerinnen alles aus der Hand genommen worden, von der
Aussaat bis zur Ernte und Anlieferung an der Fabrik. Zudem müssen sie
zulassen, dass extrem schwere Maschinen - bei in der Ernte oft auch
noch ungünstigen Wetterbedingungen - ihren Boden verdichten. Und
schließlich bleibt, vielleicht der bauernfeindlichste Aspekt
überhaupt, den Bauern und Bäuerinnen als Arbeit mit der Zuckerrübe nur
noch die von der Gesellschaft am wenigsten tolerierte
landwirtschaftliche Tätigkeit des Spritzens. In Zeiten der Quote
tröstete vielleicht noch der Blick auf das Konto über den Verlust von
Selbstbestimmung hinweg, das ist inzwischen auch vorbei.

Gut für alle

Ein zukunftsfähiger Ackerbau sei gut für Umwelt und Bauern, so
Wittenbergs These. Für die Bauern, weil er über Vielfalt Risiken
minimiert, Arbeitsspitzen bricht und gesellschaftlich anerkannt wird.
So kommt eine neue Diskussion zu der inzwischen allerorten geführten
Debatte um ackerbauliche Schwierigkeiten: Resistenzen, Krankheiten,
und wie man sie löst. Ebenso kommt eine neue Diskussion um Glyphosat,
welches inzwischen auch gesellschaftliche Achtung erfährt, weil es für
ein industrialisiertes Ackerbaumodell steht. "Eigentlich weiß jeder
mit gesundem Menschenverstand, dass Ackerbau und industrielle Logik
nicht zusammenpassen", sagt AbL-Ackerbauer Franz-Joachim Bienstein.
Trotzdem dominierten die nach wirtschaftlichen Gesichtspunkten
erstellten einfachen Fruchtfolgen nicht nur bei ihm in
Mecklenburg-Vorpommern. Infolge von Halmverkürzungsmitteln und damit
möglich gemachten hohen Gaben von Stickstoff entstehen enge Bestände,
die wiederum Pilzkrankheiten fördern. Krankheitserreger und Schädlinge
überdauern die wenig wechselnden Wirte in Boden und Mulch, Unkraut
passt sich ebenfalls an. Am Ende können immer seltener Höchsterträge
gedroschen werden und der Aufwand für chemischen Pflanzenschutz steigt
immens. Alternativen werden erst gar nicht mehr ausprobiert; Wissen
darüber, wie Ackerbau auch gehen könnte, verschwindet. Der chemische
Pflanzenschutz, speziell Glyphosat, macht nicht wendende
Bodenbearbeitungsverfahren einfach. Die sparen Geld und ermöglichen
eine Legitimation des Totalherbizids als Erosionsminderungsmaßnahme.
In engen, zwischenfruchtlosen Fruchtwechseln ist eine Bodenbedeckung
aus glyphosatbehandeltem Nachernteauflauf eine erosionsmindernde
Maßnahme, nachhaltig ist das aber langfristig nicht. Eine
Lebendverbauung durch Wurzelmasse eines durch unterschiedliche
Pflanzen fast rund ums Jahr bewachsenen Ackers ist erosionsmindernder.
Und für den Humusaufbau ist die Einarbeitung der organischen Substanz
nicht nur in die alleroberste Bodenschicht von Vorteil. Es gibt also -
wie fast immer - nicht die eine Lösung, sondern einen Mix aus
Maßnahmen, zu denen auch Pestizide gehören können, nicht müssen, diese
sollten aber nur Notfall- und nicht Standardmaßnahme sein. Auch
Glyphosat könnte eine Zukunft haben. "Man hätte ja beispielsweise den
Einsatz nur alle fünf Jahre auf der gleichen Fläche zulassen können",
schlägt Bienstein vor, dann wäre es tatsächlich nur Notfallinstrument
gewesen. Inzwischen ist die Diskussion wahrscheinlich müßig.
Österreich hat ein nationales Verbot bereits angeschoben, Frankreich
ein Ausstiegsszenario erarbeitet, bei dem es auch um eine
grundsätzliche Reduktion des Pestizideinsatzes geht. Und bei uns? Bei
uns ist es wichtig, jetzt nicht vornehmlich nach alternativen
chemischen Mitteln zu suchen, weil sich dann doch wiederum die
Experten durchsetzen, die mit dem Argument der Erosionsminderung für
enge Fruchtfolgen votieren.

Viele Wege

Weitere Fruchtfolgen unter Berücksichtigung auch nicht nur auf den
ersten Blick wirtschaftlich interessanter Glieder wie Leguminosen
müssen über die Agrarpolitik gefördert werden, war sich der
Arbeitskreis auf der Mitgliederversammlung einig. Es gehe darum zu
gucken, was auf den jeweiligen Betrieb passe, macht Jan Wittenberg
deutlich, arbeitswirtschaftlich wie auch interessenhalber und
standortspezifisch. Eine Rückbesinnung auf die alte Lehre vom Wechsel
zwischen Blatt- und Halmfrucht, zwischen Winterung und Sommerung und
auf die Tatsache, dass man sich eben schon am Anfang der Kultur damit
befassen müsse, gute Entwicklungsbedingungen herzustellen, damit nicht
am Ende immer nur chemisch repariert werden müsse. Der Ökolandbau
macht es vor: Weniger gedüngte Bestände sind weniger
krankheitsanfällig, Unkraut wird schon mechanisch bekämpft, bevor man
es sieht, angestrebt wird ein ganzjähriger Bewuchs des Bodens, um
Nährstoffe und Boden zu halten und Humus aufzubauen. Das geht alles
auch wieder konventionell, vor allem, wenn durch andere
Vermarktungswege bessere Preise für die Ackerfrüchte erzielt werden
können. Und natürlich muss nicht alles von heute auf morgen passieren,
Beispiele gibt es inzwischen genug, seien es die Ackerbauern von der
Nordsee, die aufgrund der Ackerfuchsschwanzproblematik Ackerbohnen in
die Fruchtfolge aufnehmen und versuchen, sich eine entsprechende
Vermarktung dafür aufzubauen. Oder sei es der Schleswig-Holsteiner,
der mit Raps-Weizen-Weizen keine Höchsterträge mehr erzielt, weil er
einen hohen Krankheitsdruck hat. Er nimmt Hafer, Gerste, vielleicht
eine Leguminose und Zwischenfrüchte in die Fruchtfolge, lässt
zumindest das Glyphosat auf Stoppeln weg und grubbert - und leiht sich
vom Bionachbarn mal den Striegel für nach der Aussaat aus. Viele Wege
führen nach Rom. "Wir müssen wieder Vielfalt üben", sagt Jan
Wittenberg, "aber dann wird der Ackerbau auch wieder interessanter."

Nicht langweilig

Die Gesellschaft will aber mehr, und auch Bäuerinnen und Bauern
sollten mehr wollen. Die positiven Wirkungen von Randstrukturen auf
die Biodiversität sind in unterschiedlichen wissenschaftlichen Studien
nachgewiesen. Auch hier muss die zukünftige EU-Agrarpolitik fördern,
wenn Bauern und Bäuerinnen Schläge teilen oder Blühstreifen
einrichten. Dort können dann auch mal die Maschinen kleiner bleiben
und den Boden weniger belasten. Sogar die Arbeitsqualität erführe -
vielleicht nicht für alle, aber für einige - eine Verbesserung.
Matthias Frieß-Herbst, Bauer aus Hessen, sagt lächelnd: "Auf kleinen
Schlägen wird's mir nicht langweilig."
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MARKT/2246: Vermarktungsstrukturen im Alten Land weiterentwickeln (NDSML)


Niedersächsisches Ministerium für Ernährung,

Landwirtschaft und Verbraucherschutz

Pressemitteilung Nr. 13 vom 15.02.2018

"Vermarktungsstrukturen im Alten Land weiterentwickeln"

Barbara Otte-Kinast zu Besuch bei den Norddeutschen Obstbautagen in Jork



Hannover/Jork. Für einen geeinten Auftritt der Anbauregion Niederelbe mit
dem Schwerpunkt Altes Land sprach sich am Freitag Barbara Otte-Kinast in
Jork aus. Die Niedersächsische Landwirtschaftsministerin ist derzeit zu
Gast im "Obstbauzentrum Esteburg" und auf den Norddeutschen Obstbautagen.
Ministerin Otte-Kinast: "Jeder dritte Apfel, der in Deutschland geerntet
wird, stammt aus dem Alten Land. Wir haben hier das größte zusammenhängende
Obstanbaugebiet in ganz Deutschland. Umso wichtiger ist es, nun gemeinsam
zu überlegen, wie dieses herausragende Potenzial noch besser für die
Erzeuger zum Tragen kommen kann."

Hintergrund der Initiative ist die Entwicklung, dass die durchschnittlichen
Erzeugerpreise für Kernobst an der Niederelbe in den Jahren 2015 bis 2017
auf anhaltend niedrigem Niveau lagen. Ziel sei es nun, einen Prozess der
strukturellen Reform der Vermarktung zu starten und mit Erfolg eine
entsprechende Vereinbarung zu schließen, so die Ministerin. Barbara
Otte-Kinast: "Das Alte Land hat so die Chance, die Wettbewerbsfähigkeit der
Obstbaubetriebe und der Region im nationalen und internationalen Apfelmarkt
zu stärken und die Strukturen fit für die Zukunft zu machen. Diese Chance
sollten wir gemeinsam nutzen!" Die Ministerin sicherte den Erzeugern
hierfür die Unterstützung und die fachliche Begleitung durch das ML zu.

Nach einem Besuch im Obstbauzentrum Jork nutzte Ministerin Otte-Kinast bei
einem Messerundgang über die Norddeutschen Obstbautage die Gelegenheit, mit
vielen Erzeugern und Ausstellern ins Gespräch zu kommen und Neuerungen auf
dem Markt kennen zu lernen. Im Anschluss wird die Ministerin in der
Altländer Festhalle in Jork die Festrede auf dem verbandspolitischen
Nachmittag der Norddeutschen Obstbautage halten, die in diesem Jahr
übrigens schon zum 70. Mal stattfinden.

Hintergrund:

Im Alten Land gibt es derzeit zwei nach EU-Recht anerkannte
Erzeugerorganisationen, in denen etwa 80 Prozent der Obstbaubetriebe
Mitglied sind. Insgesamt gibt es in der Region mehr als 550
Erzeugerbetriebe (Baumobst). Um die Erzeuger gegenüber dem
Lebensmitteleinzelhandel in eine bessere Lage zu versetzen und für die
Familienbetriebe auskömmliche Preisvorstellungen zu etablieren, ist es aus
Sicht des ML erforderlich, dass alle Erzeuger mit einer gemeinsamen Stimme
sprechen.

Über das Alte Land:

Jeder dritte Apfel, der in Deutschland geerntet wird, stammt aus dem Alten
Land, derzeit umfasst die Region etwa 20 Millionen Obstbäume. Die
Baumobstfläche an der Niederelbe liegt nach aktuellen Statistiken insgesamt
bei 10.063 Hektar. Damit ist das Alte Land das größte zusammenhängende
Obstanbaugebiet Deutschlands.

 * 
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KRIEG/1699: Osmanische Ohrfeige - ausgependelt ... (SB)




Wenn ihr uns angreift, werden wir hart reagieren. Wir werden uns
verteidigen.

US-General Paul Funk bei einem Besuch in Manbidsch

Natürlich werden wir nicht absichtlich auf sie zielen. Aber wir
verkünden jetzt schon, dass wir jeden Terroristen, den wir sehen,
vernichten und ausmerzen werden - angefangen mit denen, die direkt
neben ihnen stehen. Eben dann werden sie einsehen, dass es für sie
besser wäre, wenn sie sich nicht neben den Terroristen aufhielten,
denen sie auf die Schulter klopfen. Es ist ganz klar, dass diejenigen,
die sagen 'Wir reagieren hart, wenn sie uns angreifen', in ihrem Leben
noch keine osmanische Ohrfeige verpasst bekommen haben.

Recep Tayyip Erdogan vor der AKP-Fraktion in Ankara [1]

Die drohende Konfrontation der NATO-Mächte USA und Türkei, bei der die
zahlenmäßig größte auf die zweitgrößte Armee der Nordatlantischen
Kriegsallianz treffen würde, kann über eines nicht hinwegtäuschen: Für
die Kurdinnen und Kurden, die Recep Tayyip Erdogan in Nordsyrien
niedermachen und aus der Region vertreiben will, ist das taktische
Bündnis mit den US-Streitkräften lediglich befristeter Natur. Die
Vereinigten Staaten instrumentalisieren den Kampf gegen den IS, um
sich mit einer Reihe von Stützpunkten dauerhaft in Syrien einzunisten.
Dafür brauchen sie vorerst die kurdischen Volksverteidigungseinheiten
(YPG) und Frauenverteidigungseinheiten (YPJ). Um diese herum gruppiert
sind arabische Milizen, gemeinsam bilden sie die von Washington
finanzierten und ausgerüsteten Syrischen Demokratischen Kräfte (SDF),
die sich als die einzig verläßlichen und erfolgreichen Bodentruppen im
Kampf gegen die Dschihadisten erwiesen haben.

Während Washington die kurdischen YPG/YPJ mit Waffen, Spezialkräften
und Militärberatern unterstützt, diskreditiert die türkische Regierung
sie wegen ihrer Verbindungen zur verbotenen Arbeiterpartei Kurdistans
(PKK) als "Terrororganisation" und fordert seit langem die Einstellung
der US-Militärhilfe. Im Zuge des Angriffskriegs der türkischen
Streitkräfte (Operation Olivenzweig) gegen den nordsyrischen Kanton
Afrin, dem eine Invasion von Manbidsch folgen soll, eskalierten die
Drohungen an die Adresse der USA. Der türkische Außenminister Mevlüt
Cavusoglu warnte vor einer kompletten Beschädigung der Beziehungen
zwischen den beiden Ländern und forderte einen Abzug der US-Truppen
aus Manbidsch. Washington habe ernsthafte Fehler gemacht und müsse die
klaren Erwartungen der Türkei erfüllen, um das zerbrochene Vertrauen
wiederherzustellen: "Wir wollen keine Versprechen, sondern konkrete
Schritte", verlangte Cavusoglu. [2] Nachdem Erdogan den US-Truppen gar
die "osmanische Ohrfeige" angedroht hatte, legte Ministerpräsident
Binali Yildirim mit den Worten nach: "Wir haben ein Problem mit der
YPG. Doch wenn die Amerikaner an der Seite der YPG in einen Krieg
gegen uns ziehen, dann kämpfen wir auch gegen sie." [3]

Die Türkei ist jedoch als NATO-Mitglied viel zu wichtig und der
sogenannte Antiterrorkampf als verbindendes Element der beiderseitigen
Staatsräson und imperialistischen Ambitionen so unverzichtbar, daß
sich nicht nur in Zwischentönen ein Arrangement der Interessen
abzeichnet. So hob US-Außenminister Rex Tillerson bei seinem Besuch in
der Türkei demonstrativ die Gemeinsamkeiten beider Staaten hervor und
kündigte auf einer Pressekonferenz mit seinem Amtskollegen Mevlüt
Cavusoglu Schritte zur Normalisierung der Beziehungen zwischen
Washington und Ankara an. Wenngleich vage blieb, wie der Konflikt
gelöst werden soll, planen Tillerson und Cavusoglu ein weiteres
Treffen Mitte März. Der US-Außenminister appellierte zwar an die
Türkei, jede weitere Eskalation zu verhindern, akzeptierte jedoch das
legitime Recht der Türkei auf sichere Grenzen. [4]

Man werde in Syrien künftig nicht gegeneinander, sondern gemeinsam
agieren, teilten Tillerson und Cavusoglu mit. Mit dem Willen zur
Kooperation habe man gute Maßnahmen im Blick, diese zu erreichen, so
der US-Außenminister. Es gebe bis dahin noch viel zu tun, doch teile
man die Ziele, den IS zu besiegen, stabile Zonen zu schaffen sowie ein
unabhängiges und einiges Syrien zu sichern. [5] Wenngleich solche
diplomatischen Floskeln keinesfalls von einer weitreichenden Klärung
aller Streitpunkte zeugen und weitere Kontroversen absehbar sind, hat
das Treffen in Ankara doch mehr als nur einen Aufschub des Konflikts
erwirkt. Die beiden Staatsführungen haben sich ihrer Übereinkunft
versichert, zentrale Stränge des Zusammenhalts nicht zu kappen und sie
am allerwenigsten einem tragfähigen und dauerhaften Bündnis mit den
Kurdinnen und Kurden seitens der USA zu opfern.

So ist keineswegs auszuschließen, daß die 2015 vereinbarte Aufteilung
der Einflußsphären dahingehend umgesetzt wird, daß sich die
US-Amerikaner wieder auf die östliche Seite des Euphrat zurückziehen
und auch Manbidsch den türkischen Streitkräften ausliefern. Washington
und Ankara streben eine permanente Präsenz in Nordsyrien an und
könnten sich möglicherweise auf einen solchen Kompromiß einigen. Aus
Perspektive Erdogans und der AKP-Regierung kann das zwar keine
wünschenswerte Dauerlösung sein, doch wäre es zumindest ein
Etappensieg, der die kurdische Position schwächen würde.

Daß sich das Grundverhältnis gegenüber dem Erdogan-Regime auch aus
deutscher Sicht durchaus ähnlich wie das der US-Regierung verhält,
belegt ein Interview mit Fritz Felgentreu, Obmann der SPD im
Verteidigungsausschuß des Bundestages mit dem Deutschlandfunk. Wie er
erklärt, werde Erdogan nicht für immer da sein, die Türkei aber sehr
wohl, die aufgrund ihrer Geschichte, Lage und kulturellen Identität
ein sehr wichtiger Partner für die NATO sei. Deren strategisches
Interesse gebiete es, die Türkei nicht in die falschen Arme zu
treiben. [6]

Das sieht die Kanzlerin nicht anders, die den türkischen
Ministerpräsidenten Binali Yildirim in Berlin freundlich empfing. In
einer gemeinsamen Pressekonferenz verwies Angela Merkel auf viele
übereinstimmende Interessen, vor allem auch im wirtschaftlichen
Bereich, die man intensivieren wolle. Nach den Worten des
Staatssekretärs Walter J. Lindner im Auswärtigen Amt habe die Türkei
klargemacht, daß sich der Angriff auf Afrin auf das völkerrechtliche
Selbstverteidigungsrecht stütze. Die Sicherheitsinteressen der Türkei
müßten Beachtung finden. Eine Verhängung von Sanktionen sei nicht
vorgesehen. [7]

Nicht erwähnt wurden die Sicherheitsinteressen der Menschen in Afrin,
die auch mit deutschen Waffen angegriffen werden, die türkische
Invasion im Nachbarland als solche, die Repression gegen Kritiker der
"Operation Olivenzweig" in der Türkei, Zehntausende Oppositionelle in
türkischen Gefängnissen und vieles mehr. Die Regierungen in Washington
und Berlin haben ihre Prioritäten klar gesetzt und pendeln die
"osmanische Ohrfeige" locker aus, weil es sich im Kern um einen
Scheinangriff handelt, der unvereinbare Interessen der NATO-Partner
vortäuscht, um schließlich doch zur allgemeinen Erleichterung
Versöhnung feiern zu können - was nach Übereinkunft beider
Administrationen aber keinesfalls linke türkische und kurdische
Regimegegner in der Türkei wie in der Bundesrepublik einschließt.


Fußnoten:

[1] www.t-online.de/nachrichten/ausland/krisen/id_83222468/-osmanische-ohrfeige-erdogan-droht-dem-us-militaer.html

[2] www.n-tv.de/politik/Tuerkei-droht-USA-mit-Bruch-der-Beziehungen-article20281167.html

[3] www.faz.net/aktuell/politik/ausland/yildirim-droht-den-amerikanern-mit-kampf-in-syrien-15448398.html

[4] www.spiegel.de/politik/ausland/tuerkei-rex-tillerson-bei-mevluet-cavusoglu-um-deeskalation-bemueht-a-1193863.html

[5] www.dw.com/de/usa-und-türkei-um-deeskalation-in-syrien-bemüht/a-42613345

[6] www.deutschlandfunk.de/tuerkischer-militaereinsatz-in-syrien-erdogan-wird-nicht.694.de.html?

[7] www.jungewelt.de/artikel/327344.zu-gast-bei-freunden.html
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AFRIKA/2161: Wasser - die eigene Hand ... (SB)




Vor wenigen Tagen hat Südafrika den Wassernotstand in Kapstadt zur
nationalen Katastrophe erklärt. Damit werden jetzt staatliche Kräfte
mobilisiert. Seit Jahren wird das Land von einer anhaltenden Dürre
heimgesucht. Auch im Nachbarland Mosambik herrscht akuter
Wassermangel. In dessen Hauptstadt Maputo wird seit Mittwoch der
Verbrauch für rund 1,3 Millionen Menschen auf 40 Prozent reduziert,
da Trinkwasserreservoire allmählich trockenfallen.

In beiden Ländern wird allerdings unverdrossen und intensiv Bergbau
betrieben. Dabei werden riesige Mengen an Wasser verbraucht,
beispielsweise um Staub zu binden oder Erze auszuwaschen. Zudem
werden durch die Abwässer des Bergbaus Grundwasser, Seen und
Fließgewässer so sehr mit Schadstoffen belastet, daß sie als
Trinkwasserquelle unbrauchbar sind oder aufwendig gereinigt werden
müssen. Von administrativen Einschränkungen des Bergbaus aufgrund der
Wasserkrise in beiden Ländern ist nichts bekannt.

Der stellvertretende Direktor des mosambikanischen Notfallzentrums,
Casimiro Abreu, rechnet damit, daß die Menschen in einigen
Stadtvierteln Maputos anfangen werden, verschmutztes Wasser zu
nutzen, und daß deswegen vermehrt Durchfallerkrankungen wie Cholera
auftreten werden. [1] Ein für die Versorgung Maputos wichtiger
Stausee ist nur noch zu 19 Prozent gefüllt. Da in den ersten drei
Monaten dieses Jahres - auf der Südhalbkugel herrscht zur Zeit
Hochsommer -, nur mit geringen Niederschlagsmengen zu rechnen ist,
droht der Pegel des Stausees weiter zu fallen.

Weiter westlich, in Südafrika, sieht es nicht besser aus. Auch wenn
die Metropole Kapstadt inzwischen den "Day Zero" [2], an dem die
Behörden von der öffentlichen Trinkwasserversorgung auf eine
Notversorgung an 200 Ausgabestellen (für jeden sind dann nur noch 25
Liter pro Tag vorgesehen) umschalten müssen, von April, auf Mai und
schließlich Anfang Juni verschoben hat, bleibt die Lage weiter
angespannt.

Südafrika verfügt über zahlreiche Bergbauminen, die tiefer im
Landesinnern liegen. Hier werden Steinkohle, Gold, Platin, Silber und
weitere Industriemetalle abgebaut. Nach Angaben der
Umweltorganisation WWF verbraucht eine einzige Goldmine
schätzungsweise 100.000 bis 140.000 Liter Wasser pro Stunde. Alle
Minen Südafrikas zusammengenommen pumpen rund 70 Mio. Liter
Grundwasser täglich an die Oberfläche. [3]

Das ist ein Verbrauch, der von den Behörden nicht ernsthaft in Frage
gestellt wird. Der Bergbau ist so etwas wie eine heilige Kuh, er darf
nicht angetastet werden, beruht doch das Wirtschaftsmodell des Landes
wesentlich darauf, Rohstoffe abzubauen und auszuführen. Da
südafrikanische Bergbauunternehmen in Konkurrenz zu anderen
Weltmarktakteuren stehen, die in ihren jeweiligen Länder ebenfalls
von den Regierungen umhegt und gepflegt werden, tastet die
südafrikanische Regierung die wasserverbrauchsintensive Industrie
bislang nicht an.

Als äußerst problematisch erweisen sich auch die toxischen
Hinterlassenschaften des seit über hundert Jahren betriebenen
Bergbaus. Mittlerweile sind in Südafrika rund 6.000 Minen stillgelegt
und werden mehr schlecht als recht gesichert. Meist laufen die
Stollen und Schächte voll Wasser. Dabei werden Uran, Mangan,
Aluminium und Zink, um nur einige Elemente zu nennen, ausgewaschen
und wandern in den natürlichen Wasserkreislauf. Auch Quecksilber und
Cyanid, die bei der Goldgewinnung anfallen, gefährden Grund- und
Oberflächenwasser nachhaltig. [4]

Die Verhältnisse in Mosambik, in dem die herrschenden Interessen
daran arbeiten, den wirtschaftlichen Vorsprung Südafrikas einzuholen,
sehen ähnlich aus. Zu den wichtigsten Exportgütern des Landes gehören
Steinkohle, Gold, Schwermineralsande, Graphit, Tantal, Erdgas und
Titan. Die Regierung vergibt recht freizügig Schürflizenzen und
steckt als treibende Kraft hinter den unterschiedlichsten Formen von
Land Grabbing. Nicht wenige Einwohner, die davon nicht unmittelbar
betroffen sind und nicht vertrieben werden, werden geschädigt, da
ihnen von den Konzernen das Wasser abgegraben wird.

Die in Mosambik lebende Dipti Bhatnagar von der Umweltorganisation
Friends of the Earth International, die gegen die Ausbeutung von
Mensch und Natur angeht, stellt fest: "Die ganzen antikolonialen
Kämpfe, die wir in Afrika und Asien hatten, haben - so beeindruckend
sie auch waren - einen entscheidenden Schritt ausgelassen. Denn am
Ende wurde das koloniale System nur übernommen, anstatt es komplett
zu transformieren. So nutzen wir heute, nach vielen Jahren der
erreichten Unabhängigkeit, immer noch dieselben kolonialistischen
Kooperationen und Banken, die unsere Leute ausbeuten und ihrer
Lebenswürde berauben." [5]

Südafrikas Regierungspartei ANC hat diese Woche Staatspräsident Jacob
Zuma, gegen den zahlreiche Korruptionsvorwürfe erhoben werden, zum
Rücktritt gedrängt. Sein Nachfolger im Amt, Cyril Ramaphosa, ist
Multimillionär und hat eine äußerst zwielichtige Rolle beim
berüchtigten Marikana-Massaker gespielt. Am 16. März 2012 waren 34
streikende Bergarbeiter der Lonmin-Platinmine von der Polizei
erschossen worden. Ramaphosas Wahl sieht ganz und gar nicht danach
aus, als würde Südafrika das "koloniale System" überwinden.

Der Wassernotstand im südlichen Afrika ist eine Folge ausbleibender
Niederschläge. Aber nicht nur. Südafrika und Mosambik, zwei Staaten,
in denen immer wieder und immer öfter Dürre herrscht, hätten es
durchaus in der Hand, anders mit dem Problem umzugehen, als sie es
tun. Damit verbunden wäre ein Wandel sowohl der gesellschaftlichen
Produktionsbedingungen als auch der individuellen Konsumgewohnheiten.
Wobei man zu dem im Zusammenhang mit dem Wassermangel in Kapstadt
häufiger zu vernehmenden Vorwurf, die Einwohner nähmen den Alarmruf
der Behörden nicht ernst, nur sagen kann, daß jede Gesellschaft die
Individuen verdient, die sie hervorbringt.

In beiden Staaten haben Befreiungskämpfe wesentlich dazu beigetragen,
die Kolonialzeit zu überwinden. Allerdings haben sich Südafrika und
Mosambik anschließend in einer vielleicht noch tieferen Abhängigkeit
wiedergefunden, die einen Widerstand erst gar nicht aufkommen läßt,
und sich mit ihr arrangiert. Nun konkurrieren sie auf dem Weltmarkt
miteinander, und die soziale Frage bleibt vollends auf der Strecke.
Im südlichen Afrika können einige ihre Schwimmbäder nicht mehr
füllen, andere ihre Kochtöpfe ...


Fußnoten:

[1] http://www.spacedaily.com/reports/Drought_forces_Mozambique_capital_to_ration_water_999.html

[2] http://schattenblick.de/infopool/umwelt/redakt/umkl-634.html

[3] https://www.wwf.de/fileadmin/fm-wwf/Publikationen-PDF/Wasserrisiko_Fallbeispiel_Bergbau_Suedafrika.pdf

[4] http://schattenblick.de/infopool/umwelt/report/umrb0026.html

[5] http://schattenblick.de/infopool/buerger/report/brri0136.html
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TAGUNG/1453: Berlin - Tagung zur Sicherheitspolitik vom 19.-21. Februar 2018


idw - Pressemitteilung: Friedrich-Schiller-Universität Jena

Werte und Interessen in Krieg und Frieden

Tagung zur Sicherheitspolitik vom 19.-21. Februar in Berlin



Ob es um Kompromisse mit Präsident Assad bei der Wiederherstellung
eines Friedens in Syrien geht, um den Umgang mit der russischen
"hybriden Kriegführung" in der Ukraine oder um die Kooperation mit
Militärregimen, die durch Putsch an die Macht gelangen und die
Menschenrechte missachten -immer wieder wird darum gerungen, wie Werte
und Interessen in der Außenpolitik zu balancieren sind. Die
Stellungnahmen in Deutschland reichen von Warnungen vor "blindem
Idealismus" und "Moralisieren" über Forderungen nach einer
"wertegeleiteten Außenpolitik" bis hin zum Ruf, nach Jahrzehnten der
Selbstvergessenheit endlich deutsche Interessen klar zu benennen und
zu verfolgen.

Im Spannungsfeld von Normen, Interessen und Werten

Politik wie Wissenschaft stehen hier vor schwerwiegenden Zwangslagen,
insbesondere bei Entscheidungen über Krieg und Frieden. Diese werden
vom 19. bis 21. Februar 2018 auf einer hochkarätig besetzten
internationalen Tagung thematisiert, die im Zentrum der deutschen
Politik veranstaltet wird: in Berlin. Organisiert wird die öffentliche
Veranstaltung von den Professoren Rafael Biermann, Inhaber des
Lehrstuhls für Internationale Beziehungen der Universität Jena, sowie
Michael Haspel, Direktor der Evangelischen Akademie Thüringen und
Mitglied der Theologischen Fakultät der Uni Jena. Unter dem Titel
"Legal Norms, Moral Values and National Interests" treffen sich
Sicherheitsexperten aus Australien, Belgien, Deutschland,
Großbritannien, Kanada und der Ukraine. Sie werden zunächst
vergleichen, wie weit die Perspektiven der Politikwissenschaft, der
Theologie und Philosophie sowie des Völkerrechts hier übereinstimmen,
bevor sie konkrete Politikfelder diskutieren, etwa: Wie können bei der
Terrorismusbekämpfung Sicherheitserfordernisse, internationales Recht
und Freiheitsrechte balanciert werden? Wie kann in
Sezessionskonflikten das Recht auf territoriale Integrität mit dem
Recht auf Selbstbestimmung vereinbart werden? Oder wie können bei Asyl
und Migration Menschenrechte und Aufnahmebereitschaft in
Übereinstimmung gebracht werden? Schließlich soll das Spannungsfeld
von Normen, Interessen und Werten am Fall der EU-Politik im
Ukrainekonflikt mit Vertretern der EU-Kommission und ukrainischer NGOs
ausgeleuchtet werden.

Während diese Tagung in der Evangelischen Bildungsstätte
Schwanenwerder dem wissenschaftlichen Austausch dient, findet in
dessen Rahmen eine öffentliche Abendveranstaltung am 20. Februar
 am Gendarmenmarkt statt, die von der Evangelischen Akademie
Berlin organisiert wird. Hier spricht um 19 Uhr der ehemalige
Außenminister Australiens und langjährige Präsident der International
Crisis Group, Professor Gareth the Hon Evans, über "Peace in Crisis:
Interests, Norms and Values in International Politics". 

Alle Interessierten sind herzlich eingeladen.

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.lib.uni-jena.de/wp-content/uploads/2018/01/Programm-Norms-Values-Interests-Berlin-2018-19.01.18-2.pdf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution23

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Friedrich-Schiller-Universität Jena, Axel Burchardt, 15.02.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ARBEIT/2775: Bei Helferberufen wächst das Risiko am schnellsten, durch die Digitalisierung ersetzbar zu werden (idw)


Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesagentur für
Arbeit (IAB) - 15.02.2018

Bei Helferberufen wächst das Risiko am schnellsten, durch die
Digitalisierung ersetzbar zu werden



Das Risiko, durch Computer oder computergesteuerte Maschinen ersetzbar zu
werden, steigt am schnellsten in Helferberufen. Viele neue Technologien
sind marktreif geworden, die vor allem einfache Tätigkeiten ersetzen
können. Das geht aus einer aktuellen Studie des Instituts für
Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) hervor.

Insgesamt sind 25 Prozent der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten
in Deutschland dem Risiko ausgesetzt, dass innerhalb ihres Berufs mehr als
70 Prozent der Tätigkeiten durch Computer oder computergesteuerte
Maschinen übernommen werden könnten. Der größte Teil der
sozialversicherungspflichtig Beschäftigten, gut 46 Prozent, arbeitet in
Berufen mit einer mittleren Substituierbarkeit. Das heißt, dass zwischen
30 und 70 Prozent der Tätigkeiten eines Berufs potenziell durch Computer
erledigt werden könnten. Bei gut 28 Prozent der Beschäftigten könnten der
IAB-Studie zufolge weniger als 30 Prozent der Tätigkeiten innerhalb des
jeweiligen Berufs automatisiert werden.

Es sei aber keineswegs anzunehmen, dass dies in vollem Umfang geschehen
werde, betonen die IAB-Forscherinnen Katharina Dengler und Britta Matthes.
So können beispielsweise Kostengründe oder rechtliche Hürden dazu führen,
dass nur ein Teil des technisch möglichen Automatisierungspotenzials
ausgeschöpft wird.

Bildung und Qualifikation wirken tendenziell dem Risiko entgegen, dass
berufliche Tätigkeiten von Computern übernommen werden könnten. So weisen
Helferberufe, für die typischerweise keine berufliche Ausbildung benötigt
wird, mit 58 Prozent das höchste Substituierbarkeitspotenzial auf. Bei
Berufen, für die in der Regel ein vierjähriges Hochschulstudium
erforderlich ist, liegt das Substituierbarkeitspotenzial bei 24 Prozent.

Ein Vergleich mit einer von den beiden IAB-Forscherinnen drei Jahre zuvor
erstellten Analyse der Substituierbarkeitspotenziale ergibt zudem, dass
der Anstieg bei den Helferberufen mit rund zwölf Prozentpunkten doppelt so
hoch ausfällt wie bei den Expertenberufen mit plus sechs Prozentpunkten.
Während sich für die IT- und naturwissenschaftlichen Dienstleistungsberufe
kaum Veränderungen in den drei Jahren ergeben haben, sind die
Substituierbarkeitspotenziale in den Verkehrs- und Logistikberufen am
stärksten gestiegen.

Insgesamt sprächen die Ergebnisse dafür, dass die Befürchtungen eines
massiven Beschäftigungsabbaus im Zuge der Digitalisierung dennoch derzeit
unbegründet seien, erläutern Dengler und Matthes. Es würden keineswegs nur
Tätigkeiten wegfallen, sondern auch neue entstehen.

Innerhalb der Berufe werde es aber große Umbrüche geben, erklären die
Forscherinnen. Entscheidend sei daher, Ausbildungen so zu gestalten, dass
alle Auszubildenden mit den neuesten technologischen Innovationen in ihrem
Beruf vertraut gemacht werden. Die Möglichkeiten zur Weiterbildung,
Höherqualifizierung und Umschulung müssten ausgebaut werden. Die Aus- und
Weiterbildung sollte dabei nicht nur auf digitale Inhalte, sondern auch
auf den Erwerb sozialer und fachübergreifender Kompetenzen gerichtet sein.

Mit der Digitalisierung verändere sich auch die Art und Weise, wie
gearbeitet wird - beispielsweise gewinne Arbeit in virtuellen Teams an
Bedeutung. Deshalb werde es zukünftig noch wichtiger, über soziale
Kompetenzen wie Kooperationsbereitschaft, Kommunikationsstärke,
Selbstmanagement oder Empathie zu verfügen.


Weitere Informationen Sie unter:

http://doku.iab.de/kurzber/2018/kb0418.pdf

https://twitter.com/iab_news

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution851

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesagentur für

Arbeit (IAB), Wolfgang Braun, 15.02.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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GEWERKSCHAFT/1604: Nach Air Berlin Deal - Eurowings auf der Tarifflucht (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
16. Februar 2018

Nach Air Berlin Deal: Eurowings auf der Tarifflucht



Berlin - Nach der Übernahme der Luftfahrtgesellschaft Walter (LGW), einer
ehemaligen Air Berlin-Tochter, durch die Eurowingsgruppe der
Lufthansa entzieht sich der Konzern seiner Verantwortung gegenüber
den neuen Beschäftigten. Viele Flugbegleiter der LGW haben in den
vergangenen Monaten ein Gehalt weit unter dem Mindestlohn bekommen.
Weil die LGW die Beschäftigten nicht auf Flügen eingesetzt hat, wurde
ihnen lediglich ein geringes Grundgehalt ausgezahlt. "Viele
Beschäftigte können ihre Mieten nicht bezahlen und sind in einer
wirtschaftlichen Notlage. Obwohl die Situation seit Monaten bekannt
ist, verteilt die Geschäftsführung nur kleine Trostpflaster,
verweigert sich aber jeder verbindlichen tariflichen Regelung",
kritisiert Volker Nüsse, zuständiger Fachgruppensekretär Luftfahrt
beim Bundesvorstand der Vereinten Dienstleistungsgewerkschaft
(ver.di).

Tarifverträge existieren für die Kabinencrews nicht. Verhandlungen
wurden zuletzt kurzfristig von der Geschäftsführung abgesagt.
Stattdessen hat das Unternehmen als freiwillige Leistung das
Grundgehalt leicht erhöht und eine Prämie gezahlt. Die
Lösungsverschläge der Gewerkschaft wurden hingegen abgelehnt. Auch an
anderer Stelle erhebt ver.di Kritik an dem Umgang mit ehemaligen Air
Berlin-Beschäftigten. Eltern, die sich aus der Elternzeit und
Mutterschutz bei Eurowings beworben haben, wurden pauschal abgelehnt.
Erst auf Druck der Gewerkschaft hat die Eurowings den Beschäftigten
die Möglichkeit der Bewerbung eingeräumt. Allerdings gibt es jetzt
immer weniger Stellen. In Düsseldorf, dem größten Standort von Air
Berlin und Eurowings, wird gar nicht mehr eingestellt. So stehen
gerade die Beschäftigten, die dringend eine Beschäftigungszusage und
Perspektiven für ihre Familien benötigen, auf der Straße. "Es kann
nicht sein, dass sich Eurowings nach dem größten Zukauf ihrer
Geschichte der sozialen Verantwortung entzieht und gerade Eltern im
Bewerbungsverfahren benachteiligt. Wir fordern eine schnelle und
angemessene Lösung durch die Geschäftsführung", so Volker Nüsse.

LGW ging im Januar an die Eurowingsgruppe über und hat mittlerweile
360 Flugbegleiterinnen und Flugbegleiter, von denen viele zuvor bei
Air Berlin beschäftigt waren. Zugleich nimmt Eurowings immer mehr
Strecken der Air Berlin auf und stellt dafür Flugbegleiter der
insolventen Fluggesellschaft ein.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 16.02.2018

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Martina Sönnichsen - ver.di-Bundesvorstand

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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TELEKOMMUNIKATION/838: Mehr Anträge auf Schlichtung bei Telekommunikationsfragen (BNA)


Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekommunikation, Post und
Eisenbahnen - Pressemitteilung vom 01.02.2018

Mehr Anträge auf Schlichtung bei Telekommunikationsfragen

Präsident Homann: "Schnelle und kostengünstige Alternative zu
langwierigen Gerichtsverfahren"



Die Bundesnetzagentur veröffentlicht heute den Tätigkeitsbericht
ihrer Verbraucherschlichtungsstelle Telekommunikation. Der Bericht
informiert über Anträge und Ergebnisse der Schlichtung bei
Festnetz- und Mobilfunkverträgen im Jahr 2017.


"Verbraucherinnen und Verbraucher können sich an uns wenden, um
Streit vor Gericht zu vermeiden," erklärt Jochen Homann, Präsident der
Bundesnetzagentur. "Die gestiegene Zahl an Anträgen zeigt uns, dass
unsere Streitmittler eine wichtige Anlaufstelle bei Problemen zwischen
Endkunden und Telekommunikationsanbietern sind."

Steigende Anzahl an Anträgen

Im Jahr 2017 sind über 2.500 Anträge bei der Bundesnetzagentur
eingegangen, im Vorjahr waren es knapp 2.000. 860 Anträge wurden von
der Schlichtungsstelle als unzulässig abgelehnt. In 50 Prozent der
Fälle konnte durch das eingeleitete Schlichtungsverfahren eine
gütliche Einigung erreicht werden, d.h. das Anliegen des
Antragsstellers konnte zu seiner Zufriedenheit geklärt werden.

"Wir finden oft gute Lösungen, wenn die Parteien gesprächsbereit sind
und sich auf einen Kompromiss einlassen," ergänzt Homann. "Im
Idealfall können wir den Streit nachhaltig klären und das
Vertragsverhältnis kann fortgesetzt werden."

In 25 Prozent der Fälle verweigerte das jeweilige Unternehmen die
Teilnahme am Schlichtungsverfahren. Die durchschnittliche Dauer der
Schlichtungsverfahren betrug acht Wochen.

Häufige Streitthemen

Bei den Schlichtungsfällen handelt es sich häufig um strittige
Rechnungspositionen, das Fehlen der zugesicherten Leistung, Störungen
oder Anschlusssperren. Auch treten Probleme beim Anbieterwechsel und
Umzug des Anschlusses auf.

Die Bundesnetzagentur rät Verbraucherinnen und Verbraucher Rechnungen
und Kontoauszüge regelmäßig zu überprüfen, um den Anbieter bei
Problemen zeitnah kontaktieren zu können.

Außergerichtliche Einigung als Ziel

Ziel der Verbraucherschlichtungsstelle ist es, Streitigkeiten zwischen
Endkunden und Telekommunikationsanbietern außergerichtlich beizulegen.
In diesem Sinne vermittelt die Schlichtungsstelle seit 1999 als
neutrale Instanz im Rahmen des Telekommunikationsgesetzes. Das
Schlichtungsverfahren ist seit April 2016 kostenlos. Die Teilnahme der
Unternehmen an der Schlichtung ist freiwillig.


Der Bericht der Verbraucherschlichtungsstelle kann hier
abgerufen werden: 

www.bundesnetzagentur.de/tk-schlichtungsstelle

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 01.02.2018

Pressestelle der Bundesnetzagentur (BNA)

Tulpenfeld 4, 53113 Bonn

Telefon: 0228/14-99 21, Telefax: 0228/14-89 75

E-Mail: pressestelle@bnetza.de

Internet: www.bundesnetzagentur.de
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UNTERNEHMEN/2694: Wo zukünftig Nachfolger gesucht werden (idw)


Institut für Mittelstandsforschung (IfM) Bonn - 15.02.2018

Wo zukünftig Nachfolger gesucht werden



In den kommenden fünf Jahren stehen in Nordrhein-Westfalen, Bayern und
Baden-Württemberg die meisten Familienunternehmer vor der Frage der
Nachfolge. Allerdings finden sich in diesen Bundesländern auch die meisten
Unternehmen. In Ostdeutschland stellt sich hingegen die Nachfolgerfrage
seltener.

"Bezieht man die Anzahl der Unternehmen und die Unternehmensgrößenstruktur
in die Betrachtung ein, so wird sich in den Stadtstaaten Bremen, Hamburg
sowie in Niedersachsen am häufigsten die Frage nach der
Unternehmensnachfolge stellen - in Brandenburg hingegen am seltensten",
erklärt Dr. Rosemarie Kay, stellvertretende Geschäftsführerin des
Instituts für Mittelstandsforschung (IfM) Bonn. Von den anstehenden
Übergaben werden in Bremen mehr als 1.000 Beschäftigte je 1.000
Unternehmen betroffen sein, in Hamburg rund 845 Mitarbeiter und in
Niedersachsen 755 Beschäftigte.

Nach aktuellen Schätzungen des IfM Bonn stehen im gesamten Bundesgebiet
zwischen 2018 und 2022 rund 150.000 Unternehmen zur Übergabe an. "Im
Gegensatz zu den Hochrechnungen anderer Institutionen werden bei den
Berechnungen des IfM Bonn nur die Unternehmen berücksichtigt, bei denen
aufgrund des Mindestertragswerts eine Übergabe ökonomisch sinnvoll und
deshalb auch zu erwarten ist", erläutert Dr. Rosemarie Kay. Das IfM Bonn
ermittelt seit Mitte der 1990er Jahre die Anzahl der
Unternehmensnachfolgen mittels eines selbst entwickelten Schätzverfahrens,
weil es hierzu keine verlässliche amtliche Statistik gibt. Die
Gewerbeanzeigenstatistik gibt dabei einen groben Anhaltswert. "Ein
Vergleich mit der Anzahl der Übergaben, die laut Gewerbeanzeigenstatistik
in 2016 erfolgten, zeigt, dass unser Schätzverfahren den tatsächlichen
Umfang an Unternehmensnachfolgen recht gut abbildet".

Vorrangig suchen Unternehmer ihren Nachfolger weiterhin in der eigenen
Familie (53 %), wie eine Analyse erfolgter Übergaben zeigt. Eine
unternehmensexterne Lösung wählen 29 % und die Übergabe an einen
Mitarbeiter 18 % der Übergeber. Gleichwohl warnt die Wissenschaftlerin
davor, allein auf eine familieninterne Lösung zu setzen: "Wir beobachten
seit geraumer Zeit, dass Familienangehörige immer öfters nicht gewillt
oder fähig sind, die Unternehmensverantwortung zu übernehmen. Nicht
zuletzt, weil Unternehmerkinder in der Regel jeden Tag unmittelbar
erleben, wie das Unternehmen den Alltag ihrer Eltern dominiert."

Die Hintergrundinformation zur Unternehmensnachfolge in den Bundesländern
sowie die Studie "Unternehmensnachfolgen in Deutschland 2018 bis 2022"
sind auf der Homepage des Institut für Mittelstandsforschung 
(www.ifm-bonn.org) abrufbar.


Weitere Informationen unter:

https://www.ifm-bonn.org/fileadmin/data/redaktion/ueber_uns/ifm-hintergrundinformationen/IfM-Hintergrundinformation_Unternehmensnachfolgen.pdf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1325

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Institut für Mittelstandsforschung (IfM) Bonn,

Dr. Jutta Gröschl, 15.02.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VERBRAUCHERSCHUTZ/554: Viermal so viele Anträge auf Schlichtung im Postbereich (BNA)


Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekommunikation, Post und
Eisenbahnen - Pressemitteilung vom 15.02.2018

Bundesnetzagentur: Viermal so viele Anträge auf Schlichtung im
Postbereich



Die Schlichtungsstelle Post der Bundesnetzagentur veröffentlicht
heute ihren Tätigkeitsbericht 2017. Der Bericht enthält Auswertungen
und Informationen zu Komplikationen beim Versand von Briefen und
Paketen, die zu einem Schlichtungsantrag führten.

"Die Schlichtungsstelle Post der Bundesnetzagentur hat sich in
Konfliktfällen als erfolgreicher Vermittler zwischen Kundinnen und
Kunden sowie Unternehmen erwiesen", sagt Jochen Homann, Präsident der
Bundesnetzagentur. "Leider verweigert die Mehrzahl der Unternehmen
bereits in ihren AGB-Klauseln die Teilnahme an einem
Schlichtungsverfahren. Das ist für die Verbraucher ein herber
Rückschlag. Allein die enorm steigende Antragszahl unterstreicht die
Notwendigkeit der Verfahren. Neue Regelungen könnten dem
Verbraucherschutz sehr helfen, wenn sie dazu beitragen, dass
Postdienstleister sich in der Sache mit dem Schlichtungsantrag
befassen müssen", so Jochen Homann.

Steigende Antragszahl

Im Jahr 2017 gingen 1.001 Schlichtungsanträge bei der
Schlichtungsstelle Post ein. Das ist mehr als eine Vervierfachung
gegenüber dem Vorjahr (235 Anträge). Der wachsende Online-Handel mit
verstärkten Paketmengen hat unter anderem einen solchen Anstieg der
Schlichtungsanträge bewirkt. Diese dynamische Entwicklung setzt sich
zu Beginn des Jahres 2018 fort und zeigt deutlich, dass sich
Verbraucherinnen und Verbraucher bei den Postdienstleistern häufig
nicht ohne behördliche Unterstützung durchsetzen können. In 191 Fällen
erzielte im letzten Jahr die Schlichtungsstelle eine gütliche Einigung
durch ein Verfahren. In 414 Fällen lehnte der jeweilige
Postdienstleister eine Teilnahme an einem Schlichtungsverfahren ab.

Häufige Problemstellungen

Die Verbraucherinnen und Verbraucher beschwerten sich vor allem über
beschädigte oder verloren gegangene Pakete. Die Streitigkeiten
kreisten somit auch im Jahr 2017 vor allem um Fragen der Haftung aus
abgeschlossenen Beförderungsverträgen. Hier ging es häufig um die
Streitfrage einer ausreichenden Verpackung oder um den Versand von
besonders wertvollen oder sensiblen Gegenständen, wie z. B.
Edelmetalle, Schmuck oder verderbliche Ware.


Der Tätigkeitsbericht Post 2017 kann hier abgerufen werden
unter

www.bundesnetzagentur.de/post-schlichtungsstelle.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 15.02.2018

Pressestelle der Bundesnetzagentur (BNA)

Tulpenfeld 4, 53113 Bonn

Telefon: 0228/14-99 21, Telefax: 0228/14-89 75

E-Mail: pressestelle@bnetza.de

Internet: www.bundesnetzagentur.de
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INFOPOOL / POLITIK / WIRTSCHAFT





WOHNEN/213: Wohnungsmieten legen weiter zu (idw)


Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR) - 15.02.2018

Wohnungsmieten legen weiter zu



Noch keine Entlastung auf den Mietwohnungsmärkten: Die Neuvertragsmieten
sind deutschlandweit im Jahr 2017 gemessen am Vorjahreszeitraum um 4,5
Prozent auf durchschnittlich 7,99 Euro pro Quadratmeter gestiegen. 2016
betrug das Plus noch 4,9 Prozent gegenüber dem Vorjahr. Die Preisdynamik
hat sich damit kaum abgeschwächt. Das geht aus einer Auswertung des
Bundesinstituts für Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR) hervor.

In mehr als 50 kreisfreien Städten und Landkreisen zogen die Mieten
inserierter Wohnungen um mehr als sechs Prozent an. Lediglich ein Drittel
aller kreisfreien Städte und Landkreise verzeichnete 2017 eine geringere
Steigerung als noch im Vorjahr. München bleibt für Wohnungssuchende mit
Angebotsmieten von durchschnittlich16,65 Euro pro Quadratmeter die mit
Abstand teuerste Großstadt Deutschlands. Es folgen Frankfurt am Main
(13,09 Euro), Stuttgart (12,62 Euro), Freiburg im Breisgau (11,74 Euro),
Ingolstadt (11,28 Euro) und Hamburg (11,14 Euro). In München, Frankfurt am
Main und Stuttgart strahlen hohe Mieten besonders weit in den
Pendelbereich aus. In anderen Metropolen wie Düsseldorf, Köln und Berlin
reichen sie hingegen nur ins engere Umland.

Neubauwohnungen gehören in den Großstädten in der Regel zum hochpreisigen
Angebotssegment. 70 Prozent der erfassten Wohnungsinserate für
Neubauwohnungen lagen im Jahr 2017 in den kreisfreien Städten bei über 10
Euro je Quadratmeter (Erstvermietung). In den sieben größten Städten
(Berlin, Hamburg, München, Köln, Frankfurt am Main, Stuttgart, Düsseldorf)
wurden mehr als 90 Prozent der Neubauwohnungen für mehr als 10 Euro pro
Quadratmeter inseriert. Dort liegen auch die durchschnittlichen
Angebotsmieten für Bestandsgebäude und Neubauobjekte mittlerweile bei über
10 Euro je Quadratmeter.

In ländlichen Gegenden abseits der Ballungsräume müssen Neumieter weitaus
weniger tief in die Tasche greifen. In den Landkreisen Wunsiedel (Bayern),
Vogtlandkreis (Sachsen), Holzminden und Lüchow-Dannenberg (Niedersachsen)
waren inserierte Wohnungen für weniger als 4,50 Euro je Quadratmeter zu
haben.

"Eine deutliche Ausweitung des Wohnungsbaus könnte sich dämpfend auf die
Mietendynamik auswirken", sagt BBSR-Wohnungsmarktexperte Matthias
Waltersbacher. "Besonders in den Großstädten mit Marktanspannungen hat der
Bau von Wohnungen in Mehrfamilienhäusern in den letzten Jahren stark
zugelegt. Der boomende Wohnungsbau reicht dort aber noch nicht aus, um
der großen Zahl der Wohnungssuchenden gerecht zu werden und den
Mietanstieg zu bremsen."


Zur Methode:

Die vom BBSR ausgewerteten Angebotsmieten basieren auf Inseraten aus
Immobilienplattformen und Internet-Angeboten von Tageszeitungen für Erst-
und Wiedervermietungen von Wohnungen. Bei den berechneten Mietwerten
handelt es sich um Nettokaltmieten ohne Nebenkosten für nicht-möblierte
Wohnungen zwischen 40 und 130 Quadratmetern. Mieten aus bestehenden
Mietverträgen werden mit dieser Quelle nicht dargestellt.

Grafiken:

http://www.bbsr.bund.de/BBSR/DE/Home/Topthemen/2018-pressemeldung-wohnungsmieten.html



Das Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR) im Bundesamt
für Bauwesen und Raumordnung (BBR) ist eine Ressortforschungseinrichtung
im Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz, Bau
und Reaktorsicherheit (BMUB). Es berät die Bundesregierung bei Aufgaben
der Stadt- und Raumentwicklung sowie des Wohnungs-, Immobilien- und
Bauwesens.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution957

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR),

Christian Schlag, 15.02.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/06478: Der Ehre halber (SB)


Regel Nummer 1 imSchach: Hüte deine König. Regel Nummer 2 ist indes
kaum minder wichtig: Hüte deine Figuren. Laien staunen, wenn Meister
beim Verlust eines Offiziers für gewöhnlich umgehend die Partie
verloren geben. Natürlich könnte sich der Gegner mit einem ebenfalls
schachblinden Fehlzug revanchieren. Trotzdem ist es Bestandteil des
Brauchtums im Turnierschach, daß der Verlust einer Figur aus Respekt
vor dem Kontrahenten mit der Kapitulation quittiert wird. Fast scheint
es ehrenrührig zu sein, wenn der andere die Partie fortsetzt. Wie ein
giftiges Neiden um den Sieg wird es empfunden, und man möchte dem
anderen zurufen: "He, Freundchen, hältst du mich für einen Narren, daß
du glaubst, ich wüßte, nicht mit einer Mehrfigur zu gewinnen." Man
bedenke, in früheren Zeiten pflegten haushoch überlegene Meister ihre
Gunst dadurch zu zeigen, daß sie dem Gegenspieler eine Figur vorgaben.
Wer will sich also schon gerne in die Rolle eines allseits stupiden
Kaffeehaus-Debütanten drängen lassen? Achtung vor seinem Gegner hatte
im heutigen Rätsel der Sphinx jedenfalls der sowjetische Meister
Waskan. Als sein Landsmann Sacharow mit dem nächsten Zug eine
Kombination einleitete, legte Waskan seinen König ehrenhalber um, als
er eine Figur verlor, Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/06478: Der Ehre halber (SB)]



Waskan - Sacharow

UdSSR 1963


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Tarraschs Worte waren hier Gold wert. Karpows falscher Plan 1.Dd5xb7?
Ta8-b8 2.Db7-a7 erhielt durch die inkorrekte Erwiderung 2...Dc2-c6?
eine verspätete Bestätigung. Mit 3.Le3-f4! - räumt für die Dame den
Fluchtweg frei - 3...Tb8-a8 4.Da7-f2 Ta8-d8 5.Df2-g3 Dc6-c3 6.Tf1-f3
Dc3-c2 7.Td1-f1 erhielt Karpow die volle Souveränität zurück und
gewann nach 7...Lf6-d4 8.Lf4-h6 Sb4-c6 9.Sd6-f5 Dc2-b2 - 9...Ld4-e5
10.Lh6xg7! - dank der gewitzten Kombination 10.Lh6-c1! Db2-b5 11.Sf5-
h6+ Kg8-h8 12.Sh6xf7+ Tf8xf7 13.Tf3xf7 Ld4-f6 14.Dg3-f2 Kh8-g8
15.Tf7xf6 g7xf6 16.Df2xf6 und Schwarz gab angesichts der Fülle der
Drohungen auf.



Erstveröffentlichung am 21. Februar 2005

16. Februar 2018
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / PSYCHOLOGIE





MELDUNG/454: Die Strategie des Augenblicks (idw)


Technische Universität Darmstadt - 15.02.2018

Die Strategie des Augenblicks

Studie am Centre for Cognitive Science der TU Darmstadt zur Steuerung des
Lidschlags



Darmstadt, 15. Februar 2018. Wenn etwas Wichtiges in unserer Umgebung
passiert, ist es besser, dies durch Blinzeln nicht zu verpassen. Ein
Forscherteam am Centre for Cognitive Science der TU Darmstadt hat in einer
Studie, die in den "Proceedings of the National Academy of the Sciences"
veröffentlicht wurde, herausgefunden, dass Menschen unbewusst den
Informationsverlust pro Lidschlag gegen das physiologische Bedürfnis zu
blinzeln abwägen.

Die Regelung des Blinzelns stimmt dabei mit mathematischen Modellen der
Informationsverarbeitung überein, welche die menschliche Einschätzung
berücksichtigen, wann das nächste Ereignis wahrscheinlich eintreten
könnte.

Der Lidschlag stellt sicher, dass unsere Augen mit genügend Flüssigkeit
bedeckt sind, und mit etwa 15 Lidschlüssen pro Minute zählt er zu den am
häufigsten von Menschen ausgeführten Handlungen. Während des Blinzelns ist
unsere visuelle Wahrnehmung allerdings für fast ein Drittel einer Sekunde
unterbrochen. Auch wenn es den Anschein hat, als nähmen wir die Umwelt
ununterbrochen mit den Augen wahr, verpassen wir etwa in zehn Prozent der
Zeit Informationen. Aus diesem Grund kann es überlebenswichtig sein, ob
für unsere Vorfahren in der Savanne oder uns heutige Verkehrsteilnehmer,
das Blinzeln intelligent zu koordinieren.

Frühere Studien haben eine Vielzahl von Verbindungen zwischen dem
Lidschlagverhalten und dem Neurotransmitter Dopamin festgestellt. Dieser
wichtige Botenstoff des Belohnungssystems spielt besonders bei
Lernprozessen eine Rolle. Zudem gilt eine Verbindung zu physiologischen,
kognitiven und psychologischen Faktoren als belegt. Zum Beispiel nimmt die
Lidschlaghäufigkeit bei Müdigkeit zu. Weiter wird sie von der aktuellen
Tätigkeit beeinflusst - so findet man beim Sprechen im Allgemeinen eine
Zunahme in der Lidschlaghäufigkeit, während sie beim Lesen reduziert ist.
Bislang existierte allerdings kein quantitativer Nachweis für die
systematische Verbindung zwischen der Lidschlaghäufigkeit und flüchtigen
Ereignissen in unserer Umgebung, wenn diese für unsere Tätigkeit wichtig
sind.

Das Forscherteam, geleitet von Professor Constantin Rothkopf, Direktor des
Centre for Cognitive Science, konnte zum ersten Mal quantitativ zeigen,
wie das Lidschlagverhalten mit den Erfordernissen der Umgebung
zusammenhängt. In einem Experiment wurden Teilnehmer angeleitet, zeitlich
begrenzte visuelle Ereignisse am Computer zu detektieren. Die
Wahrscheinlichkeit der Ereignisse wurde dabei so manipuliert, dass die
Probanden diese lernen mussten und dadurch das Auftreten der Ereignisse
allmählich besser antizipieren konnten. Die Analyse des Blinzelns zeigte,
dass die Probandinnen und Probanden unbewusst weniger häufig blinzelten,
wenn sie die Wahrscheinlichkeit hoch einschätzten, dass das nächste
Ereignis am Bildschirm eintrat. "Das mathematische Modell, das wir
entwickelt haben, ist in der Lage, diesen Zusammenhang vorherzusagen",
erklärt David Hoppe, Doktorand am Centre for Cognitive Science und
Erstautor der Studie. "Da das Modell auch physiologische Parameter
berücksichtigt, welche sich zwischen Probanden unterscheiden, ist es zudem
möglich, die individuell unterschiedlichen Verteilungen der Zeiten
zwischen zwei Lidschlägen vorherzusagen." Die Zeitspannen bis wieder
geblinzelt wird, haben dabei unterschiedlichen Längen, und obwohl es große
Unterschiede zwischen Individuen gibt, lassen sie sich vier verschiedenen
Gruppen zuordnen. Dies war seit einer klassischen Untersuchung aus dem
Jahre 1927 zwar bekannt, aber bisher lag der Grund hierfür im Dunkeln.

Die jetzt publizierten Erkenntnisse dürften auch Auswirkungen auf
technische Anwendungen haben. Besonders bei der Erfassung von
Aufmerksamkeitszuständen von Menschen, zum Beispiel durch
Fahrassistenzsysteme im Auto oder bei der Intentionserkennung, wird die
Häufigkeit des Lidschlags schon heute gemessen. Die Erkenntnisse der neuen
Studie ermöglichen es nun, eine quantitative Verbindung herzustellen
zwischen der visuellen Wahrnehmung von Menschen, physiologischen Merkmalen
ihres Sehsystems und der Wichtigkeit, die sie einer Tätigkeit beimessen.


Die Studie

David Hoppe, Stefan Helfmann, Constantin A. Rothkopf:

"Humans quickly learn to blink strategically in response to environmental task
demands",

in: Proceedings of the National Academy of the Sciences


Weitere Informationen unter

https://doi.org/10.1073/pnas.1714220115

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution17

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Universität Darmstadt, Claudia Staub, 15.02.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / SPORT / VERANSTALTUNGEN





KURSUS/1132: Unna - "Aerobic und Body Workout", 12 Termine ab 20. Februar 2018


VHS-Aktuell: Aerobic und Body Workout 



Kreisstadt Unna. Ein breites, gesundheitsförderndes Fitnesstraining
bietet der VHS Kurs, der am Dienstag, 20. Februar 2018, um 17.30 Uhr
startet. Das Programm des einstündigen Angebots ist in drei Teile
gegliedert. Im ersten Teil werden Ausdauer und Koordination durch
Aerobic typische Bewegungsabläufe trainiert. Der zweite Teil wird
genutzt, um die Problemzonen (Bauch, Beine, Po, Rücken) zu straffen
und zu stärken. Dehnungs- und Entspannungsübungen runden das
Bewegungsprogramm ab. Die Übungen verbessern Fitness, Vitalität und
Wohlbefinden. Dieser Kurs setzt keine Kenntnisse voraus und ist für
alle Interessierten geeignet.

Für 12 Termine im VHS Semester entsteht eine Teilnahmegebühr von
58,- Euro. Anmeldungen nimmt die VHS unter www.vhs-zib.de oder
telefonisch unter 02303/103-713 entgegen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 15. Februar 2018

Stadt Unna, Pressestelle

Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





KLEINKUNST/815: Cuxhaven - Bernhard Hoecker "So liegen Sie richtig falsch!" am 24.2.


Bernhard Hoecker "So liegen Sie richtig falsch!" 



Am Samstag, 24. Februar 2018, um 20 Uhr ist der Comedian Bernhard
Hoecker mit seinem neuen Programm zu Gast im Stadttheater Cuxhaven,
Rathausstr. 21, 27472 Cuxhaven.

Unaufhaltsam und ohne Umwege geht Philanthrop Bernhard Hoecker wieder
auf seine Mitmenschen zu. Auf typisch "hoeckereske" Art widmet er sich
deren Denkstrukturen, dreht und wendet diese im Scheinwerferlicht,
klopft ab, bohrt nach, analysiert - und hilft der Welt wie immer auf
die Sprünge, natürlich nie auf direktem Weg. Dies kann übrigens
Bahnreisende, Freibadbesucher und Comedy-Fans gleichermaßen betreffen.
Seit Menschengedenken sind Gott und die Welt ein Thema. Hoecker geht
einen Schritt weiter. Gott und der Welt sei Dank! Er lässt sich den
ein oder anderen Lapsus diesseits und jenseits des göttlichen
Horizonts auf der analytischen Zunge zergehen, enttarnt die
aberwitzigsten Wahrnehmungsverzerrungen und schreckt noch nicht einmal
davor zurück, der Evolution ihre Fehler vorzuhalten. Irrgänge sind
Programm und Bernhard Hoecker assistiert beim "Entheddern" -
garantiert immer garniert mit einem guten Ratschlag. Wer will sich das
schon entgehen lassen - oder wollen Sie richtig falsch liegen?

Eintrittskarten für die Comedy-Show mit Bernhard Hoecker gibt es in
der Kulturinformation im Schlossgarten 4, 27472 Cuxhaven, Tel. 0 47
21/6 22 13 (geöffnet Mo-Fr 9-13 Uhr, Di-Fr 15-18 Uhr, Sa 10-13 Uhr)
und online unter www.cuxhaven.de/tickets. Restkarten werden am
Veranstaltungsabend ab 19 Uhr an der Abendkasse im Stadttheater (Tel.
0 47 21/3 56 56) verkauft.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 12. Februar 2018

Stadt Cuxhaven

Büro des Oberbürgermeisters

Rathausplatz 1, 27472 Cuxhaven

Tel.: 04721/700607, Fax: 04721/700909

E-Mail: presse@cuxhaven.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





KLEINKUNST/814: Hamburg - Die Spieler. Mittendrin statt nur dabei, Impro-Theater im Goldbekhaus, 23.2.


Hamburg - Freitag 23. Februar um 20 Uhr im Goldbekhaus

DIE SPIELER: MITTENDRIN STATT NUR DABEI | IMPRO-THEATER



Der Moment ist unsere Passion! Eine geizige Eule, ein Schrankenwärter
und eine Wanne voller Geburtstagskerzen! Sie haben keine Ahnung wie
das zusammengehört. Wir können Sie beruhigen, wir auch nicht. Aber in
weniger als 3 Sekunden nimmt die Geschichte ihren Lauf und Sie mischen
mit. Bauen Sie Brücken oder stellen Sie uns vor unlösbare Probleme.
Ob als Krimi, gereimt, gesungen, im Bollywood-Style oder als
Liebesdrama: Wir bringen's auf die Bühne!

Zitat aus unserem Gästebuch: "Sie werden lachen und ihr Herz spüren!"

Mit: Ensemble Die Spieler

Weitere Informationen finden Sie auch unter: https://diespieler.com/

Bühne zum Hof | AK 16,- / 13,- | VVK 13,- / 11,- (zzgl. evtl.
anfallender Gebühren)


Goldbekhaus e.V.

Moorfuhrtweg 9 | 22301 Hamburg

040-27 87 02-0 | info@goldbekhaus.de

www.goldbekhaus.de

 * 

Quelle:

steffel:marketing&pr

raamfeld 47 | 22397 hamburg

040.41455746

info@ulrikesteffel.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





SCHAUSPIEL - DRAMA/084: Bonn - Jean-Paul Sartre, "Die schmutzigen Hände", Premiere am 22. Februar 2018


Premiere des Schauspiels "Die schmutzigen Hände" in den
Kammerspielen 



BONN - Das Schauspiel "Die schmutzigen Hände" von Jean-Paul Sartre in
der Regie von Marco Storman am Donnerstag, 22. Februar, um 19.30 Uhr
feiert Premiere in den Kammerspielen Bad Godesberg.

Sartres Drama spielt 1943 im fiktiven Illyrien und erzählt in
Rückblenden die Geschichte des jungen Intellektuellen Hugo, der,
getrieben von der Bedeutungslosigkeit seines Daseins, mit seiner
bürgerlichen Herkunft brechen will und in die kommunistische Partei
eintritt. In der Hoffnung, seinem Leben auf diese Weise einen Sinn zu
verleihen, nimmt er den Auftrag zum Mord am unbequem gewordenen
Parteiführer Hoederer an und lässt sich gemeinsam mit seiner Frau
Jessica bei diesem einschleusen. Doch Hoederers Charisma und sein
ernsthaftes Interesse an den Zielen und Wünschen Hugos lassen dessen
Entschlossenheit schwinden. Während Hugo auf Zeit spielt, mischen sich
private und politische Motive.

Nach der Uraufführungsinszenierung von Alexander Eisenachs "Der Zorn
der Wälder" vergangene Spielzeit, zeigt Marco Storman mit "Die
schmutzigen Hände" seine zweite Arbeit am Theater Bonn. Anhand Sartres
1948 uraufgeführten Dramas untersucht Storman die Anziehungskraft von
Ideologien und geht der Frage nach der Möglichkeit eines "richtigen"
Handelns im Spannungsfeld von ideellen Zielen und realen Gegebenheiten
nach.

Tickets und weitere Informationen gibt es unter www.theater-bonn.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 13. Februar 2018

Stadt Bonn

Stadthaus, Berliner Platz 2, 53111 Bonn

Telefon: (02 28) 77-3000

Telefax: (02 28)/77 2468

E-Mail: pressedienst.noreply@bonn.info

Internet: www.bonn.de
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INFOPOOL / TIERE / TIERSCHUTZ





POLITIK/826: EU-Kommission verharmlost Lebendtiertransporte (TSB)


Pressemitteilung des Deutschen Tierschutzbundes - 16. Februar 2018

EU-Kommission verharmlost Lebendtiertransporte



Der Deutsche Tierschutzbund warnt davor, die Brisanz von
Lebendtiertransporten in Drittländer und das damit verbundene Tierleid
herunterzuspielen. Die EU-Kommission hatte Anfang der Woche geäußert, den
Export lebender Tiere nicht einschränken zu wollen. Die Generaldirektion
Gesundheit und Lebensmittelsicherheit der EU-Kommission veröffentlichte
kurz zuvor einen Bericht zur Bewertung des Tierschutzes während des
Transportes von Tieren in Drittländer. Obwohl nicht die Tiertransporte
selbst und damit die tatsächlichen Bedingungen während der Transporte,
sondern lediglich eine Dokumentenprüfung durchgeführt wurde, wird der
Eindruck erweckt, dass ein ausreichender Schutz der Tiere gewährleistet ist
und die Transporte reibungslos funktionieren.

"Wie es den Tieren wirklich geht, wenn sie tagelang bei unsäglicher Hitze
auf einem Transporter verbringen müssen und welche Qualen sie dabei
erleiden müssen, wurde nicht überprüft", kritisiert Thomas Schröder,
Präsident des Deutschen Tierschutzbundes. "Das wirkliche Ausmaß der
Transporte und das Leid für die Tiere wird in diesem Bericht zu Unrecht
heruntergespielt."

Auf eine schriftliche Anfrage der Europaabgeordneten Ulrike Müller und Jan
Huitema (ALDE) hatte sich der zuständige EU-Kommissar Vytenis Andriukaitis
dahingehend geäußert, dass der "Handel mit lebenden Tieren integraler
Bestandteil der modernen Landwirtschaft" sei. Die Kommission zieht daher
nicht in Erwägung, die Ausfuhr lebender Tiere einzuschränken. "Es ist
enttäuschend und nicht nachvollziehbar, dass die Kommission dies so rigoros
ausschließt", sagt Schröder. "Zwar erkennt sie die Tierschutzproblematik an
und will sich für einen verbesserten Schutz der Tiere einsetzen. Es müssen
jedoch endlich Taten folgen. Solange es diese unnötigen Transporte gibt,
müssen die EU-Staaten gewährleisten, dass Tierschutzvorgaben und damit
EU-Recht bis zum Bestimmungsort der Tiere eingehalten werden - so wie es
der Europäische Gerichtshof in einem Urteil bereits 2015 festgelegt hatte.
Das ist mittels Dokumentenprüfung nicht zu schaffen."

Kritik gibt es von Seiten des Deutschen Tierschutzbundes auch für den
Bundesverband Rind und Schwein. Dieser bemüht sich nach eigenen Angaben
aktuell darum, "wieder Vertrauen in das System Langstreckentransporte"
herzustellen. "Statt das Image der Transporte wieder aufzupolieren, sollte
auch die Branche daran interessiert sein, langfristige Lösungen zu finden",
sagt Schröder. Dazu zählen aus Sicht der Tierschützer die Stärkung
regionaler Strukturen, der Transport von Fleisch bzw. Samen von Zuchttieren
anstelle lebender Tiere sowie die Rückkehr zu Zweinutzungsrassen.

 * 
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ABWASSER/277: Optionen zur Eindämmung von Pharmawirkstoffen (BBU WASSER-RUNDBRIEF)


BBU-WASSER-RUNDBRIEF - Nr. 1121, vom 20. Januar 2018, 37. Jahrgang

regioWASSER e.V. - Freiburger Arbeitskreis Wasser im Bundesverband
Bürgerinitiativen Umweltschutz e.V. (BBU)



EU befragt die Bürger über Pharmawirkstoffe im Wasserkreislauf

Die im November 2017 angelaufene Öffentlichkeitskonsultation der
EU-Kommission über "Arzneimittelwirkstoffe in der aquatischen Umwelt"
war ein Schwerpunktthema eines gleichnamigen Workshops am 8. Dez. 2017
in der Führungsakademie Baden-Württemberg in Stuttgart. Bei der
Internetkonsultation haben alle BürgerInnen in der EU die Möglichkeit,
Stellung zur geplanten Pharmastrategie der Kommission zu beziehen. Wie
Frau Dr. Ursula Maier vom baden-württembergischen Umweltministerium
auf dem Workshop ausführte, sei die Konsultation die späte Folge der
im Jahr 2013 verabschiedeten Richtlinie über Umweltqualitätsnormen
(UQN) für prioritär (gefährliche) Stoffe in der aquatischen Umwelt. Im
Zuge der Verabschiedung der UQN-Richtlinie habe die EU-Kommission den
Schmerzmittelwirkstoff Diclofenac und die beiden Hormone E1 (Estron
bzw. Östron) und EE2 (17-alpha-Ethinylestradiol) auf eine
Beobachtungs-Liste gesetzt ("watch-list"). Die EU-Mitgliedsstaaten
seien damals aufgefordert worden, über das Vorkommen dieser
gewässerrelevanten Schadstoffe noch mehr Informationen zu sammeln, so
dass eine umfassendere gewässerökologische Bewertung der Stoffe
möglich würde. Gleichzeitig habe sich die Kommission verpflichtet, bis
zum Jahr 2015 den Entwurf für eine Strategie zur Eindämmung von
Pharmawirkstoffen in der aquatischen Umwelt auf den Tisch zu legen.
Allerdings sei es der Kommission erst mit zwei Jahren Verspätung
gelungen, im November 2017 einen ersten Entwurf für eine
"Pharmastrategie" ins Internet zu stellen (s. RUNDBR. 1094/1 1036/3).

Pharmawirkstoffe: Der Weg zur Internetkonsultation

Bei Projekten, die letztendlich in eine EU-Richtlinie einmünden
könnten, ist es inzwischen Usus, dass die EU-Kommission der
interessierten Öffentlichkeit die Möglichkeit gibt, Stellung zu dem
Vorhaben zu nehmen - so auch bei der geplanten "Pharmastrategie".
Hierzu läuft noch bis zum 21. Febr. 2018 eine öffentliche Konsultation
"für jedermann". Zum anderen war eine Stakeholder-Consultation für
Fachkreise eröffnet worden. Die Stakeholder-Consultation ist bereits
am 21. Jan. 2018 geschlossen worden. Beiden Konsultationen liege ein
Fragebogen zu Grunde, berichtete Frau Dr. Maier auf dem Stuttgarter
Pharma-Workshop. Dazu gehöre jeweils auch ein Freifeld, im dem man die
geplante "Pharmastrategie" mit eigenen Worten kommentieren könne. Den
deutschsprachigen Fragebogen gibt es unter [1]

https://ec.europa.eu/eusurvey/runner/2de5e81c-4875-441e-b351-b8ebd598cf86?draftid=bc3c6934-8e09-4dd8-916e-22a5ef1bcda5&surveylanguage=DE

(Wir haben inzwischen an der Konsultation teilgenommen und auf den
Vorschlag des BUND für eine Strategie zu Pharmawirkstoffen und anderen
Mikroverunreinigungen in der aquatischen Umwelt hingewiesen - siehe
RUNDBR. 1118/4.)

30 Optionen zur Eindämmung von Pharmawirkstoffen

Auf dem Workshop des Stuttgarter Umweltministeriums am 8. Dez. 2017
führte Frau Dr. Mayer des Weiteren aus, dass die EU-Kommission ihre
beiden Konsultationen mit zwei Hintergrundpapieren unterfüttert habe -
wobei die beiden Hintergrundpapiere nur in englischer Sprache
downloadbar seien. Ein Dokument beschreibe den Wissensstand über
Pharmawirkstoffe in der aquatischen Umwelt. Das andere Dokument könne
als erster Entwurf für eine Pharma-Strategie der Kommission verstanden
werden. In diesem Dokument würden 30 Optionen erläutert, die dazu
dienen könnten, das Auftreten von Pharma-Wirkstoffen im
Wasserkreislauf zu reduzieren. Zu jeder Option (zu jeder
Handlungsmöglichkeit) habe die EU-Kommission ein Faktenblatt
("fact-sheet") mit weitergehenden Informationen und einer ersten
Bewertung der jeweiligen Option verfasst. Die Bewertung der Optionen
erfolge einheitlich nach einer "SWOT-Analyse": Was sind jeweils die
Stärken und Chancen sowie die Schwächen und Risiken der jeweiligen
Option? Als Folge der Konsultation plane die Kommission dann bis Mitte
2018 einen besser abgestimmten Entwurf für die Pharma-Strategie zu
veröffentlichen. 

Die beiden Hintergrundpapiere stehen unter [2]

https://ec.europa.eu/info/consultations/public-consultation-pharmaceuticals-environment_de 

zum Herunterladen zur Verfügung. Eine
Zusammenfassung der Optionen wird auch in deutscher Sprache zum
Download angeboten.

Pharmawirkstoffe: Debatte über Handlungsmöglichkeiten

Auf dem Stuttgarter Workshop hatten die eingeladenen
Interessenvertreter die Gelegenheit bekommen, vier Optionen
beispielhaft zu kommentieren. Das Umweltministerium hatte die
folgenden vier Optionen deshalb zur Diskussion gestellt, weil die
jeweiligen Optionen sich zwischen den unterschiedlichen Akteursgruppen
als möglicherweise strittig erweisen könnten.

Option 7

Berücksichtigung einer Umweltverträglichkeitprüfung (UVP) in der
Zulassung von Arzneimitteln im Hinblick auf eine
Nutzen-Risiko-Abwägung. (Eine Zulassungsverweigerung auf Grund eines
besonders großen Umweltrisikos ist bis jetzt nur bei
Tierarzneimitteln möglich.)

Option 14

Eine Verschreibungspflicht in Abhängigkeit der
UVP-Ergebnisse - bis jetzt bezieht sich die Verschreibungspflicht nur
auf Risiken für den Menschen, jedoch nicht im Hinblick auf Risiken für
die
Umwelt.

Option 22

Eine bessere Sammlung und Entsorgung von Altmedikamenten unter
besonderer Berücksichtigung der Herstellerverantwortung.

Option 24

Ausarbeitung einer EU-Leitlinie für das Abwassermanagement in
Krankenhäusern und Gesund-heitseinrichtungen.

Wie zu erwarten, hat sich auf dem Stuttgarter Workshop dann
tatsächlich eine lebhafte Diskussion über die vier
Handlungsmöglichkeiten entwickelt. Unter den in Stuttgart vertretenen
Akteursgruppen waren unter anderen MitarbeiterInnen von
Pharmaverbänden, der Trinkwasserver- und der Abwasserentsorgung, der
Wissenschaft, des baden-württembergischen Sozialministeriums, der
Apotheker sowie der Umweltverbände anwesend - und diskutierten
meinungsstark über Stärken, Schwächen, Chancen und Risiken der vier
Optionen.

Die
Kompetenzen des Landes Baden-Württemberg in der Pharma-Strategie 

Die Mitarbeiterin des Stuttgarter Umweltministeriums, Frau Dr. Maier,
hatte in ihrer Erläuterung der EU-Konsultation auch die Historie der
Workshop-Reihe rekapituliert. Bei dem Workshop am 8. Dez. 2017 habe es
sich nämlich bereits um den 7. Workshop zum Thema
"Arzneimittelwirkstoffe in der aquatischen Umwelt" gehandelt. Der
erste Workshop im Mai 2014 sei vor dem Hintergrund der oben genannten
UQN-Richtlinie der EU anberaumt worden. Im Stuttgarter
Umweltministerium sei man damals der Auffassung gewesen, dass es
notwendig wäre, alle mit dem Thema befassten Akteure in die Diskussion
einbeziehen. Ziel war und ist die Sensibilisierung und
Bewusstseinsbildung sowohl in den Fachkreisen als auch der
Öffentlichkeit. Ferner gehe es darum, die beschränkten Möglichkeiten
im Land zu eruieren, die zur Verfügung stehen, um Einfluss auf die
Meinungsbildung in Brüssel zu nehmen. Die Workshop-Reihe habe auch
dazu gedient, sich gegenseitig über alle Aspekte des Auftretens von
Pharmawirkstoffen in der aquatischen Umwelt zu informieren. Der
Meinungs- und Informationsaustausch sei zudem dafür geeignet, die
Kompetenz des Landes Baden-Württemberg in der Debatte um geeignete
Schritte zur Reduzierung des Wirkstoffeintrags zu stärken. Einer der
Leitgedanken des Umweltministeriums sei darüber hinaus gewesen, zu
verdeutlichen, dass der Ansatzpunkt für eine Pharmastrategie nicht
allein die 4. Reinigungsstufe zur Spurenstoff-Eliminierung auf
Kläranlagen sein dürfe.

Arzneimittel: Im Abwasser spiegelt sich das Verbraucherverhalten
wider

Als nächstes hatte Dr.-Ing. Steffen Metzger vom
baden-württembergischen Kompetenzzentrum Spurenstoffe (KomS) eine
Übersicht über die Ergebnisse der Beprobung von 40 Kläranlagen
unterschied-lichster Größenordnung in Baden-Württemberg vorgestellt.
Die Proben habe man jeweils im Anschluss auf drei aufeinander folgende
Trockenwettertage gezogen. Die Proben habe man filtriert, so dass nur
gelöste Stoffe berücksichtigt worden wären. Im Analyseprogramm seien
50 Spurenstoffe und Mikroverunreinigungen berücksichtigt worden - u.a.
Human-arzneiwirkstoffe (beispielsweise Schmerzmittel wie Diclofenac),
darüber hinaus aber auch fünf Röntgenkontrastmittel und drei
Estrogene. Bei der Betrachtung der 40 beprobten Kläranlage habe sich
gezeigt, dass man die Hälfte der Stoffe in allen Kläranlagen habe
nachweisen können - egal ob es sich um kleine oder große Kläranlagen
gehandelt habe. Metzger stellte auch die unterschiedlichen Wochengänge
der Konzentrationen am Beispiel von Diclofenac (ziemlich gleichmäßig)
und Röntgenkontrastmittel (starker Einbruch am Wochenende) vor. "Im
Abwasser spiegelt sich das Verbraucherverhalten wider." Das könne man
ebenfalls am Tagesgang von Diclofenac und Coffein demonstrieren.
Kritisch wurde gefragt, ob auch jahreszeitliche Unterschiede
berücksichtigt worden seien. Beispielsweise könne man annehmen, dass
Rheumapatienten im Winter größere Probleme haben und damit
möglicherweise auch mehr Diclofenac-haltige Schmerzmittel in höheren
Dosen als im Sommer verwenden.

Diskutiert wurden außerdem einwohnerspezifische Tages- und
Jahresfrachten in den Zuläufen der Kläranlagen. Ferner wurden die
stoffspezifischen Eliminierungsgrade bei den 50 untersuchten
Wirkstoffe in den Kläranlagen erörtert. Hohe Eliminationsraten wurden
beispielsweise bei Östrogenen,

Metformin und Röntgenkontrastmitteln gefunden. Aufgrund der hohen
Frachten im Zulauf der Kläranlagen würden sich aber auch bei einem
vergleichsweise hohen Eliminierungsgrad in den Abläufen der
Kläranlagen immer noch Konzentrationen im Be reich von Mikrogramm pro
Liter finden. Eine gute Eliminierbarkeit sei somit kein Beleg für
niedrige Restkonzentrationen im Kläranlagenablauf.

Spurenstoff-Eliminierung: Was geht mit Ozon, was geht mit
Aktivkohle? 

Anschließend stellte Metzger die üblicherweise angewandten Medien zur
Spurenstoffentfernung vor - also Ozon, Pulveraktivkohle und
granulierte Aktivkohle. Der KomS-Leiter widmete sich auch der Frage,
wie stoffspezifisch die unterschiedliche Reinigungsverfahren
funktionieren: "Was geht gut mit Aktivkohle, was geht mittelmäßig und
was geht schlecht?" Jedes Verfahren habe seine Stärken und Schwächen.
Deshalb untersuche man inzwischen die Kombination der
Spurenstoff-Eliminierung mit Hilfe von Ozon und Aktivkohle. Schalte
man die Ozonierung der Granulierten Aktivkohle (GAK) vor, könne man
längere Standzeiten der GAK erreichen. Es sei allerdings ambitioniert,
beide Verfahren prozessstabil zu betreiben. Das funktioniere in
Pilotversuchen. Aber ob das auch in der Praxis des Kläranlagenalltags
genauso gut gelingt, zweifelte der Referent an.

Diskutiert wurde auch die Eignung von Membranverfahren zur
Spurenstoff-Eliminierung. Den gesamten Abwasserstrom aus einer
Kläranlage ("Vollstrom") energieaufwändig durch Membranmodule zu
drücken, sei energetisch gesehen eher fragwürdig. Darüber hinaus
stelle sich die Frage, wie man das schadstoffträchtige Konzentrat
entsorgen könne. Ferner sei selbst im Klarwasserablauf einer
Kläranlage mit einer erheblichen Verblockung der Membranmodule zu
rechnen, so dass man einen harten Chemikalieneinsatz benötige, um die
"verstopften" Membranmodule wieder durchgängig zu machen. Somit wäre
nicht nur die Energiebilanz einer Spurenstoff-Eliminierung mit Hilfe
von Membranverfahren ein Problem.


Sozial- und Öko-Dumping bei der A-Kohle-Produktion in
Asien

Wie bei vielen Diskussionen über den Einsatz von Aktivkohle zur
Spurenstoff-Eliminierung wurde auch auf dem Stuttgarter Workshop die
problembeladende Herkunft der Aktivkohle angesprochen. Egal ob die
A-Kohle aus Steinkohle, Kokosnussschalen oder Restmöbelholz produziert
würde - die A-Kohle komme aus Asien, größtenteils aus China und
Indien. Vieles spreche dafür, dass Sozial- und Ökodumping bei der
A-Kohleproduktion an der Tagesordnung sei (siehe RUNDBR. 1026/1).
"Wissen wir, was in Asien passiert?" So eine der Fragen auf dem
Workshop. Metzger berichtete, dass inzwischen auch mit europäischen
Rohstoffressourcen experimentiert würde - beispielweise mit
Olivenkernen. Die wären aber nicht in ausreichender Tonnage verfügbar,
um den A-Kohlebedarf zu decken. Deshalb experimentiere man mit der
Verkohlung von Toilettenpapier und anderen Faserstoffen, die im Rechen
im Zulauf der Kläranlage hängen bleiben. Zumindest von der Menge her,
könnten diese Faserstoffe rechnerisch ausreichen, um den wachsenden
A-Kohlebedarf zu befriedigenden. Bis es allerdings tatsächlich "grüne"
Aktivkohle in ausreichender Menge geben würde, bedürfe es
voraussichtlich noch eines langen Weges, so die Voraussage des 
KomS-Leiters.

Ein zweites Leben für die Wasserwerks-A-Kohle?

Hingewiesen wurde darauf, dass die granulierte Aktivkohle immerhin bis
zu zehnmal regeneriert werden könne. Gefragt wurde in dem Zusammenhang
nach "einem zweiten Leben" der in der Trinkwasseraufbereitung
eingesetzten Aktivkohle. Da die Wasserwerksaktivkohle nur eine
vergleichsweise geringe Spurenstoffbeladung aufweisen würde, könne man
sie zumindest theoretisch noch zur Eliminierung von
Mikroverunreinigung in der "Vierten Stufe" einer Kläranlage einsetzen.
Dazu reiche die Restkapazität der Wasserwerks-Aktivkohle allemal aus.
Es sei allerdings eine logistische Herausforderung, die nasse
Aktivkohle aus der Trinkwasseraufbereitung zu einer Kläranlage zu
transportieren, dort zu trocknen und aufzumahlen, so dass sie in der
"Vierten Stufe" noch ein Mal ihren guten Dienst verrichten könne (s.
RUNDBR. 1024/3).

Schlussendlich wurde problematisiert, warum ausgerechnet bei der
Spurenstoff-Eliminierung der A-Kohle-Einsatz derart kritisch
hinterfragt würde? Bei allen anderen Einsatzzwecken von A-Kohle habe
noch nie ein Hahn danach gekräht - so beispielsweise bei der
A-Kohleverwendung in den Klimaanlagen der Pkws. An den Kosten könne
das Hinterfragen des A-Kohle-Einsatzes in der "Vierten Stufe" eher
nicht liegen. Die für Kläranlagen geeignete Aktivkohle koste 1.200 bis
1.800 Euro pro Tonne. Pro angeschlossenem Einwohner und Jahr benötige
man zur Spurenstoff-Eliminierung etwa ein Kilogramm A-Kohle. Das würde
dann pro Jahr mit etwa 1,50 Euro zu Buche schlagen.



[1] https://ec.europa.eu/eusurvey/runner/2de5e81c-4875-441e-b351-b8ebd598cf86?draftid=bc3c6934-8e09-4dd8-916e-22a5ef1bcda5&surveylanguage=DE

[2] https://ec.europa.eu/info/consultations/public-consultation-pharmaceuticals-environment_de
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ATOM/360: Neues Portal bündelt Informationen zur kerntechnischen Sicherheit (BMUB)


Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit -
Berlin, 16. Februar 2018

Reaktorsicherheit



Neues Portal bündelt Informationen zur kerntechnischen Sicherheit

Bund und Länder schalten www.nukleare-sicherheit.de frei



Das Bundesumweltministerium (BMUB) hat gemeinsam mit den
Bundesländern, dem Bundesamt für Strahlenschutz (BfS) und dem
Bundesamt für kerntechnische Entsorgungssicherheit (BfE) ein Portal
zur Sicherheit in der Kerntechnik entwickelt. Heute wird die
Wissensplattform in deutscher und englischer Sprache freigeschaltet.

Nach dem Atomgesetz sind Bund und Länder für die nukleare Sicherheit
zuständig. Bislang mussten interessierte Bürgerinnen und Bürger auf
den verschiedenen Internetseiten der Bundes- und Landesbehörden
Informationen zu kerntechnischen Anlagen, Genehmigungsverfahren, der
Atomaufsicht in Deutschland und Europa sowie zum Notfallschutz
aufwändig recherchieren. Ab sofort bündelt die gemeinsame Plattform
dieses Wissen in fünf Themenblöcken und ermöglicht somit einen
vereinfachten Zugang unter: 

www.nukleare-sicherheit.de, bzw. www.nuclearsafety.de.

https://www.facebook.com/bmub.bund

https://www.instagram.com/bmub/

https://twitter.com/bmub
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PROJEKT/101: Kenia schützt die Heimat des Grauen Kronenkranichs (NABU)


Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V. - Pressedienst, 16. Februar
2018

Kenia schützt die Heimat des Grauen Kronenkranichs

NABU-Kranich-Projekt in Afrika verzeichnet Erfolge



Kenia - Kenia will den Grauen Kronenkranich besser schützen und hat
den größten Süßwassersee im Norden des ostafrikanischen Landes zum
Schutzgebiet erklärt.

Der 43,3 Quadratkilometer große Lake Ol'Bolossat liegt knapp vier
Autostunden nördlich von der kenianischen Hauptstadt Nairobi an den
südwestlichen Ausläufern der Abardare Bergkette. Er versorgt mit dem
ausfließenden Ewaso Narrok Fluss weite Gebiete im Nordosten, wie den
Landkreis Laikipia, aber auch das bekannte Samburu Nationalreservat.
Vom Wasser des Lake Ol'Bolossat hängen zehntausende Menschenleben und
der Bestand von Haus- und Wildtieren ab. Der See wurde bereits 2008
von Nature Kenya, dem nationalen Partner des NABU in Kenia, als
"Important Bird Area" ausgewiesen und ist zudem eines der wichtigsten
Brutgebiete für den Grauen Kronenkranich in Kenia. "Das ist ein großer
Erfolg für den NABU und die ganze Region. Der NABU ist seit 2014 in
der Region aktiv und tritt seitdem für die Anerkennung der Fläche als
Schutzgebiet ein", sagt NABU-Vizepräsident Thomas Tennhardt.

Der Bestand des Grauen Kronenkranichs - ein eleganter Vogel mit
goldgelben Schmuckfedern - nimmt fast überall in Afrika ab. Auch in
Kenia sind die Bestände dramatisch gesunken, in den letzten 30 Jahren
um 80 Prozent. Die International Union for Conservation of Nature
(IUCN) stuft den Grauen Kronenkranich als gefährdete Art ein. Mit dem
vom NABU initiierten Kranichmonitoring in Kenia wird ein wichtiger
Beitrag geleistet, um genaue Werte zu bekommen. Der Bestand in Kenia
wird auf 12.000 Vögel geschätzt. "Die Ursachen für den Rückgang sind
vielfältig und reichen von Veränderungen und Verlust des Lebensraumes
über illegale Jagd bis hin zum Vogelhandel", sagt Werner Schröder,
Sprecher der NABU-Bundesarbeitsgruppe Afrika. Der See ist Heimat
weiterer gefährdeter Vogelarten wie dem Zitronenpieper. Mehr als 100
paläarktische Zugvogelarten nutzen den See und seine Umgebung als
Winterquartier. Er beherbergt außerdem gut 400 Flusspferde.

Angesichts des neuen Schutzstatus müssen in den kommenden Jahren am
Lake Ol'Bolossat zahlreiche Maßnahmen zum Schutz des Gebietes
umgesetzt werden. Illegale Nutzung, wie Anbauflächen und Häuser,
müssten innerhalb von 90 Tagen aus der Schutzzone entfernt werden.
Najib Balala, Minister für Tourismus und Umwelt in Kenia, kündigte an,
dass er eine Arbeitsgruppe einberufen werde, um die Interessen
zwischen Tourismus und Naturschutz sowie die nachhaltige
landwirtschaftliche Nutzung besser koordinieren zu können. "Der NABU,
der zuständige Tourismusdirektor im Kreis Nyandarua, Bernhard Mwai,
und George Muigai von den Crane Conservation Volunteers haben ein
gemeinsames Ziel: die nachhaltige Nutzung des Lake Ol'Bolossat im
Ökotourismus und den Schutz des Grauen Kronenkranichs", sagt Schröder.
Der Status als Schutzgebiet sei dabei von unschätzbarem Wert.
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WALD/207: Entwaldung in den Tropen (idw)


Helmholtz-Zentrum für Umweltforschung - UFZ, 14.02.2018

Entwaldung in den Tropen



Die Tropenwälder rund um den Globus beherbergen eine große
Artenvielfalt und sind ein wichtiger Kohlenstoffspeicher. Doch nach
wie vor werden sie durch Abholzungen weiter zerschnitten und damit
gefährdet. Wissenschaftler des UFZ haben nun aus der Physik eine
Methode abgeleitet, mit der sich die Fragmentierung erstmals auf
globaler Ebene erklären und mathematisch beschreiben lässt. Dabei
zeigte sich u.a., dass sich die Tropenwälder aller drei Kontinente
nahe an einem kritischen Punkt befinden, ab dem die Anzahl der
Fragmente stark ansteigen wird. Dies wird schwerwiegende Folgen für
die Biodiversität und die Kohlenstoffspeicherung haben, schreiben die
Forscher im Wissenschaftsjournal Nature.




[image: Foto: © Mateus Dantas de Paula]

Die Luftaufnahme zeigt Waldfragmente des Brasilianischen Atlantischen
Regenwaldes im Nordosten Brasiliens (Mata Atlantica), umgeben von
Zuckerrohrplantagen.

Foto: © Mateus Dantas de Paula



Um globale Muster der Waldfragmentierung zu analysieren, nutzte die
UFZ-Forschergruppe um den Biophysiker Prof. Andreas Huth
Fernerkundungsdaten, die die Waldbedeckung in einer extrem hohen
Auflösung von 30 Metern in den drei Tropenregionen Mittel- und
Südamerika, Afrika und Südostasien sehr präzise widerspiegeln. Rund
130 Millionen Waldfragmente erfassten die Modellierer und teilten
diese in unterschiedliche Größenklassen ein - von einem Hektar bis zu
einer Milliarde Hektar Größe. Dabei stellten sie fest, dass das Muster
der Verteilung der Größenordnungen auf allen drei Kontinenten nahezu
identisch ist: Sehr vielen, sehr kleinen Waldstücken stehen nur wenige
große ungestörte Flächen gegenüber. So ist zum Beispiel der Anteil der
Waldfragmente unter 10.000 Hektar in allen drei Regionen sehr ähnlich:
In Mittel- und Südamerika 11,2 Prozent, in Afrika 9,9 Prozent und in
Südostasien 9,2 Prozent. "Überraschend ist das, weil sich die
Landnutzung von Kontinent zu Kontinent durchaus unterscheidet", sagt
Dr. Franziska Taubert, Mathematikerin in Andreas Huths Team und
Erstautorin der Studie. Beispielsweise werden im Amazonas-Gebiet eher
sehr große Waldflächen in Agrarland umgewandelt. In den Wäldern
Südostasiens, etwa auf Borneo, werden dagegen oft nur wirtschaftlich
interessante Baumarten dem Wald entnommen.

Auf der Suche nach Gründen für dieses identische Muster der
Zerschneidung wurden die UFZ-Modellierer in der Physik fündig. "Die
Verteilung der Größen der Waldfragmente nimmt gemäß eines
Potenzgesetzes ab, dessen Exponent bei allen drei Kontinenten ähnlich
ist", sagt Andreas Huth. Solche Potenzgesetze sind auch von anderen
Naturphänomenen wie Waldbränden, Erdrutschen und Erdbeben bekannt. Die
Forscher erzielten einen Durchbruch, indem sie die beobachteten
Potenzgesetze und ihre Exponenten aus der Perkolationstheorie ableiten
konnten. "Die Theorie besagt, dass die Waldlandschaft bei einer
bestimmten Phase der Entwaldung fraktale, selbstähnliche Strukturen
aufweist, d.h. Strukturen, die sich auf unterschiedlichen Ebenen immer
wiederfinden lassen", erklärt Andreas Huth. "Dies wird in der Physik
auch als kritischer Punkt oder Phasenübergang bezeichnet, wie zum
Beispiel beim Übergang von Wasser aus einem flüssigen in einen
gasförmigen Zustand", ergänzt Mitautor Dr. Thorsten Wiegand vom UFZ.
Ein besonders faszinierender Aspekt der Perkolationstheorie ist, dass
die universelle Größenverteilung unabhängig von den kleinskaligen
Mechanismen ist, die zur Fragmentierung geführt haben.

Das UFZ-Team verglich die Fernerkundungsdaten der drei Tropenregionen
mit Vorhersagen der Perkolationstheorie und stellte
überraschenderweise fest, dass Beobachtung und Theorie nahezu
übereinstimmten. Das gilt nicht nur für die sehr ähnliche
Größenverteilung der Fragmente, sondern auch für zwei weitere
Indikatoren, die fraktale Dimension und die Längenverteilung der
Fragmentränder. "Mit dieser physikalischen Theorie können wir
Entwaldungsvorgänge in den Tropen beschreiben", schlussfolgert Dr.
Rico Fischer, ebenfalls Mitautor der Studie. Und nicht nur das: Man
könne diesen Ansatz auch nutzen, um erstmals Voraussagen zu treffen,
wie sich die Fragmentierung tropischer Wälder in den nächsten
Jahrzehnten entwickeln wird. "Insbesondere nahe dem kritischen Punkt
sind bereits bei relativ geringfügigen Rodungen dramatische
Auswirkungen zu erwarten", fügt Taubert hinzu.

Anhand von Szenarien, die unterschiedliche Rodungs- und
Aufforstungsraten voraussetzen, modellierten die Wissenschaftler, wie
viele Waldfragmente bis zum Jahr 2050 zu erwarten sind. Schreite die
Entwaldung in den mittel-und südamerikanischen Tropen so wie bisher
voran, nimmt die Anzahl der Waldfragmente um das 33-fache zu und die
durchschnittliche Fragmentgröße verringert sich von 17 ha auf 0,25 ha.
Einzig bei der derzeit allerdings wenig wahrscheinlichen Variante, die
Entwaldung zu stoppen und mehr Flächen aufzuforsten als zu roden,
ließe sich der Fragmentierungstrend aufhalten. Zukünftige
Satellitenmissionen wie zum Beispiel Tandem-L sind von großer
Bedeutung, um diese Trends schnell und zuverlässig erfassen zu können.

Sind tropische Wälder stark fragmentiert, hat das deutlich negative
Auswirkungen. Zum einen leidet die Artenvielfalt in diesen
Biodiversitäts-Hotspots, da zahlreiche seltene Tierarten auf
großflächige und ungestörte Lebensräume angewiesen sind. So braucht
der Jaguar beispielsweise etwa 10.000 Hektar zusammenhängende
Waldfläche zum Überleben. Zum anderen wirkt sich die zunehmende
Störung der Wälder auch negativ auf das Klima aus. Ein
UFZ-Wissenschaftlerteam um Andreas Huth hatte in Nature Communications
bereits im Frühjahr letzten Jahres beschrieben, dass die Zerschneidung
einst zusammenhängender tropischer Waldgebiete die
Kohlenstoff-Emissionen weltweit um ein weiteres Drittel ansteigen
lässt, da in den Randgebieten der Waldfragmente viele Bäume absterben
und weniger Kohlenstoff gespeichert wird.

Publikation:

Franziska Taubert, Rico Fischer, Jürgen Groeneveld, Sebastian Lehmann,
Michael S. Müller, Edna Rödig, Thorsten Wiegand, Andreas Huth (2018):
Global patterns of tropical forest fragmentation. Nature,

http://dx.doi.org/10.1038/nature25508

Die Studie wurde im Rahmen der Helmholtz-Allianz "Remote Sensing and
Earth System Dynamics" durchgeführt.



Weiterführende Links:

Online-Blog (Nature Ecology & Evolution Community, Behind the Paper)


http://go.nature.com/2H8RgT0

Pressemitteilung zu "Emissionen am Waldrand"

https://www.ufz.de/index.php?de=36336&webc_pm=11/2017

Die Helmholtz-Allianz Remote Sensing and Earth System Dynamics:

http://hgf-eda.de

Die Tandem-L Satellitenmission:

https://www.tandem-l.de/

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.ufz.de/index.php?de=36336&webc_pm=5/2018

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news689208

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution173

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Helmholtz-Zentrum für Umweltforschung - UFZ, Susanne Hufe, 14.02.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/327: Für mehr Klimaschutz - Gülle, Mist und Reststoffe müssen zu Biogas werden (DUH)


Deutsche Umwelthilfe e.V. - Pressemitteilung, 15. Februar 2018

Mehr Klimaschutz in der Landwirtschaft:

Gülle, Mist und Reststoffe müssen zu Biogas werden

Deutsche Umwelthilfe und Bodensee-Stiftung begrüßen
Koalitionsvereinbarung zur Reststoffverwertung in Biogasanlagen -
Biogasanlagen mit hohem Anteil an Gülle und Mist leisten wichtigen
Beitrag für den Klima- und Naturschutz - Weiterentwicklung des
Bestands der Anlagen muss sich an ökologischen Kriterien orientieren -
Verbände fordern einen konkreten Umsetzungsplan



Berlin/Radolfzell, 15.2.2018: Die Deutsche Umwelthilfe (DUH) und die
Bodensee-Stiftung begrüßen, dass die Koalitionsparteien den Bestand
von Bioenergiegasanlagen weiterentwickeln möchten, in dem sie den
Einsatz von Gülle und Mist aus der Tierhaltung in Biogasanlagen
verstärken. Allerdings weisen die Verbände darauf hin, dass dies an
ökologischen Rahmenbedingungen ausgerichtet sein muss. Nur dann
liefern die Anlagen einen entscheidenden Beitrag zur Verbesserung der
Luftqualität, der Energiewende und dem Klimaschutz.

"Nachdem sich die Bundesregierung von den Klimaschutzzielen für 2020
und 2030 verabschiedet hat, ist es umso wichtiger, das Potenzial von
Biogasanlagen zur Reduktion von Treibhausgasen durch den verstärkten
Einsatz von Gülle, Mist und Reststoffen auszuschöpfen", sagt Sascha
Müller-Kraenner, Bundesgeschäftsführer der DUH. Dies gelingt jedoch
nur, wenn ökologische Kriterien angelegt werden.

Wie die Rahmenbedingungen ausgestaltet sein sollten, damit sich der
Anteil an Gülle und Mist in Biogasanlagen erhöht, haben die DUH und
die Bodensee-Stiftung in dem Faktenpapier "Methanminderung für
kosteneffizienten Klimaschutz in der Landwirtschaft - Biogasanlagen"
zusammengefasst (das Papier finden Sie am Ende dieser Seite).
Notwendig ist es, bestehende Vorgaben, Gesetze und Förderungen
dahingehend zu optimieren, dass Anlagen, unabhängig von ihrer Größe,
in einem dafür passenden landwirtschaftlichen Kreislauf gefördert
werden. Das bedeutet, dass in den Regionen sowohl ausreichend Mist und
Gülle aus der Viehhaltung in der Nähe vorhanden sind als auch
ausreichende Fläche für die Ausbringung der Gärreste gegeben ist.

Außerdem muss das Beratungsangebot in Zusammenarbeit mit den
Genehmigungs- und Überwachungsbehörden zu den positiven Klimaeffekten
durch Biogasanlagen auf Güllebasis verbessert werden, um einen
schrittweisen Umbau bestehender Biogasanlagen zu erreichen. Weg von
der Hauptnutzung einjähriger Anbaubiomasse wie Mais oder Getreide hin
zur Verwendung von mehr Wirtschaftsdünger. So kann auch der Neubau von
auf Gülle basierten Anlagen - häufig kleineren Ausmaßes - gefördert
werden. Diese Form der Biogasanlagen ergänzt den intelligenten
Energiemix der erneuerbaren Energien in Deutschland durch ihre
saisonal verschiebbare und flexibel regulierbare Strom- und
Wärmeerzeugung. Dadurch nimmt Bioenergie eine systemstabilisierende
Rolle, ergänzend zu Solar- und Windstrom, ein. Die Einspeisung von
Biomethan ins Erdgasnetz und verstärkte Kraft-Wärme-Kopplung in
Bioenergiedörfern, Industriebetrieben oder Gewächshäusern helfen, das
Klima sofort zu schützen.

Wesentlich ist die Maßgabe der Koalitionsparteien, die
Reststoffverwertung, sprich den Einsatz von Wirtschaftsdünger in
Biogasanlagen, zu verstärken. Die gesteigerte Nutzung von
Wirtschaftsdünger ermöglicht einen klimaeffizienteren Betrieb von
bestehenden Biogasanlagen. Zusätzlich kann eine gesteigerte Nutzung
von Wirtschaftsdüngern zu einer Reduktion der Anbaubiomasse und damit
zu einer Minderung der Treibhausgas-Emissionen aus der Landwirtschaft
führen.

"Mindestens 40 Prozent der Einsatzstoffe einer Biogasanlage sollten
aus Gülle, Mist und landwirtschaftlichen Reststoffen bestehen oder von
Grünland, Blühstreifen und Dauerkulturen stammen", sagt Jörg
Dürr-Pucher, Präsident der Bodensee-Stiftung. Dies muss eine
Voraussetzung für die Teilnahme an zukünftigen Ausschreibungen sein.

Hintergrund: 

Das Treibhausgas Methan spielt eine Schlüsselrolle beim Klimaschutz
und beim Erreichen des 2-Grad-Ziels. Methan ist 28-mal schädlicher als
Kohlendioxid (CO2) und die weltweiten Methanemissionen sind innerhalb
der letzten zehn Jahre stark angestiegen. Es ist daher neben den
Anstrengungen zur Reduktion von CO2 insbesondere wichtig, Methan zu
reduzieren.

Mit dem Projekt 'MinusMethan' verfolgen die Deutschen Umwelthilfe und
die Bodensee-Stiftung das Ziel, den Beitrag der Landwirtschaft an den
Klimaschutzzielen des Bundes zu erhöhen, Anreize hierfür zu schaffen
und Synergieeffekte zwischen der Klimapolitik und weiteren Zielen wie
dem Erhalt der biologischen Vielfalt, der Luftreinhaltung, dem
Tierwohl und dem Ressourcenschutz zu erreichen. Dies mithilfe von
Experten in einzelnen Workshops erarbeitet und in Faktenpapieren
veröffentlicht. Das Projekt ist eingebunden in die Nationale
Klimaschutzinitiative des Bundesumweltministeriums.




Links:

Mehr Information zu Methan und seiner Klimawirkung sowie dem
Projekt

http://www.duh.de/projekte/minus-methan/

Hintergrundpapier "Methanminderung für kosteneffizienten Klimaschutz
in der Landwirtschaft - Biogasanlagen"

http://www.duh.de/fileadmin/user_upload/download/Projektinformation/Verkehr/Methan/180214_Hintergrundpapier_Minus-Methan_Biogasanlagen_final.pdf

 * 

Quelle:

Deutsche Umwelthilfe e.V. (DUH)

Pressemitteilung, 15.02.2018

Hackescher Markt 4, 10178 Berlin

Tel.: 030/25 89 86-0, Fax.: 030/25 89 86-19

Internet: www.duh.de
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MELDUNG/326: Hoffnung für Braunkehlchen (WWF)


WWF Pressemitteilung - 13. Februar 2018

Hoffnung für Braunkehlchen



Auf ökologisch bewirtschafteten Flächen reichen bereits einfache
Schutzmaßnahmen, damit der Vogelnachwuchs zahlreich überlebt. Das ist
das Ergebnis von Untersuchungen im Rahmen des Projekts 'Landwirtschaft
für Artenvielfalt' an Braunkehlchen in Mecklenburg-Vorpommern und
Brandenburg. Der einst weit verbreitete Singvogel gilt in Deutschland
nach Roter Liste als stark gefährdet. Laut Bundesamt für Naturschutz
nahm sein Bestand zwischen 1990 und 2013 um 63% ab. Auf mehreren
Biopark-Betrieben gelang es nun, den Bruterfolg fast zu verdoppeln.
Markus Wolter, Referent Landwirtschaft des WWF Deutschland, freut
sich: "Wir haben einen Rettungsanker für stark gefährdete Vogelarten
gefunden - Ökolandbau ist die Basis für aktiven Vogelschutz und mit
kleinen Extras lässt sich ganz viel für die Tiere erreichen."

Die bodenbrütenden Braunkehlchen sind im Grünland vor allem beim Mähen
der Wiesen gefährdet, aber auch durch Beweidung an den Nistplätzen
oder der Pflege von Gräben und Böschungen. Auf mehreren
Projektbetrieben setzten die Biopark-Landwirte auf bewirtschafteten
Grünlandflächen einfache Schutzmaßnahmen um. So wurden kleinflächige
Schutzzonen abgesteckt und beim Mähen oder der Beweidung ausgespart.
Von April bis Mitte Juli blieb ein zehn Meter breiter Streifen am
Feldrand stehen oder es wurde eine Ecke der Weide abgezäunt.
Grabenböschungen, die als Brutplatz dienten, wurden in der Brutzeit
nicht gemäht. An einigen Orten stellten Vogelkundler sogenannte
Jagdwarten ins Gelände, also zusätzliche Sitzstäbe für die Vögel. Bei
den 144 Brutstätten ohne Schutzmaßnahmen flogen aus 45% der Nester
Jungvögel aus. Durch die Maßnahmen (37 Brutstätten) wurde der
Nesterfolg auf 84% erhöht. Da die meisten Maßnahmenflächen klein sind
und am Feldrand liegen, ist der Ernteausfall der Landwirte in der
Regel gering. Einige der zeitweilig nicht bewirtschafteten Flächen
wurden durch Agrarumweltprogramme gefördert.

Die Erhebung ist Teil des Projekts 'Landwirtschaft für Artenvielfalt'
(LfA) von WWF, EDEKA, Biopark und dem Leibniz-Zentrum für
Agrarlandschaftsforschung (ZALF e.V.). Im Auftrag des WWF haben
Wissenschaftler des ZALF acht ökologisch bewirtschaftete Betriebe in
Mecklenburg-Vorpommern und Brandenburg untersucht. Die Öko-Betriebe
bewirtschaften ihre Flächen ohne Einsatz von mineralischem
Stickstoffdünger und chemisch-synthetischen Pestiziden. Das Grünland
wird von Mutterkühen und ihren Kälbern beweidet. Dadurch gibt es eine
hohe Artenvielfalt von Pflanzen und Insekten, was wiederum viele Vögel
anlockt, die sich und ihren Nachwuchs von den Insekten ernähren.

Immer seltener hört man fröhliches Zwitschern und Tirilieren auf
deutschen Äckern und Feldern. Bekannte Singvögel gehen stark zurück.
"Noch ist eine Trendwende möglich, wenn es gelingt, die Fläche des
Ökolandbaus schnell erheblich auszuweiten. Deutschland muss sein Ziel,
20% der Landwirtschaftsfläche auf Ökolandbau umzustellen,
schnellstmöglich erreichen. Wir brauchen außerdem ein Aus für
Neonikotinoide, mit denen Saatgut behandelt wird. Sie stehen in
Verdacht, das Bienen- und Insektensterben mit zu verursachen - die
Nahrungsgrundlage der Vögel", so Wolter.

Hintergrund

Projekt 'Landwirtschaft für Artenvielfalt'

Das Projekt Landwirtschaft für Artenvielfalt will die Vielfalt der
wildlebenden Tier- und Pflanzenarten in landwirtschaftlich geprägten
Lebensräumen erhöhen. Das gelingt mit Hilfe eines betriebsgerecht
variierbaren Naturschutzmoduls, einer Zusatzqualifikation für den
Öko-Landbau. Herzstück des Projekts ist ein Katalog von über 100
verschiedenen Naturschutzmaßnahmen. Projektpartner auf Erzeugerseite
im laufenden Projekt ist der ökologische Anbauverband Biopark. Die
wissenschaftliche Begleitung liegt beim ZALF. EDEKA Nord vermarktet
die Erzeugnisse der teilnehmenden Betriebe und honoriert bei
bestimmten Produkten die Zusatzleistungen für den Naturschutz.

Mehr unter

http://www.landwirtschaft-artenvielfalt.de/

Artenvielfalt in Deutschland und die Rolle der herkömmlichen
Landwirtschaft

Mit einem Anteil von über 50% ist die Landwirtschaft der größte
Flächennutzer in Deutschland. Zahlreiche Arten sind angewiesen auf
landwirtschaftlich geprägte Lebensräume. Konventionelle, intensive
Landwirtschaft mit hohem Pestizid- und Mineraldüngereinsatz und engen
Fruchtfolgen ist neben dem Verlust an Lebensräumen hauptverantwortlich
für die Zerstörung von Artenvielfalt in landwirtschaftlich genutzten
Räumen in Deutschland und Europa. Die Intensivierung der
landwirtschaftlichen Produktion lässt immer weniger Platz für
Lebensräume - sei es am Rand oder innerhalb von Produktionsflächen. So
stehen nahezu drei Viertel aller im Offenland brütenden Vogelarten auf
der Roten Liste, und die Anzahl der für Acker- und Grünland typischen
Pflanzen hat in den letzten Jahrzehnten um bis zu 95% abgenommen.
Betroffen sind ehemals verbreitete Pflanzen und Tiere wie Feldhase,
Kiebitz oder Feld-Rittersporn.

 * 

Quelle:

WWF Pressemitteilung, 13.02.2018

Herausgeber: WWF Deutschland

Reinhardtstraße 14, 10117 Berlin

Tel.: 030 311 777 - 0, Fax: 030 311 777 - 603

E-Mail: info@wwf.de

Internet: www.wwf.de
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STANDPUNKT/984: Faire Handelspolitik mit CDU/CSU und SPD nicht zu machen (BUND BE)


BUND Landesverband Berlin e.V. - Pressemitteilung - Berlin, 16.
Februar 2018

Faire, soziale, ökologische und demokratische Außenhandelspolitik ist
mit CDU/CSU und SPD nicht zu machen

Koalitionsvertrag setzt
mit CETA Maßstäbe für von Wirtschaftsinteressen gelenkte
Handelspolitik



Mitglieder des "Berliner Netzwerk TTIP/CETA/TiSA stoppen" sehen den
zwischen CDU/CSU und SPD ausgehandelten Koalitionsvertrag als einen
Schlag gegen die Zivilgesellschaft, die sich in den letzten Jahren für
eine faire, soziale, ökologische und demokratische Handelspolitik
eingesetzt hat. In dem Koalitionsvertrag wird nach wie vor das
Handelsabkommen zwischen EU und Kanada (CETA) als Blaupause für
weitere Abkommen gesetzt. Und auch das Abkommen mit den USA (TTIP)
soll wieder aufgenommen werden.

CETA als Musterabkommen mit seinen weitreichenden Regelungen zu
Investitionsschutz birgt enorme Gefahren für Arbeitnehmerrechte und
öffentliche Daseinsvorsorge sowie Umwelt, Natur- und Klimaschutz:

Sigrun Franzen (Berliner Wassertisch): "CETA stellt in mehrfacher
Hinsicht eine Gefahr für die öffentliche Daseinsvorsorge dar. So soll
zum Beispiel das auch für eine nachhaltige Wasserwirtschaft wichtige
Vorsorgeprinzip ausgehebelt werden. Mit CETA werden die Wasser- und
Abwasserdienstleistungen außerdem der Liberalisierung unterworfen.
Sollten z. B. Kommunen gegen CETA-Pflichten verstoßen, können
Investoren Deutschland auf Schadensersatz verklagen. Eine Regierung,
die ein Abkommen wie CETA als 'zukunftsweisend betrachtet', handelt
nicht im Interesse der Bürgerinnen und Bürger."

Carmen Schultze (BUND Berlin): "So wird allein durch das
Investitionsklagerecht, das Klima zu schützen, stark eingeschränkt.
Immer mehr Öl-, Gas- und Bergbaukonzerne setzen stärker auf riskante
Fördertechniken, von den Ölsanden über die Hochsee-Ölförderung zum
Fracking. Würden diese begrenzt, könnten Investoren wegen entgangener
Profite den Weg vor ein internationales Schiedsgericht antreten.
Ähnliches gilt, wenn der Abbau und die Verbrennung von fossilen
Brennstoffen eingeschränkt würden - etwa im Rahmen eines
Kohleausstiegs. Und dass Unternehmen klagen werden, steht außer Frage,
wie laufende Verfahren von Vattenfall gegen Deutschland belegen."

Uwe Hiksch (NaturFreude Berlin): "Gemeinsam werden wir uns gegen die
Ratifizierung des Freihandelsabkommen EU-Kanada (CETA) stemmen. Jetzt
kommt es vor allem auch auf den Bundesrat an, der dieses neoliberale
Freihandelsabkommen stoppen kann. Die NaturFreunde erwarten von den
Landesregierungen in denen Bündnis 90/Die Grünen und die Partei DIE
LINKE beteiligt ist, dass sie im Bundesrat gegen CETA votieren oder
mit ihren Landesregierungen eine Enthaltung durchsetzen. Vom Berliner
Senat erwarten wir, dass er gegen CETA im Bundesrat abstimmen wird, da
alle drei Parteien, die am Senat beteiligt sind, auf ihren
Landesparteitagen ein klares Votum gegen CETA abgegeben haben."

Im Berliner Bündnis TTIP | CETA | TiSA stoppen! arbeiten
zusammen:

NaturFreunde Berlin, Greenpeace Berlin, Berliner Wassertisch, GRÜNE
LIGA, Attac Berlin, BUNDjugend Berlin, Mehr Demokratie, Arbeitskreis
Internationalismus (IG Metall Berlin), Gen-ethisches Netzwerk, Anti
Atom Berlin, Powershift, BUND Berlin, FIAN Berlin, DGB Berlin

 * 

Quelle:

Presseinformation, 16.02.2018

Herausgeber:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.

Landesverband Berlin

Crellestraße 35, D-10827 Berlin

Tel. 030/78 79 00-0, Fax: 030/78 79 00-18

E-Mail: kontakt@bund-berlin.de

Internet: www.bund-berlin.de
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AUSSTELLUNG/443: Fotoausstellung 'Glanzlichter 2016' - Nationalparkhaus Ilsetal, Eröffnung am 28.2.


Nationalpark Harz - Einladung, 15. Februar 2017

"Glanzlichter
2016 - Gewinner des internationalen Naturfoto-Wettbewerbs"



Zur Eröffnung der neuen Sonderausstellung
"Glanzlichter
2016 - Gewinner des internationalen Naturfoto-Wettbewerbs"

laden wir Sie herzlich nach Ilsenburg in das Nationalparkhaus Ilsetal
ein.

Die Eröffnung findet am Mittwoch, 28.2.2018 um 17 Uhr statt.
Die Sonderausstellung ist im Anschluss bis zum 21.5.2018
Di - So von 8.30 - 16.30 Uhr (montags nur an Feiertagen)
geöffnet und eintrittsfrei.

Wir freuen uns, dass der Nationalpark Harz auch in diesem Jahr wieder
die preisgekrönten Fotografien der Internationalen Fürstenfelder
Naturfototage zeigen kann.

Das Projekt 'natur & fotografie' Monreal hat sich längst zum größten
Naturfoto-Wettbewerb Deutschlands entwickelt. Unter dem Titel
'Glanzlichter' werden in jedem Jahr die Besten prämiert und in
Wanderausstellungen gezeigt.

Lassen Sie sich von den schönsten Wundern der Natur begeistern.


"Glanzlichter der Naturfotografie" 2016 in Ilsenburg -
Eröffnung am 28.2.2018 durch Nationalparkleiter Andreas Pusch

21.654 Bildeinsendungen wurden zu diesem Naturfoto-Wettbewerb aus 38
Ländern eingereicht, der unter der Schirmherrschaft von
Bundesumweltminister Barbara Hendricks und unter dem Patronat des DVF
steht. Die Glanzlichter-Sponsoren aus der Fotoindustrie stellen die
Preise im Gesamtwert von 28.000 Euro zur Verfügung.

Diese Zahlen belegen, welche Wertschätzung der größte deutsche
Naturfoto-Wettbewerb seit Jahren genießt.

Vier Tage nahmen sich die Juroren die Zeit, um alle Bilder zu
beurteilen. Erst dann waren standen die diesjährigen Gewinner der
Glanzlichter fest. Die Jury bestand dieses Jahr aus Viola Brandt,
Naturfotografin, Andreas Klotz, Naturfotograf und Verleger, sowie die
Veranstalterin des Naturfoto-Wettbewerbs und Naturfotografin Mara
Fuhrmann.

"Glanzlichter-Naturfotograf 2016" ist Thomas Kolenbrander aus
Deutschland mit "Dramaturgie des Himmels".

Das Siegerbild zeigt einen dramatischen Wolkenhimmel über einer
Hochebene auf Island. Hier hat die Natur eine eindrucksvolle Vorgabe
gemacht, die der Fotograf mit seiner Kamera optimal einfangen konnte.
Es ist die Rückkehr zum Minimalen, um das Maximale auszudrücken -
Fotografie pur. Durch die Reduktion auf das Wesentliche gewinnt ein
Schwarz-Weiß-Bild seine Ausdruckskraft. Der Fotograf muss schon bei
der Aufnahme entsprechend komponieren und die farbige Sichtweise in
Schwarz und Weiß sehen.

Die "Glanzlichter-Nachwuchs-Naturfotografin 2016" ist die 16jährige
Eva Haußner aus Deutschland mit ihrem Bild "Aus dem Nichts". Sie
fotografierte die faszinierenden, intensiv grünen Facettenaugen einer
Libelle. Diese sollten der Mittelpunkt ihrer Aufnahme werden. So
scheint die Libelle wegen der geringen Tiefenschärfe aus dem Nichts zu
kommen. Es wirkt, als würde ein Wesen aus einer anderen Welt
auftauchen.

Die Siegerehrung der Gewinner fand während der 18. Internationalen
Fürstenfelder Naturfototage im Mai 2016 statt. Seitdem wandern die
Glanzlichter 2016 zwei Jahre durch Deutschland und Italien und werden
dort in Museen, Naturparks und Nationalparks sowie in Galerien
gezeigt. Die genauen Ausstellungsdaten finden Sie auf der Website
www.glanzlichter.com/Ausstellungen.cfm - nun sind sie bald in
Ilsenburg angekommen.

Wer keine Gelegenheit hat, sich die Gewinnerbilder in einer der
Ausstellungen anzuschauen, kann alle Bilder mit ausführlichen
Informationen zum Bild auch im dazu erscheinenden Buch "Glanzlichter
2016" sehen. Darin sind auf 136 Seiten die Aufnahmedaten und
Geschichten zum jeweiligen Bild nachzulesen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 15.02.2018

Nationalpark Harz

Abt. Presse, Marketing & Regionalentwicklung

Lindenallee 35, 38855 Wernigerode

Tel. 03943/5502-32

E-Mail: info@nationalpark-harz.de

Internet: www.nationalpark-harz.de
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KINO/5683: Bonn - "Prinzessin Mononoke" am 22. Februar 2018


Kino im Haus der Jugend zeigt "Prinzessin Mononoke"



BN - In Kooperation mit dem Förderverein Filmkultur Bonn zeigt das
Haus der Jugend am Donnerstag, 22. Februar 2018, 18 Uhr, den 
Anime-Klassiker "Prinzessin Mononoke" von Hayao Miyazaki. Der atemberaubende
und actionreiche Animationsfilm erzählt vom Kampf des Mädchens San an
der Seite mythischer Tiergötter gegen die Ausbeutung der Natur. Er
dauert 128 Minuten und ist freigegeben ab 12 Jahren. Der Film ist Teil
der neuen Kinoreihe im Haus der Jugend, bei der monatlich ein
ausgewählter Jugendfilm auf großer Leinwand gezeigt wird. Der Eintritt
ist frei.

Weitere Infos im Haus der Jugend, Reuterstraße 100, Telefon 0228 - 24
33 11 53 oder unter www.hausderjugendbonn.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 14. Februar 2018

Stadt Bonn

Stadthaus, Berliner Platz 2, 53111 Bonn

Telefon: (02 28) 77-3000

Telefax: (02 28)/77 2468

E-Mail: pressedienst.noreply@bonn.info

Internet: www.bonn.de
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TOUR/7146: Hanau - "Mit dem Marktweib Sophie durch die Innenstadt", 24.2.2018


Mit dem Marktweib Sophie durch die Hanauer Innenstadt

Stadtführung der Tourist-Information am Samstag, 24. Februar



Eine Reise durch die ereignisreiche Vergangenheit der Hanauer
Innenstadt können Interessierte gemeinsam mit dem Marktweib Sophie am
Samstag, 24. Februar, unternehmen. Stadtführerin Inge Frick verkörpert
im originalgetreuen Kostüm die verkaufstüchtige Marktfrau aus dem 17.
Jahrhundert, die in Hanau ihre Waren unter die Leute bringen will und
bei einem ausgiebigen Schwatz allerlei Neuigkeiten zu berichten weiß.
Dabei führt ihr Weg unter anderem auch in den Schlossgarten, entlang
der Stadtmauer und zur Marienkirche, über Freiheitsplatz, Marktplatz
bis zu Wallonisch-Niederländischen Kirche.

Treffpunkt ist um 14 Uhr vor dem Congress Park Hanau. Die Teilnahme an
der rund 90minütigen Veranstaltung kostet sieben Euro für Erwachsene
und für Kinder die Hälfte. Eine Voranmeldung ist unbedingt
erforderlich, denn die Führung wird bei mangelndem Interesse
kurzfristig abgesagt.

Anmeldung bei der Tourist-Information im Hanauer Rathaus unter Telefon
06181-295 739 oder beim HANAU LADEN 06181-427 78 99 oder per E-Mail
an touristinformation@hanau.de. Weitere Informationen über diese und
andere Stadtführungen unter www.hanau.de/tourismus.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 14. Februar 2018

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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